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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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SEMINAR/3178: Oldenburg - Märchen in der Alltagskultur, 25. und 26.02.2020


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Märchen in der Alltagskultur

Seminar des Centers für lebenslanges Lernen



Oldenburg. In der populären Alltagskultur und Märchen und Märchenmotive
allgegenwärtig. In welchen Kontexten und auf welche Weise auf sie
zurückgegriffen wird, darum geht es in einem Seminar des C3L - Center für
lebenslanges Lernen der Universität Oldenburg. Es findet am Dienstag und
Mittwoch, 25. und 26. Februar, jeweils von 9.15 Uhr bis 16.45 Uhr an der
Universität Oldenburg statt und wird von Sabine Lutkat, Märchenerzählerin
und Präsidentin der Europäischen Märchengesellschaft, geleitet. Die
Kursgebühr beträgt 60 Euro, ermäßigt 35 Euro. Interessierte können sich
unter 0441/798-2275 oder -2276 noch kurzfristig telefonisch anmelden.

Ob Aschenputtel, Rotkäppchen oder der Froschkönig, ob in der Werbung oder
in der Fantasyliteratur - Märchenfiguren kommen in ganz unterschiedlichen
Bereichen vor. Darüber hinaus bedient sich die moderne Literatur vieler
Märchenmotive, sei es in Fantasyromanen oder in der Lyrik. Im Seminar
untersuchen die Teilnehmer, welche Märchen und Motive eine Rolle spielen
und was der neue Kontext mit den tradierten Stoffen macht. Dabei kommen sie
immer wieder auf die Frage zurück, was an Märchen und Märchenmotiven so
geeignet ist, dass immer wieder auf sie zurückgegriffen wird.

Weblinks

uol.de/sbk

 * 

Quelle:

Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

26111 Oldenburg

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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TREFF/1530: Berlin - Juri Andruchowytsch »Die Lieblinge der Justiz«, Gespräch, 25.03.2020


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für März 2020

Mi 25.3., 19:30 Uhr, 7 EUR / erm. 4 EUR

Buchpremiere

Juri Andruchowytsch »Die Lieblinge der Justiz«

Juri Andruchowytsch im Gespräch mit Tomasz Kurianowicz



»Die Lieblinge der Justiz«, das sind, wie man weiß, sowohl echte als
auch vermeintliche Verbrecher: Bohdan Staschynskyj zum Beispiel, ein
KGB-Agent und Auftragskiller, der den ukrainischen Nationalisten
Stepan Bandera in seinem Münchner Exil ermordet, dann aber wegen der
Liebe zu einer ostdeutschen Friseurin mit ihr in den Westen flieht
und sich stellt. Oder Mario, Kolonialwarenhändler aus dem östlichen
Hinterland der k.u.k. Monarchie, dessen geheime Verabredung mit einem
karpatischen Molfar-Zauberer sich als so fatal erweisen wird, dass
ihm nicht einmal mehr Kaiser Franz Joseph helfen kann. Juri
Andruchowytsch entfaltet in seinem neuen Buch ein die Jahrhunderte
umspannendes Panorama von Mord, Liebe und Verrat, von der
Monstrosität des Verbrechens und der Justiz und unterhält sich
darüber mit dem Autor und Journalisten Tomasz Kurianowicz.

Juri Andruchowytsch »Die Lieblinge der Justiz« Suhrkamp, 2020

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für März 2020

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1529: Berlin - Michail Prischwin »Tagebücher. Band I. 1917-1920«, Gespräch, 17.03.2020


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für März 2020

Di 17.3., 19:30 Uhr, 7 EUR / erm. 4 EUR

Buchvorstellung

Michail Prischwin »Tagebücher. Band I. 1917-1920«

Eveline Passet im Gespräch mit Ilma Rakusa



Zwischen 1991 und 2017 wurden die im Geheimen geführten Tagebücher
des russischen Schriftstellers Michail Prischwin (1873-1954) in 18
Bänden mit mehr als 13.000 kleingedruckten Seiten ediert. Im nun
erschienenen ersten Band bekommt man einen Einblick in das
Revolutionsjahr 1917 und die gesellschaftlichen Umbrüche des
Bürgerkriegs; daneben stehen Betrachtungen zu Literatur, Religion und
Politik, Naturschilderungen, Briefentwürfe und praktische Fragen des
Alltags. Prischwins Tagebücher sind sowohl Zeitchronik als auch
Zeitroman, sie sind durch die Wahrnehmung eines Einzelnen gegangene
und literarisch verdichtete Mitschriften der Ereignisse: »Das
einzigartige Dokument der Selbstbefragung eines Intellektuellen in
der Diktatur« (ZEIT).

Darüber unterhalten sich die für ihre Übersetzung mit dem Zuger
Übersetzerstipendium ausgezeichnete Eveline Passet mit der
Schriftstellerin Ilma Rakusa. Es liest Hans Löw.

Michail Prischwin »Tagebücher. Band I. 1917-1920« Guggolz, 2019

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für März 2020

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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BUCHBESPRECHUNG/186: Jürgen Große, Die Sprache der Einheit (Sachbuch) (Ingolf Bossenz)


Jürgen Große

Die Sprache der Einheit

Ein Fremdwörterbuch

Von Ingolf Bossenz, Februar 2020



Pandämonium des linguistischen Grauens

In seinem Opus magnum "Die Sprache der Einheit" untersucht Jürgen
Große die fatalen Folgen des westdeutschen Sonderwegs.

Dass dunkel ist "der Rede Sinn", stellt nicht erst seit Schillers
geflügelter Wortschöpfung ein ernstes Erschwernis zwischenmenschlicher
Kommunikation dar. So bedachte der römische Philosoph Cicero seinen
griechischen Kollegen Heraklit mit dem Beinamen "Der Dunkle", weil
dessen in ionischem Griechisch verfasstes Werk von Mehrdeutigkeit,
Doppelbödigkeit und Vielsinn durchsättigt ist.

Hierzulande bedarf es indes nicht des Rückgriffs auf altgriechische
Dialekte, um Sinn und Inhalt von Wörtern und Sätzen zu verdunkeln. Es
genügt die in Jahrzehnten kultureller Abgrenzung entstandene
Sonderform des Westdeutschen. "Linguistische Analysen lassen zwar
keinen Zweifel daran, daß das Westdeutsche zur indoeuropäischen
Sprachfamilie gehört", schreibt der Historiker und Philosoph Jürgen
Große. "Dennoch weist dieses Idiom zahlreiche Eigenarten auf, die kaum
ein rasches Erlernen, sondern eher resigniertes Nachsprechen
begünstigen. So zumindest haben es Hochdeutschsprachige in Dessau,
Berlin oder der Uckermark seit dem Anschluß vieltausendfach gehalten."

Diesem deutsch-deutschen Dilemma abzuhelfen, existiert kaum Besseres
als Jürgen Großes pünktlich zum Jubeljahr auf den Buchmarkt geworfenes
Werk "Die Sprache der Einheit", dessen Untertitel "Ein
Fremdwörterbuch" die Größe des vom Verfasser Geleisteten mit
Bescheidenheit umhüllt. Geht es doch dabei um nichts Geringeres, als
im 30. Jahr der Einheit selbiger auch auf sprachlichem Terrain endlich
einen fruchtbaren Boden zu bereiten.

Große hat bei seinen Forschungen über die jüngere Geistesgeschichte
Europas zum Schwerpunkt "Sonderwege und Sackgassen" bereits in seinem
Essay-Band "Die Gnosis des Ostens" (2016) Maßstäbe gesetzt. Darin
lässt sich der 1963 in Ost-Berlin geborene Autor im Unterschied zur
gängigen Praxis nicht von prüfender Pädagogik für das
demokratisch-korrekte Wahl- und Wohlverhalten in diesem
geografisch-politischen Landstrich leiten. Ihm geht es um die stillen
Weiher des Skeptizismus, die die abgeflossene Pseudoreligiosität der
"Quasikirchlichkeit des Staatsmarxismus" hinterließ und deren
Trockenlegung bislang vergeblich laboriert wurde. Diese "Gnosis"
(griechisch: Wissen, Erkenntnis) bereitet der kapitalistisch
verfassten Staatsdemokratie ähnliche Schwierigkeiten, wie es die
gnostischen Sekten einst mit Blick auf das aufstrebende Christentum
taten. "Die Gnosis des Ostens", summiert der Autor, "mit ihrem freien
Blick auf die Schicksale aller Ideen-Institutionen, ist historisch
erzwungen; sie gibt den Ihren keinen Grund zu Hochmut oder Behagen."

Mit anderen Worten: Ostdeutsche sind ideologischen Verkündigungen,
Verheißungen, Verordnungen gegenüber vorsichtiger, misstrauischer,
ablehnender als in ökonomischer Prosperität sozialisierte
Westdeutsche, die sich aus dem Fundus religiöser wie säkularer
Heilslehren frei bedienen oder das auch lassen konnten. (Letzteren
fehle die Erfahrung einer staats- oder dogmengewollten Öffentlichkeit,
"die man zwar meiden, aber nicht umdeuten kann", meint Große.) Einem
solchen stark entkirchlichten, weitgehend religionsfernen, hartnäckig
ideologiekritischen Bevölkerungsteil neu aufgelegte Propagandaparolen
zu oktroyieren, muss da zwangsläufig zum Desaster geraten.

Der 1989/90 erfolgte Zusammenprall einer Mehrheits- mit einer
Minderheitsgesellschaft hat bis heute nicht zuletzt deshalb spürbare
Spuren hinterlassen, weil beide Gesellschaften über Jahrzehnte auch
sprachlich getrennte Wege gingen. "Offenkundig", so Große, "hatte 1949
mit dem staatlichen Sonderweg Westdeutschlands auch ein kultureller
und vor allem sprachlicher begonnen, der am 3. Oktober 1990 keineswegs
ausgeschritten war." Denn: "Das Beharren auf der inzwischen
entstandenen, vom hochdeutschen Standard abweichenden Ausdrucksweise
war die erste und oft dauerhafte Reaktion." Hinzu kommen die
"schwierigen, teils schaurig klingenden Regionaldialekte", die das
Verstehen des Westdeutschen zusätzlich erschweren. Große: "Während z.
B. ein Sachse trotz heftiger Dialektrede fast immer die hochdeutsche
Grammatik beherrscht, ist dies bei einem Bayern oder Schwaben weitaus
seltener der Fall." Sein niederschmetterndes Fazit: "Was nicht wenige
ausländische Besucher kurz nach der deutschen Vereinigung
registrierten, gilt auch heute noch: Das allgemeine Bildungsniveau,
soweit am Sprachvermögen ablesbar, liegt in Westdeutschland unter
jenem der traditionell hochdeutschsprachigen Gebiete. Modernes
Westdeutsch umfaßt weniger Wörter und somit geistige
Artikulationsmöglichkeiten als das Hochdeutsche. Dafür weist es mehr
Schrumpf- und Fehlformen auf sowie - durch die im Westen strenger
gegeneinander abgeschlossenen Milieus - mehr Sozialdialekte." (Da
Große die Rechtschreibreform als Versuch sieht, diese Defizite zu
verschleiern, folgt er selbst der vor dieser Reform gültigen
Schreibung.)

Was hier in einer launigen, intellektuell-ironischen Attitüde
daherkommt, ist ein durchaus ernst zu nehmender Beitrag zur
sprachlichen und damit politisch-gesellschaftlichen Gemengelage, die
seit 30 Jahren das Leben in Deutschland bestimmt. Und so hat Jürgen
Große ein sowohl physisch (zweieinhalb Pfund) wie inhaltlich
schwergewichtiges Werk vorgelegt, in dem auf Hunderten Seiten Tausende
Wörter und Wendungen erklärt, eingeordnet, analysiert, mit Rück-, Quer-
 und Kreuzverweisen versehen werden. Ohne Übertreibung lässt sich
konstatieren, dass Große, der unter anderem Bücher über Friedrich
Nietzsche und Emil Cioran schrieb, in siebenjähriger Arbeit ein Opus
magnum schuf, dessen düstere Dimension der Dramatik des untersuchten
Problems kongenial ist.

Finden ohne zu suchen, lautete das Motto des Autors bei der
Beschaffung seiner Wortbeispiele: Werbesprache, Geistesbetriebsdeutsch
aus Kulturkanälen, öffentliche Meinungs- und Bekenntnissprache, "d. h.
Gedrucktes und Gesprochenes vornehmlich aus Qualitätszeitungen, das
mit dem Anspruch von Kultur- und damit auch Sprachführerschaft
vorgetragen wird". Es ist schwer, aus der Fülle des wirkmächtigen
Wahnsinns Einzelnes herauszugreifen. So finden wir hier neben den
unvermeidlichen Achtundsechzigern das Bildungsangebot, die
Debattenkultur, das Impulsreferat, den Lieblingsitaliener, den
Netzwerker, den Opferdiskurs, den Qualitätsjournalismus, die
Sachzwänge, das Wir-Gefühl. Es geht um: deutlich machen, einbringen,
Zeichen setzen, Folgewirkungen, Vergangenheitsbewältigung, kulturelle
Bereicherung, Paradigmenwechsel. Platz findet das Hallo als
"sozialkretinöse Standardanrede" ebenso wie das "ganz ganz wichtig",
das "auf keinen Fall mit dem schlichten 'ganz wichtig' verwechselt
werden" sollte.

Die Einordnung der Wortbeispiele erfolgt unter anderem in Bläh- und
Spreizsprech, Jovialsprech, Denunziantendeutsch, Wächtersprech,
Bekennersprech, Wichtigsprech. Auch die personelle Prägung durch
herausragende Repräsentanten der westdeutschen Sprache findet
Berücksichtigung in entsprechender Kategorisierung: Adornitisch,
Habermasdeutsch, Mosebachdeutsch, Bittermanndeutsch ... Hilfreich ist
zudem das Personenregister.

Nicht zu vergessen die Kuriosa wie Alex ("Von südwestdeutschen
Zuwanderern gebrauchter Ausdruck nicht für den Berliner
Alexanderplatz, sondern für den daneben stehenden Fernsehturm") oder
Frankfurter Straße ("Von westdeutschen Stadtplanern nach dem Anschluß
verwendeter Name für die Berliner Karl-Marx-Allee").

Kurzum: Ein Pandämonium des linguistischen Grauens ebenso wie ein
Panorama der semantischen Hochstapelei. Jürgen Große hält sein im
Vorwort gegebenes Versprechen: "An Absonderlichem und Befremdlichem
wird kein Mangel sein." Aber es geht ihm nicht um Hohn, Spott oder
Überhebung. Denn "zur Herablassung, die nicht wenige linguistisch
Bessergestellte gegenüber den Sondersprachlern mitunter zeigen,
besteht kein Grund. Einzig durch Gnade der Geburt entgingen sie ja der
verbalen Atrophie des Nachbarvolks." Solidarität ist angesagt und das
heißt: "Sanftmütiges, ständig wiederholtes korrektes Sprechen in die
Ohren jener, die freilich am liebsten sich selbst hören und von sich
selbst sprechen, werden der einzig gangbare Weg sein."

Anmerkung: Betroffen musste ich feststellen, dass sich in diesem
Text mindestens zwei (wahrscheinlich mehr) Exemplare des
inkriminierten Wortguts finden. Wie recht Martin Heidegger doch hatte:
"Der Mensch gebärdet sich, als sei er Bildner und Meister der Sprache,
während sie doch die Herrin des Menschen bleibt."

Jürgen Große

Die Sprache der Einheit.

Ein Fremdwörterbuch.

Vergangenheitsverlag.

572 S., geb.,

24,99 Euro

 * 

Quelle:

© 2020 by Ingolf Bossenz

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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ATTAC/2035: "Pappnasen Rotschwarz" beim Kölner Rosenmontag


Pappnasen Rotschwarz - Pressemitteilung

Köln, Rosenmontag, 24. Februar 2020

Frohsinn for Future statt Narrenkappetalismus

"Pappnasen Rotschwarz" zusammen mit den "Parents for Future" beim
Kölner Rosenmontag im Zoch vorm Zoch



Mit satirisch-politischem Straßenkarneval haben etwa 120 alternative
Jecken der "Pappnasen Rotschwarz" den traditionellen Zug vor dem Kölner
Rosenmontagszug aufgemischt - unter ihnen viele Attac-Aktive. Das
offizielle Kölner Zugmotto 2020 lautet "Et Hätz schleiht em Veedel" (für
Nichtkölner: "Das Herz schlägt im Viertel"). Die Pappnasen wandeln es
wie immer ein wenig ab: "Et Hätz schleiht för Veedel un Ääd" ("Das Herz
schlägt für Viertel und Erde").

"Der lokalpatriotische Blick ist uns zu wenig. Wir wollen den
Zusammenhalt im Kölschen Veedel genauso feiern wie den Zusammenhalt
aller Menschen op d'r Ääd", sagt Thomas Pfaff, aktiv bei Attac Köln und
Mitglied der rotschwarzen Pappnasen.

Dabei sind wie immer eindrucksvolle Vier-Meter-Großpuppen, die diesmal
ein wahrhaftes Horror-Dreigestirn bilden: seine Bestechlichkeit
Auto-Bauer Andi B. Scheuer(t); Ihre Gierigkeit Jungfrau Vonovia und
natürlich Seine Monstrosität Prinz Narrenkappetalismus, ein
schauerlich-dreiäugiges Ungeheuer. Zu dieser Gruppe gehören auch ein
"Fluchkapitän" und seine "Fluchbegleiterin", die mit ihrem Riesenjet
über den Köpfen der Zuschauer entlangfliegen und verzweifelt einen
Landeplatz suchen: "Verdammt, wo sind die Malediven?"

Aber dann werden all die schrecklichen Gestalten verschlungen von einer
riesigen "Sintflut" aus blauem Stoff. Und es folgen die Jecken, die ihre
Alternativen präsentieren zum Autowahn, zur Mietpreisexplosion, zur
Klimakatastrophe und zum "Narrenkapitalismus": etwa ein Lastenfahrrad,
das von sich sagt "Ich war mal ein SUV" - oder das "Gogo-Mobil": ein
rollendes Sofa als Ex-Parkplatz, auf dem nie wieder ein Auto stehen wird.

Teil der Pappnasen im Zoch vor dem Zoch sind in diesem Jahr zum ersten
Mal auch die "Parents for Future" - als Kölner Heinzelminsche, die all
das Gute tun, das es braucht, um im Veedel und auf der Ääd überleben zu
können.

"Der Blick auf die ganze Welt ist derzeit besonders wichtig, da es gilt,
globale Probleme gemeinsam anzupacken, damit wir in Zukunft immer noch
im Veedel bei winterlichen Temperaturen Fastelovend feiern können", sagt
Anne Reifferscheid von den Parents for Future Köln.

Seit 2007 beleben die "Pappnasen Rotschwarz" die obrigkeitskritische
Tradition des Kölner Karnevals. "Der Zoch vor dem Zoch am Rosenmontag
vor rund 500.000 Menschen ist der Höhepunkt unserer satirischen
Vereinsarbeit", sagt Pappnase Thomas Pfaff. "Denn eins ist klar: Wir
brauchen viel mehr 'Frohsinn for Future' - und keinen
'Narrenkappetalismus'."




Website der Pappnasen Rotschwarz:

pappnasen-rotschwarz.de

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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LESUNG/6624: Stuttgart - Sehnsucht. Lukas Bärfuss, Der Welt abhandenkommen, 22.03.2020


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2020

Sonntag, 22.03.20 / 20.00 Uhr

Lukas Bärfuss

Der Welt abhandenkommen

Sehnsucht - Recherche über ein starkes Gefühl

Lesung und Gespräch

Lothar Müller (Moderation)



Ich folge einem Impuls, einer Stimme, einer Sehnsucht, einem
Empfinden für Schönheit oder Grausamkeit. Lukas Bärfuss

Im Herbst letzten Jahres ausgezeichnet mit dem bedeutendsten
deutschsprachigen Literaturpreis, dem Georg-Büchner-Preis, gehört der
Romancier, Essayist und Dramatiker Lukas Bärfuss zu den gewichtigsten
Schriftstellern und auch politischen Denkern der Gegenwart. Er selbst
unterscheidet dabei nicht zwischen 'privat' und 'politisch', sondern
stellt fest: "Das eine wirkt in das andere hinein. Was mich
interessiert, sind die Übergänge". Und es sind gerade die Übergänge,
die Mehrdeutigkeiten, die 'Twilight Zones', die den Tag von der Nacht
scheiden, in der die Sehnsucht zu finden ist. Ob es die Sehnsucht
nach der Liebe, nach dem Tod ist, oder ob es eher um eine
sehnsuchtsvolle Welt- und Selbstverlorenheit geht, wie sie sich durch
seinen Roman "Hagard" zieht - Lukas Bärfuss leuchtet sie in nahezu
all seinen Texten in ihren vielen Schattierungen aus, so auch in
seinem neuen Erzählband "Malinois".

Eintritt (Euro): 10,- / 8,- / 5,- (Einzelkarte) oder 30,- / 20,- /
15,- (Festivalkarte)

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/6623: Cuxhaven - Halligbotschafterin Katja Just, "Frische Brise auf dem Sommerdeich", 16.03.20


Stadt Cuxhaven

Halligbotschafterin liest in der Stadtbibliothek Cuxhaven



Am Montag, den 16. März um 19 Uhr liest Katja Just aus ihrem neuen
Buch "Frische Brise auf dem Sommerdeich" in der Stadtbibliothek
Cuxhaven.
Katja Just stammt aus Bayern und wuchs in Ismaning bei München auf.
Vor zwanzig Jahren entschied sie sich für ein Leben an der Nordsee;
sie verließ die Großstadt und eine gesicherte Existenz, um auf die
winzige Hallig Hooge mitten im nordfriesischen Wattenmeer zu ziehen.

Bereits in ihrem ersten Buch "Barfuß auf dem Sommerdeich" schilderte
die Autorin ihren ganz besonderen Alltag auf einem kleinen Eiland
mitten im Meer. In der Fortsetzung werden neue Themen beleuchtet: eine
Sturmflut, wegen der trotzdem niemand die Hallig verlässt, die
schwierige Geburt eines Kälbchens, das Zusammenleben mit Feriengästen,
aber auch eine kurzzeitige Flucht in die Ferne, nach Hongkong, zu
einem Urlaub mitten in einer Metropole. Wieder geht es auch um die
Gefühls- und Gedankenwelt der Autorin, die schließlich sogar zur
Bürgermeisterin von Hooge gewählt wird und sich politisch für den
Natur- und Klimaschutz engagiert.

Katja Just ist als "Halligbotschafterin" bereits in mehreren
Fernsehsendungen zu Gast gewesen. Bevor sie sich für ein Leben auf
Hooge entschied, arbeitete sie als Kauffrau auf dem Münchner
Flughafen. In Schleswig-Holstein besuchte die Autorin eine
Landfrauenschule und vermietet seitdem zwei Ferienwohnungen auf
Deutschlands zweitgrößter Hallig, die von rund hundert Menschen
bewohnt wird. Mit ihrem Buch "Barfuß auf dem Sommerdeich" erreichte
Katja Just Platz 25 auf der Spiegel-Bestsellerliste Taschenbuch.

Eintrittskarten für die Veranstaltung sind ab sofort in der
Stadtbibliothek Cuxhaven erhältlich. Der Eintrittspreis beträgt 5,00
Euro, der Einlass beginnt ab 18.20 Uhr. Die Lesung mit Katja Just
findet in Zusammenarbeit mit der Büchereizentrale Niedersachsen statt
und wird gefördert durch das Land Niedersachsen. Die Veranstaltung
wird in Kooperation von Stadtbibliothek Cuxhaven und dem Förderverein
"Bibliotheksgesellschaft Cuxhaven" durchgeführt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 21.02.20

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/7006070, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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AUSSICHTEN/8904: Und morgen, den 25. Februar 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 25.02.2020 bis zum 26.02.2020 +++






[image: Jean-Luc 8904 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Kalt genug,

Sonne, Graupel, Schauer,

Jean-Luc klug,

taucht und schwimmt auf Dauer.
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UNIVERSITÄT/081: Unterzeichnung in Brüssel - Gründung der CURE-Allianz (idw)


Hochschule Heilbronn - 21.02.2020

Unterzeichnung in Brüssel: Gründung der CURE-Allianz



Ein Konsortium aus sechs europäischen Hochschulen unterzeichnen in
Brüssel die Gründung der CURE-Allianz mit dem Ziel, das Modell einer
transnationalen Hochschule zu schaffen. Die Hochschule Heilbronn vertritt
die Region Heilbronn.

In der CURE-Allianz, die durch die Universität Jaume I (Spanien)
koordiniert wird, fördert die Hochschule Heilbronn (HHN) als weitere
Partnerin neben der Polytechnischen Universität Marche (Italien), der
Universität Limoges (Frankreich), der Universität Trás-os-Montes und Alto
Douro (Portugal) sowie der Technischen Universität Danzig (Polen) den
nachhaltigen und integrativen territorialen Zusammenhalt in den
entsprechenden Regionen. Durch die koordinierte transnationale
Zusammenführung von Ausbildungs- und Forschungsprojekten werden digitale
Transformation, nachhaltige Entwicklung sowie soziale Integration
gefördert.

An der Unterzeichnung nehmen neben HHN-Prorektor Raoul Zöllner und
HHN-Professor Ralf Dillerup, die Rektorin der Universität Jaume I, Eva
Alcón, der Rektor der Universität Trás-os-Montes und Alto Douro, António
Fontainhas, der Rektor der Universität Limoges, Alain Celerier, der Rektor
der Technischen Universität Danzig, Krzysztof Wilde und der Vizerektor der
Politecnic University Marche, Marco D'Orazio, teil.

Die gemeinsam unterzeichnete Vereinbarung dient der Intensivierung der
Zusammenarbeit zwischen den Partnern mit dem Ziel, das Modell einer
transnationalen Hochschule zu schaffen. "Die regionale Entwicklung in
Heilbronn wird durch die internationale Zusammenarbeit auf vielen Ebenen
nachhaltig profitieren", sagt Prorektor Zöllner.

Die Partnerhochschulen werden sich fünf großen Herausforderungen stellen,
die allen diesen Regionen gemeinsam sind: digitale Transformation,
nachhaltiges Wachstum, Internationalisierung und kulturelle Integration,
Gleichgewicht zwischen Globalisierung und lokaler Identität sowie soziale
Integration.

"Die CURE-Allianz bietet die Chance, die vielen Facetten der regionalen
Entwicklung innerhalb eines internationalen Teams zu beleuchten und
wertvolle Synergien zu schaffen", sagt Zöllner weiter.

Die Zusammenarbeit wird zur Entwicklung eines gemeinsamen Projekts führen,
das nicht nur der Mobilität zwischen den sechs Regionen dienen wird,
sondern auch die Organisation von innovativen und komplementären
Aktivitäten in den Bereichen Wissensgenerierung und -transfer. Zudem soll
sie innovatives Unternehmertum ermöglichen und schlüssige Konzepte zur
beruflichen Integration umsetzen.

Alle Hochschulen, aus denen die CURE-Allianz besteht, zeichnen sich durch
ein starkes regionales Engagement auf ihrem Gebiet aus, sind eng mit der
lokalen Wirtschaft verbunden und haben ein großes Interesse an der
europäischen Perspektive. Die CURE-Allianz macht aus ihnen
Schlüsselakteure der sozioökonomischen Transformation ihrer jeweiligen
Region, maximiert dadurch ihren jeweiligen Beitrag und trägt so dazu bei,
der Herausforderung der Globalisierung zu begegnen.



Hochschule Heilbronn - Kompetenz in Technik, Wirtschaft und Informatik
Mit ca. 8.400 Studierenden ist die Hochschule Heilbronn eine der größten
Hochschulen für Angewandte Wissenschaften in Baden-Württemberg. Ihr
Kompetenz-Schwerpunkt liegt auf den Bereichen Technik, Wirtschaft und
Informatik. An vier Standorten in Heilbronn, Heilbronn-Sontheim, Künzelsau
und Schwäbisch Hall bietet die Hochschule mehr als 50 Bachelor- und
Masterstudiengänge an. Die Hochschule pflegt enge Kooperationen mit
Unternehmen aus der Region und ist dadurch in Lehre, Forschung und Praxis
sehr stark vernetzt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution752

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Heilbronn, 21.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/211: Der lange Arm der Hanse - wirtschaftliche Entwicklung schottischer Inseln in der frühen Neuzeit (idw)


Deutsches Schifffahrtsmuseum - Leibniz-Institut für Maritime Geschichte -
21.02.2020

Der lange Arm der Hanse: Neues Forschungsprojekt zu wirtschaftlicher
Entwicklung schottischer Inseln in der frühen Neuzeit



Wie haben sich Randgemeinden Nordwesteuropas an den Wandel der Wirtschaft
in der frühen Neuzeit angepasst? Und welche Rolle haben dabei Kaufleute
aus den Hansestädten Bremen und Hamburg gespielt? Diesen Fragen geht ein
neues Forschungsprojekt unter Beteiligung des Deutschen
Schifffahrtsmuseums / Leibniz-Institut für Maritime Geschichte (DSM) am
Beispiel der schottischen Orkney- und Shetlandinseln in den Jahren 1468
bis 1712 nach. Die Ergebnisse solllen nach der dreijährigen Projektphase
unter anderem in einer Wanderausstellung präsentiert werden, die auch im
DSM zu sehen sein wird.




[image: Foto: © Mark Gadiner]

Natascha Mehler bei der Vermessung des einstigen deutschen Handelsplatzes
in Gunnister Voe, Northmavine, Shetland.

Foto: © Mark Gadiner



In der frühen Neuzeit dehnte sich die Entwicklung eines kapitalistischen
Welthandelssystems allmählich aus, bis es einen Großteil der Welt in
seinen Einflussbereich brachte. Auch in Europa führte dies dazu, dass
periphere Orte eng in die kontinentaleuropäischen Handelsnetze eingebunden
wurden. In dem Projekt mit dem Titel "Looking in from the Edge" (LIFTE)
untersuchen Forschende aus Großbritannien und Deutschland, wie die Orkney-
und Shetlandinseln im frühneuzeitlichen Europa in einen größeren
Wirtschaftsraum integriert wurden. Zugänge dafür liefern dabei unter
anderem Archivforschungen, Geländebegehungen und Ausgrabungen an
ehemaligen Handelsplätzen.




[image: Foto: © Natascha Mehler]

Die Kirche von Lunna Wick auf der Insel Unst, Shetland, mit den
Grabsteinen der Bremer Kaufleute Segebad Detken (1573) und Hinrick
Segelcken (1585).

Foto: © Natascha Mehler



Das Projekt wird von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) und dem
britischen Arts and Humanities Research Council (AHRC) mit insgesamt rund
900.000 Euro gefördert. Es ist eins von 19 Projekten, die im Wettbewerb
eines neu initiierten deutsch-britischen Kooperationsverfahrens unter 170
Bewerbungen überzeugten. Neben dem DSM auf deutscher Seite sind auf
britischer Seite das Archäologische Institut des Orkney College der
University of Highlands and Islands und die University of Lincoln an LIFTE
beteiligt.

PD Dr. Natascha Mehler, die die deutsche Projektgruppe am DSM leitet,
untersucht mit ihrem Team seit einigen Jahren den deutschen Handel mit den
nordatlantischen Inseln. Das Wissen über Handelsmechanismen und deren
kulturelle Auswirkungen sei erheblich angestiegen. Doch die vorherigen
Forschungen fokussierten sich vornehmlich auf Island. LIFTE, so sagt sie,
hat dabei einen anderen Blickwinkel: "Dieses neue Projekt ermöglicht es
uns nun, die Orkney- und Shetland-Inseln näher zu betrachten und die
Unternehmungen der Bremer und Hamburger Kaufleute dort mit denen auf
Island in einen Kontext zu stellen".

Bei ihren Recherchen können die Forschenden auf einen Datenpool aus dem
Vorgängerprojekt "Zwischen Hanse und Nordmeer - Interdisziplinäre Studien
der Hanse" am DSM zurückgreifen, bei dem auch die öffentlich verfügbare
Onlinedatenbank HansDoc (https://hansdoc.dsm.museum) entstand, die
historische Quellen über den deutschen Handel mit Island, Shetland und den
Faröern bündelt. Ergebnisse der Forschung können zudem auf dem
Projektblog Fish and Ships (https://fishandships.dsm.museum) verfolgt
werden.


Das Deutsche Schifffahrtsmuseum / Leibniz-Institut für Maritime
Geschichte

Die wechselvolle Beziehung zwischen Mensch und Meer zu erforschen und in
Ausstellungen erlebbar zu machen - das hat sich das Deutsche
Schifffahrtsmuseum / Leibniz-Institut für Maritime Geschichte (DSM) in
Bremerhaven zur Aufgabe gemacht. Es ist eines von acht
Leibniz-Forschungsmuseen in Deutschland. Mit seinen mehr als 80
Mitarbeitenden und Auszubildenden und rund 8000 Quadratmetern überdachter
Ausstellungsfläche zählt es zu den größten maritimen Museen Europas.
Zurzeit befindet sich das DSM im Wandel und verbindet eine
Gebäudesanierung sowie den Bau eines Forschungsdepots mit einer
umfassenden Neukonzeption aller Ausstellungs-und Forschungsbereiche.
Während dieser bis 2021 andauernden Phase bleibt das Haus geöffnet - mit
einem vielfältigen Programm, wechselnden Sonderausstellungen und
Veranstaltungen. Auch die mehr als 600 Jahre alte Bremer Kogge und die
Museumsschiffe im Außenbereich können weiterhin besichtigt werden.

Forschungsprojekte am DSM werden durch namhafte nationale und
internationale Förderprogramme unterstützt. Als attraktiver Arbeitsort für
junge und berufserfahrene Talente in der maritimen Forschung unterhält das
DSM vielfältige Kooperationen mit Universitäten, Hochschulen und
außeruniversitären Forschungseinrichtungen. Unterstützung erfährt das
Museum nicht zuletzt von den fast 3000 Mitgliedern des "Fördervereins
Deutsches Schifffahrtsmuseum e.V." Dieser sowie das "Kuratorium zur
Förderung des Deutschen Schifffahrtsmuseums e.V." hatten einst die
Eröffnung des Hauses im Jahr 1975 vorangetrieben und begleiten es nun auf
seinem Zukunftskurs.

Weitere Informationen unter:

http://fishandships.dsm.museum

http://hansdoc.dsm.museum

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution256

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Schifffahrtsmuseum - Leibniz-Institut für Maritime Geschichte, 21.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/781: Cuxhaven - Sandmalerei-Show. Die schönsten Märchen, 01.03.2020


Stadt Cuxhaven

Sandmalerei-Show Die schönsten Märchen



Ein Familiensonntag erwartet Sie am 01. März 2020, um 16:00 Uhr im
Stadttheater Cuxhaven, Rathausstraße 21 mit einer wahrhaft
märchenhaften Veranstaltung für die ganze Familie: Die besondere Kunst
der Sandmalerei, bei der vor den Augen der Zuschauerinnen und
Zuschauer Bilder entstehen, sich verändern und wieder vergehen, zieht
jeden in ihren Bann.

Auf Großleinwand übertragen, entstehen lebendige Bildergeschichten von
"Hänsel und Gretel", "Aschenputtel", "Frau Holle" und vielen anderen.
Altbekannte, wohlvertraute und seither geliebte Geschichten, die seit
Kindertagen in unserem Bewusstsein sind und durch diese Show neue
Perspektiven und Eindrücke hinterlassen.

Die Sandanimation ist eine ganz besondere Nische der Malerei. Wie
durch Zauberhand entstehen ästhetische und lebendige, aber ebenso
vergängliche Bilder. Die dargestellten Motive fließen ineinander,
eines kreiert sich aus dem anderen, so dass eine immer wieder neue,
überraschende Szenerie entsteht.

Für das Publikum ist es von Anfang an spannend, was als nächstes mit
wenig Wischen und ein bisschen Pusten gemalt werden wird, wie sich die
filigranen Gemälde ständig verändern.

Wer sich von der einzigartigen "Sandmalerei-Show" verzaubern lassen
möchte und in die magische Bilderwelt eintauchen mag, sichert sich am
besten noch heute eine Eintrittskarte in der Kulturinformation im
Schlossgarten 4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22 13 (geöffnet Mo-Fr
9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), online unter
www.cuxhaven.de/tickets oder am Veranstaltungstag ab 15:00 Uhr direkt
im Stadttheater (Tel. 0 47 21/3 56 56).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 21.02.20

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/7006070, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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DAS BLÄTTCHEN/1970: Der schwarze Hund von Whitby


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

23. Jahrgang | Nummer 3 | 3. Februar 2020

Der schwarze Hund von Whitby

von Bettina Müller



Sensiblen Naturellen kann ein Besuch in der nordenglischen Küstenstadt
Whitby durchaus schon mal das Fürchten lehren. Besonders in den Herbst- und
Wintermonaten, wenn der Touristenstrom abgeebbt ist und es einem so
vorkommt, als hätte ausschließlich die Natur das Sagen, verwandelt sich die
Stadt im Norden der Grafschaf Yorkshire im nebligen Morgengrauen oder in
der geheimnisvollen Abenddämmerung schon mal in eine Art Geisterstadt, über
der die altehrwürdige Ruine von Whitby Abbey thront, die von der Kirche von
St. Mary komplettiert wird. Und die hat natürlich noch einen
obligatorischen uralten Friedhof mit vielen windschiefen Grabsteinen an
ihrer Seite, um den sich bestimmt genau so viele Sagen und
Schauergeschichten ranken.

Ein ungutes Gefühl beschleicht den Besucher, während das unruhige Meer für
die passende Geräuschkulisse sorgt, und der Herbststurm dann in einem
Crescendo ausartet. Freiwillig würde er sich dem Ensemble im Dunkeln der
Nacht ganz sicher nicht nähern. Lieber lässt er sich dann von dem
heimeligen Licht eines gemütlichen Pubs anlocken, wo er sich dem ein oder
anderen Kaltgetränk hingibt, als im Ungewissen das Abenteuer zu suchen,
zumal er eigentlich auch gar nicht als Geisterjäger unterwegs ist. Er ist
ja eigentlich nur ein gewöhnlicher Tourist, der bei einem Pint of
Lager einfach nur seine Ruhe haben will. Doch umsonst. Von der Abtei
geht tatsächlich eine gewisse Aura des Unheimlichen aus, der man sich nicht
so ohne weiteres verschließen kann. Hat man dann noch den Fehler begangen,
sich vor der Reise als Einstieg in das Dracula-Thema noch den berühmten
deutschen Stummfilm "Nosferatu" des Regisseurs Friedrich Wilhelm Murnau
anzuschauen, für den man sowieso starke Nerven braucht, ist es um einen
geschehen: man sieht Gespenster. Und man ahnt, wie das alles so zustande
kam, damals, als Bram Stoker (1847-1912) zu Besuch kam und den Ort
neugierig erkundete.

Der irische Schriftsteller war an dem schauerlichen Ruf der Stadt bei
weitem nicht unschuldig, weil er seine Leser mit Graf Dracula, der auch in
Whitby sein Unwesen trieb, das Fürchten lehrte. Und Stoker nannte Ross und
Reiter, verpasste seinem Protagonisten einen passenden Namen und nannte vor
allem einen real existierenden Ort für dessen Eskapaden. Das machte er zwar
nur auf dem Papier, aber die Gestalt nahm im Laufe der Zeit erschreckend
reale Züge in den Köpfen vieler Menschen an und verschanzte sich sozusagen
im kollektiven Unterbewusstsein all derjenigen, die den Roman gelesen
hatten. Die Faszination des sinistren Grafen, der sich als Untoter auf ewig
durch Raum und Zeit beißt, ist bis heute ungebrochen.

Es war im Jahr 1890, als der damals 43-jährige Abraham Stoker, den alle nur
Bram nannten, nach Whitby reiste. Da konnte er bereits zwei
Romanveröffentlichungen vorweisen. Eigentlich arbeitete er im Hauptberuf
als Assistent des Schauspielers Sir Henry Irving. Nun suchte Stoker nach
Inspirationen für einen neuen Roman über einen Vampir, einen Untoten, ganz
dem Zeitgeist der britischen gothic novel verhaftet. Eine Welt
voller geheimnisvollen Wesen, verlassenen Ruinen und unheimlichen Burgen,
der Verfall der Seele im Banne des Bösen. Aber durchaus auch
Verkaufsschlager, begierig erwartet von den viktorianischen Lesern, die
sich in ihren geräumigen Heimen gerne mal gepflegt gruseln wollten, bis der
Diener dann den Schlaftrunk brachte und den Spuk beendete. Alpträume hatten
sie dennoch.

Der 1847 in einem Küstenvorort von Dublin geborene Bram Stoker war Ire,
spielten die keltischen Gene vielleicht auch eine Rolle, eine geheime
Sehnsucht nach dem Übernatürlichen? Das Wasser und die Naturgewalten waren
ihm sowieso von klein an vertraut und machten ihm Whitby ganz besonders
sympathisch. Eine Woche hatte er dort Zeit für sich, er mietete sich in
einer Pension in der Royal Crescent Nr. 6 ein, bevor dann Ehefrau Florence
und Sohn Irving anreisten, den er nach seinem Arbeitgeber benannt hatte.
Die unheimliche Atmosphäre von Whitby sog er begierig wie ein Schwamm auf
und in seinem Kopf nahm der Roman mit seinem unheimlichen Protagonisten und
dessen bedauernswerten Opfern auf seinen täglichen Spaziergängen von der
Stadt bis hoch zur Ruine so langsam seine gruselige Gestalt an.

Die alte Abtei von Whitby war ursprünglich ein im 11. Jahrhundert von
Benediktinern gegründetes Kloster, das auf dem Platz des Vorgängerbaus aus
dem Jahr 657 erbaut wurde, als eine gewisse Hilda die erste Äbtissin
gewesen sein soll. Wahrhaft gefundenes Fressen für einen Autor, der nach
einer unerklärlichen Aura gierte, um sie in seinem Roman zu verarbeiten.
"Es geht die Sage, dass sich öfter in den Fenstern eine weiße Frau sehen
lasse", hieß es zum Beispiel in "Dracula" über die Ruine, und Stoker
befeuerte den Mythos zuverlässig an vielen Stellen des Romans.

Inspiriert wurde er auch zu der Verwendung des in der englischen Mythologie
verhafteten Fabelwesens des großen schwarzen Hundes, der mit dem
Totenschiff und natürlich mit Graf Dracula samt Sarg im Schlepptau nach
Whitby kommt und nichts anderes als den Tod bringen kann. "Das
Seltsamste war, dass in dem Moment, als das Auflaufen erfolgte, ein großer
Hund, wie erschreckt durch den Stoß, auf Deck kam und vorwärtsrennend vom
Bug auf den Sand sprang." Es gibt in England unterschiedliche Versionen
von diesem schwarzen Phantomhund, wobei er zumeist so groß wie ein Kalb
gewesen sein soll. Im Norden des Landes hatte er angeblich auch noch
Hörner. Der Skeptiker schüttelt regungslos den Kopf, schweigt und nimmt nur
zur Kenntnis, dass der schwarze Hund zum Beispiel in der heutigen
Grafschaft East Anglia der Legende nach "Black Shuck" heißt und in
Lancashire "Skriker". Dass Dracula auf einem Schiff anreiste, hat Stoker
wohl ebenfalls einer Erzählung zu verdanken, die ihm in Whitby zu Ohren
kam.

Fünf Jahre zuvor war ein russisches Schiff namens "Dmitry" (in manchen
Quellen auch Dimitri geschrieben) auf Grund gelaufen, woraus dann bei
Stoker die vampir- und todbringende "Demeter" wurde. Der Einfachheit halber
übernahm er auch deren Bezeichnung der Ladung gleich mit: "[...] lief
fast ganz mit Ballast von Silbersand, mit nur geringer Ladung, einer Anzahl
großer Kisten mit Erde."

Graf Dracula und Bram Stoker mit seinem damals nicht ungewöhnlichen starken
Faible für das Übernatürliche sind heute unweigerlich mit Whitby verbunden,
das dem unheilvollen Grafen heute mit der Ausstellung "The Dracula
Experience" huldigt. Mit Sicherheit gelangt man nach dem Besuch ohne
Bisswunden erleichtert ins Freie. Der Schlaf bleibt dennoch unruhig. Und
manchmal bellt ein Hund in der Nacht.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 3/2020 vom 3. Februar 2020, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de
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GRASWURZELREVOLUTION/1944: Stichworte zum Postanarchismus - Volk


graswurzelrevolution Nr. 445, Januar 2020

Volk

Aufständisch oder reaktionär? Stichworte zum Postanarchismus 18

von Oskar Lubin



Es sind die neoliberalen Sparprogramme, die wachsende soziale
Ungleichheit, die die Menschen auf die Straße treiben: Im Oktober 2019
demonstrieren Indigene, Gewerkschaftsmitglieder und Studierende in
Ecuador, auch in Chile gehen in diesem Monat Hunderttausende auf die
Straße.

Die Herrschenden reagieren jeweils mit brutaler Gewalt, in Chile
fahren erstmals seit der Pinochet-Diktatur wieder Panzer gegen
Demonstrierende auf [siehe Artikel in GWR 443 und GWR 444].

Repression schweißt zusammen, die Proteste flauen nicht ab, im
Gegenteil. Und da ist sie wieder, auch in Ecuador, die Parole aus den
Zeiten der chilenischen Militärdiktatur (1973-1990): "El pueblo unido
jamás será vencido!" ("Das vereinigte Volk wird niemals besiegt
werden"). Es ist so berührend. Und doch so falsch.

Es ist großartig, dass so viele unterschiedliche Leute gegen ein
Wirtschafts- und Sozialmodell auf die Straße gehen, das mittels
Privatisierungs-, Deregulierungs- und Austeritätspolitiken dafür
sorgt, dass die Armen ärmer und immer prekäreren Lebensverhältnissen
ausgesetzt werden, während kleine Eliten sich bereichern. Der Slogan
aber und die Vorstellung, die mit ihm transportiert wird, sind höchst
problematisch. Er taucht nicht nur in lateinamerikanischen sozialen
Bewegungen auf, sondern gehört insgeheim (und manchmal auch ganz
offen) zum Standardrepertoire linker, auch anarchistischer Weltbilder:
Hier das arme, ausgebeutete Volk, das sich hüten muss, wie Bakunin
meinte, vor dem Staat und der "Regierung der Gelehrten"(1), und dort
die kleine Clique reicher Herrschender. Ist von diesen nur
Unterdrückung und Zwang zu erwarten, bilden jene den Pool, aus dem die
gerechte Welt erwächst. Dementsprechend folgert etwa der
marxistisch-dekolonialistische Philosoph Enrique Dussel
paradigmatisch, dass jedes Befreiungsprojekt "von der Volkskultur
aus(gehen)"(2) müsse.


Was ist problematisch an dieser Annahme?

Davon auszugehen, eine kleine In-Group beherrsche den Rest der
Bevölkerung, indem sie sie mit List und Wahlversprechen spaltet, ist
erstens herrschaftsanalytisch beschämend schlicht gedacht. Herrschaft
besteht aus komplexen Prozessen, in denen Menschen auch mittels
expliziter oder impliziter Zustimmung Gefolgschaft leisten. Es gibt
Unterwürfigkeit und Partizipation als eingefleischte Traditionen, von
denen letztlich auch Bakunin schon wusste, dass sie nicht eingeprügelt
werden müssen, sondern sich in einer Form "geistiger und moralischer
Gewohnheit"(3) äußern.

Die Menschen müssen nicht immer ausgetrickst oder gezwungen werden,
sie haben meist auch selbst etwas vom Mitmachen. Dass Menschen
protestieren und ihrem Unmut Luft machen, ist damit gar nicht
ausgeschlossen.

Aber es ist nicht der Normal-, sondern der Ausnahmefall. Zweitens ist
"das Volk" oder sind die Armen, die Subalternen oder wie auch immer
man die sozialstrukturell unten Angesiedelten auch nennen mag, als
Gruppe in sich viel zu heterogen, als dass davon auszugehen wäre, sie
würden im Prinzip eine gemeinsame Haltung teilen. Eine Haltung, die
dann nur durch die listigen Spaltungsstrategien von oben entzweit
würde. Dass diese Haltung der großen Mehrheit der Bevölkerung
- "Masse", "Volk", "die Leute" - dann auch noch emanzipatorisch sein
soll, ist als Grundannahme drittens einfach auch empirisch nicht zu
halten.

Aus der Tatsache, dass Rebellionen häufig von ganz normalen Leuten
getragen werden, zu schließen, ganz normale Leute seien Rebellinnen
und Rebellen - normal, "also rebellisch"(4) -, wie etwa der libertäre
Marxist John Holloway es tut, ist ein wunschtraumgenährter Unsinn. Was
ist mit all den Hausmeistern, Busfahrern, Platzwarten und
Abteilungsleitern, die ihr kleines geborgtes Reich nach dem Muster
großer Tyrannen verwalten? Was mit der AfD-wählenden Kioskverkäuferin
und den ganz normalen, antisemitischen Ultranationalist*innen in Büro,
Kirche und Fabrik? Was ist also mit den Reaktionär*innen aller Länder,
die ja auch ganz normale Leute sind? Und manchmal gerne Volksmusik
hören.

In Momenten, in denen "das Volk" den Aufstand macht, wie in Ecuador
und in Chile im Oktober 2019, fallen sie vielleicht nicht so sehr ins
Gewicht. Wenn die reaktionären Leute und Milieus aber ausgeblendet
werden, wie eine große linke und anarchistische Tradition es tut, kann
über den Aufstieg des Ultranationalismus nichts Erklärendes mehr
gesagt werden.

Auch der Neoliberalismus, der mit Unterstützung großer Teile der
Bevölkerungen (wenn auch häufig gegen deren Interessen) durchgesetzt
wurde, kann analytisch nipht begriffen werden. Und politisch? Das Volk
ist selbstverständlich immer der wichtigste Bezugspunkt für politische
Praxis: keine Partei, die nicht beansprucht, es zu repräsentieren.
Weil das nie voll und ganz gelingen kann - auch den sogenannten
Volksparteien nicht -, hatte die Anarchistin Simone Weil einst für die
"Abschaffung der Parteien"(5) plädiert.

Ihre Ablehnung der Parteien beruht aber auf der fragwürdigen
Behauptung, dass Parteien nie dem Gemeinwohl dienen könnten, weil sie
immer nur Teile der Bevölkerung vertreten - Partei kommt von "pars",
Lateinisch für "Teil". Dem setzt sie ein homogenes Ganzes entgegen,
das die Wahrheit verkörpert. Und das kann sie nur tun vor dem
Hintergrund eines Vertrauens darauf, dass dieses Ganze, eben das
"Volk", von Grund auf emanzipatorisch gestimmt ist. Ein Irrglaube, der
Weil sogar dazu veranlasst, jede Form des "Partei-Ergreifens, der
Stellungnahme für oder gegen etwas"(6) als Aktion gegen das Denken,
die Wahrheit und das Gemeinwohl zu verurteilen.

Der Postanarchismus ergreift Partei, und zwar nicht anders als
Anarchist*innen es in ihrer rund 18Ojährigen Geschichte immer getan
haben, für die Schwächsten und Geknechteten, für die Armen und die
Subalternen. Am besten natürlich: Nicht für sie, sondern mit ihnen.
Aber postanarchistische Theorie und Praxis verlässt sich eben nicht
mehr darauf, im "kleinen Mann" oder der "einfachen Frau" den Genossen
oder die Genossin zu treffen. Auch wenn wir die antiimperialistische
Bestimmung des Volkes als kämpferische Einheit gegen das Übel des
globalen Käpitals kennen, so wissen wir doch auch von der
nationalsozialistischen Volksgemeinschaft, die das
Menschheitsverbrechen der Shoah begangen hat. Auch dabei ziemlich
vereinigt. Es gibt keine Gewissheit im Hinblick auf das "vereinigte
Volk", und sein potenzieller "Sieg" ist nicht per se das Reich der
Freiheit und Gerechtigkeit.


Anmerkungen:

(1) Michail Bakunin: Gott und der Staat. Grafenau: Trotzdem Verlag
1995, S. 90.

(2) Enrique Dussel: Der Gegendiskurs der Moderne. Kölner Vorlesungen.
Wien/Berlin: Verlag Turia + Kant 2013, S. 148.

(3) Bakunin 1995, a.a.O., S. 52.

(4) John Holloway: "Ganz normale Leute: Rebellinnen und Rebellen." In:
Ders.: Die zwei Zeiten der Revolution. Würde, Macht und die Politik
der Zapatistas. Wien: Verlag Turia + Kant 2006, S. 75-84, hier S. 81.

(5) Simone Weil: Anmerkungen zur generellen Abschaffung der
politischen Parteien. [1943] Zürich/Berlin: diaphanes 2009, S. 30.

(6) Ebd., S. 135.

 * 
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IMI/1008: Gegen unseren ausdrücklichen Widerspruch


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2020/007 vom 24. Februar 2020

Gegen unseren ausdrücklichen Widerspruch


Rede bei der Kundgebung gegen Defender Europe 20 am 22.2.2020:

"Demilitarisierung des Coleman-Areals! Mannheim darf nicht zur
Drehscheibe künftiger Kriege werden!"

von Christoph Marischka



Liebe Freundinnen und Freunde,

vor zwei Tagen, am 20. Februar, legte ein Frachter voller Militärgüter
in Bremerhaven an. Das Schiff, die Endurance der norwegischen Reederei
Wilhelmsen, ist über 260m lang und fasst fast 50.000 Tonnen Ladung. An
Bord waren u.a. "Abrams-Panzer, Tanklaster, Container, Kettenraupen
und gepanzerte Mannschaftswagen". Das Schiff wurde im US-Bundesstaat
Georgia beladen und brauchte sieben Tage über den Atlantik. Zwei
weitere Schiffe sollen allein in Bremerhaven folgen - insgesamt ca.
2.500 Fahrzeuge und Container. Weitere Frachter werden in Häfen in den
Niederlanden und Belgien anlanden. Die Schiffe transportieren jedoch
v.a. Fahrzeuge, Waffen, Munition und andere Güter. Die Masse der
Soldat*innen wird über Flughäfen transportiert, darunter natürlich die
Airbase Ramstein, aber auch die überwiegend zivil genutzten Flughäfen
u.a. in Frankfurt, München, Nürnberg, Hamburg, Berlin und Bremen.
20.000 bewaffnete Soldat*innen werden aus den USA nach Deutschland
gebracht. Sie sollen hier mit weiteren 9.000 US-Kräften
zusammengeführt werden, die bereits in Europa stationiert sind. Hinzu
kommen wohl nocheinmal etwa 8.000 Soldat*innen der europäischen
NATO-Verbündeten. Insgesamt jedenfalls sollen etwa 37.000 uniformierte
quer durch Deutschland in Richtung der russischen Grenze verlegt
werden. Liebe Freundinnen und Freunde: Das ist ein wahnwitziger
Aufmarsch und wir sind heute hier, um zu demonstrieren, dass er nicht
in unserem Namen erfolgt, dass er gegen unseren ausdrücklichen
Widerspruch erfolgt.

Liebe Freundinnen und Freunde,

Deutschland und die Bundeswehr bieten sich als Gastgeber, Drehkreuz
und damit letztlich auch künftiges Schlachtfeld an, sie drängen sich
geradezu auf. Natürlich hat das eiskalte geopolitische Gründe. Darüber
hinaus bekommt man jedoch auch den Eindruck, dass hier ein gewisser
morbider Narzissmus und ein ordentlicher Schuss Nationalismus mit im
Spiel sind. Deutschland, die Bundeswehr, wollen beweisen, wie gut sie
dieser logistischen Herausforderung gewachsen sind. Wirklich
bedenklich finde ich, wenn die Bundeswehr - nicht in irgendeinem
unbedachten Post oder Tweet, sondern auf ihrer offiziellen Info-Seite
zum Großmanöver - geradezu ins Schwärmen gerät: Dort hat man sich den
Aufmarsch schon vor Monaten bildlich ausgemalt und auf der Zunge
zergehen lassen. Zitat: "Transportkolonnen in der Nacht auf deutschen
Autobahnen, lange Güterzüge, die durch deutsche Bahnhöfe gen Osten
rollen, Panzer auf Binnenschiffen im Ruhrgebiet: Wenn die Amerikaner
im kommenden Jahr mit Defender Europe 20 die Verfahren zur Verlegung
von umfangreichen Kräften aus den USA nach Osteuropa üben, wird
Deutschland aufgrund seiner geo-strategischen Lage im Herzen Europas
zur logistischen Drehscheibe". Hier scheint tatsächlich jemand Krieg
spielen zu wollen. Doch aus solchem Spiel, wird ganz schnell Ernst,
den wir dann alle ausbaden müssen und dessen gewaltige Kosten wir alle
- hier in Deutschland und Europa und auch in den USA - jetzt schon
tragen müssen. Liebe Freundinnen und Freunde, wir verbitten uns diese
narzisstischen, diese nationalistischen und machistischen Spielereien
und die daraus hervorgehenden Gefahren. Wenn die Bundeswehr hier ihre
logistischen Leistungen unter Beweis stellen will, dann sollten auch
wir als Bevölkerung, als Friedensbewegung unsere Fähigkeiten unter
Beweis stellen und uns diesem Manöver vielfältig entgegenstellen!

Liebe Freundinnen und Freunde,

man sagt, man probe hier den Ernstfall - für uns ist das schon der
Ernstfall. Denn dieses Manöver wird nicht einfach so vorbeigehen, und
danach ist alles wieder beim Alten. Die jetzt ausgestellten
Genehmigungen, z.B. diesen Panzer auf jenen Sattelschlepper zu
verladen, sind explizit auf Dauer angelegt. Ich glaube auch nicht, das
alles Material der US-Streitkräfte wieder einfach so zurückverschifft
wird, sondern dass die Depots in Deutschland danach wieder besser und
v.a. moderner befüllt sind, als bisher. Ich glaube auch nicht, dass
die russische Führung das einfach so achselzuckend zur Kenntnis nehmen
wird, sondern auch sie wird wieder verstärkt aufrüsten, ihre eigene
Bevölkerung und die ihrer Nachbarstaaten ihrerseits mit Übungen in
Angst und Schrecken versetzen. Was für ein Irrsinn. Liebe Freundinnen
und Freunde, ich weiss aber auch, dass dieses heillose Säbelrasseln
nicht allein die USA zu verantworten haben. Wie gesagt: Deutschland
hat sich hier geradezu aufgedrängt. Deutschland hat sich gleich nach
der Ukraine-Krise als Standort und Truppensteller der sog.
NATO-Speerspitze - der Very High Readiness Joint Task Force -
angeboten und aufgedrängt, die im Falle einer Eskalation als erstes an
der russischen Grenze sein soll. Deutschland hat Abfangjäger im
Baltikum stationiert und führt im Rahmen der sog. "Enhanced Forward
Presence" - der verstärkten Vorwärtspräsenz der NATO - einen
Kampfverband in Litauen. Deutschland hat sich als Standort eines neuen
NATO-Logistikkommandos aufgedrängt, das dauerhaft solche Aufgaben wie
nun bei Defender 2020 wahrnehmen soll und aktuell in Ulm aufgebaut
wird. Deutschland hat einen Rahmenfrachtvertrag für die Bundeswehr mit
der Bahn abgeschlossen, der militärischen Güterzügen Vorrang vor allem
anderen Verkehr gewährleisten soll. Deutschland setzt sich innerhalb
der EU nicht nur ganz allgemein für Aufrüstung ein, sondern
insbesondere auch für das sog. Military Schengen - das freien
grenzüberschreitenden Verkehr für Waffen und sonstige militärische
Gefahrgüter ermöglichen soll. Deutschland setzt sich dafür ein, dass
Infrastrukturprojekte stest so geplant sind, dass sie einen
militärischen Aufmarsch nach Osten ermöglichen und beschleunigen
können. Für all das ist Geld da, aber eine anständige Pflege und
Alterssicherung, das bekommt die deutsche Politik nicht auf die Reihe.
Liebe Freundinnen und Freunde, wir müssen uns dieser Aufrüstung,
diesen Kriegsvorbereitungen widersetzen, und deshalb sind wir heute
hier.

Liebe Freundinnen und Freunde,

das eigentliche Manöver wird erst gegen Mai - ausgerechnet um den
Jahrestag der Befreiung herum - im Baltikum, Polen und Georgien
stattfinden. Danach beginnt die Rückverlegung. Auch wenn der erste
Frachter erst am Donnerstag in Deutschland ankam, ist die
Kriegslogistik - von der Planung mal ganz abgesehen - längst
angelaufen. Aus den Coleman-Barracks fahren bereits seit mindestens
Anfang Februar nächtliche Kolonnen der Bundeswehr Material der US Army
nach Fritzlar, dort wird es übernommen und weiter nach Fallingbostel
bei Munster - auf diesen riesigen Truppenübungsplatz - verbracht.
Überall in Kasernen und auf Truppenübungsplätzen werden Tankanlagen
und Unterkünfte errichtet, in Garlstedt nördlich von Bremen z.B. eine
Zeltstadt für 2.000 US-Soldatinnen. Auch in den Bundeswehrkasernen in
Torgelow und Hagenow in Mecklenburg-Vorpommern sind bereits
Vorab-Kommandos der US-Army angekommen. Hier rechnet man in den
kommenden Tagen mit Kolonnen von je 20 Fahrzeugen, die im
Halbstundentakt aus Hamburg und Wittenburg ankommen. Ein weiterer
zentraler Knotenpunkt wird Burg bei Magdeburg sein. Das Manöver
veranschaulicht uns auch, wie viele Flächen nach wie vor vom Militär
besetzt und beansprucht werden, wie präsent das Militär in der Fläche
ist. Es zeigt uns aber auch, dass mit dem Widerstand und der
Friedensbewegung weiterhin gerechnet werden muss. Es haben sehr
schnell sehr große Aktionskonferenzen stattgefunden, an fast jeder
Kaserne, in der entlegensten Provinz finden Kundgebungen und
Demonstrationen statt. Menschen treffen sich auf der Straße, in Räumen
der Gewerkschaften, der Kirchen oder der Umweltbewegung für die
Planung von Protestaktionen. Lasst uns dieses Manöver dazu nutzen, um
unsere Kräfte zu bündeln und unsere Kämpfe - soweit sinnvoll - zu
verbünden. Denn der Krieg und seine Vorbereitung geht uns alle an -
ebenso wie der Klimawandel - und es liegt an uns, sie zu stoppen. Das
ist auch ein Aufruf, dieses Jahr noch viel breiter für die
Ostermärsche zu mobilisieren!

Liebe Freundinnen und Freunde,

Das gilt auch über das Manöver Defender 2020 hinaus. Denn in gewisser
Weise verdeutlicht es uns auch, was leider an vielen Orten der Welt
Normalzustand ist bzw. geworden ist. Diesmal betrifft der sichtbare
Aufmarsch Deutschland und Europa. Hier handelt es sich formal nur um
eine Übung. In Afghanistan, Irak und Mali ist ein solcher Aufmarsch,
eine irrwitzige militärische Logistik aber blutiger Alltag. Und an
allen diesen Orten ist die Bundeswehr beteiligt. Weniger auffällig
findet bereits jetzt eine alltägliche Logistik von Truppen und Waffen
nach Zentralasien, in den Nahen Osten und nach Afrika statt. NATO,
Bundeswehr und ihre Verbündeten haben diese Räume in Kriegsgebiete
verwandelt. In den letzten Monaten hat sich z.B. die Lage in Mali und
dessen Nachbarstaaten drastisch verschärft und obwohl das Scheitern
der bisherigen Strategie dort völlig offensichtlich ist, fällt der
Politik nichts anderes ein, als noch mehr Truppen mit noch
"robusterem" Mandat hin zu entsenden. Sie kann uns nicht einmal sagen,
was die Bundeswehr dort tut, außer dass es angeblich um "Solidarität
mit Frankreich" ginge. In Wahrheit kämpfen Frankreich und Deutschland
in Mali um die Vorherrschaft in Europa - zum Leidwesen der
Bevölkerung, für die sich die Sicherheitslage immer weiter und in den
letzten Monaten rasant verschlechtert. Liebe Leute, wir dürfen auch
hier nicht weiter wegsehen, sondern müssen unsere Empörung, unsere Wut
und Bündnisse auch nach Defender 2020 nutzen, um gegen diese
unheimliche Alltäglichkeit der Auslandseinsätze - trotz miserabler
Bilanz - aufzustehen. Wir sagen nicht nur Stopp zum Aufmarsch und zur
Aufrüstung gegen Russland, sondern auch Stopp zu allen
Auslandseinsätzen der Bundeswehr. Für die Konversion der
Militärstandorte und der Rüstungsindustrie. Abrüstung ist das Gebot
der Stunde und wir müssen sie durchsetzen!

Liebe Freundinnen und Freunde,

Diese Abrüstung muss von unten kommen. Diese Abrüstung muss auch und
vor allem in den Köpfen beginnen und zwar auch in unseren. Wir müssen
uns frei machen von den Feindbildern, die uns eingeimpft werden, um
diese ungeheure Rüstungs- und Kriegsmaschine am laufen zu halten -
über die wir nicht nur bedroht, sondern auch enteignet werden. Wir
sollten Defender 2020 auch nutzen, um mit den Menschen in Russland
viel besser ins Gespräch zu kommen. Denn letztlich bedroht uns
dasselbe machistische und nationalistische Gehabe der Regierungen und
Militärs gemeinsam. Dasselbe gilt auch für die Feindbilder in den
anderen Einsatzgebieten der Bundeswehr. Wir dürfen uns nicht
weismachen lassen, dass diese Menschen alle böse wären oder religiöse
Fanatiker oder dass sie sich ohne unsere Truppen und Waffen nur
gegenseitig die Köpfe einschlagen würden. Überall auf der Welt, auch
in Afghanistan, das seit Jahrzehnten von den konkurrierenden Mächten
mit Krieg überzogen wird, wollen die Menschen in Frieden leben und
kämpfen hierfür. Lasst uns mit diesen zusammen kommen und zusammen
kämpfen. Setzen wir der Kriegsmaschinerie - jetzt, bei Defender 2020
und darüber hinaus - unsere Körper, unseren Geist und unsere
Solidarität entgegen. Auch und ganz besonders an den europäischen
Außengrenzen. Danke schön!

 * 

Quelle:

IMI-Standpunkt 2020/007 vom 24. Februar 2020

Gegen unseren ausdrücklichen Widerspruch

Rede bei der Kundgebung gegen Defender Europe 20 am 22.2.2020

https://www.imi-online.de/2020/02/24/gegen-unseren-ausdruecklichen-widerspruch/

Herausgeber: Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V.
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VORWÄRTS/1563: "Ich kann bald nicht mehr!"


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 05/06 vom 14. Februar 2020

"Ich kann bald nicht mehr!"

von Florian Sieber



Der Arbeitstag ist zu lang, die Personaldecke hingegen zu dünn:
Massenhafte und systematische Verstösse gegen das Arbeitsrecht sind
vor kurzem bei Coop bekannt geworden. Es ist nur die Spitze des
Eisbergs. Der Branche geht es schlecht und die Chefetagen geben den
Druck an die Arbeiter*innen weiter.


Verstösse gegen das Arbeitsrechts sind in manchen Branchen nicht
Ausnahme, sondern Regel. Dass es so auch im Detailhandel steht, zeigt
nun ein publik gewordenes internes Dokument von Coop. Im letzten
November wurden alleine in der Region Bern beim Grossverteiler 475
Verstösse gegen das Arbeitsrecht festgestellt. Für die Arbeiter*innen
bedeutet dies konkret die Nichteinhaltung von Höchstarbeitszeiten,
Ruhezeiten, die nicht wahrgenommen werden können, Tage bei denen
zwischen Arbeitsanfang und Feierabend gerne mal 14 Stunden vergehen
können.


Rechtsbruch mit System

Dass es um die Arbeitsbedingungen im Detailhandel deprimierend
bestellt ist, bestätigt dem vorwärts auch die Verkäuferin
Ursina, die im Kanton Zürich bei Denner arbeitet: "Der häufigste Satz,
den ich in den Pausen von meinen Kolleginnen gehört habe war: 'ich
kann bald nicht mehr'." Ihre Mitarbeiterinnen seien psychisch und
körperlich am Limit gewesen. Und: "Dass alle 14 Stunden am Tag
herumrennen müssen, wird dabei von Oben weder gesehen noch gewürdigt."

Zwar ist die Branche mit 240.000 Angestellten, die Mehrheit davon
Frauen*, die drittgrösste des Landes doch laut einer Studie des
interdisziplinären Zentrums für Geschlechterforschung der Universität
Bern, stellen vor allem die Verlängerung der Arbeitszeiten über die
Flexibilisierung bei den Öffnungszeiten bei gleichzeitigem
Personalabbau Probleme dar. In dieser Situation müssen Angestellte
auch bei Teilzeitanstellung de facto Vollzeit zur Verfügung stehen.
Das hat auch Denner-Verkäuferin Ursina so erlebt: "Im Sommer fielen
gleich zwei Kolleginnen, die Vollzeit arbeiten, aus. Damals musste ich
100 bis 120 Prozent arbeiten, dabei bin ich für 40 Prozent
angestellt."


Krank zur Arbeit, die krank macht

In solchen Situationen würde laut der Denner-Mitarbeiterin die
Gesundheit der Mitarbeiter*innen, die zur Arbeit gehen, zusätzlich
gefordert. Nicht nur wegen der langen Arbeitszeiten: "Mehrere
Kolleginnen konnten in diesen Wochen zum Beispiel nicht zum Arzt, weil
die Zeit fehlte." Zusätzlich würden viele aus Solidarität auch krank
arbeiten gehen, da sonst die anderen Angestellten ihr Pensum
übernehmen müssten. Ein Teufelskreis: Um das Pensum der erkrankten
Kolleg*innen aufzufangen, müssen viele in einem Ausmass arbeiten, das
selber krank macht. Besonders pikant daran: Laut Arbeitsrecht haftet
eigentlich das Unternehmen dafür, wenn Angestellte durch Arbeitsstress
krank werden. Zum Beispiel, wenn - in vielen Detailhandelsbetrieben
gang und gäbe - kein Ersatz für Ausfälle durch Krankheit vom Betrieb
organisiert wird.


Knautschzone Belegschaft

Die schlechten Arbeitsbedingungen finden ihren Ursprung in der
gegenwärtigen ökonomischen Situation. Während Ungleichheit und Armut
in der Schweiz grösser werden, verschärft sich der Konkurrenzkampf
innerhalb des Kapitals, wo ein harter Wettbewerb um die bei vielen
kleiner werdende Kaufkraft stattfindet. Dass seitens des Kapitals
politisch Druck gemacht wurde, möglichst lange offen haben zu können,
ist ebenso Ausdruck dieser Entwicklung wie der Abbau von Personal, um
Kosten zu sparen. Durch das hohe Preisniveau sind Schweizer
Detailhändler tendenziell schon anfällig auf günstigere Konkurrenz aus
dem Ausland. Ausbaden müssen das die Angestellten. Es muss immer
schneller gearbeitet werden, gleichzeitig mehr Aufgaben übernommen
werden und was dann eben liegen bleibt, muss nach Ladenschluss
abgearbeitet werden. Viele Arbeiter*innen in der Branche sind den
Prekarisierungen ausgeliefert, wie Ursina dem vorwärts erklärt:
"Die Frauen, mit denen ich arbeitete, waren aus unterschiedlichen
Gründen auf diesen Job angewiesen. Vor allem fehlende Alternativen, da
sie alle keine 'richtige' Lehre oder Ausbildung abgeschlossen haben."


Gewerkschaft und Linke in die Offensive!

Die Situation für die Arbeiter*innen in der Branche ist miserabel und
Aussicht auf Besserung besteht aktuell nicht. Dass der bürgerliche
Staat die Aufgabe wahrnimmt, die Umsetzung des Arbeitsrechtes auch
durchzusetzen, ist derweil nicht zu erwarten. Dafür wären die
kantonalen Arbeitsinspektorate verantwortlich. Diese arbeiten
ebenfalls mit viel zu dünner Personaldecke. Mit einer Handvoll Stellen
müssen sie zehntausende Betriebe kontrollieren. Der bürgerliche Staat
hat dabei gar kein Interesse, allzu genau hinzuschauen, wo die doch
von den Steigbügelhalter*innen des Kapitals dominiert werden. Für die
Angestellten bedeutet dies, einen Job zu haben, der nicht nur
missbräuchliche Arbeitsbedingungen hat, sondern auch krankmacht, dem
sich aber viele nicht entziehen können, weil sie auf die Stelle
angewiesen sind. Was es braucht, damit die Situation sich bessert, ist
für Ursina jedenfalls klar: "Dringend nötig ist ein verbindlicher GAV
für die ganze Branche. Und viel mehr Aufklärungsarbeit bei den
Mitarbeitenden, die oft nicht wissen, dass es Möglichkeiten gibt, sich
zu wehren." Damit ständen die Gewerkschaften in der Pflicht. Der
Detailhandel wurde von den Vertretungen der Arbeiter*innenschaft
hierzulande aber viel zu lange mit viel zu viel Gleichgültigkeit
behandelt. Dabei wäre es elementar, dass sich etwas in der Branche
tut. Wenn nötig eben auch mit dem Mittel des Streiks. Am Frauen*streik
haben in Bern Verkäuferinnen den Anfang gemacht: Sie organisierten
Walkouts und liessen ihre Arbeit liegen.

 * 
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INTERNATIONAL/229: Protestmarsch in London fordert "Keine Auslieferung von Assange" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Bordeaux vom 23. Februar 2020

Protestmarsch in London: Keine Auslieferung von Assange




[image: Protestmarsch in London - Bild: © Xavier Foreau/Pressenza]
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Gestern fand in London eine Kundgebung zur Unterstützung von Assange
vor dem Australischen Haus statt. Von dort führte der
Solidaritätsmarsch zum Parlamentsplatz.

Zu den Rednern gehörten: John Shipton, Vater von Julian Assange; Yanis
Varoufakis, Mitbegründer von DiEM25; Kristinn Hrafnson, Chefredakteur
von WikiLeaks; Vivienne Westwood, Modedesignerin.
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Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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FILM/1703: Das Erste - Eine harte Tour, 26.2.2020 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 19. Januar
2020

Eine harte Tour

26.02.2020, 20.15 Uhr | Das Erste



Der langjährige Freundeskreis von Clemens (Benjamin Sadler) und
Corinna (Juliane Köhler) bemüht sich seit deren Scheidung, das
Miteinander in einem äußerst heiklen Balanceakt aufrecht zu halten.
Bis Clemens plötzlich stirbt. Die Clique (Anna Schudt, Elena Uhlig,
Victoria Mayer, Thomas Loibl, Roeland Wiesnekker, Moritz Führmann)
beschließt, eine von Clemens vor seinem Tod gemeinsam geplante
Wanderung zu gehen und in der Gipfelkapelle zum Gedenken ein Foto von
ihm aufzuhängen. Doch wer soll mit? Die Ex-Frau? Oder seine neue,
deutlich jüngere Partnerin (Anna Unterberger)? Und wer bestimmt
eigentlich, wer gefragt werden soll? Zunächst brechen die drei
verbleibenden Paare auf - doch als die Rucksäcke geschultert werden,
gibt es eine erste Überraschung. Nicht nur die Freundschaften
untereinander, sondern auch die ein oder andere Ehe werden auf dieser
Tour de Force auf eine harte Probe gestellt...

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 19. Januar 2020

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1403: Deutschlandfunk - Ein deutscher Unternehmer in Bulgarien, 25.2.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Stich für Stich

Ein deutscher Unternehmer in Bulgarien

Von Mirko Schwanitz

Deutschlandfunk 2020

Das Feature

Dienstag, 25. Februar 2020, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der Deutsche Bertram Rollmann ist der größte Bekleidungshersteller in
Bulgarien. Doch seit 2015 hat er fast die Hälfte seiner Belegschaft
verloren. Auch für Bulgaren gilt inzwischen die
Arbeitnehmerfreizügigkeit. Die Folgen für das Land und die Wirtschaft
dort sind verheerend. Das Feature erzählt erstmals konsequent aus dem
Blickwinkel eines Unternehmers vom Preisdruck des Marktes, den Folgen
der Globalisierung für Europas Textilindustrie und davon, welch
katastrophale Auswirkungen die Freizügigkeit von Arbeitnehmern im
Zusammenspiel mit der Sozialpolitik der EU für die Länder Osteuropas
hat.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 18. Februar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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FEATURE/1402: Deutschlandfunk Kultur - Überschritten, jetzt Gefahr!, 25.2.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Überschritten - jetzt Gefahr!

Wie Grenzwerte unser Leben beeinflussen und was ethisch daraus folgert

Von Florian Felix Weyh

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 25. Februar 2020, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Gesellschaft funktioniert nur mittels Regeln und Normen. Verstöße sind
nicht tolerabel. Aber der Geltungsbereich von Normen variiert, denn
oft werden erst jenseits eines Grenzwertes Sanktionen fällig. Sobald
ein Grenzwert wissenschaftlich ermittelt und politisch festgeschrieben
worden ist, setzt sich eine Kettenreaktion in Gang. Verhaltensweisen
und Produktionsverfahren müssen verändert oder aufgegeben werden,
Wirtschaft und Gesellschaft entstehen hohe Kosten, um Grenzwerte
einzuhalten. Auf der anderen Seite erwachen Profiteure: Zum
Wohlgefallen der Pharmaindustrie gelten von einem Tag zum anderen mehr
Menschen als krank, weil sich ein medizinischer Normwert verschoben
hat. Grenzwerte sind ein Politikum und damit eine ethische
Herausforderung. Wer sie setzt, ob als Wissenschaftler oder Politiker,
sollte ideologiefrei alle Folgen abwägen. Ist das immer so?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 18. Februar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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HÖRSPIEL/2050: WDR 3 - "In die Sterne" von Calle Fuhr, 25.2.2020 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 19. Februar
2020

In die Sterne

Von Calle Fuhr

Mit Maike Knirsch

Komposition: Florian Van Volxem und Sven Rossenbach

Technische Realisation: David Brucklacher

Regie: Petra Feldhoff

Produktion: WDR 2020

25. Februar 2020, 19.04 - 19.35 Uhr | WDR 3



Eine junge Frau stellt sich dem größten Verlust ihres Lebens: Während
ihrer Schwangerschaft verliert sie ihr Kind.

Meike wird ungewollt schwanger. Gegen den Rat aller entscheidet sie
sich, das Kind zu behalten. Sie ist begeistert in ihrer
Schwangerschaft, bis diese im achten Monat abrupt endet. Auf der Suche
nach dem Sinn ihrer eigenen Geschichte beginnt Meike zu erzählen. Sie
versucht sich von ihrem Schmerz zu lösen, sich zu erinnern, an die
unbändige Freude über dieses Kind, diese Vorfreude, die schlagartig in
Trauer umschlug.

Das Hörspiel steht nach der Sendung bis 24. Februar 2021 zum Download
zur Verfügung.

Redaktion: Christina Hänsel

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 19. Februar 2020

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





HÖRSPIEL/2049: WDR 3 - "Hörweiten" (2-teilig) von Rami Hamze, 26. + 27.2.2020 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 21. Februar
2020

Hörweiten

Von Rami Hamze

Technische Realisation: Dirk Hülsenbusch und Jeanette Wirtz-Fabian

Regie: Rami Hamze

Produktion: WDR 2020

Teil 1 | 26. Februar 2020, 19.04 - 19.35 Uhr | WDR 3

Teil 2 | 27. Februar 2020, 19.04 - 19.35 Uhr | WDR 3



Eine Spurensuche danach, was Kunst (sein) kann: In einer Kleinstadt
sind seltsame Geräusche in der Öffentlichkeit zu hören. Niemand kann
deren Herkunft oder Zweck benennen.

Unsichtbare Zikaden, Hubschrauber und vermeintlich politische Reden
erzeugen Diskussionsbedarf unter den Bürgern: Ist es der technische
Fehler eines Radiosenders? Führt "die Regierung" heimlich Tests durch?
Handelt es sich um akustische Abwehrmaßnahmen, um kackende Tauben aus
der Innenstadt zu vertreiben? Oder ist es am Ende vielleicht Kunst?
Ein Künstler begleitet - zunächst inkognito - seine akustische
Stadtrauminstallation in der Provinz und die Menschen, die sich ihr
gegenüber verhalten. Es entwickelt sich Freundschaft zu einem
Wohnwagenparkplatzbetreibersohn, Rivalität mit einem
Ordnungsamtmitarbeiter und ein Roadmovie.

Besetzung

Künstler: Mischa Leinkauf

Erzählerin: Viola Sauer

Rainer Schrappnelli: Bernhard Schütz

Benbenjamin: Carl Philipp Benzschawel

Kunsthistorikerin: Heike Trinker

Kuratorin: Judith Jakob

Bahnmitarbeiter: Benjamin Höppner

Badegästin & Herausfinder & Anrufer 1: Sean McDonagh

Badegast & Skeptikerin & Anruferin 2: Merle Wasmuth

Bademeisterin / Flüsterstimme: Luise Weigert

Vermutlicher Rentner: Hans-Gerd Kilbinger

Vermutlicher Renterin: Karin Buchali

Der eine Nachbar: Ralf Drexler

Der andere Nachbar & Anrufer 2: Stefan Lampadius

Migrantischer junger Mann: Noureddine Chamari

Deutscher junger Man: Leon Seidel

Polizist & anderer Brauhausgast: Richard Hucke

Frau Mörtel: Claudia Sarkany

Brauhausgast: Moritz Führmann

Gerhard Habicht: Walter Gontermann

Angelika Schrappnelli: Eva Mannschott

Haustechniker: Stefan Cordes

Anne: Tanja Schleiff

Michi: Stefko Hanushevsky

Die Intervention "Hörweiten" von Mischa Leinkauf ist im Rahmen des
Projekts "Stadtbild. Intervention" im Auftrag der Kulturabteilung der
Stadt Pulheim 2018 entstanden.

Das Hörspiel steht nach der Sendung bis 22. Februar 2021 zum Download
zur Verfügung.

Redaktion: Christina Hänsel
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STANDPUNKT/067: Journalisten aus aller Welt verurteilen Gerichtsverfahren gegen Julian Assange (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Journalisten aus aller Welt verurteilen Gerichtsverfahren gegen Julian Assange

Von Mediattivisti, 22. Februar 2020






[image: Collage aus den Porträts eines Teils der Journalisten, die die Erklärung zur Verteidigung von Assange unterzeichnet haben - Bild: © #JournalistsSpeakUpForAssange]

Bild: © #JournalistsSpeakUpForAssange



1.200 Journalisten aus 98 Ländern haben am 20. Februar 2020 eine
gemeinsame Erklärung zur Verteidigung des Wikileaks-Herausgebers
Julian Assange veröffentlicht. Dies geschah im Vorfeld des anstehenden
Verfahrens vor einem britischen Gericht, ihn an die USA auszuliefern,
wo er wegen dem Vorwurf der Spionage angeklagt werden soll. Das
Gerichtsverfahren beginnt am 24. Februar.

Dies ist das erste Mal, dass der US Espionage Act (amerikanisches
Spionagegesetz) gegen jemanden verwendet wird, der Informationen
veröffentlicht hat, die von einem Whistleblower stammen. Alle
Journalisten nutzen Informationen aus vertraulichen Quellen, so dass
die anstehenden rechtlichen Schritte einen äußerst gefährlichen
Präzedenzfall darstellen, der Journalisten und Nachrichtenmedien in
aller Welt bedroht. Die Unterzeichner sind der Meinung, dass die
Inhaftierung von Assange und das Gerichtsverfahren gegen ihn einen
grober Justizirrtum darstellen.

"Es kommt sehr selten vor, dass sich Journalisten zusammenschließen
und sich zu einem Thema äußern. In der Tat ist die Größe und Tragweite
dieser gemeinsamen Erklärung der Journalisten womöglich beispiellos",
sagte die Sprecherin Serena Tinari.

Die vollständige Erklärung ist hier in acht Sprachen verfügbar: [1]

Die Erklärung stellt fest, dass Assange bis zu 175 Jahre Haft für die
Veröffentlichung von geleakten US-Militärdokumenten zu Afghanistan und
Irak sowie von Korrespondenzen des US-Außenministeriums drohen -
einschließlich der Enthüllung von Beweisen für Kriegsverbrechen. Viele
Medienorganisationen haben auf Grundlage dieser Informationen Artikel
von hohem öffentlichen Interesse veröffentlicht. In der Erklärung
heißt es: "Wenn Regierungen Spionagegesetze gegen Journalisten und
Verleger anwenden können, werden diese ihrer wichtigsten und
traditionellsten Verteidigung - des Handelns im öffentlichen Interesse
- beraubt, was nicht unter das Spionagegesetz fällt. Journalisten
überall auf der Welt könnten dann an ein anderes Land ausgeliefert und
dort nach drakonischen Spionagegesetzen angeklagt werden".

Die Erklärung wurde von Mitarbeitern der meisten großen
Medienorganisationen der Welt unterzeichnet, darunter viele prominente
und preisgekrönte Journalisten. Eine große Anzahl von
Investigativ-Journalisten, darunter 30 Mitglieder des ICIJ
International Consortium of Investigative Journalists (Internationales
Netzwerk investigativer Journalisten) sowie verschiedene
Journalistenorganisationen, darunter die Internationale
Journalisten-Föderation (IJF) und Reporter ohne Grenzen (RSF) haben
die Erklärung unterzeichnet. Die Unterzeichner kommen aus allen Teilen
der Welt aus insgesamt 97 Ländern.

Die vollständige Liste der Unterzeichner finden Sie hier: [2]

Zur Unterzeichnung der Erklärung der Journalisten wurden auch Personen
aus "mediennahen" Berufen eingeladen. Daniel Ellsberg, die Quelle der
Pentagon-Papiere, unterzeichnete die Erklärung als "Whistleblower", es
folgten weitere wichtige Informanten, darunter Katharine Gun
(Großbritannien), Rudolf Elmer (Schweiz) und Edward Snowden.

Die Erklärung wurde von einer Gruppe von investigativen Journalisten
aus verschiedenen Kontinenten initiiert. Die Sprecherin Serena Tinari,
Präsidentin des Schweizer Recherche-Netzwerks für JournalistInnen,
sagte: "Viele von uns verwenden vertrauliche Informationen, die wir
von Informanten oder sogenannten "Whistleblowern" erhalten haben. Dies
ist ein wesentlicher Teil unserer Rolle im Namen der Öffentlichkeit.
Jeder Journalist und Verleger sollte über den Versuch, unsere Arbeit
zu kriminalisieren, entsetzt und besorgt sein".

Die Journalisten weisen auf die schweren und anhaltenden
Menschenrechtsverletzungen hin, unter denen Julian Assange leidet, und
schreiben: "Wir machen die Regierungen der Vereinigten Staaten von
Amerika, des Vereinigten Königreichs, Ecuadors und Schwedens für die
Menschenrechtsverletzungen, denen Herr Assange ausgesetzt ist,
verantwortlich".

Die gemeinsame Erklärung zitiert auch den Sonderberichterstatter der
Vereinten Nationen für Folter Nils Melzer, der den Fall untersucht
hat: "Mir wurde schließlich klar, dass ich durch die Propaganda
geblendet worden war, und dass Assange systematisch verleumdet wurde,
um von den Verbrechen, die er aufgedeckt hatte, abzulenken. Nachdem er
durch Isolation, Spott und Schande entmenschlicht worden war, genau
wie die Hexen, die wir früher auf dem Scheiterhaufen verbrannten, war
es leicht, ihn seiner grundlegendsten Rechte zu berauben, ohne
weltweit öffentliche Empörung zu provozieren. Und so wird durch die
Hintertür unserer eigenen Selbstgefälligkeit ein rechtlicher
Präzedenzfall geschaffen, der in Zukunft genauso gut auf Enthüllungen
des Guardian, der New York Times oder ABC News angewandt werden kann
und wird".

Weiterhin heißt es in der Erklärung: "Die Berichterstattung von Herrn
Assange über Missbräuche und Verbrechen ist von historischer
Bedeutung, ebenso wie die Beiträge der Informanten Edward Snowden,
Chelsea Manning und Reality Winner, die sich jetzt im Exil oder im
Gefängnis befinden. Sie alle waren mit unerbittlichen
Verleumdungskampagnen ihrer Gegner konfrontiert, Kampagnen, die oft zu
falschen Medienberichten und einem Mangel an Überprüfung von Fakten
und an Berichterstattung über ihre Notlage geführt haben".

Die Erklärung des Journalisten fordert die sofortige Freilassung von
Julian Assange, die Einstellung des Auslieferungsverfahrens und das
Fallenlassen der Spionagevorwürfe gegen ihn.

Sie schreiben: "Wir fordern unsere Journalistenkollegen auf, die
Öffentlichkeit über diesen Missbrauch der Grundrechte akkurat zu
informieren. Wir fordern alle Journalisten auf, sich in dieser
kritischen Zeit zur Verteidigung von Julian Assange zu äußern.
Gefährliche Zeiten erfordern einen furchtlosen Journalismus."

In den sozialen Medien wird die
Initiative unter dem Hashtag #JournalistsSpeakUpForAssange verbreitet.


Übersetzung aus dem Englischen von Pressenza München


Anmerkungen:

[1] https://speak-up-for-assange.org

[2] https://speak-up-for-assange.org/signatures/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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DER FILM/489: Stuttgart - Todd Haynes, "Carol", Melodram, 25.03.2020


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2020

Mittwoch, 25.03.20 / 20.00 Uhr

Außer Haus! Atelier am Bollwerk / Hohe Straße 26

Sehnsucht - Recherche über ein starkes Gefühl

Film

Carol
Todd Haynes

Großbritannien/USA/Frankreich 2015, 119 Min.

Cate Blanchett, Rooney Mara, Kyle Chandler, Sarah Paulson, Jake Lacy
u.a.



Herausragend elegantes Melodram nach Patricia-Highsmith-Vorlage über
zwei Frauen in den Fünfzigerjahren, die aller Widerstände zum Trotz
zueinander finden. Therese arbeitet 1952 in einem New Yorker
Kaufhaus. Sie hat einen Freund, ist aber dennoch wie vom Donner
gerührt, als sie die Society-Dame Carol Aird zum ersten Mal sieht.
Die beiden Frauen kommen sich näher. Carol steht vor den Trümmern
ihrer Ehe und kämpft um das Sorgerecht für ihre Tochter. Als sie
Abstand von ihrem verständnislosen Ehemann gewinnen will, fährt sie
ziellos Richtung Westen und nimmt Therese mit. In einem Motel lieben
sich die beiden Frauen zum ersten Mal - und werden von einem Detektiv
gefilmt. Basierend auf Patricia Highsmiths 1952 unter dem Pseudonym
Claire Morgan entstandenem Roman "Salz und sein Preis" schuf Todd
Haynes einen eleganten und exquisiten Film über zwei Frauen, wie ihn
Hollywood auch in den Fünfzigern nicht schöner hinbekommen hätte. Der
Film mit seiner perfekt auskalibrierten Geschichte und seiner
traurigen Grundstimmung ist vor allem eine Verbeugung vor seinen
beiden Hauptdarstellerinnen: Cate Blanchett und Rooney Mara sind als
potenziell tragische Liebende ganz einfach eine Wucht.

Außer Haus! Atelier am Bollwerk / Hohe Straße 26, 70176 Stuttgart,
Telefon 0711 / 66 95 66 9

Eintritt (Euro): 8,80

Vorverkauf und Abendkasse im Atelier am Bollwerk oder online über
www.arthaus-kino.de

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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ARBEITSMEDIZIN/504: Studie zum Doping am Arbeitsplatz - Vor allem ältere Arbeitnehmer greifen zu Medikamenten (DAK)


DAK-Gesundheit - 20. Februar 2020

DAK-Studie: Doping im Job stagniert seit 2014

Vor allem ältere Arbeitnehmer greifen zu leistungssteigernden Pillen



In Deutschland nehmen rund zwei Prozent der Arbeitnehmer
leistungssteigernde oder stimmungsaufhellende Medikamente.
Hochgerechnet auf die erwerbstätige Bevölkerung sind das rund 700.000
Beschäftigte. Damit ist das sogenannte Doping im Job auf dem gleichen
Niveau wie 2014. Das geht aus der aktuellen DAK-Analyse "Update:
Doping am Arbeitsplatz" hervor. Die Studie zeigt aber auch: Besonders
ältere Arbeitnehmer ab 60 Jahren greifen zu Medikamenten, um im Beruf
leistungsfähiger zu sein oder die Stimmung zu verbessern. Viele
Beschäftigte nutzen die Arzneien auch, um nach der Arbeit noch Energie
für Privates zu haben.

Für die repräsentative DAK-Studie wurde untersucht, ob und wie
Erwerbstätige ohne medizinische Notwendigkeit zu
verschreibungspflichtigen Medikamenten greifen. Experten nennen das
pharmakologisches Neuro-Enhancement und rechnen dazu Substanzen wie
beispielsweise Methylphenidat oder Fluoxetin. Für die Untersuchung
wurden mehr als 5.500 Berufstätige im Alter von 18 bis 65 Jahren
befragt. Aktuell und regelmäßig dopen sich laut Studie rund 700.000
Berufstätige (1,8 Prozent), um fitter für den Job zu sein. Damit ist
Doping im Job heute annähernd so verbreitet wie 2014 (1,9 Prozent).
71,5 Prozent der Beschäftigten zwischen 20 und 50 Jahren wissen um die
vermeintlichen Möglichkeiten des Hirndopings zur Leistungssteigerung.
2008 war Doping im Job noch weniger als jedem zweiten Berufstätigen
dieser Altersgruppe (44,9 Prozent) bekannt. "Der
Medikamentenmissbrauch ist kein Massenphänomen", sagt Andreas Storm,
Vorsitzender des Vorstandes der DAK-Gesundheit. "Dennoch zeigt unsere
Analyse, wie wichtig gesunde Rahmenbedingungen im Job sind.
Arbeitsanforderungen dürfen Mitarbeiter nicht dazu verleiten, bessere
Ergebnisse mithilfe von Medikamenten erzielen zu wollen."

Die höchste Verbreitung des pharmakologischen Neuro-Enhancement gibt
es bei den 60- bis 65-jährigen Arbeitnehmern. 4,4 Prozent von ihnen
haben innerhalb der vergangenen Monate mindestens einmal gedopt. Das
sind ein Drittel mehr als im Durchschnitt (3,3 Prozent). Insgesamt
steigt die "Dopingquote" mit dem Alter an: So betreiben bei den
18- bis 29-jährigen Arbeitnehmern 2,5 Prozent mindestens einmal im
Jahr Medikamentenmissbrauch für den Job, bei den 30- bis 49-jährigen
sind es 3,2 Prozent.

Laut DAK-Studie dopen die meisten Arbeitnehmer, um berufliche Ziele
besser zu erreichen. Jeder zweite Doper gab dies an. Etwa jeder Dritte
nennt als Grund, die Arbeit ginge mit den Medikamenten leichter von
der Hand. Mehr als jeder vierte dopende Arbeitnehmer (27,1 Prozent)
greift zur Pille, um nach der Arbeit noch Energie und gute Laune für
Privates zu haben. Beim Blick auf die Geschlechter zeigen sich zum
Teil Unterschiede bei den Gründen und Anlässen des Hirndopings: Jeder
vierte dopende Mann glaubt, ohne die Medikamente häufig emotional
nicht in der Lage zu sein, die Arbeit zu erledigen. Bei den dopenden
Frauen ist es nur jede fünfte. Jeder fünfte Mann könnte ohne Doping im
Beruf nicht mithalten. Bei den Frauen betrifft dies jede achte.

Professor Dr. Klaus Lieb, Direktor der Klinik für Psychiatrie und
Psychotherapie der Universitätsmedizin Mainz und Wissenschaftlicher
Leiter des Leibniz-Instituts für Resilienzforschung, dämpft mit Blick
auf die aktuelle DAK-Studie die Erwartungen an das Doping: "Oft zeigen
die Medikamente nur kurzfristige und minimale Effekte auf die
kognitive Leistungsfähigkeit." Vielmehr warnt Lieb vor
gesundheitlichen Schäden durch das Dopen: "Schwindel, Kopfschmerzen,
Nervosität und Schlafstörungen sind nicht selten. Darüber hinaus sind
mögliche Langzeitfolgen noch völlig unklar. Gesünder dürfte es in
jedem Fall sein, für seine psychische Gesundheit und
Leistungsfähigkeit vorzusorgen, indem man seine eigene Resilienz
stärkt. Wirksam sind dafür insbesondere die Förderung von sozialen
Kontakten, Achtsamkeit, Umdenken und das aktive Herangehen an
herausfordernde Situationen."


Die DAK-Gesundheit ist mit 5,6 Millionen Versicherten die
drittgrößte Krankenkasse Deutschlands.

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 20. Februar 2020

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60

Internet: http://www.dak.de
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FORSCHUNG/4141: Wie unser Gehirn auf Unterschiede fokussiert (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 20.02.2020

Wie unser Gehirn auf Unterschiede fokussiert



Wie kommt es, dass wir uns in unserem Stadtviertel zurechtfinden, obwohl
sich die Straßen doch so verflixt ähnlich sehen? Forscher der Universität
Bonn haben neue Einblicke in einen Mechanismus gewonnen, der bei dieser
Fähigkeit eine wesentliche Rolle spielen dürfte. Besonders interessant: Er
scheint nur dann gut zu funktionieren, wenn unser Gehirn in einem
besonderen Takt schwingt. Die Ergebnisse sind in der Fachzeitschrift
"eLife" erschienen.

Wenn man die Unterschiede zwischen zwei Fotos finden möchte, dann kann man
dazu mit einer Software das eine von dem anderen Bild abziehen. Gleiche
Bereiche sind danach schwarz, und nur Regionen, die sich zwischen den
Aufnahmen verändert haben, treten hervor. Auch unser Gehirn nutzt
ausgefeilte Methoden der Signalverarbeitung, um kleine Diskrepanzen
deutlicher herauszuarbeiten - zum Beispiel zwischen der Erinnerung eines
Straßenzugs und den Häuserreihen, die wir gerade vor uns sehen.

Eine wichtige Rolle scheint dabei eine bestimmte Hirnstruktur zu spielen,
der Gyrus dentatus. Er sitzt im Hippocampus, einer Region, die bei
Merk- und Erinnerungsprozessen eine wichtige Rolle spielt. Ohne ihn haben Mäuse
große Schwierigkeiten, kleine Veränderungen zu erkennen. Hierbei zentral
ist vermutlich ein Mechanismus, der sich "Feedback Inhibition" nennt.
Dabei werden Neuronen umso stärker gehemmt, je aktiver sie oder ihre
Nachbarn zuvor waren. Dieser Verarbeitungsschritt verstärkt gewissermaßen
die Diskrepanzen zwischen zwei Reizmustern - sie werden unähnlicher. Auch
Muster, die sich stark gleichen, können so sehr genau voneinander getrennt
werden.

Gyrus dentatus im Computer simuliert

So lautet zumindest die theoretische Annahme. "Wir haben nun erstmals auf
Zellebene überprüft, ob sie wirklich plausibel ist", erklärt Dr. Oliver
Braganza vom Life & Brain Center der Universität Bonn. Dazu haben die
Wissenschaftler bestimmte Zellen im Gyrus dentatus von Mäusen stimuliert
und dann ermittelt, inwiefern andere Neuronen dadurch gehemmt wurden. Mit
Hilfe zahlreicher Messungen konnten sie so feststellen, wo das
inhibierende Signal ankommt, wann die Hemmung einsetzt und wie lange sie
wirkt.

"Mit diesen Werten haben wir dann eine Computersimulation gefüttert", sagt
Braganza. "In ihr konnten wir zeigen, ob dieser Mechanismus tatsächlich zu
einer besseren Trennung ähnlicher Reizmuster führt und wenn ja, unter
welchen Bedingungen." Tatsächlich ergab die Analyse, dass der Gyrus
dentatus von Mäusen Unterschiede im Reizmuster verstärken kann. Wirklich
effektiv funktionierte das in der Simulation aber nur, wenn das Gehirn im
passenden Takt zwischen Aktivität und Inaktivität hin- und herpendelte.

Es ist schon lange bekannt, dass sich Nervenzellen zu manchen Zeiten viel
leichter zum Feuern anregen lassen als zu anderen. Diese
Aktivitäts-Schwankungen unterliegen einem regelmäßigen Rhythmus. Seine Frequenz -
also die Geschwindigkeit der Schwankungen - kann sich aber je nach
Anforderung ändern. So schwingt unser Gehirn während des traumlosen
Schlafs in einem langsameren Takt als tagsüber.

Auf den Rhythmus kommt es an

Neuere Forschungsergebnisse zeigen, dass das Mäuse-Gehirn beim Lernen in
den so genannten Gamma-Rhythmus übergeht. "In unserer Simulation sehen wir
nun, dass gerade bei dieser Frequenz die Musterseparation besonders gut
funktioniert", betont der Leiter der Arbeitsgruppe, Prof. Dr. Heinz Beck,
der auch am Deutschen Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen forscht.
Grund: Beim Gamma-Rhythmus scheint der zeitliche Verlauf der Inhibition
besonders gut Aktivitätsmuster zu beeinflussen. Anders ausgedrückt: Die
durch ein erstes Muster ausgelöste Hemmung entfaltet exakt dann ihre volle
Wirkung, wenn ein zweites Muster im Gyrus dentatus am aktivsten ist.

Besonders interessant findet Braganza in diesem Zusammenhang noch einen
weiteren Punkt: "Erkrankungen wie Alzheimer, Schizophrenie oder
Temporallappen-Epilepsie gehen in der Regel mit einem geänderten
Hirnrhythmus einher", sagt er. "Vielleicht ist das eine Erklärung für die
Erinnerungsdefizite, die wir bei diesen drei Störungen so häufig
beobachten." In einem nächsten Schritt wollen die Wissenschaftler nun
untersuchen, ob sich die Vorhersage aus dem Computermodell auch im
Verhalten von Mäusen bestätigt.


Originalpublikation:

Oliver Braganza, Daniel Müller-Komorowska, Tony Kelly und Heinz Beck:

Quantitative properties of a feedback circuit predict frequency-dependent
pattern separation

eLife

DOI: 10.1101/813188

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 20.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STATISTIK/124: Krankmeldungen in Schleswig-Holstein - Mehr Fehltage wegen psychischer Erkrankungen (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 20. Februar 2020

Mehr psychische Beschwerden in Schleswig-Holstein

DAK-Gesundheit legt Gesamtanalyse zu Krankmeldungen 2019 vor 



Der Krankenstand in Schleswig-Holstein ist 2019 konstant geblieben.
Das geht aus einer aktuellen Auswertung der DAK-Gesundheit hervor. Der
Arbeitsausfall lag bei 4,1 Prozent und liegt damit leicht unter dem
Bundesdurchschnitt (4,2). Den größten Anteil am Krankenstand haben
Muskel-Skelett-Erkrankungen, psychische Erkrankungen und Erkältungen.
Mehr als jeder zweite Fehltag ging auf das Konto einer dieser drei
Krankheitsarten (54,2 Prozent). Die Fehltage wegen Depressionen und
Angstzuständen stiegen um fast ein Drittel.

"Wir informieren regelmäßig über den Krankenstand in der Region, um so
Impulse für die Gesundheit der Beschäftigten zu geben", sagt Cord-Eric
Lubinski, Leiter der Landesvertretung der DAK-Gesundheit in
Schleswig-Holstein. "Die fundierten Analysen helfen uns, noch
gezielter beim Betrieblichen Gesundheitsmanagement (BGM) ansetzen zu
können und Arbeitgebern konkret Hilfe anzubieten. Damit sollen
beispielsweise längere Ausfallzeiten durch Rückenleiden oder seelische
Probleme vorgebeugt werden." Mehr als jeder fünfte Ausfalltag erfolgte
aufgrund von Muskel-Skelett-Erkrankungen. Rückenschmerzen und Co.
rangierten mit einem Anteil von 21,2 Prozent am gesamten Krankenstand
auf Platz eins der häufigsten Krankheitsarten. Die Anzahl der Fehltage
ist von 321 auf 319 je 100 Versicherte leicht gesunken. Den zweiten
Platz belegen psychische Erkrankungen, wie Depressionen. Ihr Anteil am
Krankenstand betrug 19,4 Prozent und liegt damit deutlich über
Vorjahresniveau (15 Prozent). Die Ausfalltage aufgrund von
Seelenleiden stiegen von 226 auf 291. Atemwegserkrankungen, wie
Erkältungen und Bronchitis folgten auf Rang drei mit einem Anteil von
13,6 Prozent am Krankenstand (2018: 15,2 Prozent).

Für die aktuelle Krankenstands-Analyse wertete das Berliner IGES
Institut die Daten von rund 115.000 erwerbstätigen DAK-Versicherten in
Schleswig-Holstein aus. Die DAK-Gesundheit hilft Unternehmen im
nördlichsten Bundesland mit Angeboten des Betrieblichen
Gesundheitsmanagements dabei, die Gesundheit der Mitarbeiter zu
erhalten und zu stärken. 

Mehr dazu unter: 

www.dak.de/bgm

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 20. Februar 2020

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60
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ARTIKEL/1523: Gesundheits-Apps - Jahresabo auf Rezept (ver.di publik)


ver.di publik Ausgabe 01/2020 - Spezial GESUNDHEIT

Jahresabo auf Rezept

Von Annette Jensen



Gesundheits-Apps - Programme auf dem Smartphone sollen Kranken
helfen. Bald können Ärzte sie als Medizinprodukt verschreiben. Doch
bei Wirksamkeit und Datenschutz gibt es viele offene Fragen


Mehrfach im Monat hat Antje B. Migräne. Oft beginnt es damit, dass
sich eine gezackte Linie in ihr Gesichtsfeld schiebt und der
angrenzende Bereich zunehmend verschwimmt. Anfangs geriet sie in
Panik. Sie fürchtete, ihre Netzhaut könnte sich ablösen oder sie werde
bewusstlos. Inzwischen weiß Antje B. nicht nur, dass bald starke
Kopfschmerzen einsetzen werden. Ihr ist auch klar, was sie jetzt tun
sollte: zu ihrem Smartphone greifen.

Für Menschen wie Antje B. gibt es eine Migräne-App, die die
Schmerzklinik Kiel zusammen mit der Techniker Krankenkasse entwickelt
hat. Sie hilft Patient*innen einzuschätzen, welche Faktoren ihr Leiden
verstärken oder lindern und wann sie zu einem Akutmedikament greifen
sollten. Die Nutzenden bekommen Anleitungen zur Muskelentspannung und
können Beobachtungen über die Migräne-Attacken ohne viel Aufwand für
den nächsten Arztbesuch dokumentieren. Eine Studie belegt, dass sich
die Zahl der Kopfschmerztage mit der App deutlich senken lässt. Wer
möchte, kann sie sich kostenlos aufs Handy runterladen.

Zehntausende Gesundheits-Apps sind bereits auf dem Markt. Manche
Programme sind gratis, für andere werden mehrere hundert Euro fällig.
Die Apps richten sich an Menschen mit Diabetes, hohem Blutdruck,
Depressionen, Tinnitus, Heuschnupfen oder Rückenschmerzen. Sie sollen
helfen, Blutwerte zu messen, Medikamente regelmäßig einzunehmen oder
Übungen nicht zu vergessen. Entwickelt werden die digitalen
Hilfsprogramme von Startups, Pharmaunternehmen, wissenschaftlichen
Einrichtungen oder Krankenkassen. Und dahinter stehen sehr
unterschiedliche Interessen.

Bald gibt es Medizin-Apps auch auf Rezept, denn seit Anfang des Jahres
gilt das Digitale-Versorgungs-Gesetz (DVG). Bei der Verabschiedung im
Bundestag hatte Gesundheitsminister Jens Spahn verkündet: "Wir werden
das erste Land auf der Welt sein, das Wildwest bei den Apps von heute
beendet." Das war deutlich zu vollmundig, denn anderswo ist man schon
weiter. So hat die Schweiz bereits einen Kriterienkatalog für
Medizin-Apps, für deren Einhaltung die Kompetenzstelle für digitale
Gesundheit zuständig ist. Auch der britische nationale
Gesundheitsdienst hat eine übersichtliche Liste mit klaren
Empfehlungen veröffentlicht.

Wirksamkeit ungewiss

In Deutschland obliegt die Zulassung als verschreibungsfähiges
Medizinprodukt dem Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte
(BfArM). Hersteller können dort demnächst ihre App anmelden.
Spätestens nach drei Monaten sollen sie wissen, ob es ihr Produkt auf
die entscheidende Liste der Apps geschafft hat, die Ärzte auf Kosten
der Krankenkassen verschreiben können. Das Ministerium hofft, dass es
im zweiten Quartal mit den Apps auf Rezept losgehen kann.

Allerdings ist noch nicht bekannt, was genau das BfArM prüfen soll.
Mitte Januar arbeiteten die Beamt*innen noch an der Rechtsverordnung.
Der Pressereferent beim Bundesgesundheitsministerium aber versichert,
dass die Anforderungen an Sicherheit, Funktionstauglichkeit, Qualität
und Datenschutz bald veröffentlicht werden. Dabei scheint schon jetzt
sicher, dass keine wissenschaftlich fundierten Expertisen zur
Wirksamkeit vorgelegt werden müssen. Vielmehr sollen Apps ein Jahr
lang auf Probe zugelassen und von den Krankenkassen bezahlt werden.
Erst danach müssen die Hersteller den Nutzen darlegen. "Es fehlen
bislang verlässliche Nachweise einer gesundheitsfördernden oder
präventiven Wirkung. Dieser Nachweis muss erbracht sein, bevor sie in
den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherungen
aufgenommen werden", hatte ver.di in einer Stellungnahme zum Gesetz
gefordert und auch kritisch auf die noch unklaren Kosten für die
Versichertengemeinschaft hingewiesen.

Zuverlässige Belege für die Wirksamkeit von Apps werden in vielen
Fällen schwer beizubringen sein. Die Entwicklungszyklen auf dem
App-Markt sind kurz, und die bestehenden Angebote werden ständig
verändert. Fundierte Untersuchungen dagegen brauchen Zeit und Geld.
Der Spitzenverband der Krankenkassen hält es deshalb für fraglich, ob
es nach einem Jahr tatsächlich zu der geforderten Qualitätsbewertung
kommt. Wissenschaftliche Studien können außerdem zu unliebsamen
Ergebnissen für die Hersteller führen. So berichtet die Deutsche
Tinnitus Liga in Bezug auf die App Tinnitracks, dass die Verfremdung
von Musik keinen positiven Effekt für Menschen hat, die ständig
klingelnde oder summende Phantomgeräusche hören, und verweist auf eine
Untersuchung der Universität Münster. Trotzdem erstatten mehrere
Krankenkassen Patienten bereits Jahresabos für die App.

Apps können schaden

Keine positive Wirkung durch ein Medizinprodukt ist ärgerlich. Aber
können Apps auch schaden? Davor warnt der Präsident der
Psychotherapeutenkammer Dietrich Munz: "Für einen depressiven Menschen
ist es meist eine erhebliche Anstrengung, sich trotz seiner
überwältigenden Gefühle der Niedergeschlagenheit und Antriebslosigkeit
psychotherapeutisch behandeln zu lassen. Misserfolge durch gar nicht
oder zu wenig wirkende Apps untergraben die Therapiemotivation und
können zu einer substanziellen Verschlechterung der Erkrankung
führen."

Auch die Studie Charismha des Instituts für medizinische Informatik in
Hannover, die Spahns Amtsvorgänger Hermann Gröhe in Auftrag gegeben
hatte, weist auf vielfältige Risiken durch Gesundheits-Apps hin und
sieht großen Forschungsbedarf. So müsste nicht nur sichergestellt
werden, dass die Geräte richtig messen, sondern auch, dass die
Nutzenden das Gerät korrekt einsetzen und die Daten richtig
interpretieren. "Bisher hat sich da nichts geändert. Wir alle warten
darauf, was in der Rechtsverordnung steht", sagt Urs-Vito Albrecht von
der Medizinischen Hochschule Hannover. Ärzte und Psychotherapeuten
warnen zudem davor, dass Menschen durch Lifestyle-Apps nicht mehr
ihrer eigenen Körperwahrnehmung vertrauen, sondern sich zunehmend auf
ihre Smartphones als Kontrolleure verlassen. Selbstdiagnosen können
Krankheitsängste auslösen oder verstärken. Dafür gibt es sogar schon
einen Fachbegriff: Cyberchondrie.

Nicht nur ver.di, auch die Verbraucherzentrale rät noch aus anderen
Gründen zur Vorsicht: "Als Nutzer wissen Sie bei vielen Apps nicht,
wem sie sensible Daten anvertrauen. Schon der Download einer App
hinterlässt Spuren." In der Regel werden Ärzte ihren Patienten einen
Code mitgeben, damit sie die App auf Rezept herunterladen können. Doch
wie sicher sind Google-App-Stores und andere Vertriebskanäle? Und was
geschieht mit den Daten der Patient*innen? Werden sie zur Verbesserung
der Produkte genutzt? Und wie und wo werden sie verarbeitet?

Gefahr durch Hacker

Zwar hat das BfArM den Auftrag, für Datenschutz zu sorgen. Doch alles
spricht dafür, dass sich die Behörde auf Sicherheitszertifikate
verlassen wird, die die Hersteller vorlegen. "Auf dem Chaos
Communication Congress letzten Jahres wurden viele Apps zerlegt, die
teils Zertifikate von Datenschutzbehörden trugen", berichtet der
IT-Sicherheitsanalyst Martin Tschirsich im Interview mit MedWatch.
Mehrfach konnten Hacker auch demonstrieren, dass die überaus populäre
Gesundheits-App Ada gravierende Sicherheitsmängel aufweist. Sie
überträgt Informationen sogar an Facebook, selbst wenn die Nutzenden
dort gar kein Konto haben. Gerade bei sensiblen Gesundheitsdaten aber
muss es um höchste Vertraulichkeit gehen.
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FORSCHUNG/093: Patientensicherheit weist Mängel auf (idw)


Philipps-Universität Marburg - 20.02.2020

Patientensicherheit weist Mängel auf



Fehldiagnosen, falsche Verschreibung von Medikamenten, unzureichende
Erhebung der Krankengeschichte: Patientinnen und Patienten wissen eine
Menge zu erzählen, wenn es um Mängel der ambulanten medizinischen
Versorgung geht - sofern man sie fragt. Ein Team um den Marburger
Gesundheitsversorgungsforscher Professor Dr. Max Geraedts hat das nun
erstmals systematisch getan. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
befragten 10.000 Bürgerinnen und Bürger, welche Probleme sie bei
niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten erlebt haben. Die Forschungsgruppe
berichtet im Fachjournal BMJ Open über ihre Ergebnisse.

Viele Menschen suchen zuerst die Praxis von niedergelassenen Ärztinnen
oder Ärzten auf, wenn sie medizinische Hilfe oder Rat benötigen; "trotzdem
gibt es so gut wie keine Daten über Probleme mit der Patientensicherheit
in der ambulanten Versorgung, weder in der Bundesrepublik noch
international", erklärt der Mediziner Max Geraedts von der
Philipps-Universität Marburg, der die Studie leitete. Dabei zeigen Schätzungen für
den stationären Bereich, dass die Patientensicherheit sehr wohl
verbesserungsbedürftig ist: Demnach erleiden 5-10 Prozent aller
Krankenhauspatientinnen und -patienten unvorhergesehene Schädigungen.

Wie steht es in der ambulanten Versorgung um die Patientensicherheit?
Geraedts und sein Team befragten mittels eines neu entwickelten
Erhebungsbogens 10.000 Personen über 39 Jahre, die zufällig ausgewählt
worden waren. Das Ergebnis: 14 Prozent der Teilnehmerinnen und Teilnehmer
berichteten über Probleme, die aufgetreten seien, wenn sie niedergelassene
Ärztinnen oder Ärzte konsultierten. Die telefonische Umfrage dokumentiert
mehr als 2.500 Einzelfälle.

Bei 61 Prozent davon geht es um unzureichend erhobene Vorgeschichten der
Patientinnen und Patienten oder um unzulängliche Diagnostik. In 75 Prozent
der Fälle klagten die Betroffenen über schädliche Folgen wie unnötig lang
anhaltende Schmerzen oder die Verschlechterung ihres Gesundheitszustands,
die auf die Probleme bei der Behandlung zurückgingen; bei 35 Prozent der
Vorkommnisse kam es demnach zu dauerhaften Schäden, 31 Prozent lösten
weitere Arztbesuche, 14 Prozent Notfallbehandlungen und 10 Prozent
Krankenhausaufenthalte aus. Auf Allgemeinmediziner entfielen 44 Prozent
der Patientenberichte, auf Orthopäden 15 Prozent und auf Internisten 10
Prozent.

"Unsere Ergebnisse belegen, dass Probleme der Patientensicherheit in der
ambulanten Versorgung häufig sind, oft mit Gesundheitsschäden einhergehen
und zusätzliche Behandlungen nach sich ziehen", resümiert Geraedts. "Die
Ergebnisse können helfen, kritische Situationen zu erkennen und gezielte
Maßnahmen zur Vermeidung von Problemen zu entwickeln."

Darüber hinaus zeige die Studie, dass Patientenberichte eine wertvolle
Quelle zur Identifizierung von Sicherheitsproblemen seien; sie könnten
demnach dazu beitragen, die Patientensicherheit zu verbessern. Diesen
Aspekt betont auch das "Aktionsbündnis Patientensicherheit" APS in einer
Stellungnahme: Grundsätzlich sei es schwierig, Probleme mit der
Patientensicherheit zu erheben, weil die Einschätzung von professionellen
Kräften und Betroffenen variiere. "Im Aktionsbündnis sind wir davon
überzeugt, dass es von unschätzbarem Wert ist, die Patientinnen und
Patienten selbst einzubeziehen, um die Sicherheit in der Versorgung zu
bewerten und zu verbessern", sagt Marcel Weigand, Generalsekretär im APS.

Der Mediziner Professor Dr. Max Geraedts lehrt Versorgungsforschung und
Klinische Epidemiologie an der Philipps-Universität Marburg. Neben
Geraedts Arbeitsgruppe beteiligte sich Dr. Johannes Leinert vom
Sozialforschungsinstitut Infas an der Studie. Der Gemeinsame
Bundesausschuss, eine Einrichtung der Selbstverwaltung im deutschen
Gesundheitswesen, unterstützte die zugrundeliegende Forschungsarbeit
finanziell.


Originalveröffentlichung: 

Max Geraedts & al.: Patient safety in ambulatory
care from the patient's perspective: a retrospective, representative
telephone survey 

BMJ Open (2020)

DOI: 10.1136/bmjopen-2019-034617

Pressemitteilung der APS: 

https://www.aps-ev.de/wp-content/uploads/2020/02/200218_PM_Studie_amb_PSP_F.pdf
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POLITIK/2034: Blockade aufgebrochen - Ameos-Beschäftigte erzwingen Tarifverhandlungen (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 8 vom 21. Februar 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Blockade aufgebrochen

Ameos-Beschäftigte erzwingen Tarifverhandlungen

Von Werner Sarbok



Ver.di hat die Streiks an den Ameos-Kliniken an den Standorten
Aschersleben-Staßfurt, Bernburg, Haldensleben und Schönebeck für vier
Wochen ausgesetzt. Diese Vereinbarung ist das Ergebnis des
dreistündigen Sondierungsgespräches zwischen der Konzernspitze und
ver.di in der vergangenen Woche.

Am 27. Januar waren die Beschäftigten der Ameos-Kliniken in einen
unbefristeten Erzwingungsstreik getreten. Grund dafür war die
Weigerung der Ameos-Geschäftsleitung, mit ver.di überhaupt in
Tarifverhandlungen einzutreten. Darüber hinaus hatte Ameos mindestens
14 Beschäftigte, die sich im Dezember an Warnstreiks beteiligt hatten,
fristlos gekündigt und öffentlich mit dem Abbau von 800 Arbeitsplätzen
gedroht.

"In einem konstruktiven und von gegenseitigem Respekt geprägten
Gespräch haben wir uns darauf verständigt, am 20. Februar in
Tarifverhandlungen einzutreten, die den Abschluss eines Tarifvertrages
zum Ziel haben", sagte der Landesbezirksleiter Oliver Greie. Die
ver.di-Tarifkommission begrüßte das weitere Vorgehen und stimmte der
Streikunterbrechung zu.

Damit ist die Blockadepolitik der Ameos-Geschäftsleitung gescheitert.
Silvia Bühler vom ver.di-Bundesvorstand erwartet, dass Ameos nun zügig
ein verhandlungsfähiges Angebot auf den Tisch legt. Die
Benachteiligung der Kolleginnen und Kollegen gegenüber anderen
Klinik-Beschäftigten müsse nun rasch ein Ende haben. Klar sei auch,
dass die Kündigungen unverzüglich zurückgenommen werden müssen.

Die unbeugsame Haltung der Beschäftigten zeigt also Wirkung. Über
zweieinhalb Wochen hatten sie gestreikt, täglich - bei häufig widrigem
Wetter - Aktionen vor den Betrieben durchführt. Auch die
beeindruckende Solidarität aus anderen Betrieben hat zu diesem Erfolg
beigetragen und Druck auf die Geschäftsleitung aufgebaut. So hieß es
in einem Schreiben des Betriebsrates der Berufsgenossenschaftlichen
Unfallklinik Tübingen an den Geschäftsführer von Ameos Ost: "Im Namen
von 1.200 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der
Berufsgenossenschaftlichen Unfallklinik Tübingen fordern wir Sie
dringend auf, Ihren Widerstand und Repressalien gegen Ihre Belegschaft
und deren Interessenvertretungen einzustellen und unverzüglich
Tarifverhandlungen mit den zuständigen Gewerkschaften aufzunehmen." Am
29. Januar hatten sich Kolleginnen und Kollegen mit dem Lastwagen aus
dem niedersächsischen Osnabrück nach Aschersleben in Sachsen-Anhalt
auf den Weg gemacht. Auf der Ladefläche befand sich eine vier Meter
lange Heuschrecke, Baujahr 2016, gefertigt von Streikenden während des
zwölfwöchigen Arbeitskampfs in den Ameos-Kliniken Hildesheim und
Osnabrück. Die Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter aus
Niedersachsen hatten das überdimensionierte Insekt nach Sachsen-Anhalt
gebracht, um den Ameos-Beschäftigten dort Mut zu machen. Aus eigener
Erfahrung wussten sie zu berichten, wie gut es tut, die Solidarität
von anderen zu spüren.

Für Irritationen sorgte ein Bericht in der lokalen "Volksstimme" am
vergangenen Samstag, der besagt, dass Ameos beim Treffen am 20.
Februar in Aschersleben keineswegs Tarifverhandlungen aufnehmen werde.
Basis der Gespräche sei weiterhin ein von Ameos vorgelegtes
Sozial- und Beschäftigungspaket. ver.di unterstrich daraufhin, dass
ein Gesprächstermin fixiert wurde, "in dem wir Verhandlungen über
einen neuen Tarif aufnehmen werden", so ver.di-Bezirksleiter Oliver
Greie. "Sollte der Arbeitgeber sich nicht an die Verabredungen halten,
werden wir mit der Tarifkommission unverzüglich über das weitere
Vorgehen beraten, dazu gehört auch die Wiederaufnahme der Streiks",
heißt es in einer Stellungnahme des zuständigen ver.di-Landesbezirks
und verweist auf den ver.di-Organisationsgrad an den betroffenen
Kliniken: Aschersleben-Straßfurt 46 Prozent, Bernburg: 49 Prozent,
Haldersleben: 22 Prozent und Schönebeck: 45 Prozent. "Verteilt über
alle Standorte liegen wir bei 40,5 Prozent. Das ist erheblich und wir
müssen uns über unsere gemeinsame Stärke sicher keine Gedanken
machen." Thomas Mühlenberg von der ver.di-Verhandlungskommission
betonte gegenüber der UZ, dass er davon ausgehe, dass sich Ameos an
die bestehenden Absprachen mit ver.di halten werde.
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DEPRESSION/203: Langsame Entscheidungen könnten ein Zeichen für einen Rückfall sein (idw)


Schweizerischer Nationalfonds SNF, Medien, 20.02.2020

Depression: Langsame Entscheidungen könnten ein Zeichen für einen Rückfall sein



Die Wahrscheinlichkeit, mit welcher Betroffene nach dem Absetzen von
Antidepressiva in eine Depression zurückfallen, lässt sich teilweise
voraussagen. Personen, die einen solchen Rückfall erleben, benötigen
nämlich häufig länger, um sich zu entscheiden, wie viel Anstrengung sie
für eine Belohnung investieren möchten, wie Forschende in einer vom SNF
unterstützten Studie zeigen konnten.

Depressionen sind eine weit verbreitete Krankheit mit einem schwierig
vorherzusehenden Verlauf. Häufig ist die Erkrankung wiederkehrend:
Depressive Phasen kommen und gehen. Aus Studien ist bekannt, dass die
Behandlung über das Abklingen der Symptome hinaus fortgesetzt werden
sollte, um die Gefahr eines Rückfalls zu verringern. Leider scheint dies
jedoch keinen Einfluss auf das Risiko eines Rückfalls nach dem Absetzen
der Medikamente zu haben. "Schätzungsweise 30 Prozent der Betroffenen
erleiden in den ersten sechs Monaten nach dem Absetzen einen Rückfall. Das
ist ein sehr hoher Anteil. Bisher gibt es kein etabliertes Instrument, mit
dem sich dieses Risiko abschätzen lässt", sagt die Psychologin Isabel
Berwian.

In einer vom Schweizerischen Nationalfonds (SNF) unterstützten
Längsschnittstudie, die in der Fachzeitschrift JAMA Psychiatry (*)
publiziert wurde, konnte sie nun zeigen, dass gewisse Prognosen zum
Rückfallrisiko bei Depressionen möglich sind. Die Forscherin, nun
Postdoktorandin im Bereich Translational Neuromodeling an der Universität
Zürich und der ETH Zürich, hat nämlich beobachtet, wie die Betroffenen in
der Remissionszeit Entscheidungen treffen.

Spiel mit der Motivation

Für die Studie rekrutierte das Team von Quentin Huys, damals Forscher für
Computationale Psychiatrie und Facharzt für Psychiatrie und
Psychotherapie, Patientinnen und Patienten mit wiederkehrender oder
schwerer depressiver Erkrankung, die sich in der Remissionsphase befanden.
Sie wiesen keine oder fast keine Symptome mehr auf, nahmen aber noch
Antidepressiva ein. Die Teilnehmenden hatten unabhängig von der Studie
bereits entschieden, die entsprechenden Medikamente abzusetzen. Alle
erhielten eine Aufgabe, mit der ihre Bereitschaft gemessen werden konnte,
je nach Belohnungsniveau eine Anstrengung zu unternehmen. Dieser
Versuchsaufbau wurde gewählt, weil die Fachliteratur zeigt, dass Menschen
mit Depressionen typischerweise in geringerem Ausmass bereit sind, sich
für eine Belohnung anzustrengen. Die Forschenden wollten einen Schritt
weitergehen und untersuchen, ob sich Rückschlüsse auf einen potenziellen
Rückfall ziehen lassen.

Die Daten wurden zwischen Juli 2015 und Januar 2019 bei 123 Patienten und
66 gesunden Vergleichspersonen in Zürich und Berlin erhoben. Alle
Personen, die an Depressionen gelitten hatten, lösten die Aufgabe zweimal:
Das erste Mal vor dem Absetzen der Medikamente, das zweite Mal entweder
vor oder nach dem Absetzen der Medikamente. Zudem wurden alle nach der
Studie sechs Monate lang weiter beobachtet, um zu verfolgen, ob sie einen
Rückfall erlitten.

Die Ergebnisse zeigten, dass die Entscheidungszeit bei von Depressionen
Betroffenen länger war als bei den Vergleichspersonen (durchschnittlich
1,77 beziehungsweise 1,61 Sekunden). Zudem war sie aber auch innerhalb der
Patientengruppen bei Personen noch länger, die nach dem Absetzen einen
Rückfall erlitten (durchschnittlich 1,95 Sekunden). Die Forschenden
konnten so zeigen, dass bei zwei von drei Personen aufgrund der
Entscheidungszeit richtig vorausgesagt wird, ob sie einen Rückfall
erleiden werden.

Im Bett bleiben oder aufstehen?

Welche Mechanismen bei dieser Aufgabe eine Rolle spielen, wurde mit einem
Berechnungsmodell in Erfahrung gebracht. Es ergab, dass die jeweils
gewählte Option (kleine Anstrengung für eine kleine Belohnung oder
grössere Anstrengung für eine grössere Belohnung) ein
Unterscheidungsmerkmal zwischen den ehemals depressiven Personen und den
gesunden Personen ist: Erstere wählten häufiger die am wenigsten
anstrengende Option. Die Forschenden vermuten, dass dies ein Anzeichen
dafür ist, dass die Depression nach wie vor asymptomatisch im Hintergrund
präsent ist.

Das Modell hat ausserdem gezeigt, dass Personen, die eine depressive Phase
erlebt haben, Anstrengungen eher vermeiden. Isabel Berwian veranschaulicht
dies folgendermassen: "Stellen Sie sich vor, dass Sie an einem Abend
bereits im Bett liegen. Dann rufen Bekannte an und fragen, ob sie mit
Ihnen in der Stadt ein Eis essen kommen. Eine gesunde Person wird
vermutlich aufstehen und hingehen. Eine Person, die eine depressive
Episode hatte, bleibt dagegen eher im Bett. Sogar wenn ihr die Aktivität
gefallen würde, scheint ihr die dazu notwendige Anstrengung zu gross."

Obwohl die Studie gezeigt hat, dass die Entscheidungszeit gewisse
Prognosen zum Rückfallrisiko ermöglicht, sind diese Erkenntnisse für eine
Anwendung in der Praxis noch nicht reif. "Dieser Indikator ist
vielversprechend, aber wir können noch nicht für uns beanspruchen, "die"
Lösung gefunden zu haben. Unsere Ergebnisse müssten an einer grösseren
Stichprobe validiert werden, da unsere relativ klein war", erklärt Isabel
Berwian. Für die Forschenden ist das eine Herausforderung, da es schwierig
ist, Patientinnen und Patienten für solche Studien zu finden. Quentin Huys
- inzwischen Associate Professor am University College von London - und
sein Team arbeiten auch an anderen potenziellen Indikatoren für Rückfälle.
Sie prüfen zum Beispiel, ob sich beim Abspielen eines traurigen Films die
Gehirnaktivität zwischen gesunden Personen und Personen, die in der
Vergangenheit an einer Depression gelitten hatten, unterscheidet.

Die Studie wurde an der Translational Neuromodeling Unit der Universität
Zürich und der ETH Zürich und an der Psychiatrischen Universitätsklinik
Zürich in Zusammenarbeit mit dem Universitätsspital Charité in Berlin
durchgeführt. Mit den Projektförderungsbeiträgen des SNF können Forschende
Vorhaben zu selbst gewählten Themen und Forschungszielen
eigenverantwortlich durchführen.


Einen Ballon aufblasen und Punkte gewinnen

Zum Messen der Entscheidungszeit wurde den Teilnehmenden folgende Aufgabe
gestellt: Sie mussten eine Taste am Computer drücken, um Punkte zu
gewinnen. Sie hatten fünf Sekunden Zeit, um sich zwischen zwei
Alternativen zu entscheiden, für die mehr oder weniger Anstrengung nötig
war. Sie konnten entweder für einen Punkt 20-mal die Taste drücken, oder
für drei bis sieben Punkte 100-mal abhängig von der aktuellen
Aufgabenstellung. Nach der Entscheidung hatten die Teilnehmenden jeweils
40 Sekunden Zeit, um die Taste so oft zu drücken, wie sie gewählt hatten.
Damit konnten sie dann einen virtuellen Ballon aufblasen, der platzte,
wenn sie genügend oft gedrückt hatten. Alle Teilnehmenden erledigten diese
Aufgabe je 60-mal.



Der Text dieser Medienmitteilung und weitere Informationen stehen
auf der Webseite des Schweizerischen Nationalfonds zur Verfügung.


Originalpublikation:

(*) I. M. Berwian, J. Wenzel, A. G. E. Collins, E. Seifritz, K. E.
Stephan, H. Walter, Q. J. M. Huys: 

Computational mechanisms of effort and
reward decisions in depression and their relationship to relapse after
antidepressant discontinuation, Jama Psychiatry (2020).

https://doi.org/10.1001/jamapsychiatry.2019.4971

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.snf.ch/de/fokusForschung/newsroom/Seiten/news-200220-medienmitteilung-ein-test-prognostiziert-das-rueckfallrisiko-bei-depressionen.aspx

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1165
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KREBS/1228: "Bei allem Fortschritt - keiner ist gegen das Risiko einer Erkrankung gefeit..." (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 1/2020

Onkologie

Experten sind verhalten optimistisch

von Horst Kreussler



Ende vergangenen Jahres informierte die "Ärztekanzel" in Hamburg an
drei Abenden über onkologische Themen. Referenten aus
unterschiedlichen Kliniken.


Neue Behandlungswege gegen Krebserkrankungen sind überall im
Gespräch, und die Politik hält den Krebs in den nächsten Jahrzehnten
gar für "besiegbar", so die Chirurgin Dr. Christiane
Görlitz-Burmeister (Hamburg) einleitend zur diesjährigen
Veranstaltungsreihe "Krebserkrankungen" der Veranstaltungsreihe
Ärztekanzel von St. Nikolai Eppendorf. Dennoch: "Bei allem Fortschritt
- keiner ist gegen das Risiko einer Erkrankung gefeit, jeder von uns
hat Angst".

Die verbesserten Heilungsaussichten standen im Mittelpunkt des ersten
Referats von Prof. Carsten Bokemeyer, Direktor der 2. Medizinischen
Klinik und Zentrumsleiter des Hubertus-Wald-Tumorzentrums - University
Cancer Centrum Hamburg (UCCH): "Nie war es aussichtsreicher, die
Ergebnisse der Grundlagenforschung in wirksame Therapiekonzepte
umzusetzen."

Die Heilungsrate bei allen Krebserkrankungen zusammengefaßt sei von
rund 50 Prozent vor etwa 20 Jahren auf fast zwei Drittel gestiegen.
Auch die Überlebenszeiten seien gewachsen. Und dies angesichts viel
anspruchsvollerer Behandlungen, denn immer mehr Krebserkrankungen
seien angesichts des steigenden durchschnittlichen Lebensalters mit
anderen komplexen Erkrankungen von Herz/Kreislauf sowie mit Diabetes
oder Demenz assoziiert. Daher werde die Inzidenz von etwa 500.000
Neuerkrankungen jährlich noch steigen. Zudem hätten es Ärzte mit
mindestens 300 verschiedenen Krebsarten zu tun, die bei genetischer
Differenzierung der Krebszellen auf vielleicht 30.000 anwachsen
könnten. "Wir haben zum Beispiel nicht mehr den Lungenkrebs, sondern
50 verschiedene Arten davon."

Die Frage nach den darauf bezogenen Therapiemöglichkeiten müsse von
der Frage nach den Ursachen ausgehen. Vieles aus der Pathogenese sei
noch zu erforschen, relativ sicher sei nach jüngsten Studien, dass an
die 40 Prozent der Fälle mit dem Lebensstil zu tun haben. Daher seien
Aufklärung und Prävention so wichtig. Speziell Bewegung und Sport
würden auch im UCCH mit Nachdruck praktiziert, zum Beispiel die Aktion
"Rudern gegen Krebs".

Bei der medizinischen Therapie seien zu den bekannten Säulen
Chirurgie, Strahlentherapie und Chemotherapie inzwischen gleichwertig
die Biologicals hinzugekommen. Die Kombination von Chemotherapie (mit
herkömmlichen Zellteilungshemmern) und zielgerichteten Antikörpern
könne heute jeweils bis zu 20 Prozent erreichen, also zusammen etwa an
die 40 Prozent Heilung, z. B. bei Lymphdrüsenkrebs. Antikörper könnten
das Immunsystem stärken, indem sie die Bremsen lösen, die Krebszellen
fälschlich hervorriefen. Eine weitere neue Option sei die
Immuntherapie mit genmodulierten T-Zellen, bei der körpereigene Zellen
entnommen, angereichert und wieder eingesetzt werden. Bei bis zu 30
Prozent der so behandelten Tumoren sei eine anhaltende Rückbildung zu
beobachten. Am Schluss nach seinen überraschendsten Erkenntnissen der
letzten Jahre gefragt, sagte der Referent, das sei neben der
Immuntherapie auch der Sport, aber insgesamt erstaune der zum Teil
extreme Aufwand, um einen Patienten individuell zu therapieren.

Nicht gerade gering, aber auch nicht extrem ist der Aufwand in der
onkologischen Chirurgie. Hat der Chirurg angesichts der geschilderten
Fortschritte in der Krebstherapie überhaupt noch eine
Existenzberechtigung, fragte Prof. Tim Strate, Chef der Allgemein- und
Viszeralchirurgie des Krankenhauses Reinbek St. Adolf-Stift: "Ja, denn
er erreicht interdisziplinär rund 30 Prozent Heilung - wir sind also
zusammen mit Internisten und Radiologen ziemlich stark." Je nach
Einzelfall sei etwa beim Rektumkarzinom eine Kombination von
Strahlentherapie, Chemotherapie und anschließender Operation besonders
günstig. Und dann gibt es auch in der Tumorchirurgie bemerkenswerte
Fortschritte. Der Referent, früher lange im UKE, berichtete von einer
Studie in Reinbek mit dem Ziel, die relativ hohe Komplikationsrate von
Anastomosen mit lebensbedrohlicher Infektion der Bauchhöhle nach
Darmoperationen zu senken. Es sei im Laufe der Zeit durch äußerst
qualitätsbewusstes Abarbeiten der OP-Checkliste gelungen, den Anteil
(weltweit 15 Prozent, in großen Zentren bei fünf Prozent) auf unter
zwei Prozent und elektiv sogar auf nahe null zu senken. Eine
Veröffentlichung der Studie in einer renommierten Fachzeitschrift
stehe allerdings noch aus. Auf dem speziellen Gebiet der Magen- und
Speiseröhrenchirurgie wurde das Krankenhaus Reinbek Ende November 2019
von der Deutschen Gesellschaft für Allgemein- und Viszeralchirurgie
als "Kompetenzzentrum Oberer Gastrointestinaltrakt" (eines von sieben
Zentren in Deutschland) zertifiziert. In drei Jahren strebt
Departmentleiter Dr. Human Honarpisheh bei der Rezertifizierung die
höhere Stufe eines Referenzzentrums an.

In der Diskussion spielten Fragen nach gesellschaftlichen Problemen
bei der Krebsbehandlung eine Rolle. Bokemeyer sagte, es gebe in der
Tat erhebliche Nachwuchsprobleme, es fehlten z. B. Psychoonkologen,
zertifizierte Apotheker und auch Pflegepersonal. Eine andere Frage
zielte auf den Zugang zu einem Zentrum wie dem UCCH, etwa für eine
Zweitmeinung. Der Zugang sei für ärztliche Kollegen etwa für eine
Anmeldung zum Tumorboard leicht und kurzfristig möglich, dies sei auch
der Sinn einer guten Vernetzung. Bei Zweitmeinungen würden rund 85
Prozent der Erstmeinungen bestätigt.

Wie ist aber die Arbeitsteilung mit den benachbarten
Universitätskliniken in Lübeck und Kiel, welche Patienten werden dem
UCCH vorgestellt? Hier laufe die Abstimmung noch und könne vielleicht
bis zu zwei Jahre dauern, hieß es auf Nachfrage.

Bei der zweiten Ärztekanzel eine Woche später referierte Prof. Klaus
Pantel (Direktor des Instituts für Tumorbiologie des UKE) über
Möglichkeiten und Grenzen der Krebsforschung. Sein zentrales
Forschungsgebiet ist "Liquid Biopsy", die Untersuchung von ganzen und
partiellen Krebszellen im Blut. Im Blut sei Krebs früher erkennbar als
in einem Tumor und eine Blutabnahme einfacher als eine Gewebebiopsie.
Ziele seien dabei die Früherkennung, eine individuelle Risikoprognose,
die Festlegung von individuellen Zielstrukturen für Antikörper und
eine Verlaufskontrolle. Besonders das erste Ziel der Früherkennung sei
noch nicht erreicht. Früherkennung sei bei sehr kleinen Tumoren
schwierig (falsch-negative Befunde), aber auch falsch-positive Befunde
seien etwa beim altersbedingten "Hintergrundrauschen" möglich.

Gut wäre, man könnte zum Beispiel beim Prostatakarzinom präziser
bestimmen, zu welchem Drittel der individuelle Patient gehört, wenn
von einem Drittel sehr langsam wachsend, einem Drittel schnell
wachsend und einem mittleren Drittel auszugehen ist. Im zweiten Fall
ginge es um rasches Intervenieren nach der Faustregel: Je aggressiver
der Tumor, desto aggressiver die Therapie. Mit dem "Paradigmenwechsel"
der Onkologie wäre eine zielgerichtete Diagnostik und Therapie mit
passenden Antikörpern wie etwa dem Herz-Protein angezeigt, die sowohl
die Schädlichkeit der Tumorzellen verringert als auch die Abwehrzellen
stärkt. Schwierig sei, dass Tumoren verschiedenartige Zellen
ausschütteten und sich im Blut die Krebszellen etwa durch
Zusammenschließen an die jeweilige immunologische Situation anpassten.
"Wichtige Fortschritte gibt es nur mit translationaler Forschung im
Verbund von Grundlagenforschung in Instituten und von klinischer
Erfahrung, wie bei uns." Auch der vorletzte Nobelpreis für Medizin und
Physiologie 2018 sei auf diesem Gebiet verliehen werden: Den Forschern
James P. Allison (USA) und Tasuku Honjo war es gelungen, die
Abwehrzellen durch Beseitigung von Brems-Proteinen wieder zu
aktivieren. Die Hamburger Forscher, finanziert überwiegend vom
European Research Council und ohne Industrie-Drittmittel, sehen sich
und ihre europäischen Kollegen, so Pantel, international durchaus auf
Augenhöhe mit den amerikanischen Spitzenwissenschaftlern. Aber: "Wir
könnten vielleicht noch ganz andere Fortschritte erzielen, wenn zum
Beispiel eine Gruppe der besten internationalen Forscher einige Jahre
ungestört von Bürokratie und Konkurrenzdruck zusammenarbeiten könnte."

In der Diskussion wurde gefragt, welche Patienten derzeit von der
Arbeit des Instituts für Tumorbiologie profitierten. Antwort: Bei den
pro Jahr rund 200 vorgestellten Patienten könne zwar noch keine
Früherkennung, aber ein genaueres Staging angegeben werden, allerdings
noch nicht bei GKV-Patienten, es sei denn Studienteilnehmern.

Sollte nicht vor allem die Präventionsforschung gestärkt werden? Ja,
aber auch schon bekannte Maßnahmen müssten dringend umgesetzt werden
wie die Eindämmung des Rauchens bei Jugendlichen. Schließlich kam auch
die Ethik zu Wort: Gebe es nicht ein Recht auf Nichtwissen? Ja, zumal
wenn die Früherkennung möglich werde: "Wir Ärzte müssen uns je nach
dem Patientenwunsch entscheiden und den Wunsch auf Wissen oder auf
Nichtwissen respektieren." Diese Patientenorientierung kam auch bei
der dritten Ärztekanzel zum Ausdruck. Hier ging es um "unterstützende
Tumortherapie - Leben und Überleben mit Krebs". Die Leiterin der
Beratungsstelle Eppendorf der Hamburger Krebsgesellschaft und
Sportwissenschaftlerinnen des UCCH sowie auch Hauptpastor und Propst
Dr. theol. Martin Vetter informierten über bewegungswissenschaftliche,
psychologische und spirituelle Hilfen zum Überleben mit Krebs.


Info

Bei der Ärztekanzel kommen aus medizinischer, psychologischer,
rechtlicher und theologischer Sicht Konfliktthemen zur Sprache, die
eine breite Diskussion aus religiöser und christlicher Sicht
erfordern. Bevorzugt werden für die Ärztekanzel medizinische
Referenten aus Hamburger Kliniken und Praxen eingeladen. Damit trägt
die Ärztekanzel zur Debatte über das berufliche Selbstverständnis von
Ärzten und von Mitarbeitern im Gesundheitswesen in und um Hamburg bei.

Info


Die Ärztekanzel ist eine interdisziplinäre Vortragsreihe an der
Hamburger Hauptkirche St. Nikolai, bestehend aus drei Themenabenden
sowie einem abschließenden Gottesdienst. Sie richtet sich an ein
medizinisches Fachpublikum und an die interessierte Gemeinde. An St.
Nikolai hat die Ärztekanzel Tradition: Sie besteht seit rund 30
Jahren, wird von einem Beirat vorbereitet und findet jeweils im Herbst
statt. An den Themenabenden werden gesellschaftlich relevante Themen
wie Sterbehilfe, Gerechtigkeit im Gesundheitswesen oder die
Entwicklung der Hirnforschung diskutiert.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 1/2020
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2020/202001/h20014a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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KREBS/1227: Krebs mit Sauerstoff sichtbar machen (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 18.02.2020

Krebs mit Sauerstoff sichtbar machen



Wissenschaftler vom Deutschen Krebsforschungszentrum haben eine neue
Technik entwickelt, um mithilfe von Sauerstoff Gehirntumoren im
Magnetresonanztomografen (MRT) besser erkennen zu können. Dabei setzen sie
auf eine Besonderheit im Stoffwechsel der Tumorzellen, die sie mit einem
völlig neuen Verfahren in der Bildgebung sichtbar machen. Die Hoffnung
ist, mit der neuen Technik die Diagnostik und Charakterisierung von
Gehirntumoren künftig weiter zu verbessern.

Tumorzellen unterscheiden sich in ihrem Stoffwechsel deutlich von gesundem
Gewebe. Das hatte der Deutsche Arzt und Biochemiker Otto Heinrich Warburg
bereits in den 1920er Jahren erkannt. Nach seinen Beobachtungen häuft sich
in Tumorzellen Milchsäure an. Dieses Stoffwechselprodukt ist das Ergebnis
des anaeroben, also sauerstofffreien Stoffwechsels, den die Krebszellen
bevorzugen - auch dann, wenn ihnen ausreichend Sauerstoff zur Verfügung
steht. Bekannt wurde dieses Phänomen unter dem Namen Warburg-Effekt.

"Wir haben uns die Frage gestellt, ob sich diese Besonderheit im MRT
sichtbar machen lässt", sagt der Arzt und Physiker Daniel Paech vom
Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ) in Heidelberg. Herkömmliche
MRT-Untersuchungen können lediglich strukturelle Veränderungen sichtbar
machen.

Die neue Technik der DKFZ-Forscher kommt ganz ohne Radioaktivität aus und
zeigt zudem sehr spezifisch den Sauerstoff-abhängigen Stoffwechsel des
Gewebes. Die Wissenschaftler verwenden eine stabile, nicht radioaktive
Variante des Sauerstoffs, 17O2, die in geringen Mengen auch in der
Atemluft vorkommt. Die Probanden atmen diesen besonderen Sauerstoff in
angereicherter Form ein. Überall, wo in den Körpergeweben Sauerstoff
verstoffwechselt wird, geht 17O2 eine Verbindung mit Wasserstoff ein.
Dadurch wird es im Magnetfeld des MRT nachweisbar. Gewebe, das viel
Sauerstoff umsetzt, erscheint daher im Bild hell.

Die DKFZ-Wissenschaftler um Paech und seinen Kollegen Sebastian Niesporek
haben das Prinzip zunächst bei drei gesunden Probanden durchgespielt. Wie
erwartet lassen deren Gehirne in der Bildgebung einen hohen
Sauerstoffumsatz erkennen. Dann untersuchten die Forscher zehn Probanden,
bei denen ein Gehirntumor diagnostiziert worden war, mit der neuen
Sauerstoff-MRT. "Das Ergebnis war wirklich eindrücklich: Die Tumoren
erschienen im Bild als dunkle Flecken, weil hier kein Stoffwechsel mit
Sauerstoff stattfand", schildert Paech. "Uns hat überrascht, dass dies
sowohl bei höhergradigen aggressiven Tumoren als auch bei weniger
aggressiven niedriggradigen Tumoren der Fall war." Bislang war nicht klar,
ob der Warburg-Effekt auch bei niedriggradigen Hirntumoren gleichermaßen
eine Rolle spielt.

Damit haben die DKFZ-Forscher nicht nur neue Erkenntnisse über die
Biologie von Gehirntumoren gewonnen. Sie haben auch eine Technik in der
Hand, die das Zeug für eine verbesserte Charakterisierung von Tumorgeweben
hat. "Wir sehen das Verfahren als ergänzend zur strukturellen
MRT-Bildgebung, um Unterschiede zwischen Tumor und gesundem Gewebe
auszumachen", so Paech. "Die zusätzlichen Informationen könnten künftig
dabei helfen, Tumoren anhand ihres besonderen Stoffwechsels noch präziser
zu charakterisieren."

Eine vergleichbare Technologie existiert derzeit nur für die PET - mit dem
Nachteil, dass dabei die radioaktive Sauerstoffvariante 15O2 benötigt
wird. Dieses Isotop muss zudem unter hohem Aufwand direkt vor Ort
hergestellt werden, was nur an wenigen Kliniken denkbar ist.

Doch auch beim neuen MRT-Verfahren der DKFZ-Forscher gilt es Probleme zu
lösen, bis die Methode irgendwann den Weg in die Klinik findet. Noch ist
angereichertes 17O2 sehr teuer, wobei Paech davon ausgeht, dass die
Produktionskosten sinken könnten, wenn das Molekül in größerem Maßstab
hergestellt würde.

"Für die Zukunft gilt es, klinische Studien durchzuführen", so Paech. "Das
ist notwendig, um eine mögliche Zulassung von 17O2 zu prüfen und den
klinischen Nutzen des Verfahrens zu beweisen", so Paech.

Die neue Methode wurde am 7-Tesla MRT des DKFZ als Kooperationsarbeit der
Abteilungen Radiologie und Medizinische Physik in der Radiologie
entwickelt und im Dezember letzten Jahres mit dem Roland-Ernst-Preis für
interdisziplinäre Forschung in der Radiologie ausgezeichnet. Die Forscher
erwarten, dass die Sauerstoff-MRT in Zukunft auch bei anderen
Erkrankungen, die mit Veränderung von Stoffwechselvorgängen einhergehen,
etwa Alzheimer oder Multiple Sklerose, wertvolle Informationen liefern
kann.


Originalpublikation:

Daniel Paech, Armin M. Nagel, Miriam N. Schultheiss, Reiner Umathum,
Sebastian Regnery, Moritz Scherer, Antje Wick, MD Tanja Platt, Wolfgang
Wick, Martin Bendszus, Andreas Unterberg, Heinz-Peter Schlemmer, Mark E.
Ladd, Sebastian C. Niesporek: 

Quantitative dynamic oxygen-17 MRI at 7-T for cerebral oxygen metabolism in glioma

Radiology 2020, DOI: https://doi.org/10.1148/radiol.2020191711

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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FORSCHUNG/1391: Auf dem Weg zu Schmerzmitteln ohne Suchtgefahr - Säurewert am Schmerzherd ist entscheidend (idw)


Charité - Universitätsmedizin Berlin - 20.02.2020

Auf dem Weg zu Schmerzmitteln ohne Suchtgefahr: Säurewert am Schmerzherd ist entscheidend



Opioidhaltige Schmerzmittel sind im klinischen Alltag nahezu
unverzichtbar, allerdings haben sie starke Nebenwirkungen. Zusätzlich ist
es insbesondere in den USA zu massivem Substanzmissbrauch gekommen. Einem
Forschungsteam der Charité - Universitätsmedizin Berlin ist jetzt ein
wichtiger Schritt hin zu einer neuen Generation von Schmerzmitteln
gelungen. Wie die Forschenden im Fachmagazin Scientific Reports (*)
berichten, kommt es bei der Entwicklung neuer Substanzen auf den
Säurewert, den pH-Wert, des Schmerzherds an. Denn die Feinabstimmung der
Säure-Dissoziations-Konstante, der sogenannte pKa-Wert, eines
Opioidmoleküls bestimmt die Gefährlichkeit, darunter das Suchtpotenzial.

Opioide haben eine starke schmerzstillende Wirkung, sie können jedoch
schnell in eine Abhängigkeit führen. Lange ist vor allem in den USA
sorglos mit den Präparaten umgegangen worden. Entsprechend hoch sind die
Zahlen der Opioid-Abhängigkeiten, man spricht von der Opioid-Krise. Auch
hierzulande werden opioidhaltige Schmerzmittel verschrieben, mit
steigender Tendenz. Inzwischen kommen sie selbst bei chronischen Schmerzen
ohne Krebserkrankung zum Einsatz. Was bis heute fehlt, sind Medikamente,
die starke Schmerzen lindern, gleichzeitig jedoch weniger Gefahren bergen.

Prof. Dr. Christoph Stein, Direktor des Arbeitsbereiches Experimentelle
Anästhesiologie am Campus Benjamin Franklin, ist mit seinem Team einer
nebenwirkungsarmen Alternative in der Schmerztherapie auf der Spur. Drei
Opioidsubstanzen, sie tragen die Namen FF6, FF3 und NFEPP, hat die
Forschungsgruppe bereits neu entwickelt und in Computersimulationen
gemeinsam mit Kollegen am Zuse-Institut für angewandte Mathematik Berlin
(ZIB) getestet. Jetzt konnten die Forschenden die Schmerzreduktion und
typische Nebenwirkungen wie Müdigkeit, Verstopfung und die Gefahr eines
Atemstillstandes sowie das Suchtpotenzial in einem Tiermodell für
Entzündungsschmerz genauer beobachten. "Im Vergleich zum Standard-Opioid
Fentanyl sprechen die Ergebnisse der neuartigen Substanzklasse für sich",
sagt Prof. Stein, der auch Mitglied des Einstein-Zentrums für
Neurowissenschaften ist. "Je näher der pKa-Wert des Bindungsmoleküles am
Säurewert des entzündeten oder verletzten Gewebes liegt, um so selektiver
werden ausschließlich Opioidrezeptoren am Schmerzherd selbst aktiviert und
umso geringer ist die Gefahr von Sucht oder Nebenwirkungen. Im Fall von
Fentanyl liegt der pKa-Wert über dem physiologischen pH-Wert, außerdem
gelangt das Standard-Opioid nachweislich schneller ins Gehirn."

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler verfolgen den Ansatz,
Entzündungsschmerz und postoperativen Schmerz am Ort des Geschehens,
direkt im verletzten Gewebe, zu beheben. Im Gegensatz zu konventionellen
Opioiden aktivieren die neuartigen Substanzen ausschließlich in saurem
Milieu Opioidrezeptoren, die Andockstellen für Schmerzmedikamente, und
wirken somit nur in verletztem Gewebe. Schwerwiegende Nebenwirkungen
bleiben auf diese Weise aus. "Mit dem Ziel, die für eine optimale Wirkung
notwendigen chemischen Eigenschaften der neuen Substanzen abzuleiten,
haben wir nun in kultivierten Zellen das Zusammenspiel von
Opioid-Bindungsmolekülen mit Opioidrezeptoren bei verschiedenen pH-Werten
untersucht. Einige der Rezeptoren sind zusätzlich genetisch verändert
worden", erklärt Studienleiter Prof. Stein. "Wir sind zu dem Schluss
gekommen, dass die Säure-Dissoziations-Konstante, der pKa-Wert, eines
Opioidmoleküls seine Gefährlichkeit, also Nebenwirkungen wie
Suchtentstehung oder Atemstillstand, bestimmt. Bislang war die Bedeutung
von pH- und pKa-Werten für die Sicherheit von Opioiden völlig unbekannt."
Eine richtungweisende Erkenntnis auf dem Gebiet der Rezeptorforschung.

Die Feinabstimmung des pKa-Wertes und bestimmte chemische Brückenbildungen
mit Opioidrezeptoren sind entsprechend der aktuellen Untersuchungen
maßgeblich, wenn es um die Entwicklung neuartiger Medikamente geht. Wird
die neue Generation von Schmerzmitteln Realität, könnten gefährliche
Nebenwirkungen und Suchtgefahr der Vergangenheit angehören. "Wir haben
bereits in zahlreichen klinischen Studien zeigen können, dass die
selektive Aktivierung von peripheren Opioidrezeptoren in verletztem
Gewebe, beispielsweise durch lokale Injektion konventioneller Opioide wie
Morphin, eine potente Schmerzstillung beim Menschen bewirkt. Daher sind
wir zuversichtlich, dass unsere neue Substanzklasse, die nun erstmals auch
intravenös verabreicht werden kann, erfolgreich sein wird", sagt Prof.
Stein. Erste klinische Studien, bei denen die neuartigen Substanzen zur
Anwendung kommen, sollen in zwei bis drei Jahren starten. Parallel
arbeitet die Forschungsgruppe unter anderem im Rahmen des Förderprogramms
SPARK am Berlin Institute of Health (BIH) an weiteren Substanzen der neuen
Generation.


(*) Del Vecchio G et al. pK(a) of opioid ligands as a discriminating factor
for side effects. 

Sci Rep. 2019 Dec 18;9(1):19344. 

doi: 10.1038/s41598-019-55886-1.

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1038/s41598-019-55886-1

Weitere Informationen finden Sie unter

https://experimentelle-anaesthesiologie.charite.de/en/ 

(Arbeitsbereich Experimentelle Anästhesiologie)

https://www.charite.de/service/pressemitteilung/artikel/detail/schmerzmedikamente_ohne_gefaehrliche_nebenwirkungen/ 

(Pressemitteilung Publikation Science 2017)

https://www.charite.de/forschung/forschung_aktuell/pressemitteilung/artikel/detail/neues_schmerzmedikament_auf_dem_besten_weg_zum_patienten/ 

(VIP+ Validierungspreis des BMBF für Charité-Forschungsgruppe)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Charité - Universitätsmedizin Berlin - 20.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEDIEN/1043: "Gesundheit in der Krise - Aktuelle Herausforderungen im Gesundheitssystem" - Gen-ethischer Informationsdienst Nr. 252 (GeN)


Gen-ethisches Netzwerk e.V., Berlin - Pressemitteilung vom 21.02.2020

"Gesundheit in der Krise - Aktuelle Herausforderungen im Gesundheitssystem"

Aktuelle Ausgabe des Gen-ethischer Informationsdienstes - GID(*) Nr.
252 erschienen



Die Februarausgabe widmet sich dem deutschen Gesundheitssystem und
dessen aktuellen Herausforderungen. Sie beschäftigt sich mit Fragen,
wie: Was sind konkrete Auswirkungen der zunehmenden Ökonomisierung des
Gesundheitssystems? Welche Akteur*innen gibt es und wo üben sie ihren
Einfluss aus? Wie könnte die Erforschung und Verteilung von
Gesundheitsleistungen in Zukunft gestaltet werden?

Lesen Sie im Artikel von Kirsten Achtelik über die aktuellen Mängel in
der Versorgung von Patient*innen in Kliniken. Der Beitrag von Elke
Stevens warnt davor, dass Patient*innen durch Lücken in der geplanten
IT-Infrastruktur des Gesundheitssystems gefährlichen
Datenschutzrisiken ausgesetzt werden. Wir haben Beate Wieseler, die
Leiterin des Ressorts für Arzneimittelbewertung am Institut für
Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG), über die
Entwicklung von Medikamenten und Interessenkonflikte befragt. Gregor
Bornes beschreibt in seinem Artikel die Rolle des Hauptauftraggebers
des IQWiG: Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) entscheidet welche
Gesundheitsleistungen Kassenleistung werden. Nach diesen
Problemaufrissen schließt der Schwerpunkt mit einem Bericht der
Journalistin Jasmin Kalarickal über das Gesundheitskollektiv Berlin.

Neben den Schwerpunktthemen geht es um Wissenschaftslobbyismus im Fall
Glyphosat, um die Frage nach freier und unabhängiger Forschung, um
bioethische Legitimationen von Anlageträger*innen-Screenings für
Menschen mit Kinderwunsch und um eine kritische Betrachtung der
neurowissenschaftlichen Erforschung von trans*-Gehirnen.

Der GID kann ab sofort teilweise online eingesehen und als
Printversion bestellt werden unter: Tel: 030 - 685 70 73,
Fax: 030 - 684 11 83, E-Mail: gen@gen-ethisches-netzwerk.de oder
direkt hier: www.shop.gen-ethisches-netzwerk.de


(*) Der Gen-ethische Informationsdienst (GID) ist die
Fachzeitschrift des Gen-ethischen Netzwerks. Er erscheint seit 1985
und bietet seitdem ein breites Spektrum an kritischen Informationen zu
den Entwicklungen in Bio-, Gen- und Fortpflanzungstechnologien. Er
enthält aktuelle Berichte, Diskussionen und Informationen, Hinweise zu
Neuerscheinungen und Veranstaltungen. Der GID erscheint derzeit vier
Mal im Jahr und das Einzelheft kostet 8,50 Euro.

 * 

Quelle:

Gen-ethisches Netzwerk e.V.

Pressemitteilung vom 21.02.2020

Stephanstraße 13, 10559 Berlin

Tel.: 030-685 7073, Fax: 030-684 1183

E-Mail: gen@gen-ethisches-netzwerk.de
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ENTWICKLUNG/1517: Langanhaltende und präzise Dosierung von Arzneimitteln dank Öl-Hydrogel-Gemisch (idw)


Technische Universität München - 20.02.2020

Langanhaltende und präzise Dosierung von Arzneimitteln dank Öl-Hydrogel-Gemisch: Aktive Tröpfchen



Mit einer Mixtur aus Öl und Hydrogel lassen sich medizinische Wirkstoffe
nicht nur genau dosieren, sondern auch über Zeiträume von bis zu mehreren
Tagen kontinuierlich verabreichen. Die Wirkstoffe, die sich im Inneren der
aktiven Tröpfchen befinden, werden nach und nach freigesetzt. Die Gefahr
von Über- oder Unterdosierung wird damit stark reduziert.




[image: Bild: © Benedikt Rieß / TUM]

Fluoreszenzmikroskopisches Bild von in ein Hydrogel eingebetteten, hydrolysierbaren Öltröpfchen. 

Bild: © Benedikt Rieß / TUM



Eigentlich war Prof. Job Boekhoven auf der Suche nach dem Ursprung des
Lebens: Zusammen mit seinem Team an der Technischen Universität München
(TUM) wollte der Chemiker herausfinden, wie es seinerzeit Molekülen im
Urozean gelungen ist, sich zusammenzuschließen und Vorläufer der ersten
lebenden Zellen zu bilden.

"Bei dieser Forschungsarbeit haben wir unter anderem mit Öltröpfchen
experimentiert. Die Tröpfchen sind in Wasser schlecht löslich und daher
sehr stabil. In ihrem Inneren können Moleküle komplexe Strukturen bilden -
das Öl schützt diese Moleküle, indem es Wasser von ihnen fernhält."

Der ölige Schutzschild ist jedoch nicht völlig undurchlässig: Einzelne
Moleküle reagieren mit dem Wasser der Umgebung. Durch diese Hydrolyse
werden die Tröpfchen langsam aber kontinuierlich kleiner, bis sie
irgendwann ganz verschwunden sind. "Die Beobachtung dieser "aktiven
Tröpfchen", die Moleküle an das Wasser abgeben, brachte uns auf die Idee,
sie für die Dosierung von Medikamenten zu nutzen", erinnert sich
Boekhoven.

Sicher vor Über- oder Unterdosierung

Die Frage, wie man Wirkstoffe kontinuierlich verabreichen kann,
beschäftigt Pharmakologen seit langem. Die Inhaltsstoffe von Medikamenten
werden normalerweise schnell freigesetzt, die Wirkung hält daher nicht
lange an. Damit besteht zunächst die Gefahr einer Überdosierung, später
droht dann Unterdosierung.

Sollen die Inhaltsstoffe über mehrere Tage wirken, musste man sie bisher
in speziell perforierten Kapseln verabreichen - durch deren kleine Löcher
kann immer nur eine bestimmte Menge eines Wirkstoffs nach außen dringen.

"Mit Hilfe der hydrolisierbaren Öltröpfchen lässt sich eine
kontinuierliche Dosierung sehr einfach realisieren", erklärt Boekhoven.
"Man braucht dafür nur drei Komponenten: die Öltröpfchen, den Wirkstoff
und ein Hydrogel, das die Position der Tröpfchen stabilisiert.

Viele Einsatzfelder

Mit dem neuen Öl-Hydrogel-Mix können Wirkstoffe kontinuierlich verabreicht
werden: Die Hydrolyse baut die Tröpfchen mit immer derselben
Geschwindigkeit ab und setzt so und die darin enthaltenen Wirkstoffe frei.
Die Dosis lässt sich über die Konzentration des Wirkstoffs in den
Tröpfchen einstellen. Die Dosierung ist dabei aber immer gleich, bis die
Tröpfchen restlos abgebaut sind.

Einsatzfelder für die "aktiven Tröpfchen" gibt es viele: Man könnte sie
beispielsweise nutzen, um desinfizierende oder heilungsfördernde Auflagen
zur Behandlung von schlecht heilenden Wunden herzustellen. Das
Öl-Hydrogel-Material wurde bereits zum Patent angemeldet.

Weitere Informationen:

Die Forschung wurde gefördert durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft
(DFG) im Rahmen des Sonderforschungsbereichs Transregio 235, des
Exzellenzclusters Origins sowie über das Institute for Advanced Study der
Technischen Universität München mit Mitteln der Exzellenzinitiative und
des 7. Europäische Rahmenprogramms.


Originalpublikation:

Active droplets in a hydrogel release drugs with a constant and tunable
rate

Caren Wanzke, Marta Tena-Solsona, Benedikt Riess, Laura Tebcharani, Job
Boekhoven

Materials Horizons, 12.02.2020 - DOI: 10.1039/C9MH01822K

https://pubs.rsc.org/en/content/articlelanding/2020/mh/c9mh01822k

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/details/35918/ 

(Link zur Presseinformation)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München - 20.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/1046: Regensburg - Neues Behandlungsangebot für Tumoren der Knochen und Weichteile, 28.-29.02.2020


Universitätsklinikum Regensburg (UKR) - 20.02.2020

Neues Behandlungsangebot für Tumoren der Knochen und Weichteile



Das Sarkomzentrum im Universitären Krebszentrum Regensburg (UCC-R) wurde
nach erfolgreicher Begutachtung durch Fachexperten von der Deutschen
Krebsgesellschaft zertifiziert. Damit wurde dem Sarkomzentrum als erstem
Zentrum in Ostbayern bestätigt, dass Patienten mit sämtlichen Knochen- und
Weichgewebstumoren auf modernstem Stand der Medizin und Wissenschaft
diagnostiziert und behandelt werden. Alle Ärzte, Patienten und Angehörige
können sich am 28. und 29. Februar im Rahmen des 1. Ostbayerischen
Sarkomsymposiums am Universitätsklinikum Regensburg (UKR) über das
diagnostische und therapeutische Angebot des Sarkomzentrums informieren.

Bösartige Tumoren der Knochen und Weichgewebe, die an inneren Organen oder
auch oberflächlich an der Haut entstehen können, zeichnen sich durch ein
besonders aggressives Wachstum und ein hohes Streuungspotential aus. Diese
sogenannten Sarkome sind sehr verschiedenartig, was ihre Behandlung höchst
komplex macht und eine individuelle Betreuung erfordert. Dies wird im
Sarkomzentrum durch eine enge interdisziplinäre Zusammenarbeit von
mehreren universitären Fachdisziplinen garantiert. "Unser Ziel ist es, für
jeden Patienten ein ganzheitliches, hochprofessionelles Behandlungskonzept
zu entwickeln, das sich sowohl am Krankheitsbild, als auch an den
individuellen Bedürfnissen des Patienten ausrichtet, um die bestmögliche
Prognose und Lebensqualität zu erreichen", so Professor Dr. Wolfgang Herr,
Direktor der Klinik und Poliklinik für Innere Medizin III und Leiter des
Sarkomzentrums im UCC-R.

Ein interdisziplinäres Team garantiert eine individuelle Behandlung

Das Sarkomzentrum hat sich am UKR aus dem bereits langjährig bestehenden
zertifizierten Schwerpunkt für Knochengewebs- und Muskuloskelettale
Tumoren weiterentwickelt. Der Name "Sarkomzentrum im Universitären
Krebszentrum Regensburg" zeigt die interdisziplinäre Aufstellung. Dieses
Zentrum betreut Patienten an den Standorten am UKR (Unfallchirurgie,
Viszeralchirurgie, Plastische Chirurgie, Innere Medizin I und III,
Pädiatrische Onkologie, Strahlentherapie) und am Caritas Krankenhaus St.
Josef (Plastische Chirurgie, Gynäkologie, Urologie). In beiden Häusern
werden Patienten mit Kochen- und Weichgewebstumoren onkologisch optimal
versorgt. Dies gewährleisten neben der Krankenversorgung in der Klinik
auch die am UKR vorhandenen zertifizierten Institute für die
spezialisierte Diagnostik: Radiologie, Pathologie und Nuklearmedizin.

"Im universitären Sarkomzentrum haben die Patienten unmittelbaren Zugang
zu modernster Diagnostik und Behandlung - gemäß dem aktuellen Stand des
medizinischen Wissens und der Forschung", so Dr. Carsten Neumann,
Stellvertretender Direktor der Klinik und Poliklinik für Unfallchirurgie
am UKR und Koordinator des Sarkomzentrums. Damit Patienten und Einweiser
einen klar definierten Ansprechpartner haben, wurde in der Klinik und
Poliklinik für Unfallchirurgie eine Sarkomsprechstunde eingerichtet, die
von einem erfahrenen Unfallchirurgen und/oder Plastischen Chirurgen
geleitet wird. Hier besteht auch eine Kooperation mit der Abteilung für
Sarkome und Muskuloskelettale Tumoren des Krankenhauses Barmherzige Brüder
Regensburg (Professor Dr. Axel Hillmann). Von der Sarkomsprechstunde
werden die Patienten in der interdisziplinären Sarkomkonferenz am UKR
angemeldet, in der das diagnostische und therapeutische Vorgehen für jeden
Patienten individuell durch die Experten der jeweiligen Fachgebiete
festgelegt wird. Operationen an speziellen Lokalisationen werden von den
zuständigen Kliniken fachbezogen nach interdisziplinärer Festlegung des
Behandlungsregimes durchgeführt (z.B. Dermatologie,
Hals-Nasen-Ohren-Heilkunde, Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie, Thoraxchirurgie).

Die medikamentöse und/oder strahlentherapeutische Behandlung erfolgt mit
modernsten Therapieverfahren, in den hierauf spezialisierten Kliniken der
Onkologie und Strahlentherapie am UKR. Im Rahmen klinischer Studien können
Patienten auch mit neuartigen Therapieverfahren am UKR behandelt werden.

1. Ostbayerisches Sarkomsymposium: Informationen für Ärzte, Patienten und Angehörige

Um die Leistungen und Beteiligten des Sarkomzentrums vorzustellen,
veranstaltet das Zentrum am Freitag, den 28. und Samstag, den 29. Februar
2020 das 1. Ostbayerische Sarkomsymposium. Dieses findet am Freitag von
16:00 bis 18:00 Uhr und am Samstag von 09:00 bis 13:00 Uhr bei
freiem Eintritt  im Kleinen Hörsaal des UKR statt. "Im Rahmen des 1.
Ostbayerischen Sarkomsymposiums möchten wir Betroffene und Angehörige,
aber auch Ärzte, Therapeuten, Pflegekräfte sowie alle Interessierten über
aktuelle diagnostische und therapeutische Möglichkeiten in der
Sarkombehandlung informieren. Auch berichtet eine Patientin, bei der ein
Sarkom erfolgreich behandelt werden konnte, über ihre Erfahrungen und
Nachwirkungen der Behandlung", so Thiha Aung, der die interdisziplinäre
Sprechstunde für muskuloskelettale Tumoren am UKR mit aufgebaut hat und
nun das Symposium zusammen mit Professor Dr. Silke Härteis organisiert.

Zahlreiche Experten in der Sarkomdiagnostik und -therapie aus ganz
Deutschland nehmen als Referenten an dieser Veranstaltung teil. Dazu
zählen unter anderem der Pathologe Professor Dr. Schildhaus (Essen), der
Onkologe Professor Dr. Sebastian Bauer (Essen), und die Plastischen
Chirurgen Professor Dr. Hans-Ulrich Steinau (Essen) und Professor Dr.
Marcus Lehnhardt (Bochum).


Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79338

Programmflyer Sarkomsymposium

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1081

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Regensburg (UKR) - 20.02.2020
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LABEL/5192: Glitterhouse Mail-Order-Mail 23.02.20 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (23.02.2020)



Repertoire-Repertoire

Unter den Reissue-Spezialisten hat der gute Name des
Repertoire-Labels einen fast schon legendären Ruf, wurden hier doch
in den vergangenen Jahrzehnten wahre Rockgeschichts-Schätze sonder
Zahl wieder ans Tageslicht gebracht. Bei der heutigen
Musikmarkt-Entwicklung nicht unüblich hat das Label eine vehemente
Vertriebs-Odyssee hinter sich, bis man sich jetzt dazu entschloss,
den Vertrieb des eigenen Ton-Guts endlich wieder in die eigenen Hände
zu nehmen, um nach dem ewigen Auf-und-Ab der letzten 20 Jahre endlich
Ruhe in die Repertoire-Pflege zu bringen. Und so dürfen wir Euch die
folgenden Schätze aus bester Reissue-Quelle endlich aus erster Hand
anbieten und damit so manchen bereits schon wieder verschollen
geglaubten Klassiker erneut dem Vergessen entreißen. In der Folge
platzbedingt nur eine kleine Auswahl aus dem schier unendlichen
Repertoire-Repertoire, zum ganzen Reissue-Reichtum: Bitte hier
entlang.

Je 1-CD:

Andromeda - Andromeda - 12,95

Beggars Opera - Close To My Heart - 12,95

Beggars Opera - Act One - 14,95

Blues Magoos - Electric Comic Book - 12,95

Pete Brown & His Battered Ornaments - A Meal You Can Shake Hands With In The Dark - 12,95

Pete Brown & Piblokto! - Things May Come And Things May Go But ... - 12,95

Pete Brown & Piblokto! - Thousands On A Raft

Chambers Brothers - Love, Peace & Happiness: Live At Bill Graham's Fillmore East - 12,95

Clear Blue Sky - Clear Blue Sky - 13,95

Clem Clempson - In The Public Interest - 12,95

Cressida - Cressida - 12,95

Elias Hulk - Unchained - 11,95

Exuma - Exuma - 12,95

Fuzzy Duck - Fuzzy Duck - 11,95

Gravy Train - Gravy Train - 14,95

If - If 5 - 12,95

JCM - Heroes - 12,95

Julian's Treatment - A Time Before This - 11,95

Kaleidoscope - White Faced Lady - 12,95

Leaf Hound - Growers of Mushrooms - 13,95

Legend - Legend - 12,95

Lucifer's Friend - Banquet - 12,95

Magna Carta - Lord Of The Ages - 14,95

Dave Mason - It's Like You Never Left - 12,95

May Blitz - May Blitz - 13,95

Mountain - Nantucket Sleighride - 12,95

Ramases - Space Hymns - 13,95

Chris Spedding - One Step Ahead Of The Blues - 12,95

Stretch - Live At The BBC - 12,95

Robin Trower - Living Out Of Time - 12,95

Jimmie Vaughan - Strange Pleasure - 12,95

Leslie West - Mountain - 12,95

Je 2-CD et al:

Atomic Rooster - Live At The BBC & German TV 2-CD+DVD - 18,95

Blues Band - The Big Blues Band Live Album - 15,95

Graham Bond - Live At The BBC & Other Stories 4-CD - 18,95

Climax Blues Band - Live Shows (Live Rare & Raw 1973-1979) 3-CD - 15,95

Chris Farlowe - Live At The BBC - 15,95

Leaf Hound - Live In Japan CD+DVD - 15,95

Magna Carta - Tomorrow Never Comes: Anthology1969-2006 - 15,95

Osibisa - Singles A's, B's & 12 Inches 4-CD - 18,95

Renaissance - Live At The BBC (Sight & Sound) 3-CD+DVD - 18,95

Troggs - Singles A's & B's 3-CD - 18,95

Robin Trower - Rock Goes To College CD+DVD - 18,95

Snowy White - The Best Of Snowy White - 15,95

Yardbirds - At The BBC 2-CD - 13,95

Zombies - In Stereo 4-CD - 13,95


Jazz aus der Schweiz

Wer sich auch nur mehr als einen Hauch seiner Zeit mit dem Schaffen
des Schweizer Brambus-Labels beschäftigt hat, der weiß auch, dass
sich Label-Chef Paul Rostetter nicht nur nachhaltig um die Bereiche
Country, Folk und Singer-Songwriting kümmert, sondern einen großen
Teil seines Schaffens dem Jazz (und Blues) widmet. Vornehmlich
natürlich Jazz-Künstler seiner bergigen Heimat, aber auch
internationale Artisten schmücken zahllose Veröffentlichungen des
traditionsreichen Brambus-Kataloges und zum besseren Kennenlernen
erlaubt uns das Label, dem Glitterhouse-Katalogleser ausgewählte
Alben des reichhaltigen Jazz-Schatzes für einen begrenzten
Aktionszeitraum zum nahezu unvorstellbaren Niedrigpreis von nur noch
4,95 Euro anzupreisen. Und weil wir (und Ihr) ja zum Bündeln neigen,
setzen wir noch eins drauf und bieten Euch den
5-CD-Brambus-Jazz-Sammel-Pack für nur noch 20 Euro (was dann einem
CD-Einzelpreis von nur noch 4 Euro entspräche. Korrigieren Sie mich,
wenn ich mich verrechnete).

Hier nur eine kleine Auswahl, zum kompletten, in den nächsten Wochen
noch erweiterten Aktions-Angebot geht's: Hier entlang.

Je 1-CD à 4,95, 5-CD-Bundle für nur noch 20 Euro

Adrien Oggier Ritual Orchestra - Pling Plong - 4,95

Andy Egert Blues Band - I'm A Bluesman - 4,95

Immanuel Brockhaus - Floodlight - 4,95

Maja Christina - Quite A Night - 4,95

Clamür - Ferm Tubac - 4,95

Eardisch - Eardisch - 4,95

Erich Fischer Quintet - Lydia - 4,95

Rolf Häsler - Crosswalk - 4,95

Nicole Herzog & Stewy von Wattenwyl Group - Intimacy - 4,95

Nicole Herzog & Stewy von Wattenwyl Group - I Love You Billie - 4,95

Sonja Indin - Do You Know Me? - 4,95

Kapsamun - Mania Ballkanike - 4,95

Labottega - Live @ Campione D'Italia - 4,95

Mark Koch Trio - Red Blue And Green - 4,95

Motek Acoustic Edition - Alteration - 4,95

Nadja Stoller Group - Short Stories - 4,95

Onshu - Seven Kisses - 4,95

Oua.ch - The Essence Of A Deep Kiss - 4,95

Nick Perrin & Stewy von Wattenwyl - I Got A Right To Sing The Blues - 4,95

Solarmariel - Armando's Dance - 4,95

Spelterini - Un Fratino Al Mar - 4,95

Keith Thompson - Snapshot Of Reality - 4,95

Troja - Island Sceneries - 4,95

Stewy von Wattenwyl - After The Rain - 4,95

Stewy von Wattenwyl - Porgy & Bess - 4,95

Peter Zihlmann & Katrin Marti - Nearly Lost - 4,95


Der Mailorder-Katalog im Netz

Die zweite Katalog-Ausgabe des laufenden Jahres, im Netz bereit zur
gefälligen Stöberei.


Auserwählte Pretiosen zum umstürmten Wochenende:

John Blek - The Embers

LP/CD - EUR 18,95/14,95

Von irischen Wurzeln getragenes, von artifiziellen
Americana-Elementen nicht unberührtes Balladenwerk eines mit vor
allem in den höheren Stimm-Lagen seelentief berührenden Barden,
dessen Fähigkeit, unwiderstehlich romantische Melodien nicht nur zu
schreiben, sondern auch noch aufs delikateste darzubieten von Album
zu Album noch zu wachsen scheint. Dabei sorgte bereits das
Vorgängerwerk Thistle & Thorn des ungemein sympathisch klingenden
Sängers & Songschmieds aus Cork bei Kennern und Kritikern
gleichermaßen für ebenso offene wie erstaunte Ohren, aber mit seinem
sanft- wie wehmütig dahinfließenden neuen Neun-Liederreigen weiß er
das Herz des Hörers noch nachhaltiger zu ergreifen. Mit samt-sanfter,
von dezentem Vibrato geprägter, auch und gerade in den Höhen weich
und warm volltönender Stimme umschmeichelt der Ire Seele und Sinn mit
nahtlos ins Ohr und Gefühl gehenden Melodien, die sowohl im
berührenden Alleingang, in betörenden Mehrstimmharmonielagen, aber
auch im Duett (mit Mick Flannery!) Herz und Hirn gleichermaßen
erreichen und ergreifen. Allein schon durch den Gesang zu ganz
eigener Schönheit getragen, leben die gleichwertig aus den
überlieferten Folk-Traditionen gefühlten und tief aus der eigenen
Erfahrung geschöpften Lieder aber auch durch die überwiegend
akustische, fein-filigrane, bei aller Delikatesse nie zu dezente
Darreichung (auch trefflich gesetztes Schlagwerk gibt's in der
gefühlstiefen Wärme), mit der herrlich kunstvoll
folk-finger(picking)-fertig dargereichten Gitarre im Fokus des auch
instrumental außerordentlich ohrenfreundlichen Klanggeschehens, das
in seiner meisterhandwerklichen Reinheit in der
geistesverwandtschaftlichen Mitte eines gedachten Dreiecks aus Bruce
Cockburn, Gordon Lightfoot und Ralph McTell seine ebenso sanften wie
silbrig gleißenden Bahnen zieht. Gleichermaßen gefühlvoll wie
kunstreich um prägendes instrumentales Beiwerk auf Piano, Orgel,
E-Gitarre, Slide Guitar und Klarinette bereichert, entfaltet sich das
bereits beim ersten Zusammentreffen unwiderstehlich verlockende
Liedwerk zu einem ebenso wurzelverwobenen wie artifiziell
feingewirkten Folk-Kunstwerk, das das Zeug zum bleibenden Klassiker
in sich trägt. (cpa)


Bonny Light Horseman - Bonny Light Horseman

LP/CD - EUR 15,95/11,95

In delikater Dreieinigkeit macht sich diese geniale Gemeinschaft von
drei hochgeschätzten Song-SchmiedInnen auf, um ein ebenso
traditionsverbundenes wie aus allen Zeiten fallendes Wunderwerk voll
wehmütiger Weisen zu erschaffen, wie selbst ich es in der heutigen,
hässlich hektischen Zeit kaum mehr erwartet oder gar erhofft hätte.
Allein schon die Namensnennung der beteiligten Trio-Täter lässt bei
uns Eingeweihten die Wohlfühl-Glocken läuten: Anais Mitchell (Gesang,
Gitarre), Eric Johnson (Fruit Bats/Gesang, Gitarren, Banjo,
Mundharmonika, Piano) und Josh Kaufman (War On Drugs, The
National/Gesang, Gitarren, Orgel, Piano) haben sich zu ebenso
federleicht-weicher wie emotionstiefer Einheit zusammengefunden, um
tradiertes britisches Liedgut in eine ganz eigene, gleichzeitig
schlicht-schöne wie ungemein kunst- wie gefühlvolle Song-Sprache zu
übersetzen. Aber auch die Liste der Gäste und Mittäter ist für
manches erfreute Lächeln gut, zählen doch u.a. Aaron Dessner (The
National), Lisa Hannigan und Justin Vernon (Bon Iver) zu den
geladenen Geistesgeschwistern, die mit Saitenspiel und
verschiedensten Stimmfarben vor allem für vokale Wohlfühl-Wolken
sorgen. Als herzerfrischend folk-fingerfertige A- & E-Gitarrenspieler
füllen die drei perfekt harmonierenden Protagonisten die durch
dezenten Hall erweiterten Klangräume mit gelassen-reifem Saitenspiel,
wohlgesetzte weiche Klavierakkorde schenken Tiefe, Banjo,
Mundharmonika und ein Saxophon setzen sanft schimmernde Glanzlichter,
sogar ein Schlagwerk schleicht sich fast unbemerkt ins so
zart-filigran scheinende Klanggeschehen. Und auf diesem irdenen Grund
aus herrlich ehrlichem Handwerk lassen Anais, Eric und Josh ihre
drei so einzigartigen und sich doch so perfekt ergänzenden Stimmen im
berührenden Alleingang, in trauter Zweisamkeit oder in gemeinsamer,
gospelseliger Vielschichtigkeit erklingen, dass es eine einzige,
sinnenerfüllende Freude ist. Trotz der britischen Herkunft von Weisen
wie Deep In Love, Jane Jane, Blackwaterside, Magpie's Nest, Lowlands
oder Bright Morning Stars klingen die zeitlosen Zaubereien mehr nach
Matthew's Southern Comfort als nach Fairport Convention, vermeint man
den jungen Dylan zu hören, spürt man den reifen Joe Henry durch die
Reihen streifen, sogar der sonnige Geist Scott McKenzie's scheint
durch die Zeilen. Gepaart mit dem irisierenden inneren Frieden des
Nick Drake-Folk und manch strahlendem Schimmer klassischen
Country-Folks entspinnt sich hier ein beeindruckendes, bleibendes
Zehn-Song-Werk, dessen zeitlose Schönheit ewig währt. (cpa)


Box Tops - The Letter/Neon Rainbow/Cry Like A Baby/
Non Stop/Dimensions (rem.& exp.)

2-CD - EUR 17,95

Musste man einst noch für die Sundazed-Reissues der vier Alben, die
die Band um den damals noch nahezu erschreckend jungen Alex Chilton
in den Jahren 1967 bis 1969 für Bell Records veröffentlichte (The
Letter/Neon Rainbow, Cry Like A Rainbow, Non Stop und Dimensions)
zusammen grob 60 Euro zahlen, so gibt es die remasterten und um
Bonustracks erweiterten Werke jetzt Dank BGO Records jetzt nicht nur
auf einen Griff, sondern zudem noch für recht schmales Geld.


Eric Burdon & The Animals - When I Was Young: The MGM
Recordings 1967-1968

5-CD - EUR 49,95

Gerechnet auf das Lebenswerk Burdon's bildet die hier akribisch
aufgearbeitete Phase zeitlich nur ein recht überschaubares Kapitel,
dennoch waren die knapp 1,5 Jahre zwischen den Original Animals und
War für vier bemerkenswerte Alben gut: Winds Of Change, The Twain
Shall Meet, Every One Of Us und Love Is. Die 5-CD-Box bietet die vier
Werke, die das Quintett Burdon, Vic Briggs (Gitarre, Piano), John
Weider (Gitarre, Geige, Bass), Danny McCulloch (Bass) und Barry
Jenkins (Drums) in der Zeit von Oktober 1967 bis Dezember 1968 für
MGM Records aufnahm in frisch remasterter Form, legt noch eine
Handvoll Bonustracks obendrauf und krönt die 56-Tracks-Sammlung mit
der höchst seltenen Mono-Fassung von Winds Of Change. Begleitet von
ebenso interessantem wie reich illustriertem Booklet und einem Poster
zeigt diese werte Veröffentlichung des Esoteric Labels, wie
Rock-Geschichts-Pflege aussehen kann.


Robert Cray Band - That's What I Heard

LP/CD - EUR 18,95/13,95

Die Alten haben es eben drauf. Beim neuen Album von Robert Cray
(Jahrgang 1953) läuft einfach alles rund. Von wegen betuliches
Alterswerk oder slicker Bluesrock - der Chef macht hier mit
Leidenschaft was er will. Und das ist R&B, Gospel, Soul, Funk &
Rock'n'Roll. Natürlich bluesbasiert, das aber fett, saftig, süffig.
Und mit oft dickem Groove, direkt für den Vintage-Dancefloor gemacht.
Die Songauswahl finde ich extrem überzeugend: Die Hälfte der Songs
sind souveräne Eigenkompositionen, der Rest Traditionals (die deepe
Gospel-Nummer "Burying Ground") und teils überragende Cover-Versionen
(Curtis Mayfield, Deadric Malone), dargeboten im erdig-organischen,
analogen Southern Soul- und Blues-Sound aus den späten 60ern. Die
kompakte Band besteht aus Richard Cousin (Bass), Dover Weinberg
(Keyboards), Terence F. Clark (Schlagzeug) und Steve Jordan
(Schlagzeug, Perkussion) - letzterer hat auch formidabel produziert.
Crays Gitarre ist natürlich brillant, pointiert und funky - erinnert
mich sehr angenehm an Stevie Ray Vaughan. Größter Respekt vor allem
für seine richtig derbe Version von Don Gardners wuchtigem "My Baby
Likes To Boogaloo", wow! (Joe Whirlypop)


Peter Green - End Of The Game (50th Anniversary)

CD - EUR 16,95

Veredelnde Esoteric-Aufarbeitung der ersten Solo-Veröffentlichung des
damaligen Fleetwood Mac-Gitarristen, der 1970 in Begleitung von Zoot
Money (Keyboards), Alex Dmochowski (Bass), Nick Buck (Orgel) und
Godfrey McLean (Schlagwerk) mit sechs langen,
improvisationsgetragenen Instrumentalstücken demonstrierte, wo er die
musikalische Zukunft der Mutterband sehen wollte. Anschließend zog er
sich für fast zehn Jahre aus dem aktiv veröffentlichenden
Musikerleben zurück, um erst 1979 geläutert zurückzukehren. Die
sechs ursprünglichen Stücke wurden für diese Geburtstagsausgabe von
den Originalbändern remastered und um vier Bonustracks, die hier ihre
CD-Premiere erleben (Heavy Heart, No Way Out, Beasts Of Burden,
Uganda Woman), erweitert.


Haden Triplets - Family Songbook

LP/CD - EUR 24,95/14,95

Dass ihre spezielle Art des Umgangs mit den musikalischen Wurzeln
ihrer Heimat ein eigener, weil ungemein reiner, ehrlicher ist,
belegte bereits der grandiose Erstling der drei Haden-Schwestern
Petra, Tanya und Rachel, aber mit dieser einzigartigen,
pur-prächtigen Perlen-Kette lassen sie die Schönheit der tradierten
Weisen durch ihre karg-kunstreiche Bearbeitung noch heller strahlen.
Für den bislang nur halb informierten Familienforscher fügt die
Sammlung geschichtsträchtiger, bodennaher Country-Folk-Songs den
kreativen Köpfen der Haden-Familie noch eine Generation hinzu,
stammen vier der irdenen Lied-Diamanten doch vom Großvater Carl E.
Haden (Who Will You Love, Ozark Moon, Memories Of Will Rogers und
Grey Mother Dreaming). Was hier so dezent diesig, schwül schwebend,
von schwebenden Klang-Farben umweht mit einer einzigartigen Wayfaring
Stranger-Wüsten-Version beginnt, wandert mit den weiteren elf Weisen
durch viele verschiedene Schattierungen, Gattungen und Gangarten des
tradierten Country und Folk, manches wird bis hart an die karge
Schmerzgrenze echt und ehrlich zelebriert, manches gefühlvoll in
sentimentales Sepia gehaucht, anderes von Twang, Steel und Slide in
den gleißenden Gitarren-Himmel gespielt, aber man erlebt auch
wiegenden Walzer, gepflegten Western-Swing, beseeltes
Backporch-Schaukeln und sogar von deftig-saftiger Slide grundierten
Swamp Groove. Bei aller traditionsverschworener Reinheit der Form,
bei aller Liebe zu durchschimmernd kargen Arrangements bleibt aber
immer noch Raum für dezente Experimente, verspielte
Jazz-Harmoniewechsel, Exkursionen auf der spanischen Gitarre, düster
gründelndes Tom Waits-Wurzelstampfen oder von drei Stimmen gesegnete
Gospel-Nähen, vor allem aber für nie zu aufdringlich daherkommende,
stets aber meisterlich dargereichte Instrumentalarbeit, für die neben
den Schwestern noch u.a. Bill Frisell, Greg Leisz, Doyle Bramhall II,
Don Was, Larry Taylor oder Woody Jackson verantwortlich zeichnen.
Akustische Krönung, strahlender Mittelpunkt, gefühlvolles Herz und
singende Seele dieser Song-Schatzkiste aber ist der geniale
(Gemeinschafts-) Gesang der drei Grazien, deren himmlische Harmonien
geschwisterlich rein, dennoch mit genügend Gefühlskanten gereicht
werden, dass es eine nahezu unvergleichliche Freude ist. Und wenn in
diesen delikat-dezenten Darbietungen zwischen Carter Family, Andrews
Sisters, Rosanne Cash und Puss'n Boots, zwischen Ozark Mountains und
den Appalachen die rein vokale Schönheit von Pretty Baby die Brücke
zu den drei Sirenen-Stimmen aus T-Bone Burnetts O Brother, Where Art
Thou-Soundtrack zaubert, dann ahnt man, in welcher kreativen
Country-Königs-Klasse dieses Album aufspielt. Ursprünglichster
Country, Art-Folk und Acoustic Americana werden eins, ehrlicher und
echter, kunst- und gefühlvoller kann man Wurzelpflege nicht
betreiben. (cpa)

Das Trio-Debüt:

Haden Triplets - Haden Triplets

LP/CD - EUR 21,95/14,95

Ein Elogen-Exzerpt: ... Zwischen klassischem Honky Tonk, schunkelndem
Country-Waltz, kargem Backporch-Folk und getragenem Boom-Chicka-Boom
plätschert der glasklare Country-Fluß dahin, gekrönt von himmlisch
harmonierenden Stimmen, die dennoch jede für sich individuell zu
strahlen weiß. Die Andrew Sisters im Carter-Familien-Clan? Die Roches
unter der Gesangsleitung von Gillian Welch? Egal - eine einzigartige,
wurzelwasser-klare, pure Perle. (cpa)


Jon Hassell / Farafina - Flash Of The Spirit

2-LP (+CD)/CD - EUR 23,75/14,75

20er remastered Reissue der 88er LP. Produziert von Daniel Lanois und
Eno (der hatte vielleicht auch die ruhigeren Sachen seines My Life In
The Bush... mit David Byrne im Kopf?). Farafina ist eine langlebige
Percussion/Vocal-Truppe aus Burkina Faso, von dort stammen auch die
Rhythmen, erzeugt von vielfältiger/bunter Percussion (z.T. inkl.
Balafon), ab und zu verwenden sie zudem Flöte, 2x Vocals. Hassell
spielt (modifizierte/mal mehr mal wenig(er) elektronisch verfremdete)
Trompete und Synthies, die recht gern ineinanderfließen, die
Klangfärbung erinnert mich sporadisch gar an Weather Reports
Mysterious Traveller. Das Ergebnis ist einerseits so etwas wie
elektronisch-archaisches Afrika mit zweitweise Ambient-artigen
Texturen, mal polyrhythmisch groovend und immer mehr
intensiviert/beschleunigt mitsamt punktuellem repetitivem Chor, mal
an- und abschwellend in teils flächig teils filigran in
abenteuerlicher/Avantgarde-beeinflußter Form, mal die Vocals deutlich
bestimmender (wiederum repetitiv sowie Call/Response-Einlagen) im
meditativ-hypnotischen Modus (irgendwie richtig eingängig, ein
Highlight!). Andere Stücke basieren auf einem besonders dichten
brodelnden wie fließenden Geflecht der Rhythmik und Hassels Spiel
("Afro-Jungle"), verstärkte Elektronik- und z.T. Jazz-Farben; das
Ganze auch in reduzierter Weise. Hinzu kommen 2 ziemlich
aufregende/spannende Tracks mit massiverem Jazz-Einfluß (auch etwas
freierem partiell) durch Trompete und z.T. Piano, 1 weiterer wirkt
leicht spacy, ein dunkles Pochen und dezentes Drama (kaum Afrika),
und 2x funktioniert die Fusion von Afrika und dem Westen nicht
richtig, die Elemente stehen eher für sich (wobei mich das in einem
Fall eigentlich nicht stört, dank erregenden experimentelleren Phasen
mit sehr offensiven Synthies, "stoßweise" wie flächig, harmonisch
irrlichternd, die (Poly) Rhythmen darunter sind effektiv). Für damals
eh innovative/ungewöhnliche Musik, die aber auch heute noch oft
einigen Reiz ausstrahlt! (dvd)


I'd Love To Turn You On: The Counter Culture - Various
Artists 

3-CD - EUR 17,95

Interessante Compilation aus der Cherry Red-Label-Familie, 51 Werke
aus dem Klassik-Bereich versammelnd (wobei "Klassik" hier weniger im
klassischen Sinne, sondern mehr als Überbegriff genutzt wird und eher
die ganze Bandbreite von Barock bis Neo-Klassik und Avantgarde
abgedeckt wird, es gibt sogar zwei, drei Ausreißer in die unendlichen
Weiten des Jazz), die mal offensichtlich, mal eher unterschwellig die
Rockgeschichte im Allgemeinen und Künstler wie David Bowie, The
Beatles, Pink Floyd, Robert Wyatt, Scott Walker oder Frank Zappa im
Speziellen beeinflusst haben. Kommt mit bekannten und weniger
bekannten Stücken von u.a. Bach, Händel, Beethoven, Debussy, Holst,
Sibelius, Chopin, Rachmaninoff, Britten, Delius, Varese, Stockhausen,
Lucian Berio, John Cage, Thelonious Monk, Charlie Parker, Bernard
Herrmann. Erfreulicherweise werden auch die Stücke aufgeführt, auf
die die vertretenen Werke Einfluss hatten.


Keep On Chooglin' Vol. 21/Due South - Various Artists

CD - EUR 7,95

Es kommt jetzt Schlag auf Schlag. Es floß eigentlich von alleine in
meinen KOC21 Folder, aber ich habe noch einen Monat mit Finetuning
verbracht und den einen oder anderen Song gewechselt für einen
besseren Flow. Es beginnt mit einem knackigen Tune von Jesse
Winchester, gefolgt von Blue Juice, denen man eine gewisse The
Band-Nähe nachsagt. Alex Taylor (Capricorn Recording Artist und James
Bruder) liefert einen begnadeten Midtempo-Groover ab, bevor es mit
Mason Profitt und den Flying Burrito Brothers (Gene Clark Cover)
recht countryesk wird. Ab in die Sümpfe geht es mit David Patton's
Swamp River Queen und Down The Road von Stephen Stills' Manassas mit
exzellenter Slidegitarre. Es folgen die Ozark Mountain Daredevils
(Snowbound), David Blue mit Outlaw Man (und Neil Young
Gedächtnisgitarre) und die George Hatcher Band mit Louisiana Sheriff.
Michael Nesmith, Bobby Darin, der großartige John Mohead und ein
supergeniales Same Old Blues der Wayne Mills Band folgen. Wayne Mills
wurde übrigens 2010 erschossen, weil er sich in einer Bar eine
Zigarette anzündete. Tragisch. Danach wird es heavier and heavy. Paul
Butterfield, Grinderswitch, High Cotton, Artimus Pyle & Ed King
(Double Trouble), Nitzinger, Z.Z. Top und Molly Hatchet (das
großartige Gator Country) bilden das Grand Finale. Fast, denn das
bleibt Les Dudek mit einem schönen Outro vorbehalten. Passt! (rh)


Mush - 3D Routine

LP (+DLC)/CD - EUR 15,95/13,95

Nie von der Band aus Leeds gehört, das Album auf Memphis Industries
überzeugt mich aber von Anfang an. Das kompakte Trio spielt einen
souveränen Post-New Wave-Sound, der bei den genau richtigen
Vorbildern klaut - nein, von ihnen gelernt hat. Die kompakte Rhythm
Section trägt einen leicht nervösen und etwas zickigen Funk-Groove
(frühe Talking Heads!), die Gitarre hat sich beim gerade verstorbenen
Andy Gill (Gang Of Four) und auch bei Wire einiges abgeschaut, in
ruhigeren Momenten auch bei Richard Lloyd (Television). Die Vocals
erinnern an Devo und XTC - also mit einer Spur von Hysterie in der
Stimme, ohne deshalb aber gleich zu nerven. Die Songs haben trotz
einiger Widerhaken insgesamt eine gradlinige Eingängigkeit - genau so
sollte man sich bei den kreativ überbordenden frühen 80er bedienen
und bei den richtigen Vorbildern lernen. Kann aber auch gut sein,
dass die Burschen jung genug sind, um die historischen Vorbilder gar
nicht mehr zu kennen. So oder so: ein knackfrisches Album von
ansteckendem Energie-Level! (Joe Whirlypop)


The Proper Ornaments - Mission Bells

LP/Ltd. LP/CD - EUR 17,95/18,95/14,95

Den letztjährigen Vorgänger "6 Lenins" habe ich noch sehr wohlwollend
in Erinnerung und auch dieses neue Werk der Band aus London
schmeichelt sich gleich tiefenentspannt in die Gehörgänge. Durchweg
laidback im unteren Midtempo angelegt, will ich die melancholischen
Songs mal als Schrammelpop-Downbeat kategorisieren. Stoische
Akustikgitarrenriffs treffen auf schläfrig-dunklen Gesang, zum Solo
greift auch mal jemand zur E-Gitarre - den verschlurften Groove aber
nie aufgebend. Auf ihrem neuen Longplayer verfeinern die Briten ihren
eigentümlich selbstbewussten Stil: Laidback, harmonisch, sanft und
einlullend. James Hoare (Ultimate Painting, Veronica Falls) und Max
Claps (Toy) klingen erneut nach späten 80er Jahren, vor allem nach
sanfteren Creation-Bands, von Weather Prophets bis Slowdive und
Mojave 3. Der Vibe ist spätsommerlich und ganz sanft psychedelisch,
das Sounddesign klar strukturiert und angenehm aufgeräumt. Das fünfte
Proper Ornaments-Album ist also erneut ein milder Trip für
Connaisseure. (Joe Whirlypop)


Jake Shimabukuro - Trio

LP (+MP3)/CD - EUR 24,95/15,95

Die Berufsbezeichung Ausnahme-Ukulelist ist selbst in
Musikfachkreisen eher außerhalb der Regel, dennoch werden Rezensenten
nicht müde, den 43-jährigen Hawaiianer Dank seiner ungeheuren
Fähigkeiten auf dem mitunter eher unterbewerteten Folkloreinstrument
mit anderen Saitenhelden wie Eric Clapton oder Jimi Hendrix auf eine
Stufe zu heben. Unbestritten ist, dass Shimabukuros bisherigen Alben
definitiv Charts-tauglich waren, seine While My Guitar Gently
Weeps-Version zu den You Tube-Dauerbrennern zählt und seine Kunst ihm
jetzt einen Label-Vertrag bei der Mascot Group einbrachte, wo er sich
den Künstler-Roster-Platz mit fingerfertigen Freunden wie Joe
Bonamassa, Walter Trout oder Warren Haynes teilt. Im Trio mit Nolan
Verner und Dave Preston widmet der keinerlei Stilgrenzen oder
Klangverfremdungen fürchtende Uke-Duke seine Spielkünste wieder
eigenen und fremden Kompositionen gleichermaßen, dabei bekannten
Weisen wie Wish You Were Here oder Landslide völlig neue
Saiten-Seiten abgewinnend.


The Spacelords - Spaceflowers

Ltd. LP (+MP3)/CD - EUR 26,95/16,95

Der erwartete Triumph: das neue Opus der Reutlinger Spacerocker ist
ein psychedelisches Monster von höchsten Gnaden. Der Studio-Vorgänger
"Water Planet" war 2017 mein Album des Jahres - meine Erwartungen an
"Spaceflowers" sind also ganz schön hoch, werden aber souverän
erfüllt. Hier stimmt einfach alles, vom drogenseligen SciFi-Artwork
bis zum klangmächtigen Produktionssound. Die drei knorrigen Typen
legen also wieder ein mächtiges Brett vor und liefern drei
Musterbeispiele klassischen Spacerocks ab. Wie immer ganz ohne
Vocals, stoisch und hart riffend und dennoch ungeheuer spannend. Die
beiden ersten Nummern (12 und 13 Minuten lang) kennen Fans bereits
vom letztjährigen Live-Album "On Stage", sie bieten klassischen
Spacelords-Sound: episch, wuchtig, tonnenschwer. Getragen vom
gewaltigen Groove von Drummer Marcus Schnitzler, der mit dem Punch
von John Bonham und gelassener Beharrlichkeit die Basis für den
schleppenden Psychedelic-Rock bildet. Basser Akee Kazmaier
beeindruckt mit spacig-verfremdeten Riffs und allerlei Effekten,
seine voluminöser Sound erinnert an Geezer Butler zu besten Black
Sabbath-Zeiten. Hazi Wettsteins turmhohe WahWah-, Fuzz und
Reverb-Gitarrenriffs sind die Krönung, klangmächtig steuern sie die
gemächliche Entwicklung mit fast unmerklichen Variationen, die die
langen Songs immer spannend bleiben lassen. Der zweite Song "Frau
Kuhnes Kosmos" fällt mit seinem rasanten Tempo etwas aus dem üblichen
Spacelords-Format, rockt dafür aber wie Hölle. Bleibt das epische
"Cosmic Trip", eine 25-minütige Reise in den säurehaltigen Weltraum,
trotz leichter Prog-Anklänge ein stampfendes Spacerock-Monster auf
der Basis tonnenschwerer Black Sabbath- und Hawkwind-Riffs. Neu sind
die fernöstlichen Harmonien, gespielt mit Saz, Didgeridoo und Zurna -
ein erhabenes Meisterwerk. Obacht: das Vinyl ist auf 1000 marmorierte
Exemplare limitiert und könnte schnellstens vergriffen sein. (Joe
Whirlypop)


Wood Brothers - Kingdom In My Mind

LP/CD - EUR 19,95/14,95

20er. Irgendwie werden sie immer besser, ohne daß sich am Konzept
Wesentliches ändert. Zeitlose Roots-(Rock-)Musik, vorzugsweise mit
Southern-Flair, verpackt in reizvolle Arrangements und teils auch in
dezent zeitgemäßerer Rhythmik (überhaupt: Immer wieder arbeiten sie
mit ungewöhnlichen/besonders attraktiven Grooves/Beats, was aber
nichts mit aktueller Dance/Club-Musik zu tun hat). R'n'B und/oder
Folk, ein wenig Country (nicht im Sound!), ein paar alte
Blues-Elemente, marginale Jazz- oder Gospel-Spuren, eine kleine Prise
New Orleans manchmal, zwischendurch (teil-) akustisch oder eine
spezielle Schärfe und Tempo resp. ein leichtes
Garage-(Blues-)Feeling, mal ein Hauch Rock'n'Roll in wunderbar locker
und anarchisch. Ich höre lose Verwandtschaften (ohne unbedingt genau
so zu klingen) zu frühen Little Feat (mehrfach), sporadisch den
rockigsten Muldaurs, The Band, gewissen Ry Cooder-Sachen, James
Luther Dickinson (auch seinen Söhnen). Das alles ausgesprochen
gehaltvoll, stets songorientiert und konzentriert (keine längeren
Soli aber klasse Spiel aller!), vielschichtig/ausnehmend variabel und
feinstens instrumentiert, elektr./akust. Tasten (tolles verzerrtes
E-Piano z.B.) und Saiten (inkl. 2x akust., 1x elektr. Slide), ein
auffälliger akust. Bass hier und da (top!); anderswo relativ
reduziert. Und exquisiter Gesang, z.T. ebensolche Harmony Vocals.
Eine große Empfehlung! (dvd)


DEMNÄCHST in diesem Theater:

28.02.

Wishbone Ash - Coat Of Arms

Outlaws - Dixie Highway

Kjellvandertonbruket - Doom Country

Secret Sisters - Saturn Return

Caribou - Suddenly

Die Sterne - Die Sterne

Hank Williams - Picture's From Life... Other Side 6-CD

06.03.

Cream - Goodbye Tour: Live 1968 4-CD

Stephen Malkmus - Traditional Techniques

Jonathan Wilson - Dixie Blur

Luke Haines & Peter Buck - Beat Poetry For Survivalists

13.03.

Porridge Radio - Every Bad

Boomtown Rats - Citizens Of Boomtown

20.03.

Carla Olson - Have Harmony, Will Travel 2

Third Mind - Third Mind

Mapache - From Liberty Street

Rustin Man - Clockdust

Morrissey - I Am No A Dog On A Chain

Casey Hensley - Good As Gone

27.03

Tamikrest - Tamotait

Waxahatchee - Saint Cloud

03.04.

Slow Leaves - Shelf Life

Ariel Sharratt & Mathias Kom - Never Work

Wilma Archer - A Western Circular

01.05.

Suzanne Vega - An Evening of New York Songs and Stories

08.05.

Choir Boy - Gathering Swans


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

CASH SAVAGE and THE LAST DRINKS

cashsavage.com

May 08 2020 - FR, Rennes, Ubu

May 09 2020 - FR, Sizun, La Bergerie

May 14 2020 - UK, Glasgow, Broadcast

May 15 2020 - UK, Sunderland, Independent

May 19 2020 - UK, London, The Grace

May 20 2020 - BE, Sint-Niklaas, De Casino

May 21 2020 - NL, Nijmegen, Merleyn

May 22 2020 - NL, Amsterdam, London Calling Fest

May 23 2020 - DE, Wuppertal, Utopiastadt

May 25 2020 - DE, Dortmund, Tyde Studios

May 26 2020 - DE, Berlin, Quasimodo

May 27 2020 - DE, Hamburg, Molotow Sky Bar

SCOTT MATTHEW

scottmatthewthemusic

23.09.2020 DE - Berlin - Lido Berlin

24.09.2020 DE - Leipzig - UT Connewitz

25.09.2020 DE - Köln - Stadtgarten

26.09.2020 DE - Frankfurt - Nachtleben Frankfurt

27.09.2020 DE - Ulm - Roxy

28.09.2020 DE - München - Ampere

29.09.2020 AT - Salzburg - ARGEkultur Salzburg

01.10.2020 AT - Wien - Porgy & Bess

02.10.2020 AT - Linz - Posthof - Zeitkultur am Hafen

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

15. - 19.04.2020 Dresden, Polimagie Festival

16.07. - 18.07.2020 Cuxhaven, Deichbrand Festival

30.07. - 02.08.2020 Diepholz, Appletree Garden Festival

20.08.2020 Düsseldorf, Vier Linden Open-Air

05. - 09.08.2020 Open Flair Festival 2020 (Eschwege, Germany)

TRIXSI

trixsi

28.02.2020 DE - Münster - Gleis 22

29.02.2020 DE - Bremen - Kulturzentrum Lagerhaus


Alle guten Wünsche für Euch & die Euren!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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CROSSOVER/513: Cuxhaven - "Verfemt, gehasst, gefeiert", Vielfalt der jüdischen Weltmusik, 02.03.20


Stadt Cuxhaven

"Verfemt, gehasst, gefeiert - Ihre Heimat ist die Musik"



Mit Schirm, Charme und Musik nehmen wir Sie am 02. März 2020, um 20:00
Uhr im Stadttheater Cuxhaven, Rathausstraße 21 mit zum Mittelpunkt des
Jüdischen Lebens - zum herzlichen Zusammensein.

Das Ensemble aus Frankfurt stellt den Zuhörern in seinem
Konzertprogramm mit dem Titel "Verfemt, gehasst, gefeiert - Ihre
Heimat ist die Musik" die Vielfalt der vergangenen und
zeitgenössischen jüdischen Weltmusik vor.
Lassen Sie sich von dieser fabelhaften Mischung aus jüdischem
Charakter und israelischer Virtuosität faszinieren!

Eine Mischung aus Gebet, Musik und Wort, melancholische, amüsante und
blumige Chansons, Operettenlieder, Gedichte und Filmschlager bekannter
und unbekannter jüdischer Komponisten. Die klassische Sängerin
Alexandra Bentz trägt hebräische und geistliche Gesänge vor. Benjamin
Maroko, Vorbeter in mehreren Synagogen, trägt hebräische und
geistliche Gesänge vor. Die Konzertpianistin Anna Kuperschmidt zeigt,
was für eine Virtuosität in ihrem Klavierspiel steckt.

Die Rezitatorin Simone Hofmann ergänzt das Programm. Sie zitiert
Liedertexte und erzählt über das Schicksal der Künstler.

Wer sich diesen zauberhaften Abend nicht entgehen lassen möchte,
sichert sich am besten noch heute eine Eintrittskarte in der
Kulturinformation im Schlossgarten 4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6
22 13 (geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), online
unter www.cuxhaven.de/tickets oder am Veranstaltungstag ab 19:00 Uhr
direkt im Stadttheater (Tel. 0 47 21/3 56 56).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 21.02.20

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/7006070, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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JAZZ/2222: Wertheimer Frauenfest feiert Jubiläum, Konzert mit Jessica Born und Band, 07.03.2020


Wertheim

Wertheimer Frauenfest feiert Jubiläum

Konzert mit Jessica Born und Band am 7. März



Wertheim. Das Wertheimer Frauenfest anlässlich des Internationalen
Frauentags ist zu einem festen Bestandteil des Wertheimer
Veranstaltungskalenders geworden. Zum 25. Jubiläum organisieren der
Frauenverein und die städtische Gleichstellungsbeauftragte am Samstag.
7. März, um 19.30 Uhr auf der Wertheimer Burg ein Konzert, zu dem
ausdrücklich auch Männer eingeladen sind.

Jessica Born, eine der besten Jazz-, Blues- und Soulsängerinnen, kommt
mit ihrer Band und lässt ihre außergewöhnliche Stimme im einmaligen
Ambiente des Löwensteiner Baus erklingen. Schon früh entdeckte die
Aschaffenburgerin ihre Leidenschaft für Musik und Gesang. Sie ist ein
echtes Phänomen an Bühnenpräsenz und Stimmgewalt, beherrscht die
stillen und gefühlvollen Töne genauso wie die leidenschaftlichen
Lieder. Ein Musikerlebnis der besonderen Art - nicht nur für Frauen.

Die Bewirtung mit Speisen und Getränken übernimmt das Team der
Burggastronomie. Karten im Vorverkauf gibt es bei der Buchhandlung
Buchheim in Wertheim sowie online unter www.reservix.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 21.02.20

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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KLASSIK/10307: Leer - "Beethovens prominente Schüler", 05.03.20


Landkreis Leer

Vorburgkonzert "Beethovens prominente Schüler" mit Künstlern der
Deutschen Kammerphilharmonie Bremen

5. März 2020 um 19:30 Uhr



2020 wäre Ludwig van Beethoven 250 Jahre alt geworden. Grund genug für
die Kreismusikschule des Landkreises Leer dem Künstler ein
Kammerkonzert, in Zusammenarbeit mit den hochkarierten Musikern der
Deutschen Kammerphilharmonie Bremen, zu widmen. Das Vorburgkonzert
trägt den Titel "Beethovens prominente Schüler"- es handelt sich um
die Nachfolger Beethovens. Ferdinand Ries kam, wie Beethoven selbst,
aus Bonn und wurde später sein Privatsekretär. Carl Czerny komponierte
nicht nur sondern verfasste auch musikpädagogische Werke. Anders
Karlheinz Stockhausen, Komponist des 20. Jahrhundert, war, wie Ludwig
van Beethoven seiner Zeit weit voraus. Gespielt wird das musikalische
Vergnügen von Bettina Wild, an der Flöte, Marc Froncoux mit dem
Violoncello und Clemens Rave am Klavier. Ein besonderer musikalischer
Genuss ist zu erwarten.

Eine weitere Zusammenarbeit der Kreismusikschule Leer mit den
beeindruckenden Musikern der Deutschen Kammerphilharmonie Bremen
findet am 26.06.2020, um 19.30 Uhr statt. Dieses Vorburgkonzert steht
unter dem Motto "Mythos Kreutzersonate" mit Stücken von Ludwig van
Beethoven und Leo Janácek.

Kartenvorverkauf bei AD-Ticket im Online-Shop oder unter 0180 6050400
und bei der Kreismusikschule unter www.kms-leer.de oder unter 0491
73740. Eintritt 18 Euro, 12 Euro ermäßigt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 20.02.20

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37

D-26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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AUSLAND/9325: Aus aller Welt - 24.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Malaysischer Regierungschef Mahathir zurückgetreten

In Malaysia hat Ministerpräsident Mahathir Mohamad überraschend sein
Amt niedergelegt. Wie aus einem Bericht der Nachrichtenagentur AFP
hervorgeht, verzichtet er auch auf den Vorsitz der Regierungspartei
Bersatu. Diese hatte sich zuvor aus dem Regierungsbündnis Pakatan
Harapan (Bündnis der Hoffnung) zurückgezogen. Die Hintergründe für
Mahathirs Rückzug sind noch unbekannt. Es gab Spekulationen, wonach
er verhindern wolle, daß der designierte Nachfolger Anwar Ibrahim an
die Macht kommt. Wenige Stunden nach seinem Rücktritt ernannte König
Abdullah Shah den 94jährigen Mahathir zum Übergangsregierungschef.
Malaysia ist die drittgrößte Volkswirtschaft Südostasiens.

24. Februar 2020
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JUSTIZ/9325: Kriminalität und Rechtsprechung - 24.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Mutmaßlicher Betreiber einer Cannabis-Plantage verhaftet

Bei der Durchsuchung eines unbewohnten Einfamilienhauses in der
sauerländischen Gemeinde Brilon-Madfeld haben Polizeibeamte eine
professionelle Aufzuchtanlage von Cannabis entdeckt. Die zum Teil
bereits geernteten und weiterverarbeiteten Pflanzen sowie das
Equipment der aus 125 Blumentöpfen bestehenden Plantage nahmen die
Ermittler mit. Der mutmaßliche 20jährige Betreiber der Anpflanzung
wurde nach Informationen der Behörden vorläufig festgenommen.

24. Februar 2020
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MILITÄR/9322: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 24.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Israelische Luftwaffe fliegt Vergeltungsangriffe in Gaza und Syrien

Kampfflugzeuge der israelischen Luftwaffe haben nach Informationen
der Deutschen Presse-Agentur Ziele im Gazastreifen sowie im
benachbarten Bürgerkriegsland Syrien angegriffen. Die oppositionsnahe
Syrische Beobachtungsstelle für Menschenrechte berichtete von
israelischen Luftschlägen nahe des internationalen Flughafens von
Damaskus, bei denen zwei Palästinenser des Islamischen Dschihad und
vier Mitglieder pro-iranischer Milizen getötet worden sein sollen.
Nach Angaben des israelischen Militärs waren zuvor 20 Raketen und
Mörsergranaten auf Israel abgefeuert worden. Dem voran ging 
wiederum die Erschießung eines 27jährigen Palästinensers an einer 
Grenzanlage durch israelische Soldaten. 

24. Februar 2020
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POLITIK/9324: Aus Parlament und Gesellschaft - 24.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Krisenstimmung in der CDU - Parteichefin attackiert Klingbeil

Die CDU-Vorsitzende Chefin Annegret Kramp-Karrenbauer reagierte
heftig auf Äußerungen von SPD-Generalsekretär Lars Klingbeil, der das
schlechte Abschneiden der CDU bei der Bürgerschaftswahl in Hamburg
auf die unklare Abgrenzung der Union nach rechts und ihrem Umgang mit
der AfD zurückführte. Klingbeils Kritik an der Nähe der CDU zur AfD
bezeichnete Kramp-Karrenbauer nach Angaben der AFP am Montag in
Berlin als Schmutzkampagne. An der Position der Bundespartei gebe es
überhaupt nichts zu deuten. Die CDU-Chefin sprach von einer ganz
klaren Brandmauer gegen die AfD. Klingbeil wies die Vorwürfe umgehend
zurück. Die CDU habe bei der umstrittenen Ministerpräsidentenwahl in
Thüringen einen Tabubruch begangen. Daher halte er es für richtig,
darauf hinzuweisen, daß die CDU hier eine Tür aufgemacht habe, die
sie dringend wieder schließen müsse, betonte der SPD-Politiker.

24. Februar 2020
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SONSTIGES/9322: Tragisches und Kurioses - 24.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Bergsteigerunglück am Mont Blanc

Ein 43jähriger Bergsteiger aus Deutschland ist bei einem Absturz im
Mont-Blanc-Massiv ums Leben gekommen. Wie die französische
Bergrettung einem Bericht der AFP zufolge mitteilte, war der Mann mit
seiner 35jährigen Frau in 3.000 Metern Höhe auf einem verschneiten
Steilhang unterwegs gewesen. Die durch ein Sicherungsseil mit ihrem
Mann verbundene Frau wurde bei dem Unglück leicht verletzt.

24. Februar 2020
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WISSENSCHAFT/8407: Aus Forschung und Technik - 24.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



34 neue OneWeb-Satelliten auf dem Weg nach Baikonur

Auf dem Kosmodrom Baikonur laufen die Vorbereitungen für einen
weiteren Satellitenstart für das britische
Telekommunikationsunternehmen OneWeb. Von einem Werk in Florida
wurden am Montag 34 neue Satelliten nach Baikonur ausgeliefert. Der
Start der britischen Raumapparate sei für Mitte März geplant,
berichtete die Nachrichtenagentur Tass unter Berufung auf
Informationen der Londoner Firma. Die ersten sechs OneWeb-Satelliten
wurden am 28. Februar 2019 mit einer Sojus-ST-Trägerrakete vom
europäischen Weltraumbahnhof Kourou ins All befördert. Am 7. Februar
brachte eine Sojus-2,1b-Trägerrakete weitere 34 Satelliten für das
vor vier Jahren vom US-Start-Up OneWeb und Airbus Defence and Space
gegründete Gemeinschaftsunternehmen in eine polnahe Umlaufbahn. Das
Unternehmen plant ein Netzwerk aus 648 Satelliten.

24. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8421: Aus aller Welt - 24.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Trump bestellt Mobilfunkanbieter zur Beratung ein

Die 5G-Baisstationen des chinesischen Netzausrüsters Huawei sind
bezüglich Übertragungsrate schneller sowie energiesparender und
kleiner als die Produkte von Konkurrenten wie Nokia, Ericsson und
Samsung. Das versicherte eine hohe Managerin von Huawei der Deutschen
Presse-Agentur. Die US-Regierung will mit allen Mitteln verhindern,
daß die Chinesen ihren Vorsprung in der Zukunftstechnologie halten.
Deshalb wurden Vertreter der Huawei-Konkurrenz zu Beratungen und zur
Abklärung von Positionen ins Weiße Haus eingeladen. Von dem geplanten
5G-Gipfel berichtete der Fernsehsender CNBC unter Berufung auf Larry
Kudlow, den obersten Wirtschaftsberater von Präsident Trump. Außerdem
soll sich letzterer mit Vorstandsvorsitzenden von Telekommunikations-
und Technologiekonzernen, darunter Microsofts Chefjustiziar Brad
Smith, über Möglichkeiten beraten haben, die Überlegenheit von
US-Unternehmen in der Kommunikationsbranche herzustellen. Die
US-Regierung hat ihre gegen Huawei-Geräte erhobenen Vorwürfe
hinsichtlich potentieller Spionage bislang nicht belegt.

24. Februar 2020
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GESUNDHEIT/8376: Medizin und Gesundheitswesen - 24.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Mehrzahl der Schwangeren nutzen Früherkennungsangebote

Das Schwangeren-Screening ist ein Erfolg. Wie das Deutsche Ärzteblatt
berichtete, haben im Jahr 2017 zwischen 85 und 94 Prozent der
Schwangeren die Früherkennungsangebote genutzt. Zu ihnen gehören
unter anderem mehrere Tests zur Früherkennung von
Infektionskrankheiten, wie etwa Syphilis, Hepatitis B, Clamydien oder
HIV. Außerdem wird ein Test auf Schwangerschaftsdiabetes angeboten.

24. Februar 2020
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JUSTIZ/8409: Kriminalität und Rechtsprechung - 24.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Anhörungsverfahren zur Auslieferung Julian Assanges hat begonnen

Vor dem Woolwich Crown Court in London hat am Montag die Anhörung zum
Auslieferungsverfahren der USA begonnen, welche den 48jährigen
Wikileaks-Gründer Julian Assange mit einer Reihe von Strafverfahren
unter anderem wegen Geheimnisverrats und Verschwörung überziehen
wollen. Dabei geht es um die Veröffentlichungen von Wikileaks aus dem
Jahr 2010 unter anderem zu den Kriegen der USA in Afghanistan und im
Irak. Damit habe Assange Menschenleben gefährdet, sagte der Anwalt
James Lewis, der die USA vertritt, zum Auftakt der Anhörung. Für
letztere wurde diese Woche eingeplant. Am 18. Mai soll die Anhörung
für drei Wochen fortgesetzt werden.

Assange war aus Furcht vor einer Auslieferung an die USA 2012 in die
Londoner Botschaft Ecuadors geflüchtet, die er bis 2019 nicht mehr
verlassen konnte. Dann holte ihn britische Polizei aus dem Gebäude,
und er wurde zu 50 Wochen Gefängnis wegen Verstoßes gegen
Kautionsauflagen verurteilt. Seine Haft sitzt der gebürtige
Australier im Hochsicherheitsgefängnis Belmarsh ab. Dort hat ihn vor
kurzem der Uno-Sonderberichterstatter für Folter, Nils Melzer,
besucht. Anschließend berichtete dieser, Assange zeige Anzeichen
psychischer Folter, sei gesundheitlich schwer angeschlagen und in
Lebensgefahr. Melzer wertete den Umgang mit Assange als Versuch der
Einschüchterung von Journalisten. Die Einschätzung wird von der
Organisation Reporter ohne Grenzen geteilt.

Zu dem Anhörungsverfahren sind mehr als 30 Politiker aus zwölf
Ländern als Beobachter gekommen, darunter die Bundestagsabgeordneten
Sevim Dagdelen und Heike Hänsel (Die Linke). Dagdelen fordert laut
Mitteilung die Freilassung Assanges auf Kaution, damit er sich von
seiner jahrelangen Isolation erholen und angemessen gegen die
Auslieferung verteidigen kann.

Am Sonntag hatten Assanges Vater John Shipton und der frühere
griechische Finanzminister Yanis Varoufakis den Gefangenen in
Belmarsh für zwei Stunden besuchen können. Beide hatten bereits am
vergangenen Samstag an einer Solidaritätskundgebung für Assange
teilgenommen.
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KULTUR/8331: Sprache, Kunst und Medium - 24.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Trotz aller Proteste geht die antike Stadt Hansankeyf unter

Mit der Fertigstellung des Ilisu-Staudamms in der Türkei und der
Flutung ist auch der Untergang der berühmten antiken Stadt Hansankeyf
in Südostanatolien besiegelt. Nach und nach werden die steinernen
Relikte längst vergangener Zeiten und Reiche in den steigenden Fluten
des Tigris versinken.

Wegen der einzigartigen baulichen Kunstschätze wurde das Projekt
praktisch ein halbes Jahrhundert lang bekämpft - vergeblich, wie sich
zeigt. Schon seit dem Sommer steigt der Fluß. Nun überspült das Wasser
die Jahrtausende alte Unterstadt.

Einige der Kulturschätze, darunter eine Moschee, wurden oder werden
gerade in eine Art Freilichtmuseum versetzt. Außer der kleinen Stadt
gehen auch fast 200 Dörfer und Siedlungen unter.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8398: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 24.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Israelische Luftangriffe in Syrien und im Gazastreifen

Die israelische Luftwaffe hat am Sonntagabend in Syrien und im
Gazastreifen Dutzende von Einrichtungen attackiert, welche das
Militär dem Islamischen Dschihad zuschrieb. Der Anlaß waren rund 20
Raketen und Mörsergranaten, die aus dem Gazastreifen auf israelisches
Gebiet abgefeuert wurden. Die Gruppe Saraja al-Kuds, der militärische
Arm des Islamischen Dschihad, hat für die Angriffe die Verantwortung
übernommen. Die Geschosse wurden abgefangen oder landeten auf
unbewohntem Gelände. Nach den israelischen Angriffen wurden vier
Verletzte im Gazastreifen und sechs Getötete in Syrien gemeldet.
Israelischen Angaben zufolge waren Kämpfer eines der Ziele im
Gazastreifen, welche ihrerseits einen Angriff vorbereiteten. Die
Syrische Beobachtungsstelle für Menschenrechte berichtete aus London,
die Angriffe in der Nähe des internationalen Flughafens von Damaskus
hätten nicht nur Stellungen des Islamischen Dschihad, sondern auch
der iranischen Revolutionsgarden gegolten.

Die Raketenabschüsse aus dem Gazastreifen erfolgten auf die Tötung
eines 27jährigen Palästinensers hin. Er wurde von israelischen
Soldaten erschossen, als er sich mit anderen der Grenzanlage der
Enklave näherte. Militärangaben zufolge hatte er vorgehabt, dort
einen Sprengsatz zu deponieren. Als mehrere Personen seine Leiche
bergen wollten, wurden sie mit Schüssen vertrieben. Zwei Männer
wurden verwundet. Das Militär schickten einen Bulldozer, der den
Körper des Erschossenen nach mehreren Versuchen mit seiner Schaufel
aufnahm. Ein Video davon, wie die Leiche an der Schaufel baumelt,
kursiert im Netz.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8412: Aus Parlament und Gesellschaft - 24.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Bundespräsident Steinmeier besucht Kenia

Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier ist am Montag zu einem
mehrtägigen Staatsbesuch im ostafrikanischen Kenia eingetroffen. Dort
sprach er mit Präsident Uhuru Kenyatta und Vertretern der
Zivilgesellschaft. Gespräche mit Wirtschaftsvertretern waren
ebenfalls vorgesehen. In einem Interview der kenianischen
Tageszeitung Daily Nation plädierte der Bundespräsident für eine enge
Zusammenarbeit von Europa und Afrika. Außerdem hob er die Bedeutung
Afrikas für die Entwicklung des ganzen Planeten hervor. Am Donnerstag
reist Steinmeier weiter in den Sudan. Zuletzt 1966 hat ein
Bundespräsident Kenia besucht, nachdem die Bundesrepublik als erster
Staat das ostafrikanische Land nach seiner Befreiung vom britischen
Kolonialismus völkerrechtlich anerkannt hatte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8381: Tragisches und Kurioses - 24.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Spendenaufruf für Wangerooges fortgespülten Badestrand

Nach einer ungewöhnlichen Serie von Sturmfluten, die dem Sturmtief
"Sabine" gefolgt waren, sind am vergangenen Wochenende erneut Teile
des Badestrandes der Nordseeinsel verlorengegangen.

Offenbar ist inzwischen nur noch rund ein Fünftel des Sandes
geblieben. Ob der Sand für das gewohnte Bild vom ein Kilometer langen
Traumstrand bis zum Sommer wieder aufgefüllt werden kann, ist laut NDR
Niedersachsen unklar. Die Insulaner hoffen nun, noch vor Ostern einen
kleinen Strandabschnitt aufschütten zu können.

Indessen haben treue Besucher eine Spendenaktion zu Gunsten ihrer
Lieblingsinsel gestartet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8410: Arbeit, Soziales und Familie - 24.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Gewaltsame Proteste stören Auftakt von Musikfestival in Chile

Zum Auftakt eines sechtägigen Musikfestivals beim chilenischen
Badeort Viña del Mar haben am Sonntag mehrere tausend Menschen gegen
Armut, ungleiche Wohlstandsverteilung, hohe Kosten für Bildung und
Gesundheit sowie Korruption protestiert. Die Demonstranten wurden von
Polizei daran gehindert, zum Veranstaltungsort zu gelangen. Es kam zu
Krawallen und Straßenschlachten, bei denen Steine, Stöcke und
Molotowcocktails gegen Wasserwerfer und Tränengas eingesetzt wurden.
Im Oktober hatten Fahrpreiserhöhungen im öffentlichen Nahverkehr zu
den Protestkundgebungen geführt, die bis heute anhalten. Seitdem
wurden bei Massenprotesten rund 30 Menschen getötet und Tausende
verletzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8387: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 24.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Immer mehr Arten vom Aussterben bedroht

Die Artenschutzkonferenz in der indischen Stadt Gandhinagar bringt es
an den Tag. Immer mehr Tierarten stehen kurz vor dem Aussterben. So
wurden jetzt dpa zufolge auch der Asiatische Elefant und der
Weißspitzen-Hochseehai mit dem höchsten Schutzstatus der
UN-Konvention zur Erhaltung wandernder wildlebender Tierarten (CMS)
versehen. Während die Population der Elefanten vor allem auf den
immer kleiner werdenden Lebensraum und wegen der Stoßzähne auf
Wilderei zurückzuführen ist, wird der Weißspitzenhai vor allem wegen
seiner Flossen getötet, die in Teilen Asiens als Suppenzutat beliebt
sind und laut Meeresschutz-Organisation Ocean Care bis zu 80 Euro pro
Kilo einbringen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8398: Märkte und Finanzen - 24.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Niedrige Einkommen in Branchen mit Fachkräftemangel

Die Bundestagsabgeordnete Zimmermann (Die Linke) hat auf Anfrage bei
der Bundesagentur für Arbeit (BA) in Erfahrung gebracht, daß die
Einkommen in der Hälfte der Berufsgruppen, bei denen Fachkräftemangel
herrscht, um einige hundert Euro unter dem mittleren Einkommen für
sozialversicherungspflichtig vollzeitbeschäftigte Fachkräfte liegen.
Geringe Löhne sind unter anderem in der Fußpflege, der
Fleischverarbeitung, der Hörgeräteakustik, der Bodenverlegung, der
Physiotherapie sowie in der Überwachung und Wartung der
Eisenbahninfrastruktur zu erwarten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8410: Aus Forschung und Technik - 24.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Neue Galaxy S20-Modelle überzeugen

Nicht wenige Experten hatten das schon angekündigt. Dem Samsung ist
mit dem Galaxy S20 offenbar wieder ein sehr hochwertiges Smartphone
gelungen. So berichtete das Fachmagazin CHIP in seiner
Online-Ausgabe, daß insbesondere das Premium-Modell S20 Ultra, aber
auch das normale S20 und das S20 Plus bei ausführlichen Tests nicht
nur überzeugten, sondern die Konkurrenz in den Schatten stellten. 
Allerdings bedeutet das nicht, daß die Geräte bei aller Qualität auch 
Käufer finden. Zu groß ist gegenwärtig die allgemeine Verunsicherung, 
wie die Entwicklung angesichts 5G und dem Huawei-Desaster weitergeht.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/614: Neuer Zwergsaurier aus der Frühzeit der Reptilien entdeckt (idw)


Staatliches Museum für Naturkunde Stuttgart - 20.02.2020

Neuer Zwergsaurier aus der Frühzeit der Reptilien entdeckt



Stuttgart, 20.02.2020. Wissenschaftliche Grabungen haben bei Vellberg in
Baden-Württemberg einen neuen Saurier ans Tageslicht gebracht. Die 240
Millionen Jahre alte Mini-Echse aus der Trias-Zeit war zwar nur 10 cm
lang, trägt aber entscheidend dazu bei, die Geschichte und Evolution der
Reptilien besser zu verstehen und gibt Einblicke in die Zeit vor der
Entstehung der Dinosaurier. Wissenschaftler des Naturkundemuseums
Stuttgart und der Harvard University, USA haben den Zwergsaurier, eine
neue Art und Gattung, nun der wissenschaftlichen Welt vorgestellt.

Die Trias-Zeit war eine entscheidende Periode - damals entstanden die
heutigen Echsen, Schildkröten, Krokodile und auch die Dinosaurier, aus
denen später die Vögel hervorgingen. Bereits 2015 konnten Funde aus
Vellberg entscheidend zur Klärung des Ursprungs der Schildkröten
beitragen. Dr. Rainer Schoch, Saurierexperte am Naturkundemuseum
Stuttgart, entdeckte dort 2015 Reste der ältesten Schildkröte der Welt,
der Ur-Schildkröte Pappochelys. Nun wurde in denselben Gesteinsschichten
ein winziges Schädelchen gefunden, das große Ähnlichkeit mit heutigen
Echsen und Schlangen zeigt. Die feinkörnigen Tonsteine entstanden in einem
kleinen See, an dessen Ufer sich zahlreiche Saurier tummelten, darunter
die neu entdeckte Art Vellbergia bartholomaei.

Sie wurde nach der Fundstelle in Vellberg getauft und ist einer der
ältesten Vertreter der Tiergruppe der Schuppenechsen, die heute über
10.000 Arten umfasst. Der Fund gibt darüber hinaus wissenschaftlich
wertvolle Einblicke in die Zeit vor der Entstehung der Dinosaurier, die
noch wenig erforscht und durch die Funde in Vellberg außerordentlich gut
überliefert ist. Hier wurden neben der Ur-Schildkröte, dem
Zwergdinosaurier Vellbergia bartholomaei unter anderem Verwandte der
Krokodile und bis zu fünf Meter lange Amphibien gefunden.

Die Mini-Echse Vellbergia bartholomaei wurde jetzt von Dr. Gabriela Sobral
und Dr. Rainer Schoch vom Staatlichen Museum für Naturkunde Stuttgart
sowie Dr. Tiago Simoes von der Harvard University in Cambridge-MA, USA
benannt und wissenschaftlich beschrieben. Die Publikation wurde in der
Fachzeitschrift Scientific Reports veröffentlicht.


Originalpublikation:

Sobral, G., Sim�es, T. R., Schoch, R.R. 2020.

A tiny new Middle Triassic stemlepidosauromorph from Germany: implications
for the early evolution of lepidosauromorphs and the Vellberg fauna.

Scientific Reports, 10: 2273

doi.org/10.1038/s41598-020-58883-x

Weitere Informationen unter:

http://www.naturkundemuseum-bw.de

http://doi.org/10.1038/s41598-020-58883-x

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1652

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Staatliches Museum für Naturkunde Stuttgart, 20.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





FORSCHUNG/438: Wie Erdbeben die Schwerkraft verformen (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 21.02.2020

Wie Erdbeben die Schwerkraft verformen



Forschende des Deutschen GeoForschungsZentrums GFZ in Potsdam haben einen
Algorithmus entwickelt, der erstmals mit hoher Genauigkeit ein durch
Erdbeben verursachtes Gravitationssignal beschreiben kann. Tests mit Daten
des Erdbebens von 2011 bei Fukushima zeigen, dass das Verfahren in der
Zukunft helfen könnte, Erdbeben-Frühwarnsystemen zu verbessern

Blitz - Eins, Zwei, Drei - und der Donner. Seit Jahrhunderten schätzen
Menschen die Entfernung eines Gewitters aus der Zeit zwischen Blitz und
Donner ab. Je größer der zeitliche Abstand zwischen beiden Signalen ist,
desto weiter entfernt ist der Beobachter vom Ort des Blitzes. Denn der
Blitz breitet sich beinahe ohne Zeitverzögerung mit Lichtgeschwindigkeit
aus, der Donner mit der viel langsameren Schallgeschwindigkeit von etwa
340 Metern pro Sekunde.




[image: Abb.: Earth and Planetary Science Letters, Vol 536, Zhang et al. 2020, 'Prompt elasto-gravity signals (PEGS) and their potential use in modern seismology', https://www.sciencedirect.com/journal/earth-and-planetary-science-letters, with permission from Elsevier]

Räumliche Verteilung der PEGS-Signalstärke während des Tohoku-Bebens im Jahr 2011, kurz vor dem Eintreffen der primären seismische Welle 

Abb.: Earth and Planetary Science Letters, Vol 536, Zhang et al. 2020, "Prompt elasto-gravity signals (PEGS) and their potential use in modern seismology", https://www.sciencedirect.com/journal/earth-and-planetary-science-letters, with permission from Elsevier




Auch Erdbeben senden Signale aus, die sich mit Lichtgeschwindigkeit
(300.000 Kilometer pro Sekunde) ausbreiten und lange vor den relativ
langsam seismischen Wellen (etwa 8 Kilometer pro Sekunde) aufgezeichnet
werden können. Allerdings handelt es sich bei den lichtschnellen Signalen
nicht um Blitze, sondern um plötzliche Änderungen der Schwerkraft,
hervorgerufen durch eine Verlagerung der Masse im Erdinneren. Erst vor
kurzer Zeit wurden diese sogenannten PEGS-Signale (PEGS = Prompt
elasto-gravity signals) mit seismischen Messungen nachgewiesen. Mit ihnen
ließe sich eventuell sehr früh vor dem Eintreffen der zerstörerischen
Erdbeben- oder Tsunamiwellen erkennen, dass ein Erdbeben stattgefunden hat.

Allerdings ist die Gravitationswirkung bei diesem Phänomen sehr klein. Sie
beträgt weniger als ein Milliardstel der Gravitation der Erde. Daher
konnten PEGS-Signale bisher nur für die allerstärksten Erdbeben
aufgezeichnet werden. Zudem ist der Prozess ihrer Erzeugung komplex: Sie
entstehen nicht nur direkt am Erdbebenherd, sondern auch fortwährend bei
der Ausbreitung der Erdbebenwellen durch das Erdinnere.

Bisher gab es keine direkte und exakte Methode, um die Erzeugung der
PEGS-Signale verlässlich im Computer zu simulieren. Der Algorithmus, den die
Forschenden des GFZ um Rongjiang Wang nun vorgeschlagen haben, kann zum
ersten Mal mit hoher Genauigkeit und ohne viel Aufwand PEGS-Signale
berechnen. Die Forschenden konnten außerdem zeigen, dass die Signale
Rückschlüsse auf Stärke, Dauer und Mechanismus sehr großer Erdbeben
erlauben. Die Studie wurde in der Fachzeitschrift Earth and Planetary
Science Letters veröffentlicht.

Ein Erdbeben verlagert ruckartig die Gesteinsschollen im Erdinnern, und
damit die Massenverteilung in der Erde. Bei starken Erdbeben kann diese
Verlagerung sogar mehrere Meter betragen. "Da die lokal messbare
Gravitation von der Massenverteilung in der Umgebung der Messstelle
abhängt, erzeugt jedes Erdbeben eine kleine, aber unmittelbar wirkende,
Änderung der Gravitation", sagt Rongjiang Wang, wissenschaftlicher
Koordinator der neuen Studie.

Jedes Erdbeben erzeugt aber auch Wellen in der Erde selbst, die wiederum
für kurze Zeit die Gesteinsdichte und damit die Gravitation ein wenig
verändern - die Schwerkraft der Erde schwingt gewissermaßen im Takt des
Erdbebens. Weiter erzeugt diese schwingende Gravitation eine kurzeitige
Kraftwirkung auf das Gestein, die wiederum sekundäre seismische Wellen
auslöst. Ein Teil dieser gravitativ ausgelösten sekundären Erdbebenwellen
kann bereits vor der Ankunft der primären Erdbebenwellen beobachtet
werden.

"Wir standen vor dem Problem diese mehrfachen Wechselwirkungen zu
integrieren, um genauere Abschätzungen und Vorhersagen über die Stärke der
Signale zu machen", sagt Torsten Dahm, Leiter der Sektion Erdbeben und
Vulkanphysik am GFZ. "Rongjiang Wang hatte die geniale Idee, einen bereits
früher bei uns entwickelten Algorithmus auf die Fragestellung des PEGS
anzupassen - und hatte damit Erfolg."

"Wir haben unseren neuen Algorithmus zuerst auf das Tohoku-Beben vor Japan
aus dem Jahr 2011 angewendet, das auch für den Tsunami von Fukushima
ursächlich war", sagt Sebastian Heimann, Programmentwickler und
Datenanalyst am GFZ. "Dort lagen bereits Messungen über die Stärke des
PEGS-Signale vor. Die Übereinstimmung war perfekt. Wir hatten damit die
Gewissheit für Vorhersagen anderer Erdbeben und des Potenzials der Signale
für neue Anwendungen."

In Zukunft könnte man mit diesem Verfahren durch die Auswertung der
Gravitationsänderungen viele hundert Kilometer entfernt vom Epizentrum
eines Erdbebens vor der Küste bereits während des Erdbebenbruches
feststellen, ob es sich um ein Starkbeben handelt, das einen Tsunami
auslösen könnte, so die Forschenden. "Allerdings ist es noch ein langer
Weg bis dorthin", sagt Rongjiang Wang, "die Messgeräte heute sind noch
nicht empfindlich genug, und die umweltbedingten Störsignale sind zu groß,
als dass sich die PEGS-Signale unmittelbar in ein funktionierendes
Tsunami-Frühwarnsystem einbauen ließen."


Originalpublikation:

Zhang, S., Wang, R., Dahm, T. et al., 2020.

Prompt elasto-gravity signals (PEGS) and their potential use in modern
seismology.

Earth and Planetary Science Letters.

DOI: 10.1016/j.epsl.2020.116150

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution42

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ, 21.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1666: 10.000-mal schnellere Berechnungen möglich (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 20.02.2020

10.000-mal schnellere Berechnungen möglich

Physiker entwickeln extrem schnelles Simulationsverfahren um die zeitliche
Entwicklung wechselwirkender Elektronen in der Vielteilchen-Quantendynamik
vorherzusagen



Wie sich ein Elektron in einem Atom verhält oder wie es sich in einem
Festkörper bewegt, lässt sich mit den Gleichungen der Quantenmechanik
präzise voraussagen. Die theoretischen Berechnungen stimmen vollständig
mit den Ergebnissen aus Experimenten überein. Doch komplexe
Quantensysteme, die viele Elektronen oder Elementarteilchen enthalten, wie
Moleküle, Festkörper oder Atomkerne, lassen sich heute nicht einmal mit
den leistungsstärksten Computern genau beschreiben. Zu komplex sind die
mathematischen Gleichungen dahinter, zu groß ist der Rechenaufwand. Einem
Team unter der Leitung von Professor Michael Bonitz vom Institut für
Theoretische Physik und Astrophysik der Christian-Albrechts-Universität zu
Kiel (CAU) ist es jetzt gelungen, ein Simulationsverfahren zu entwickeln,
mit dem bis ca. 10.000-mal schnellere quantenmechanische Berechnungen als
bisher möglich sind. Ihre Ergebnisse stellen sie in der aktuellen Ausgabe
der renommierten Fachzeitschrift Physical Review Letters vor.

Selbst mit leistungsstarken Computer dauern Quantensimulationen
zu lange

Das neue Verfahren der Kieler Forschenden basiert auf einem der aktuell
leistungsstärksten und vielseitig einsetzbarsten Simulationsverfahren für
quantenmechanische Vielteilchensysteme. Es verwendet die Methode der
sogenannten Nichtgleichgewichts-Greenfunktionen: Hiermit lassen sich
Bewegungen und komplexe Wechselwirkungen von Elektronen mit sehr guter
Genauigkeit auch über einen längeren Zeitraum hinweg beschreiben. Diese
Methode ist bisher allerdings besonders rechenintensiv: Um die Entwicklung
eines Quantensystems über einen zehnmal längeren Zeitraum vorherzusagen,
benötigt ein Computer tausendmal mehr Zeit.

Mit dem mathematischen Trick eine zusätzliche Hilfsgröße einzuführen,
gelang es den Physikern der CAU jetzt, die Grundgleichungen der
Nichtgleichgewichts-Greenfunktionen so umzuformulieren, dass die
Berechnungszeit nur noch linear mit der Prozessdauer steigt. Ein zehnmal
längerer Vorhersagezeitraum erfordert also nur noch zehnmal mehr
Rechenzeit. Im Vergleich zum bisher verwendeten Verfahren konnten die
Physiker eine Beschleunigung um einen Faktor von ca. 10.000 feststellen.
Bei längeren Prozessdauern steigt dieser Faktor weiter an. Da das
Verfahren zwei Greenfunktionen kombiniert, wird es als "G1-G2-Schema"
bezeichnet.

Zeitliche Entwicklung von Materialeigenschaften erstmals
vorhersagbar

Das neue Berechnungsmodell des Kieler Forschungsteams spart nicht nur
teure Rechenzeit, sondern ermöglicht auch Simulationen, die bislang völlig
ausgeschlossen waren. "Wir waren selbst überrascht, dass sich diese
dramatische Beschleunigung auch in praktischen Anwendungen demonstrieren
lässt", erklärt Bonitz. So lässt sich jetzt zum Beispiel vorhersagen, wie
sich bestimmte Eigenschaften und Effekte in Materialien wie Halbleitern
über einen längeren Zeitraum hinweg entwickeln. "Das neue
Simulationsverfahren ist in vielen Gebieten der Quanten-Vielteilchentheorie
anwendbar und wird qualitativ neue Vorhersagen etwa
über das Verhalten von Atomen, Molekülen, dichten Plasmen und Festkörpern
nach Anregung durch intensive Laserstrahlung ermöglichen", ist Bonitz
überzeugt.



Details, die nur Millionstel Millimeter groß sind: Damit beschäftigt sich
der Forschungsschwerpunkt »Nanowissenschaften und Oberflächenforschung«
(Kiel Nano, Surface and Interface Science - KiNSIS) an der 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU). Im Nanokosmos herrschen 
andere, nämlich quantenphysikalische, Gesetze als in der makroskopischen 
Welt. Durch eine intensive interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen 
Physik, Chemie, Ingenieurwissenschaften und Life Sciences zielt der 
Schwerpunkt darauf ab, die Systeme in dieser Dimension zu verstehen und 
die Erkenntnisse anwendungsbezogen umzusetzen. Molekulare Maschinen, 
neuartige Sensoren, bionische Materialien, Quantencomputer, 
fortschrittliche Therapien und vieles mehr können daraus entstehen.

Mehr Informationen auf:

http://www.kinsis.uni-kiel.de


Originalpublikation:

Niclas Schlünzen, Jan-Philip Joost, Michael Bonitz,

Achieving the Scaling Limit for Nonequilibrium Green Functions Simulations,

Physical Review Letters 124, 7, (2020)

DOI: 10.1103/PhysRevLett.124.076601

https://link.aps.org/doi/10.1103/PhysRevLett.124.076601

Weitere Informationen unter:

http://www.uni-kiel.de/de/detailansicht/news/24-quantenmechanik

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, 20.02.2020
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GESUNDHEIT/720: Bundeseinheitliche Rahmenbedingungen für Personalausstattung in der stationären Langzeitpflege


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 24. Januar 2020

Bundeseinheitliche Rahmenbedingungen für Personalausstattung in
der stationären Langzeitpflege



Morgen werden die ersten wissenschaftlichen Ergebnisse des Gutachtens
der Universität Bremen zur Bemessung des Personalbedarfs in der
Altenpflege veröffentlicht. Hierzu können Sie die
gesundheitspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Karin Maag, gern wie folgt zitieren:

"Es ist gut, dass wir jetzt Klarheit haben: Bislang hat uns zum
Personalbedarf in der Altenpflege eine valide Datengrundlage gefehlt,
deswegen hatten wir mit dem 2. Pflegestärkungsgesetz ein solches
Gutachten in Auftrag gegeben.

Die Gutachter haben sehr fundiert gearbeitet. Diese Erkenntnisse
müssen wir nun auch umsetzen. Ich werde mich jedenfalls dafür
einsetzen, dass es uns nun gelingt, gemeinsam mit den Ländern
bundeseinheitliche Rahmenbedingungen für die Personalausstattung in
der stationären Langzeitpflege zu vereinbaren. Ohne solche
gemeinsamen Rahmenbedingungen wird es uns auch nicht gelingen, für
mehr Pflegekräfte in der stationären Langzeitpflege zu werben."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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RECHT/615: Julian Assange auf Kaution freilassen, Pressefreiheit verteidigen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 24. Februar 2020

Julian Assange auf Kaution freilassen, Pressefreiheit verteidigen



"Die Verfolgung von Julian Assange ist ein schwerer Angriff auf die
Pressefreiheit und muss endlich beendet werden. DIE LINKE fordert die
Freilassung des Journalisten und WikiLeaks-Gründers aus dem britischen
Hochsicherheitsgefängnis Belmarsh auf Kaution. Nur so kann Julian
Assange von der jahrelangen Isolation genesen und sich mit seinen
Rechtsanwälten angemessen gegen die von den USA geforderte
Auslieferung verteidigen", erklärt Sevim Dagdelen, Außenexpertin der
Fraktion DIE LINKE und Mitglied im Auswärtigen Ausschuss, die zusammen
mit weiteren Abgeordneten der Fraktion als Prozessbeobachterin in
London ist. Dagdelen weiter:

"Angefangen mit den gefälschten Vergewaltigungsvorwürfen der
schwedischen Behörden wird an Julian Assange wegen der
Veröffentlichung von US-Kriegsverbrechen wie im Video 'Collateral
Murder' ein Exempel statuiert. Der Journalist wird für seine
investigative Arbeit seit Jahren systematisch diffamiert, dämonisiert,
verfolgt und isoliert. Die anhaltende Inhaftierung in Einzelhaft ist
die Fortführung dieser staatlichen Angriffe und eine große Schande für
ein europäisches Land.

Nicht diejenigen, die Kriegsverbrechen veröffentlichen, gehören vor
Gericht und hinter Gittern, sondern diejenigen, die sie begehen und
befehlen. Eine Auslieferung von Julian Assange an die US-Rachejustiz
muss verhindert werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 24. Februar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/9520: Heute im Bundestag Nr. 211 - 24.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 211

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 24. Februar 2020, Redaktionsschluss: 14.35 Uhr

1. Evaluation der Weiterbildungsförderung

2. FDP fragt nach Passiv-Aktiv-Transfer

3. Vermittlungsquote von Jobcentern

4. Islamisten im Strafvollzug

5. Rechtsextremisten im Strafvollzug

6. Härteleistungen für Terroropfer



1. Evaluation der Weiterbildungsförderung

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/17070) zur Evaluation des Qualifizierungschancengesetzes
gestellt. Sie fragt die Bundesregierung unter anderem nach dem
Beratungsbedarf im Bereich der beruflichen Weiterbildung und nach der
Zahl der erwerbstätigen Arbeitslosen-Geld-II-Bezieher, die seit Anfang
2019 eine geförderte Qualifizierung bekommen haben.

 * 

2. FDP fragt nach Passiv-Aktiv-Transfer

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/17177)
zum Passiv-Aktiv-Transfer in der Arbeitsmarktpolitik gestellt. Dabei
werden "passive Sozialleistungen", wie das Arbeitslosengeld II und die
Kosten für Unterkunft und Heizung, als Lohnkostenzuschuss gezahlt. Die
Liberalen wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie
viele Personen durch einen Lohnkostenzuschuss gefördert werden,
darunter auch jene, die durch den Passiv-Aktiv-Transfer gefördert
werden. Außerdem fragen sie nach dem Finanzierungsaufwand für
geförderte Beschäftigung.

 * 

3. Vermittlungsquote von Jobcentern

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Rund zehn Prozent derjenigen
Arbeitslosengeld-II-Beziehenden, die im Jahr 2018 wieder eine
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung begonnen haben, erhielten
diese durch direkte Vermittlung der Jobcenter. Das führt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/17226) auf eine Kleine Anfrage
(19/16519) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen aus. Demnach habe es
durch die Aufnahme einer nicht geförderten Beschäftigung am ersten
Arbeitsmarkt rund 515.000 Abgänge aus Arbeitslosigkeit gegeben, rund
54.000 davon durch Vermittlung eines Jobcenters.

 * 

4. Islamisten im Strafvollzug

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Wie viele Islamistinnen und Islamisten sich
gegenwärtig in deutschen Justizvollzugsanstalten befinden, will die
Fraktion Die Linke von der Bundesregierung wissen. Hintergrund der
Kleinen Anfrage (19/17254) ist den Fragestellern zufolge eine
vermehrte Verurteilung von Islamistinnen und Islamisten in Deutschland
sowie islamistisch motivierte Terroranschlägen in verschiedenen
europäischen Städten. Daher stelle sich verstärkt die Frage des
Umgangs mit inhaftierten Islamisten sowie einer islamistischen
Radikalisierung in Haftanstalten. Weiter fragen die Abgeordneten unter
anderem, welche Kenntnisse die Bundesregierung über die Verbreitung
islamistischen Gedankenguts unter Strafgefangenen hat, inwieweit die
Gefahr besteht, dass sich Justizvollzugsanstalten zu Brutstätten des
Islamismus entwickeln können, und welche Präventivmaßnahmen unter
Beteiligung der Bundesregierung dagegen ergriffen werden.

 * 

5. Rechtsextremisten im Strafvollzug

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die Fraktion Die Linke will von der Bundesregierung
wissen, welche Kenntnisse sie darüber hat, dass Rechtsextreme ihren
Aufenthalt als Untersuchungs- und Strafgefangene in
Justizvollzugsanstalten (JVA) gezielt zur Verbreitung rechtsextremer
Propaganda unter Mitgefangenen, zum Gewinnen neuer Anhänger, zur
Vernetzung mit Gleichgesinnten sowie zum Prestigegewinn innerhalb der
rechten Szene nutzen. Wie die Fragesteller in ihrer Kleinen Anfrage
(19/17267) schreiben, stellt ihrer Ansicht nach für Neonazis das
Gefängnis oft einen regelrechten Aktionsraum zur Selbstorganisation
dar. Neonazis nutzten Gefängnisaufenthalte zur Verbreitung
rechtsextremer Propaganda unter Mitgefangenen, zur Vernetzung und
Gewinnung neuer Anhänger sowie zum Prestigegewinn innerhalb der
rechten Szene. Von Strafgefangenen würden die Fragesteller zudem immer
wieder erfahren, dass JVA-Bedienstete das rechte Treiben passiv
tolerieren oder sogar selbst entsprechend agieren.

 * 

6. Härteleistungen für Terroropfer

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Härteleistungen für Opfer terroristischer und
extremistischer Straftaten sind Thema einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/17281). Die Fragesteller wollen unter anderem wissen,
wie viele Anträge auf Härteleistungen für Opfer terroristischer und
extremistischer Übergriffe seit der Einführung dieser Leistung
jährlich von Hinterbliebenen und Opfern beim Bundesamt für Justiz
gestellt und bewilligt wurden. Zudem fragen sie, in welcher Höhe
Mittel an Angehörige und Opfer von terroristischen und extremistischen
Übergriffen ausgereicht wurden, in welcher Höhe die ausgereichten
Mittel von Tätern zurückgefordert wurden, und welche konkreten
Planungen bezüglich einer Änderung der Anspruchsberechtigten aus dem
Härtefallfonds die Bundesregierung hat.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 211 - 21. Februar 2020 - 14.35 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de
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BUNDESTAG/9519: Heute im Bundestag Nr. 210 - 24.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 210

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 24. Februar 2020, Redaktionsschluss: 14.01 Uhr

1. Tagesaktuelle Arbeitszeiterfassung

2. Sicherheit für Selbständige

3. Werkverträge in der Fleischindustrie

4. Berufspendler in Deutschland

5. Anzahl und Kosten von ALG-II-Bescheiden

6. AfD fragt nach Integrationsmaßnahmen

7. Erstattung von Grundsicherung



1. Tagesaktuelle Arbeitszeiterfassung

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke fordert eine gesetzliche
Regelung zur exakten Dokumentation der Arbeitszeit. Sie hat dazu einen
Antrag (19/17134) vorgelegt, in dem sie eine Ergänzung des
Arbeitszeitgesetzes verlangt. Arbeitgeber sollen demnach verpflichtet
werden, Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit sowie die
Dauer der Ruhepausen jeweils am Tag der Arbeitsleistung aufzuzeichnen.

 * 

2. Sicherheit für Selbständige

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert eine
bessere soziale Absicherung für Selbständige. In einem Antrag
(19/17133) verlangt sie von der Bundesregierung, einen Gesetzentwurf
vorzulegen, um die Alterssicherung von Selbständigen zu verbessern. So
schlagen sie unter anderem vor, Selbständige, die nicht anderweitig
abgesichert sind, in die gesetzliche Rentenversicherung einzubeziehen.
Außerdem soll das Statusfeststellungsverfahren in der gesetzlichen
Rentenversicherung transparenter gestaltet werden. Auch den Zugang zur
Arbeitslosenversicherung wollen die Grünen für alle Selbständigen
öffnen.

 * 

3. Werkverträge in der Fleischindustrie

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich in einer
Kleinen Anfrage (19/17280) nach den Werkverträgen in der
Fleischindustrie. Sie möchte von der Bundesregierung unter anderem
erfahren, wie diese die seit 2017 geltende Nachunternehmerhaftung in
der Branche bewertet.

 * 

4. Berufspendler in Deutschland

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/17258)
zur Entwicklung der Berufspendler gestellt. Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem nach der Entwicklung der absoluten Zahl
der Einpendler und der Fernpendler in den Jahren 2000 bis 2019.

 * 

5. Anzahl und Kosten von ALG-II-Bescheiden

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/17259)
zur Anzahl und den Kosten der Bescheide nach dem Zweiten und Dritten
Buch Sozialgesetzbuch gestellt. Sie möchte von der Bundesregierung
unter anderem erfahren, wie viele Widersprüche gegen die Bescheide in
den Jahren 2015 bis 2019 eingereicht wurden.

 * 

6. AfD fragt nach Integrationsmaßnahmen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/17260)
zum Arbeitsmarktprogramm Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM)
gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem nach der
Zahl der Teilnehmer an diesem Programm und der durchschnittlichen
Maßnahmedauer.

 * 

7. Erstattung von Grundsicherung

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/17257)
zur Erstattung von Nettoausgaben für Geldleistungen der Grundsicherung
im Alter und bei Erwerbsminderung gestellt. Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem, in welcher Höhe die einzelnen
Bundesländer von 2013 bis 2019 diese Nettoausgaben nachgewiesen haben.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 210 - 21. Februar 2020 - 14.01 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de
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BUNDESTAG/9518: Heute im Bundestag Nr. 209 - 24.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 209

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 24. Februar 2020, Redaktionsschluss: 13.24 Uhr

1. Bundesamt für Auswärtige Angelegenheiten

2. Fortsetzung des Afghanistan-Einsatzes

3. Fortsetzung des Nato-Mittelmeereinsatzes

4. Einzelfragen zur Entfernungspauschale

5. 40 Banken haben Verträge gekündigt

6. Ausbreitung des Coronavirus



1. Bundesamt für Auswärtige Angelegenheiten

Auswärtiges/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung will im Geschäftsbereich des
Auswärtigen Amts ein Bundesamt für Auswärtige Angelegenheiten als
Serviceeinrichtung mit ausgewiesener Fach-, Auslands- und
Fremdsprachenkompetenz errichten und hat dazu einen Gesetzentwurf
(19/17292) vorgelegt. Bestimmte nicht ministerielle Aufgaben des
Auswärtigen Amts sollen dem neuen Bundesamt übertragen und soweit
erforderlich bestehende Gesetze hierfür geändert werden.

Seit Bestehen des Auswärtigen Dienstes habe der Umfang seiner Aufgaben
stetig zugenommen und dies betreffe auch nicht ministerielle Aufgaben.
"Aufgaben in den Bereichen Infrastruktur und Verwaltung sind
hinzugekommen, ohne dass bislang eine organisatorische Trennung in
ministerielle und nicht ministerielle Aufgaben vorgenommen werden
konnte. Neue politische Aufträge und der damit verbundene Anstieg der
Haushaltsmittel zum Beispiel für die Projektförderung in den Bereichen
Humanitäre Hilfe, Krisenprävention und Auswärtige Kultur- und
Bildungspolitik haben auch zu einem Zuwachs nicht ministerieller
Aufgaben im Zuwendungsbereich geführt", schreibt die Bundesregierung.
Künftig würden weitere Aufgaben auf das Auswärtige Amt zukommen,
beispielsweise die Bearbeitung von Visumanträgen im Zuge der Umsetzung
des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes.

Der wachsende Aufgabenumfang erfordere eine leistungsfähige Struktur
zur Erledigung von nicht ministeriellen Aufgaben mit Auslandsbezug,
deren Erfüllung Auslandskompetenz und Fremdsprachenkenntnisse der
Beschäftigten voraussetzt. Durch eine Neuordnung und Bündelung
entsprechender Aufgaben in einer Bundesoberbehörde soll ein
Kompetenz- und Ressourcengewinn erzielt werden. Das Ministerium und
die Auslandsvertretungen weltweit sollen von nicht ministeriellen
Tätigkeiten entlastet werden, hierdurch größere Flexibilität gewinnen
und sich stärker auf die ministeriellen Aufgaben fokussieren können.
"Im Ergebnis wird in der Bundesoberbehörde der Auf- und Ausbau des
erforderlichen Spezialwissens mit Auslandskompetenz und
Fremdsprachenkenntnissen im Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
gesichert und dazu nachhaltige und rotationsfeste Expertise
aufgebaut."

 * 

2. Fortsetzung des Afghanistan-Einsatzes

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Der Bundeswehreinsatz zur Ausbildung der
Verteidigungs- und Sicherheitskräfte in Afghanistan soll fortgesetzt
werden. Wie die Bundesregierung in einem Antrag (19/17287) schreibt,
sollen wie bisher bis zu 1.300 Soldaten im Rahmen der
Nato-Ausbildungs-, Beratungs- und Unterstützungsmission "Resolute
Support" entsendet werden. Auftrag der Mission bleibe, die
afghanischen nationalen Verteidigungs- und Sicherheitskräfte zu
befähigen, ihrer Sicherheitsverantwortung nachzukommen. Dazu sollen
sie vorrangig auf der ministeriellen und strategischen sowie der
national-institutionellen Ebene beraten und unterstützt werden. Die
Bundeswehrsoldaten sollen "über die Sicherung des von der Nato
eingesetzten Personals hinaus auch deutsches Personal diplomatischer
und konsularischer Vertretungen in besonderen Not- und
Gefährdungslagen sowie im zivilen Wiederaufbau eingesetztes Personal
der internationalen Gemeinschaft im Notfall zu unterstützen
(sogenannter 'in extremis support')".

Ein hinreichend stabiles Afghanistan, von dem für Deutschland, seine
Verbündeten und die Region keine Bedrohung ausgeht, bleibe neben dem
Aufbau einer legitimen und stabilen Staatlichkeit sowie nachhaltiger
wirtschaftlicher und sozialer Entwicklung ein wesentliches deutsches
Interesse, schreibt die Bundesregierung.

Afghanistan bleibe weiterhin geprägt von einer schwierigen, wenn auch
regional unterschiedlichen Sicherheitslage, einer nicht in allen
Landesteilen handlungsfähigen Regierung, weit verbreiteter Korruption,
Armut in breiten Schichten der Bevölkerung sowie einem durch
konkurrierende Interessen gekennzeichneten regionalen Umfeld. Die
Bemühungen des letzten Jahres eröffnen trotz zeitweisem Stillstand und
Rückschritten eine Perspektive auf einen Einstieg in innerafghanische
Friedensverhandlungen. Der US-Sonderbeauftragte für afghanische
Versöhnung, Botschafter Zalmay Khalilzad, befinde sich seit September
2018 in einem Gesprächsprozess mit dem "Politischen Büro" der Taliban
in Doha (Katar). "Ziel ist es unter anderem, die Taliban darauf zu
verpflichten von Afghanistan ausgehenden Terrorismus zu unterbinden
und an innerafghanischen Verhandlungen über eine langfristige
Konfliktlösung teilzunehmen." Botschafter Khalilzad unterrichte
regelmäßig bilateral und in der Nato über den Fortgang der
US-Bemühungen. "US-Verteidigungsminister Mark Esper verkündete am
13.02.2020 am Rande des Nato-Verteidigungsministertreffens in Brüssel,
die USA hätten mit den Taliban einen Vorschlag über eine siebentägige
Gewaltreduktion verhandelt. Diese Übereinkunft könnte den Weg zu einem
US-Taliban-Rahmenabkommen und, bei Zustimmung der afghanischen
Regierung, einem innerafghanischen Verhandlungsprozess ebnen." Dennoch
blieben Hindernisse, so dass der Prozess verlässlicher, unverminderter
Unterstützung bedürfe.

Das Mandat für die Beteiligung der Bundeswehr am "Resolute
Support"-Einsatz ist befristet bis Ende März 2021, die
einsatzbedingten Zusatzausgaben beziffert die Bundesregierung auf rund
427,5 Millionen Euro.

 * 

3. Fortsetzung des Nato-Mittelmeereinsatzes

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Beteiligung der Bundeswehr an der
"Nato-geführten maritimen Sicherheitsoperation Sea Guardian" im
Mittelmeer soll für ein weiteres Jahr fortgesetzt werden. Wie die
Bundesregierung in einem Antrag (19/17286) schreibt, sollen dafür wie
bisher bis zu 650 Soldatinnen und Soldaten eingesetzt werden können,
um "auf und über See" Lagebilder zu erstellen und den Seeraum zu
überwachen. Der Einsatz leiste einen Beitrag zum maritimen Kampf gegen
Terrorismus und zur Beschränkung des Waffenschmuggels.

Rechtliche Grundlage seien mehrere Nato-Beschlüsse seit Juli 2016 und
die "einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrates der Vereinten
Nationen (VN), insbesondere Resolution 2292 (2016)". Das Einsatzgebiet
umfasse das Mittelmeer, die Straße von Gibraltar und ihre Zugänge und
den darüber liegenden Luftraum. "Der Einsatz im Küstenmeer erfolgt auf
Beschluss des Nordatlantikrats und nach Zustimmung durch den
jeweiligen Anrainerstaat."

Das Mandat ist befristet bis Ende März 2021, die einsatzbedingten
Zusatzkosten beziffert die Bundesregierung für diesen Zeitraum auf
rund 3,2 Millionen Euro.

Der Einsatz ermöglicht laut Bundesregierung ein "dichtes Lagebild im
Mittelmeer", wirke als präventiver Ordnungsfaktor und diene bei Bedarf
zur Gefahrenabwehr. "Angesichts des hohen Stellenwertes der maritimen
Verkehrs- und Versorgungswege ist die Sicherheit im Mittelmeerraum für
die Nato und ihre Mitglieder von zentraler Bedeutung." Die anhaltenden
Krisen und regionale Instabilität im Nahen Osten und Nordafrika hätten
Auswirkungen auf die Sicherheitslage des Mittelmeerraumes. Teile der
Region seien zudem durch strukturelle politische und sozioökonomische
Probleme wie wirtschaftliches Gefälle, Flucht- und
Migrationsbewegungen, starkes Bevölkerungswachstum, organisierte
Kriminalität, Terrorismus und Korruption geprägt. Diese Bedingungen
würden von nichtstaatlichen Akteuren für illegale Aktivitäten wie
Waffen- und Menschenschmuggel ausgenutzt. Dabei werde auf die gleichen
Seewege zurückgegriffen, die auch als wichtige Handelsrouten durch das
stark frequentierte Seegebiet dienen. "Fehlende staatliche Kontrolle
über weite Küstenbereiche sowie anhaltende Fragilität in einzelnen
Staaten, insbesondere in Libyen, eröffnet terroristischen sowie
kriminellen Organisationen Rückzugsräume." Obwohl im letzten
Mandatszeitraum keine maritimen terroristischen Angriffe verzeichnet
worden seien, bestehe in den Mittelmeer-Anrainerstaaten Nordafrikas
und Vorderasiens weiterhin ein grundsätzliches Gefährdungspotenzial
durch internationalen Terrorismus, nicht zuletzt durch aus
Konfliktregionen zurückkehrende Kämpfer.

 * 

4. Einzelfragen zur Entfernungspauschale

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 im
Steuerrecht macht die FDP-Fraktion zum Thema einer Kleinen Anfrage
(19/17180). Die Bundesregierung wird gefragt, welche Überlegungen dazu
geführt hätten, dass Steuerpflichtige mit einem Arbeitsweg von bis zu
20 Kilometern nicht von der befristeten Erhöhung der
Entfernungspauschale profitieren sollen. Außerdem soll die
Bundesregierung begründen, warum längere Wegstrecken ab 2020 durch die
Erhöhung der Entfernungspauschale gegenüber kürzeren Wegstrecken
bevorteilt werden sollen.

 * 

5. 40 Banken haben Verträge gekündigt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Etwa 40 Institute mit regionalem Schwerpunkt in
Bayern, Sachsen und Niedersachsen sollen bereits mit ihren Kunden
geschlossene Prämiensparverträge gekündigt haben. Wie die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/17190) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/16556) mitteilt, bestehe bei
Kündigung von Sparverträgen keine Meldepflicht, so dass die
Darstellung möglicherweise nicht vollständig sei.

 * 

6. Ausbreitung des Coronavirus

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Ausbreitung des neuen Coronavirus ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/17264) der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten wollen
von der Bundesregierung wissen, welche Vorkehrungen auf europäischer
Ebene ergriffen werden, um eine Verbreitung des Virus zu verhindern.

 * 
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BUNDESTAG/9517: Heute im Bundestag Nr. 208 - 24.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 208

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 24. Februar 2020, Redaktionsschluss: 11.13 Uhr

1. Novellierung des THW-Gesetzes

2. Telematik-Schwachstellen nicht akzeptabel

3. Veröffentlichung von Nachwahl-Befragung

4. Symbol der Schwarzen Sonne

5. Zahl der Flüchtlinge Ende 2019 erfragt

6. Politisch rechts motivierte Kriminalität



1. Novellierung des THW-Gesetzes

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf zur
Novellierung des THW-Gesetzes (19/17291) vorgelegt, der kommende Woche
erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Damit soll
das geltende Gesetz "an die aktuellen und künftigen Anforderungen" an
das Technische Hilfswerk (THW) angepasst und zur Stärkung des
Ehrenamts im THW überarbeitet werden. Dazu zählt laut Vorlage eine
"moderate" Anpassung der Regelungen zur vorübergehenden Freistellung
während der Arbeitszeit für unaufschiebbare THW-Dienste der
betroffenen Helfer.

 * 

2. Telematik-Schwachstellen nicht akzeptabel

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Beim Aufbau der Telematikinfrastruktur (TI) haben
nach Aussage der Bundesregierung Datenschutz und Datensicherheit
Priorität. Daher seien Schwachstellen, wie sie unlängst der Chaos
Computer Club (CCC) aufgedeckt habe, nicht akzeptabel, heißt es in der
Antwort (19/17218) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/16949) der Grünen-Fraktion.

Der Club habe Schwachstellen in den Ausgabeprozessen für den
Heilberufeausweis, den Praxisausweis und die elektronische
Gesundheitskarte (eGK) bei den Kartenherausgebern identifiziert. Zu
keinem Zeitpunkt seien dabei medizinische Daten gefährdet gewesen,
heißt es in der Antwort weiter.

Die Gesellschaft für Telematik (gematik) und die zuständigen
Aufsichtsbehörden hätten schnell reagiert und die Ausgabe der
Arzt- und Praxisausweise temporär gestoppt. Inzwischen seien die
Schwachstellen behoben und die Ausgabe wieder aufgenommen worden.

Der TI-Aufbau befinde sich immer noch in einer frühen Phase. Noch
würden keine medizinischen Behandlungsdaten gespeichert. Es sei daher
zu begrüßen, wenn Schwachstellen entdeckt und behoben würden.

 * 

3. Veröffentlichung von Nachwahl-BefragungInneres und 

Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung sieht keinen gesetzgeberischen
Handlungsbedarf bezüglich der Veröffentlichung von
Nachwahl-Befragungen. Dies geht aus ihrer Antwort (19/17220) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/16935) hervor. Danach ist die
Veröffentlichung von Ergebnissen von Wählerbefragungen nach der
Stimmabgabe über den Inhalt der Wahlentscheidung laut Bundeswahlgesetz
vor Ablauf der Wahlzeit unzulässig und stellt eine Ordnungswidrigkeit
dar, die mit einer Geldbuße von bis zu 50.000 Euro geahndet werden
kann.

 * 

4. Symbol der Schwarzen Sonne

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über das Symbol der "Schwarzen Sonne" berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/17221) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/16827). Danach wurde zu Zeiten des
Nationalsozialismus von der SS im Nordturm der Wewelsburg
(Nordrhein-Westfalen) ein Bodenmosaik in Form eines Sonnenrades mit
zwölf Speichen eingelassen. Dieses Symbol sei in der
rechtsextremistischen Szene unter dem Namen "Schwarze Sonne" seit
vielen Jahren beliebt und finde häufig Verwendung, insbesondere auf
Kleidungsstücken oder als Tattoo.

Der Mythos der "Schwarzen Sonne" geht der Antwort zufolge vermutlich
auf die Vorstellung einer "Zentralsonne" zurück, "welche die
völkisch-antisemitische Esoterikerin Helena Petrowna Blavatsky (1831
bis 1891) in ihrer "Geheimlehre" (veröffentlicht 1888) als einen
unsichtbaren Mittelpunkt des Universums beschreibt". Sie verstehe die
Zentralsonne als arisches Symbol.

Die "Schwarze Sonne" ist laut Bundesregierung zu einem häufig auch im
rechtsextremistischen Kontext benutzten Symbol geworden. Sie tauche in
entsprechenden Kreisen auf Anstecknadeln, Armbanduhren sowie CD-Covern
und -Booklets auf, ziere Verlagsbroschüren, Liedertexte, Roman- und
Zeitschriftentitel sowie verschiedene rechtsextremistische
Internetseiten.

Strafbar ist das Symbol der "Schwarzen Sonne" lediglich in Verbindung
mit einer verbotenen Organisation, wie die Bundesregierung weiter
ausführt. So habe die im Jahr 2005 durch das Innenministerium des
Landes Brandenburg verbotene "Alternative Nationale Strausberger
Dart-, Piercing- und Tattoo-Offensive" (ANSDAPO) die "Schwarze Sonne"
in Kombination mit ihrem Namensschriftzug für ihr Logo verwendet.

 * 

5. Zahl der Flüchtlinge Ende 2019 erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke möchte von der
Bundesregierung erfahren, wie viele Asylberechtigte Ende vergangenen
Jahres in der Bundesrepublik gelebt haben. In einer Kleinen Anfrage
(19/17236) erkundigt sie sich zudem danach, wie viele nach der Genfer
Flüchtlingskonvention anerkannte Flüchtlinge und wie viele Flüchtlinge
mit einem subsidiären Schutzstatus am 31. Dezember 2019 in Deutschland
lebten. Ferner fragt sie unter anderem nach der Zahl der zum
Jahreswechsel in Deutschland lebenden Menschen, denen eine Duldung
aufgrund einer Abschiebestopp-Anordnung nach Paragraf 60a des
Aufenthaltsgesetzes erteilt wurde.

 * 

6. Politisch rechts motivierte Kriminalität

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der Fälle politisch rechts motivierter
Kriminalität im Dezember vergangenen Jahres erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/17232). Auch fragt sie
darin unter anderem, wie viele Tatverdächtige im Zusammenhang mit
diesen Fällen ermittelt wurden.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/2000: Kanzlerin Merkel zur Sondertagung des Europäischen Rates in Brüssel, 21.02.20 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Brüssel - Freitag, 21. Februar 2020

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel zur Sondertagung des
Europäischen Rates in Brüssel



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich möchte mich zunächst bei meinen
europäischen Kolleginnen und Kollegen ganz herzlich dafür bedanken, dass
sie mir und damit ja auch ganz Deutschland ihre Anteilnahme zu den
schrecklichen Morden von Hanau ausgedrückt haben und auch deutlich gemacht
haben, dass es eine starke europäische Solidarität im Kampf gegen
Rassismus, gegen Fremdenfeindlichkeit, gegen Rechtsterrorismus und für
unsere Demokratie, für unsere Werte und für die Würde jedes Einzelnen gibt.

Ansonsten waren wir hier ja zusammengekommen, um zu schauen, ob es eine
Einigung zu der mehrjährigen Finanzplanung für die Zeit von 2021 bis 2027
geben kann. Es war klar, dass nicht feststeht, ob wir das hinbekommen
werden, und es hat sich auch gezeigt, dass die Differenzen noch zu groß
sind, um eine Einigung zu erzielen. Deshalb haben wir die Beratungen jetzt
abgebrochen. Die Aufgabe bleibt also bestehen. Ich möchte mich ganz
herzlich bei Charles Michel als Ratspräsident und auch bei Ursula von der
Leyen als Kommissionspräsidentin bedanken, und ich möchte auch den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern danken, die wirklich viele Stunden lang
versucht haben, hier eine Lösung hinzubekommen. Wir werden also auf das
Thema zurückkommen müssen - wann, ist nicht klar; das wird der
Ratspräsident nach Konsultation mit den einzelnen Mitgliedstaaten
entscheiden.

Wir haben während dieses Europäischen Rates unsere Aufmerksamkeit auch auf
ein Thema gelenkt, das uns alle sehr bedrückt - mich persönlich auch sehr -
: Das ist die Situation in Syrien, in Idlib. Der französische Präsident
Emmanuel Macron und ich haben sowohl mit dem russischen Präsidenten Putin
gestern als auch heute mit dem türkischen Präsidenten Erdogan gesprochen.
Wir haben darauf gedrungen, dass es eine politische Lösung und vorher einen
Waffenstillstand gibt, denn hunderttausende von Menschen sind in einer
aussichtslosen und extrem schwierigen humanitären Situation. Deutschland
hat bereits Hilfe angeboten, die gerade auch diskutiert und umgesetzt wird,
damit es eine bessere Unterbringung für Flüchtlinge gibt - wir haben
Winter, die Temperaturen sind dramatisch.

Wir haben dann davon gehört, dass es weitere Bemühungen zwischen Russland
und der Türkei und auch Gespräche geben wird; es hat heute auch ein
Telefonat zwischen Präsident Erdogan und Präsident Putin gegeben. Ich kann
nur hoffen, dass diese Situation sich sehr schnell verbessert. Emmanuel
Macron und ich haben darauf hingewirkt, dass es gut wäre, wirklich auch
einen politischen Lösungspfad zu finden, und haben unsere Bereitschaft
erklärt, an diesem in Form des sogenannten Istanbul-Formats, das ja vor
einiger Zeit schon einmal getagt hatte, mitzuwirken. Ich kann nur hoffen,
dass das auch wirklich stattfinden.

Insgesamt war es für mich aber eine wichtige Nachricht, dass wir uns
seitens des Europäischen Rates in der Erklärung zur Situation in der
syrischen Provinz wirklich auch geeint gezeigt haben und unseren Beitrag
dazu leisten wollen, dass die Situation für die betroffenen Menschen dort
besser wird.

Das ist es, was ich Ihnen zu sagen habe.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, können Sie uns ein bisschen beschreiben, warum
die Verhandlungen gescheitert sind? Hat es an der Betonhaltung der frugalen
Vier, der sparsamen Vier gelegen oder an der Spendierfreude der Freunde der
Kohäsion?

Was sagen Sie zu dem neuen Vorschlag zum Mechanismus der
Rechtsstaatlichkeit, der in dem neuen Vorschlag leicht verwässert
drinsteht?

BK'in Merkel: Ehrlich gesagt habe ich den neuen Vorschlag gar nicht gesehen
- ich weiß nicht, welchen neuen Vorschlag Sie meinen.

Zuruf: Den Vorschlag von Charles Michel.

BK'in Merkel: Ach, den letzten? Ja, da haben wir gesagt, dass die
Rechtsstaatlichkeit weiter spezifiziert werden sollte, das ist klar. Aber
dieser Vorschlag hat ja keine Zustimmung gefunden. Insofern kann man jetzt
auch nicht darüber sprechen, wie das in einer Lösung, wenn sie eines Tages
einmal kommen sollte, aussehen würde.

Ich möchte hier jetzt aus den Details gar nicht viel berichten. Die
Differenzen waren einfach zu groß und es ist nicht gelungen. Insofern
müssen wir weiterarbeiten. Es gab auf jeden Fall keinen 
französisch-deutschen Vorschlag, sondern es gab nach den vielen Gesprächen, die ja die
ganze Nacht durch auch mit den einzelnen Mitgliedstaaten geführt wurden,
einen Vorschlag, den natürlich immer der Ratspräsident zusammen mit der
Kommission ausarbeitet. Dieser Vorschlag ist aber gar nicht in seiner
Detailtreue vorgelegt worden, weil schon klar war, dass die
Rahmenbedingungen bzw. die groben Daten dieses Vorschlages nicht ausreichen
werden, um die Unterschiede zu überbrücken.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, um noch einmal auf den Rechtsstaatsmechanismus
zurückzukommen. Da wüsste ich gern: Wie wichtig ist Ihnen das? Ist das eine
rote Linie für Sie, dass dieser Mechanismus so kommt, wie ursprünglich von
der Kommission vorgeschlagen? Oder ist dieser ganze Mechanismus für Sie
eher eine Frage, die nachrangig gegenüber der Frage der Zehntelprozente der
Wirtschaftsleistungen ist?

BK'in Merkel: Von roten Linien habe ich heute eigentlich ausreichend
gehört. Aus meiner Sicht war der Vorschlag der Kommission besser als der,
der jetzt vorgelegt wurde. Aber wie er eines Tages einmal aussehen wird,
dafür möchte ich mich jetzt nicht aussprechen. Es ist eine wichtige
Bedingung gewesen, die wir hier eingebracht haben. Deutschland fühlt sich
dieser Bedingung auch verpflichtet, aber man kann sie nun
selbstverständlich nicht gegen Zahlen aufrechnen. Das ist doch auch klar.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, wenn man Ihnen jetzt zuhört, dann hat man das
Gefühl: Da ist wirklich noch viel Arbeit zu leisten. Das sieht jetzt noch
nicht so gut aus.

BK'in: Das stimmt.

Zusatzfrage: Können Sie uns kurz erklären, was Ihrer Meinung nach in den
nächsten Wochen passieren muss, damit die Sache dann besser aussieht? Denn
an der Sachlage wird sich bis dahin ja wahrscheinlich nichts ändern.

BK'in Merkel: Das stimmt.

Also es stimmt, dass noch viel Arbeit zu leisten ist. Es stimmt, dass sich
an der Sachlage nichts ändern wird. Es stimmt, dass es nur einstimmig
verabschiedet werden kann, wie immer. Man muss verstehen: Was sind
realistische, mögliche Ergebnisse und was nicht? Dazu ist einfach noch ein
bisschen Zeit notwendig.

Das ist ja auch nicht so überraschend. Wenn ich Ihre Kommentare gestern bei
der Anreise gesehen habe, waren Sie ja nicht alle hundertprozentig davon
überzeugt, dass wir jetzt hier zu einem Ergebnis kommen werden. Also haben
wir einen ersten Versuch gemacht. Es ist ja auch noch früh im Jahr.
Insofern hoffen wir darauf, dass weitere Arbeit investiert wird.

Frage: Wir haben zwischendurch immer wieder von einigen Ihrer Kollegen
gehört, dass es Grund zum Optimismus gibt, dass ein Momentum da ist, dass
Bewegung da ist. Vor dem Hintergrund würde ich schon gern wissen, in welche
Richtung die Bewegung ging. Es muss ja Anlass gegeben haben zumindest zu
einer gewissen Hoffnung, dass man zueinanderkommt. Auch wenn Sie nicht in
die Details gehen können oder wollen, wäre es natürlich schon spannend zu
wissen, wo jetzt die Bewegung war oder eben nicht war.

BK'in: Ich glaube, dass es nur sinnvoll ist, über wirklich geeinte Dinge zu
sprechen. Es hat, wie gesagt, noch einmal von der Kommission auf Bitten von
Mitgliedsstaaten eine Ausarbeitung gegeben, wie man sich eine
Kompromisslinie vorstellen könnte, nachdem ja nun alle Mitgliedstaaten auch
in der Nacht vorgetragen haben, was ihnen wichtig ist. Das Ganze hat dann
nicht zu einer Einigung geführt. Jetzt muss man weiterarbeiten.

Zuruf (ohne Mikrofon; akustisch unverständlich)

BK'in Merkel: Ja. Schauen Sie, es ist wirklich müßig. Es gab nicht einmal
einen ausgearbeiteten zweiten Vorschlag, über den ich Ihnen jetzt erzählen
könnte: Was hätte das für Deutschland bedeutet? - Insofern müssen wir
einfach weiter tätig sein.

Sie wissen, dass das Parlament einen sehr ambitionierten Vorschlag gemacht
hat, der sogar relativ weit von dem der Kommission entfernt ist, dass
andere weniger wollen. Alle sind sich einig, dass wir Modernisierung
wollen. Viele brauchen die Kohäsionsmittel, aus guten Gründen. Die
Landwirtschaftsmittel sind auch wichtig. Das alles muss dann irgendwie noch
den mathematischen Grundrechenarten entsprechen. Um das zusammenzubringen,
brauchen wir einfach noch etwas Zeit.

Frage: Ich habe mich gefragt, Frau Bundeskanzlerin, ob Sie befürchten, dass
es seitens des Parlaments ein Veto geben kann, wenn die Gesamtsumme zu weit
von der Zahl entfernt bleibt, die das Parlament sich vorgestellt hat.

BK'in Merkel: Da wir kein Ergebnis haben, brauche ich mich mit dem Veto des
Parlaments nicht zu beschäftigen. Damit beschäftige ich mich dann, wenn wir
ein Ergebnis haben.

Ich verspreche Ihnen: Wenn wir uns eines Tages einmal geeinigt haben
sollten, dann bin ich gesprächiger. Insofern eint uns das Prinzip Hoffnung.

Guten Abend!

Freitag, 21. Februar 2020

 * 

Quelle:
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PRESSEKONFERENZ/1999: Regierungspressekonferenz vom 21. Februar 2020 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 21. Februar 2020

Regierungspressekonferenz vom 21. Februar 2020

Themen: Anschlag in Hanau, Lage in Syrien, Novellierung der
Düngeverordnung, Finanzkontrolle Schwarzarbeit der
Bundeszollverwaltung


Sprecher: SRS'in Demmer, Kushnerovich (BMI), Kempe (BMFSFJ), Breul (AA),
Frischemeyer (BMEL), Haufe (BMU), Kuhn (BMF), Stoltenberg (BMAS)



Vorsitzender Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Auch wenn der Anschlag in Hanau hier schon eine Stunde lang
ein Thema war und die Kanzlerin sich gestern auch persönlich geäußert hat,
möchte ich hier noch einmal für die Bundesregierung tiefe Bestürzung über
diese abscheuliche und durch nichts zu rechtfertigende Gewalttat zum
Ausdruck bringen und sie auf das Schärfste verurteilen. Die Bundesregierung
und alle staatlichen Institutionen stehen für die Rechte und die Würde
eines jeden Menschen in unserem Land. Wir unterscheiden Bürger nicht nach
Herkunft oder Religion. Wir stellen uns denen, die versuchen, Deutschland
zu spalten, mit aller Kraft und Entschlossenheit entgegen.

Neben diesem Thema möchte ich gern noch auf ein weiteres hinweisen:

Aufgrund der Dringlichkeit und der Aktualität dürfen wir nicht vergessen,
welches Leid die Menschen in Syrien, insbesondere rund um Idlib, erleiden.
Die Bundeskanzlerin hat dazu gestern gemeinsam mit dem französischen
Präsidenten Macron und dem russischen Staatspräsidenten Putin telefoniert.
Der Europäische Rat, der ja ansonsten zurzeit monothematisch zur
mittelfristigen Finanzplanung tagt, hat dazu gestern eine Erklärung
abgegeben, die ich hier gern vortragen möchte:

"Die erneute Militäroffensive in Idlib durch das syrische Regime und seine
Unterstützer, die enormes menschliches Leid verursacht, ist nicht
hinnehmbar. Die EU fordert alle Akteure auf, die Feindseligkeiten
unverzüglich einzustellen.

Die EU appelliert an alle Konfliktparteien, ihre Pflichten nach dem
humanitären Völkerrecht und den internationalen Menschenrechtsnormen in
vollem Umfang zu achten und den ungehinderten und unmittelbaren humanitären
Zugang zu allen Bedürftigen zu ermöglichen.

Die EU wiederholt mit größtem Nachdruck ihren Aufruf an alle Parteien,
einen dauerhaften Waffenstillstand herbeizuführen, den Schutz der
Zivilbevölkerung zu garantieren und ihre Zusagen im Rahmen des Memorandums
von Sotschi vom 17. September 2018 vollständig umzusetzen. Die EU
unterstützt eine glaubwürdige politische Lösung im Einklang mit der
Resolution 2254 des VN-Sicherheitsrats und dem Genfer Kommuniqué.

Es ist von äußerster Bedeutung, dass die Rechenschaftspflicht für
Verletzungen des humanitären Völkerrechts und der internationalen
Menschenrechtsnormen gewährleistet wird. Aus diesem Grund bekräftigt die EU
ihre Forderung, den Internationalen Strafgerichtshof mit der Lage in Syrien
zu befassen.

Die EU ist entschlossen, ihre humanitäre Hilfe für die äußerst
schutzbedürftige Zivilbevölkerung in der Region Idlib zu verstärken."

Frage (zum Anschlag in Hanau): Ich habe noch ein paar offene Fragen von
vorhin. Der Minister Horst Seehofer sprach unter anderem von einer
Durchsuchung und Beschlagnahmung von Mengen von Sprengstoff, Handgranaten
und Kalaschnikows. Das hat jetzt nichts mit Hanau, soweit ich weiß, zu tun.
Könnten Sie das vielleicht etwas quantifizieren? Um welchen Fall handelt es
sich dort? Um wie viele Mengen und welche Art von Sprengstoff handelt es
sich da?

Kushnerovich: Ich kann Ihnen Informationen dazu nachliefern, eventuell
schon im Laufe der RegPK. Wir kümmern uns gerade darum, dass die Details
zusammengetragen werden.

Zusatzfrage: Zusätzlich würde mich interessieren, vielleicht vom
Familienministerium: Nach dem Anschlag in Halle gab es ja auch Forderungen
von Franziska Giffey, das sogenannte Demokratiefördergesetz auf den Weg zu
bringen. Können Sie uns dazu eine aktuelle Einschätzung geben? Ist das
jetzt, sozusagen durch diese Vorfälle, noch einmal Thema bei Ihnen im Haus?
Wird das noch einmal politisch avisiert?

Kempe: Lassen Sie mich zunächst einmal sagen, dass auch wir, dass auch die
Ministerin entsetzt und fassungslos über das ist, was in Hanau geschehen
ist. Sie spricht den Angehörigen der Opfer ihre tiefe Anteilnahme aus und
wünscht den Verletzten schnelle Genesung.

Wir denken natürlich auch an die vielen Menschen, die jetzt Angst haben,
selbst Opfer von rechtem Terror zu werden, zum Beispiel wegen ihres
Aussehens, ihrer Herkunft oder Religion. Unsere Botschaft muss sein: Wir
stehen als Gesellschaft eng zusammen und weichen keinen Millimeter vor
Extremisten und Terroristen zurück, die unsere Demokratie zerstören wollen.

Aus unserer Sicht gibt es nicht die Antwort auf die Frage, was gegen die
Gefahr von rechts getan werden muss. Klar aber ist, dass wir neben dem
entschlossenen Vorgehen der Sicherheitsbehörden auch die Prävention stärken
und unsere vielfältige Demokratie aktiv verteidigen müssen.

Wir tragen dazu unseren Teil durch Demokratieförderung und
Präventionsarbeit bei, vor allem im Rahmen des Bundesprogramms "Demokratie
leben". Dieses Programm ist das umfangreichste und mit 150,5 Millionen Euro
jährlich das finanzstärkste Programm auf diesem Gebiet und einzigartig in
Europa.

Prävention und Demokratieförderung sind deswegen auch so wichtig. Es ist
kein Projekt, sondern eine Daueraufgabe. Insofern müssen wir auch hier noch
einmal sagen, dass wir es für erforderlich halten, dass wir ein
Demokratiefördergesetz bekommen, das für stabile Strukturen sorgt und die
Finanzierung garantiert. Wie Sie richtig sagen: Darauf hat die Ministerin
mehrfach hingewiesen. Wir bleiben dran. Wir finden, dafür ist es höchste
Zeit.

Frage: Nur eine kurze Nachfrage an das Innenministerium: Der Herr
Innenminister hatte gesagt, dass er sehr bestürzt über die sehr große Menge
an Handgranaten und Kalaschnikows gewesen sei. Er habe auch mit der
Kanzlerin darüber gesprochen. Sie kennen diesen Vorgang noch nicht genau,
verstehe ich. Können Sie schon sagen, ob das etwas mit den Durchsuchungen
bei den zwölf mutmaßlichen Rechtsterroristen zu tun hat? Hat das etwas mit
diesem Fall zu tun, oder ist das wieder ein ganz anderer Fall?

Kushnerovich: Wir kennen den Vorgang natürlich. Wie gesagt: Ich kann Ihnen
das bestätigen, was der Minister gesagt hat. Die Ausführungen dazu haben
Sie ja gehört. Weitere Details dazu kann ich Ihnen gegebenenfalls
nachliefern.

Frage: Gleicher Themenkomplex: Der "Spiegel" hat zum Thema "Gruppe S."
berichtet, dass der eine terrorverdächtige Polizeimitarbeiter vor einigen
Jahren an der Vergabe von Waffenscheinen beteiligt gewesen sein soll. Er
soll unter anderem kontrolliert haben, wer einen Waffenschein bekommt.
Können Sie erklären, wie das möglich ist und wie man das in Zukunft
vermeiden kann?

Kushnerovich: Auch dieser Aspekt ist uns natürlich bekannt. Aber an dieser
Stelle kann ich zu den laufenden Ermittlungen nichts ausführen. Ganz
grundsätzlich wäre in diesem Zusammenhang - zu dem zweiten Teil Ihrer Frage
bezüglich dessen, was wir vorhaben oder was dagegen zu tun ist - auf die
Einrichtung eines Referats im Bundesverfassungsschutz hinzuweisen, das sich
genau mit solchen Fragestellungen, nämlich mit rechten Umtrieben im
öffentlichen Dienst, befassen soll. Die Gründung dieser Einheit hat ja
bereits 2019 stattgefunden. Damit begegnen wir dieser Problemstellung und
werden da in Zukunft sehr aktiv werden.

Frage: Ich war gestern in Hanau. Da waren sehr viele Menschen aus
Deutschland - Bürger, Politiker, der Bundespräsident. Aber es gab auch sehr
viel internationale Aufmerksamkeit. Ich glaube, aus der gesamten Welt sind
Kollegen dahin gereist. Dieser Komplex, was passiert ist, ist nicht ganz
neu. Das sieht man schon einige Jahre. Viele Leute haben sofort an Mölln
und Solingen gedacht und auch an andere Attentate, die es gegeben hat.

Meine Frage ist: Sorgt sich die Bundeskanzlerin in Anbetracht dieses
Komplexes auch um das internationale Image von Deutschland, wenn jetzt
diese Attentate in immer kürzeren Distanzen stattfinden und wenn Ausländer
in Deutschland einfach abgeknallt werden? In diesem Fall muss man das so
sagen.

SRS'in Demmer: Die Bundeskanzlerin hat ja gestern deutliche Worte gefunden.
Ich kann hier nur noch einmal wiederholen: Die Bundesregierung und die
Bundeskanzlerin stellen sich klar und entschieden gegen jede Form von Hass
und Fremdenfeindlichkeit. Es ist unsere Aufgabe, sich dem entgegenzustellen
und für die Werte einzustehen, die uns wichtig sind.

Es ist also innenpolitisch ein wichtiges Thema. Sie haben hier die
Pressekonferenz des Bundesinnenministers und der Justizministerin verfolgt.
Ich glaube, Sie waren sogar da. Grundsätzlich geht es darum, diese Probleme
hier zu lösen.

Zusatzfrage: Ich verstehe das sehr gut. Ich habe gut zugehört, und ich
denke auch, dass Sie alles Mögliche machen. Nur wenn diese Dinge
stattfinden, dann stelle ich mir die Frage - deshalb noch einmal die
Wiederholung der Frage -, ob Sie besorgt sind, dass das internationale
Image von Deutschland Schaden nehmen könnte, wenn Menschen aus anderen
Ländern, die hierhin kommen, die hier arbeiten und wohnen, getötet werden.
Das ist ja auch ein Bild von Deutschland, das in diesen Tagen um die Welt
geht.

SRS'in Demmer: Ich würde gern - ich merke schon, der Kollege möchte gern
sprechen - noch einmal betonen, dass es für die Bundesregierung zuvorderst
wichtig ist, durch konkrete Politik und konkrete Entscheidungen dafür zu
sorgen, dass der Zusammenhalt hier in Deutschland größer und nicht Kleiner
wird und dass der Zusammenhalt aller, die dauerhaft in Deutschland leben,
egal ob mit oder ohne Migrationshintergrund, hier funktioniert, und zwar
angstfrei. Das ist uns wichtig. Das ist zuvorderst wichtig.

Breul: Ich kann vielleicht nur kurz ergänzen: Ich denke, der
Bundespräsident hat in Yad Vashem eine sehr bewegende Rede gehalten, die
diesen Aspekt noch einmal betont. Er hat auch erwähnt, dass wir uns
natürlich bewusst sind, dass wir international unter Beobachtung stehen und
gerade solche Vorfälle im Ausland besonders aufmerksam verfolgt werden. Das
ist selbstverständlich.

Frau Demmer hat gerade richtig gesagt: Das nehmen wir ernst, das nehmen wir
wahr. Wir brauchen das aber nicht um zu erkennen, wie ernst dieses Problem
ist. Wir bekämpfen den Rechtsextremismus in Deutschland nicht aus der
Überzeugung heraus, dass wir glauben, er schade unserem Bild im Ausland.
Diesen Punkt würde ich gern unterstreichen.

Ich möchte hinzufügen: Wir möchten uns - das hat der Außenminister gestern
auch schon getan - ausdrücklich für die vielen Botschaften aus aller Welt
der Anteilnahme und Solidarität im Kampf gegen solche Taten bedanken. Davon
gab es gestern und heute noch einmal sehr viele. Dafür sind wir unendlich
dankbar.

Frage: Das BMEL hat eben bekanntgegeben, dass die Düngeverordnung heute
fristgerecht nach Brüssel, an die Länder, gegangen ist, nachdem man sich
offenbar auch mit der EU hatte einigen können. Das Thema kam ja am letzten
Mittwoch hier schon zur Sprache. Was hat sich nun geändert? Was wurde an
den Entwürfen geändert, sodass die Kommission nun einverstanden ist und das
fristgerecht herausgehen konnte?

Frischemeyer: Davon können Sie sich in wenigen Minuten selbst ein Bild
machen. Wir werden den Referentenentwurf online stellen, sodass Sie die
Möglichkeit haben, das zu vergleichen. Wir haben ja immer gesagt, dass wir
den laufenden Prozess nicht dokumentieren und auch nicht kommentieren
möchten. Daran würde ich mich jetzt halten. Er ist also gleich online
gestellt; das heißt, Sie können einen Blick hineinwerfen.

Zusatzfrage: Aber Sie könnten mir die Arbeit deutlich erleichtern, wenn Sie
mir sagen würden, worauf ich achten soll.

Frischemeyer: Die Binnendifferenzierung war ein großes Thema. Das wird auch
nach wie vor so sein. Die Herbstdüngung und die Aussparung des Düngers auf
gefrorenem Boden waren wichtige Themen; schauen Sie da einmal hinein.
Ansonsten schauen Sie sich den Referentenentwurf an.

Zusatzfrage: Das BMU war ja auch an der Sache beteiligt. Vielleicht können
Sie es ein bisschen schärfer eingrenzen.

Haufe: Ja, ich kann Ihnen die wirksamsten Änderungen nennen. Es geht ja
hier vor allen Dingen um den Gewässerschutz und den Grundwasserschutz.
Dementsprechend sind die Gewässerabstände zwischen den Ackerflächen, auf
denen gedüngt wird, und den jeweiligen Gewässern, die in der Nähe sind,
deutlich erweitert worden. Es sind dann diese Areale, in denen nicht
gedüngt werden darf.

Dann haben wir noch die Sperrfristen verschärft, also Zeiträume festgelegt,
in denen bestimmte Dünger nicht ausgetragen werden dürfen. Auch sie sind
ausgeweitet worden. Außerdem ist die Ausbringung bestimmter Düngemittel in
bestimmten Zeiträumen untersagt. Ganz entscheidend ist natürlich, dass in
den sogenannten roten Gebieten, also dort, wo besonders hohe
Nitratbelastungen im Grundwasser auftreten, die Düngemenge, die ein
Landwirtschaftsbetrieb ausbringen darf, deutlich reduziert werden soll,
nämlich um 20 Prozent.

Aber ganz wichtig dabei ist folgender Hinweis für die Landwirte: Jeder
Betrieb entscheidet für sich selbst, wie er das umsetzt. Er kann also je
nach Feldsituation, je nach Ackersituation entscheiden, wo er mehr düngt
und wo er weniger düngt. Er muss eben in der Gesamtbilanz in diesen
bestimmten Gebieten insgesamt auf eine Verringerung um 20 Prozent kommen.

Die Kollegin hat die Binnendifferenzierung schon angesprochen. Das ist ein
Fachbegriff, der in diesem Zusammenhang immer wieder auftaucht. Dabei geht
es einfach darum, dass sich in bestimmten Gebieten mit hoher
Nitratbelastung auch Areale befinden, in denen die Grundwasserbelastung
nicht so stark ausfällt und der Grenzwert eingehalten wird. Hierzu bestand
gerade von Seiten der Bauern und der Landwirtschaft der Wunsch, doch nicht
alle quasi - in Anführungszeichen - in Haftung zu nehmen, sondern dort, wo
sich Landwirte gewässerschonend verhalten, von diesen Regelungen eine
Ausnahme zu machen.

Generell gelten in den roten Gebieten immer Ausnahmen für Betriebe, die
heute schon gewässerschonend Landwirtschaft betreiben und die in einer Form
besonders umweltschonend arbeiten. Diese Betriebe sind von diesen
Regelungen weitgehend ausgenommen.

Vielleicht so viel zum Inhalt der Düngeverordnung.

Nun noch zum Verfahren: Wir haben jetzt seitens der Bundesregierung die
Düngeverordnung an die Länder, also an den Bundesrat, überwiesen. Dort muss
jetzt über sie beraten werden. Dann soll sie am 3. April beschlossen
werden. Das ist erst einmal der formale Schritt.

Ich würde gern auch noch einmal klarstellen wollen, dass es um einen
Entwurf geht, den die Bundesregierung ressortabgestimmt beschlossen hat.
Denn ich habe gesehen, dass in den Medien teilweise berichtet wird, die
Bundesregierung hätte sich nicht in Gänze hinter diese Verordnung gestellt.
Wir haben eine Ministerverordnung gemacht. Diese geht an den Bundesrat.
Damit gibt es einen klaren Beschluss seitens der Bundesregierung, und
dieser ist, wie gesagt, mit allen Ressorts inhaltlich abgestimmt.

Frage: Können Sie schon sagen, wann der Entwurf online gestellt wird?

Können Sie sagen, inwieweit die Inhalte für die Länder noch verhandelbar
sind, da der Entwurf ressortabgestimmt ist? Sehen Sie noch einen
Verhandlungsspielraum und Nachbesserungsmöglichkeiten für die Länder, oder
steht dieser Entwurf eigentlich schon endgültig fest?

Frischemeyer: Ich kann beide Fragen beantworten. Der Entwurf wird zeitnah
online gestellt. Mir hat man gesagt, das werde mittags geschehen.

Zum Verhandlungsspielraum für die Länder: Ich kann natürlich nicht für den
Bundesrat sprechen. Aber natürlich können Änderungsanträge zu dieser
Düngeverordnung gestellt werden. Theoretisch wäre es auch möglich, die
gesamte Düngeverordnung noch einmal umzupflügen. Das ist aber ganz klar
weder unser Interesse noch unser Ziel. Sprich, es gibt diese Möglichkeit
theoretisch, aber damit rechnen wir nicht. Wir gehen davon aus, dass die
Düngeverordnung die Länderkammer im Großen und Ganzen so passiert. Sehr
viel Spielraum, um auf Ihre Frage zurückzukommen, haben wir dabei nicht.

Haufe: Die Kollegin hat es angedeutet. Ich will noch einmal auf die
Rahmenbedingungen hinweisen. Wir befinden uns in einem
Vertragsverletzungsverfahren, das sich im allerletzten Stadium befindet.
Das passiert zum Glück nicht so oft. Aber das heißt, dass wir vor einer
Zwangsgeldzahlung stehen. Die EU-Kommission selbst hat uns im Verfahren
immer wieder deutlich gemacht, dass es jetzt wirklich auf ein
Maßnahmenprogramm ankommt, das den Grundwasserzustand in Deutschland
verbessert, und dass es jetzt endlich dazu kommt, dass die 
EU-Nitratrichtlinie eingehalten wird, die wir seit mittlerweile über acht
Jahren nicht einhalten. 2012 ist das Verfahren angestrengt worden. Die
Grenzwerte halten wir noch längere Zeit nicht ein, nämlich seit fast 15
Jahren.

Die Kollegin hat es gerade gesagt. Der Bundesrat könnte die Düngeverordnung
in dieser Form beschließen. Wenn er sie in dieser Form beschließt, dann
sind wir zuversichtlich, dass die Europäische Kommission das Verfahren, wie
es jetzt ist, nicht weiterführt. Aber von uns hier kann niemand für die
Europäische Kommission sprechen. Es ist und bleibt die Entscheidung der 
EU-Kommission, am Ende darüber zu richten.

Zusatzfrage: Was wird Ihrer Meinung nach geschehen, wenn der Bundesrat sie
nicht beschließt? Wer müsste aus Ihrer Sicht das Zwangsgeld bezahlen?

Haufe: Über die Zahlung des Zwangsgeldes würden wir dann in der
Bundesregierung noch einmal im Detail sprechen müssen. Die Bundesregierung
würde es aus ihrem Etat zahlen müssen. Ich hoffe, dass es nicht so weit
kommt. Ich hoffe, dass wir uns mit dieser Frage nie beschäftigen müssen.
Das hält die Bundesumweltministerin auch allen Beteiligten noch einmal sehr
klar vor Augen.

Wir sind darum bemüht, kein Zwangsgeld zahlen zu müssen, kein Steuergeld
für diese Strafe, die uns dann drohen würde, bereitstellen zu müssen. Das
sagt die Bundesumweltministerin auch in Richtung aller Beteiligten, die
jetzt am Zug sind. Wir haben unsere Arbeit als Bundesregierung an der
Stelle erst einmal erledigt; jetzt ist der Bundesrat dran.

Vorsitzender Mayntz: Richtete sich die Frage, wie es mit diesen Zahlungen
laufen würde, auch an das Finanzministerium?

Kuhn: Wie bei allen Vertragsverletzungsverfahren gibt es den Grundsatz,
dass erst einmal die Ressorts zuständig sind, in deren Bereich es fällt.
Wenn es den Bund betrifft, muss es der Bund leisten. Es gibt auch eine
Regelung zwischen Bund und Ländern, dass es, wenn die Zuständigkeit und die
Verursachung bei den Ländern liegen, entweder über die Länder läuft oder
eine Aufteilung stattfindet.

Frage: Meine Frage geht an das Bundeslandwirtschaftsministerium und an das
Bundesinnenministerium, das Bauministerium.

Die Düngeverordnung sieht ja vor, dass die Bauern ihre Viehbestände
teilweise stark reduzieren beziehungsweise Baumaßnahmen anstrengen, um die
Gülle zwischenzulagern. Das Bauministerium hat dahingehend gesetzliche
Veränderungen bei Stallbauten auf den Weg gebracht. Können Sie dazu Näheres
sagen? Oder sind diese Zusammenhänge konstruiert, und wird das mit der
Düngeverordnung so gar nicht passieren?

Kushnerovich: Die von Ihnen angesprochenen Änderungen, die den Bau von
Ställen angehen, finden sich in der BauGB-Novelle wieder. Das hat mit der
Düngemittelverordnung meines Wissens nichts zu tun. Das ist ein anderer
Zusammenhang.

Haufe: Vielleicht meinen Sie die Sperrfristen. Die Tatsache, dass längere
Zeiträume bestehen, in denen zum Beispiel keine Gülle auf das Feld
ausgebracht werden darf, führt natürlich dazu, dass Landwirte sie lagern
wollen, wenn sie über die Jahre hinweg weiterhin die gleiche Menge an Gülle
haben werden.

Es gibt ja die Ankündigung der Bundesregierung, dass Gelder für die
technische Unterstützung zur Umsetzung der Düngemittelverordnung
bereitgestellt werden. Diese könnten dann bei genau solchen Investitionen,
die bestimmte Landwirte tätigen müssten, helfen.

Frischemeyer: Meines Erachtens wird das im jetzigen Entwurf der
Düngeverordnung berücksichtigt. Es gibt eine Fristverlängerung für die
Landwirte, die lagern müssen.

Haufe: Richtig. Das ist auch ein guter Hinweis. Es gibt auch eine
Ausnahmeregelung für bestimmte Fälle.

Frage: Auch wenn Sie sagen, das sei ressortabgestimmt, fällt mir auf, dass
das BMU eher sprühend vorträgt und das BMEL eher reserviert ist. Kann man
das so deuten, dass sich doch Umweltgesetzpunkte gegenüber dem Blick der
Landwirte durchgesetzt haben?

Frischemeyer: Das kann ich nicht bestätigen. Ich habe tatsächlich vorhin
die Frage in die Richtung falsch verstanden, dass ich dachte, der Kollege
berufe sich auf Dissonanzen. Deswegen hat Kollege Haufe dann übernommen.
Das hatte aber keine tiefere Begründung. Die beiden Ressorts sind das
durchgegangen und haben das sehr gut miteinander über die Bühne gebracht.

Zusatzfrage: Aber ich habe das schon richtig verstanden, dass Herr Haufe
eher Verschärfungen vorgetragen hat?

Frischemeyer: Na ja, ich glaube, dass sich diese Dinge systemimmanent immer
gegenüberstehen. Es ist ja nicht nur hier so, sondern es passiert auch in
vielen Debatten, die gerade laufen, dass die Interessen der Landwirtschaft
sehr häufig konterkariert werden beziehungsweise dass es da andere
Erwartungen von der Gesellschaft und auch mit Blick auf den Umweltschutz
gibt. Das muss man eben in Einklang bringen, und das haben wir jetzt,
glaube ich, in dieser Form sehr gut gemacht.

Haufe: Die Düngeverordnung kann ja nur strengere Vorschriften vorsehen,
wenn wir sie jetzt den EU-Regeln entsprechend verabschieden wollen. Ich
denke, da gab es überhaupt keinen Zweifel zwischen Bundeslandwirtschafts-
und Bundesumweltministerium. Ansonsten könnten wir den Grundwasserschutz in
Deutschland nicht gewährleisten.

Frage: Ich möchte gern noch zu einem anderen Aspekt nachfragen: Die Kritik
der Landwirte und der Verbände zielt ja auch darauf, dass die Messwerte
bezweifelt wurden, dass das Messsystem zu grobmaschig wäre, die Werte zu
alt seien usw. Inwiefern wird denn darauf eingegangen, auch unabhängig von
der konkreten Düngeverordnung?

Frischemeyer: Das ist ein wichtiges Thema. Die Messstellensituation - hier
wurde ja schon häufig darüber gesprochen - wird auch von unserer Ministerin
kritisiert. Sie hat die Länder aufgefordert, da nachzuwirken, und dieser
Forderung trägt die Novellierung der Düngeverordnung auch Rechnung, indem
wir jetzt die Binnendifferenzierung festschreiben, sodass, wenn der
Verordnungsentwurf in Kraft tritt, die Länder die Messstellen einheitlich
und transparent setzen. Darauf zielt, glaube ich, Ihre Frage ab; genau das
soll damit dann nicht mehr passieren.

Haufe: Mit Blick auf die Messstellen sind natürlich einige Nebelkerzen und
auch Missverständnisse im Umlauf. Das Messnetz selbst ist 2016 deutlich
erweitert worden. Es gibt zwei große Messnetze: ein Messnetz, das vor allen
Dingen die Landwirtschaft betrifft, damit man eben überprüfen kann, dass
die EU-Nitratrichtlinie eingehalten wird und man sehen kann, dass die
Düngeregeln wirken, sodass den Landwirten dann schnell dokumentiert werden
kann, dass ihre Maßnahmen Erfolg haben. Darüber hinaus gibt es ein zweites
großes Messnetz, das auch Siedlungsgebiete, Wälder, Seen und Flüsse im
ganzen Bundesgebiet umfasst. Daraus berichten wir in bestimmen Zeiträumen
an die Europäische Umweltagentur, und in beiden Messnetzen - die sich auch
teilweise überschneiden - sehen wir, dass vor allem der Stickstoffdünger
aus der Landwirtschaft zu höheren Werten beiträgt; da widersprechen sich
die Messnetze nicht. Es gibt auch weitere, andere Untersuchungen, die das
ebenfalls bestätigen, zum Beispiel die Untersuchung der Wasserwirtschaft in
Deutschland. Die haben dann ja auch damit zu kämpfen, wenn sie das
Trinkwasser aufbereiten müssen und vor Problemen stehen, wenn zu viel
Nitrat im Wasser ist. Die Europäische Kommission hat sich immer wieder neue
Daten gezogen, hat sich immer wieder neue Daten dokumentieren lassen, um zu
sehen: Gibt es Fortschritte?

Die Zuständigkeit für die Messstellen liegt bei den Ländern, und die Länder
selbst haben sich einheitlich Regeln gegeben, wie sie mit diesen
Messstellen für das Grundwasser umgehen. Diese Regeln sind auch
veröffentlicht; es gibt eine eigene Arbeitsgemeinschaft dafür und es gibt
auch eine Webseite dazu. Außerdem haben bereits mehrere Länder
Überprüfungen vorgenommen, Rheinland-Pfalz zum Beispiel - dazu gibt es auch
einen Bericht. Auch andere Bundesländer haben angekündigt, ihre Messstellen
noch einmal zu überprüfen und vielleicht Erweiterungen vorzunehmen. Da
passiert also eine Menge. Für die neue Düngeverordnung ist vorgesehen, dass
die Umweltbehörden und die Landwirtschaftsbehörden gemeinsam ein Monitoring
darüber machen werden, wie sich die Grundwasserqualität verändert.

Das heißt, wir erfassen auf der einen Seite: Wo wird in der Landwirtschaft
Stickstoffdünger ausgebracht, wo wird insgesamt Dünger ausgebracht, wo wird
im Grundwasser dann das Nitrat gebildet und wie verteilt sich das Nitrat
dann? Das ist bisher in dieser Gemeinsamkeit nicht passiert. Insofern ist
es wirklich ein Fortschritt, dass das mittlerweile möglich ist, denn häufig
war es nicht möglich, die Daten der Landwirtschaftsbehörden mit den Daten
der Umweltbehörden zu verschneiden. Das wird jetzt deutlich besser laufen,
damit wir dann eben auch schnell sehen können: Wirkt die Düngeverordnung?
Denn das ist das wichtigste; die Maßnahmen müssen jetzt wirklich wirken.
Das will natürlich auch jeder Landwirt schnell wissen.

Zusatzfrage: Können Sie mir als blutigem Laien einmal erklären, was
"Messnetz" heißt? Sind das bisher 1000 oder 5000 Messstellen, und in
Zukunft dann eben mehr?

Haufe: Wir haben insgesamt über 1200 Messstellen für das Nitrat im
Grundwasser in Deutschland. Für das Messnetz, das vor allen Dingen rund um
Ackerflächen, Landwirtschaftsflächen - also auch Grünland für die
Landwirtschaft - gespannt ist, sind es etwa 600 bis 700 Messstellen.

Frage: Heißt das, zu dem Kompromiss gehört, dass die Verordnung erst
umgesetzt wird, wenn das Messstellennetz entsprechend modifiziert wurde?

Haufe: Das Messstellennetz spielt für das Verfahren überhaupt keine Rolle;
auch das ist ein Missverständnis. Die EU-Kommission hat niemals in dem
ganzen Vertragsverletzungsverfahren Deutschland nach seinen Messstellen
gefragt. Der Gegenstand des Vertragsverletzungsverfahrens sind die
andauernden Nitratbelastungen im Grundwasser und die ebenfalls hohen
Phosphatbelastungen an der Nord- und Ostseeküste. Wir haben in den
Gewässern, die in der Nähe der Küste sind, oder eben in den landnahen
Bereichen der Nord- und Ostseeküste hohe Phosphatbelastungen, weil die
Dünger über die Gewässer von den Feldern in die Meere gespült werden. Dort
haben wir teilweise sogar sogenannte Totzonenbereiche, das heißt, da wächst
gar nichts mehr, weil alles völlig überdüngt ist. Dass da über die Jahre zu
wenig passiert ist, hat die Kommission auch besonders kritisiert, und diese
beiden Punkte sind für das Vertragsverletzungsverfahren entscheidend
gewesen.

Der dritte Grund, den die EU immer wieder vorgebracht hat, ist, dass sie
sieht, dass sich andere Länder stärker bemüht haben, ihren
Grundwasserzustand zu verbessern, und dass sie das im Fall der
Bundesrepublik nicht so richtig sah. Deswegen hat die EU an dem Verfahren
auch festgehalten.

Frischemeyer: Wenn ich das kurz ergänzen darf: Die Düngeverordnung tritt in
Kraft, wenn sie im Bundesgesetzblatt steht, und dann haben wir mit der
Verwaltungsverordnung zur Ausweisung der belasteten Gebiete sechs Monate
Zeit, wovon die Länder natürlich auch profitieren müssen. Das heißt, wir
gehen davon aus, dass wir im Bundesbereich zwei, drei Monate benötigen
werden, um den Ländern dann auch noch einmal ein bisschen Zeit zu geben,
das Ganze auch in Landesrecht zu fassen.

Frage: An das BMF: Herr Kuhn, wir haben ja gestern in Kontakt gestanden
wegen der Finanzkontrolle Schwarzarbeit. Sie waren ja auch in den Prozess
der Antwort der Generalzolldirektion involviert. Dazu habe ich noch einmal
eine Nachfrage. Die GZD hat uns auf unsere Nachfrage zur Feststellung des
Bundesrechnungshofes geantwortet, dass die Zahlen, die der
Bundesrechnungshof in seinem internen Bericht erhoben hat, nicht mehr
aktuell seien und dass die Schlussversion des Berichtes deutlich positiver
ausfallen werde. Sehen Sie das ähnlich, würden Sie dieser Bewertung folgen?

An das BMAS: Die FKS ist ja auch zuständig für die Einhaltung und die
Kontrolle der Mindestlöhne, zum Beispiel auf den Baustellen. Sind Sie in
dieses Verfahren und was die Feststellungen des Bundesrechnungshofes angeht
involviert gewesen? Wie bewerten Sie, dass der Bundesrechnungshof zu dem
Schluss kommt, dass diese Kontrollen zum Beispiel auf Baustellen oft
Alibiprüfungen gleichen würden?

Kuhn: Zunächst einmal weisen Sie richtigerweise darauf hin, dass das ein
laufendes Verfahren ist. Wie üblich bei diesen Prüfverfahren des
Bundesrechnungshofs gibt es zunächst einmal einen Bericht des
Bundesrechnungshofs an die geprüfte Stelle, in dem vorläufige
Feststellungen und vorläufige Ausführungen enthalten sind. Die geprüfte
Stelle hat dann noch Möglichkeit, Stellung zu nehmen und Dinge
richtigzustellen beziehungsweise in den richtigen Kontext zu stellen, damit
dann auch die Empfehlungen auf den richtigen Tatsachengrundlagen basieren.

Wie Sie richtig sagen, haben wir einige Dinge, die der Bundesrechnungshof
in seinen vorläufigen Feststellungen angemerkt hat, richtiggestellt, und
manche sind auch überholt. Vor diesem Hintergrund gehen wir davon aus, dass
der Bundesrechnungshof seinen endgültigen Bericht deutlich anpassen wird
und dann entsprechend auch seine Empfehlungen anpassen wird, sodass das
Fazit dann deutlich positiver sein wird.

Zu den angeblichen Alibiprüfungen: Wenn man sich die Statistik anschaut,
sieht man, dass die Zahl der Ermittlungsverfahren deutlich gestiegen ist.
2016 hatten wir 104 000 Ermittlungsverfahren, die aus diesen Prüfungen
resultierten, und 2018 waren es 111 000. Daran sieht man, dass der
risikoorientierte Ansatz, den die FKS dabei ansetzt, erfolgreich ist und
auch konkrete Ergebnisse bringt; denn nur wenn man ausreichende Hinweise
hat, kann man auch ein Ermittlungsverfahren einleiten, und genau das
erfolgt ja in einer großen und auch steigenden Zahl von Fällen. Deswegen
ist es der Ansatz der FKS, risikoorientiert vorzugehen und insbesondere die
Branchen zielgenau zu erfassen, in denen Schwarzarbeit, illegale
Beschäftigung und Mindestlohnverstöße besonders stark ausgeprägt sind, und
dort dann intensiver nachzuschauen und zu prüfen. Die Ergebnisse bei den
Ermittlungsverfahren zeigen - das wiederhole ich noch einmal -, dass diese
Arbeit erfolgreich ist und die Ergebnisse auch gut sind.

Stoltenberg: Sie haben auch das BMAS gefragt. Wie gesagt, die
Finanzkontrolle Schwarzarbeit obliegt dem BMF, insofern sehe ich da
eigentlich keinen Zusammenhang. Ob wir jetzt beteiligt waren, müsste ich
Ihnen nachreichen. Ich gehe aber davon aus, dass das nicht der Fall war, da
die Zuständigkeit in diesem Fall recht klar ist.

Vorsitzender Mayntz: Das Innenministerium hat mir signalisiert, dass zu der
Waffenfrage eine Nachlieferung zu erwarten ist.

Freitag, 21. Februar 2020

 * 
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EUROPA/1664: EU-Haushalt muss moderner werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 21. Februar 2020

LINK: EU-Haushalt muss moderner werden



Zum gescheiterten EU-Sondergipfel zum europäischen Haushaltsrahmen
bis 2027 erklärt der europapolitische Sprecher der FDP-Fraktion
Michael Georg Link:

"Das Scheitern des EU-Haushaltsgipfels war leider abzusehen.
Versuche, die Schuld für die Vertagung den 'sparsamen Vier' zu geben,
also Dänemark, den Niederlanden, Österreich und Schweden, sind
falsch. Denn bewegen müssen sich alle. Die FDP-Fraktion unterstützt
den Ansatz der 'sparsamen Vier', wonach der EU-Haushalt vor allem
moderner werden muss. Bevor die deutschen EU-Eigenmittel weiter
steigen, müssen sich auch andere Staaten bewegen. So ist etwa die
Rechtsstaatskonditionalität für uns unverzichtbar. EU-Mittel dürfen
nur an funktionierende Rechtsstaaten ausgezahlt werden. Wir erwarten
von der Bundesregierung mehr Einsatz für stiefmütterlich behandelte
Bereiche wie den Verteidigungsfonds, Europol, Forschung, Klimaschutz,
Bildung und Infrastruktur. Einfach mehr Geld in den Haushalt zu
stecken, löst keines der strukturellen Probleme. Die Akzente müssen
anders gesetzt werden. Für die FDP-Fraktion hängt die Höhe des
deutschen Beitrags ganz entscheidend von der Qualität des neuen
Haushalts ab."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





GESUNDHEIT/954: Milliardendefizit der Krankenkassen ist Folge von Leistungsausweitungen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 24. Februar 2020

ASCHENBERG-DUGNUS: Milliardendefizit der Krankenkassen ist Folge
von Leistungsausweitungen



Zu den Medienberichten über das Milliardendefizit der gesetzlichen
Krankenkassen erklärt die gesundheitspolitische Sprecherin der
FDP-Fraktion Christine Aschenberg-Dugnus:

"Das Milliardendefizit der gesetzlichen Krankenkassen geht auf die
Kappe der Großen Koalition, die in den letzten Jahren andauernd eine
Politik der Leistungsausweitungen betrieben hat. Insoweit war diese
Entwicklung vorhersehbar. Die Kosten für die Leistungsausweitungen
werden von Minister Spahn weiter in die Zukunft verschoben. Im
Klartext: Sie werden nachfolgenden Generationen aufgehalst. In einer
alternden Gesellschaft ist das alles andere als generationengerecht.
Was wir dringend benötigen, ist ein transparentes,
qualitätsorientiertes und finanzierbares Versorgungssystem. Dazu
gehört es auch, dass wir den Fokus ganz gezielt auf die
Gesundheitsprävention richten. Davon profitieren alle: Die Patienten
und die Solidargemeinschaft der Gesetzlichen Krankenversicherung."

 * 
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INNEN/4851: Lindner und von Treuenfels - Statement zur Hamburger Bürgerschaftswahl


FDP-Pressemitteilung vom 24. Februar 2020

LINDNER/VON TREUENFELS-Statement zur Hamburger Bürgerschaftswahl



Zum vorläufigen Endergebnis der Hamburger Bürgerschaftswahl gaben der
FDP-Bundesvorsitzende Christian Lindner und die Spitzenkandidatin der
FDP-Hamburg Anna von Treuenfels folgende Statements ab:

LINDNER: "Wir haben eben im Präsidium über die Lage und die
Bürgerschaftswahl in Hamburg beraten. Insbesondere haben wir Anna von
Treuenfels, unserer Spitzenkandidatin, gedankt. Sie hat unter sehr
schwierigen Bedingungen in den letzten Wochen, und dann in der
Schlussphase des Wahlkampfs insbesondere, für uns geworben. Sie hat
dabei in dieser besonderen Lage wirklich Persönlichkeit und Charakter
gezeigt. Auch wenn wir jetzt noch nicht sicher sind, wie das Ergebnis
sein wird: Wir waren gemeinsam sehr stolz, eine solche
Spitzenkandidatin in so schwierigen Zeiten in Hamburg gehabt zu
haben, haben ihr entsprechend also auch gedankt und den Rücken
gestärkt."

VON TREUENFELS: "Vielen Dank. Und guten Morgen von meiner
Seite. Wir hätten uns das alles etwas anders vorgestellt. Noch
zittern wir ein wenig, ob wir in die Bürgerschaft gekommen sind oder
nicht. Ich möchte vorweg sagen, dass uns getragen hat, dass unsere
Partei so zusammengestanden hat. Viele sind nach Hamburg gekommen und
haben uns in dieser wirklich nicht sehr einfachen Zeit zur Seite
gestanden. Das ist für unsere Partei schon mal, finde ich, ein sehr,
sehr gutes Gefühl, jedenfalls für uns in Hamburg gewesen.

Ich will auch dazu sagen: Es war schwierig. Es hatte zwei wirklich
starke Gründe, warum das Ergebnis ist, wie es jetzt ist. Erst einmal
hatten wir ein Kopf-an-Kopf-Rennen zweier Bürgermeisterkandidaten,
was natürlich die kleineren Oppositionsparteien etwas marginalisiert
hat. Und als dieses Rennen irgendwie entschieden schien, da tauchte
Thüringen auf und das war dann die nächste Hypothek, die wir zu
tragen hatten. Und die Tage, die wir Zeit hatten, um das Vertrauen
der Bürger zurückzugewinnen, haben nicht ganz ausgereicht.

Aber dennoch kann ich sagen: Unsere klare Haltung - sowohl hier als
auch in Berlin - haben die Bürger schon überzeugt, dass eine liberale
Stimme in Hamburg gebraucht wird. Und wir hoffen, dass das jetzt auch
so bleibt. Und dass die letzten Auszählungen, von denen Sie hier
wahrscheinlich auch alle wissen, diese Vertauschung da, dass wir
möglicherweise doch noch eine Chance haben, in Hamburg die Kraft der
Mitte zu vertreten."

LINDNER: "Wir bedauern als Bundespartei sehr das
unbefriedigende Abschneiden der FDP in Hamburg. Ganz offensichtlich
haben die Ereignisse in Thüringen zu einer großen Irritation geführt
und deshalb auch dazu beigetragen, dass wir in der Schlussphase nicht
haben mehr Menschen von uns überzeugen können. Es gab ja eine
Kopf-an-Kopf-Situation eine Zeit lang und jetzt in der Schlussphase.
Nachdem die SPD vorbeigezogen ist an den Grünen, hätte man ja
möglicherweise wieder Traktion gewinnen und Menschen von uns
überzeugen können. Das ist aufgrund der Ereignisse in Thüringen nicht
in der Weise möglich gewesen.

Wir bedauern sehr, auch als Partei der politischen Mitte, dass bei
vielen Menschen der Eindruck entstanden ist, dass die Freien
Demokraten keine klare Grenzziehung gegenüber der AfD hätten. Erfurt
war zugleich für uns aber auch der Anlass, noch einmal
unmissverständlich unsere Positionierung als eine Partei der Mitte zu
unterstreichen. Es gibt mit der FDP keine Zusammenarbeit mit der AfD.
Auf der anderen Seite aber auch keine Koalition mit der Linkspartei.
Wir sehen uns als eine Partei der Mitte. Und das machen wir an
politischen Inhalten und auch an den Werten fest, für die wir stehen.
Die sind entgegengesetzt den Werten der AfD, die völkische
Überlegenheitsfantasien verfolgt. Umso mehr macht uns betroffen, wenn
jetzt aus dieser Situation heraus der Versuch unternommen wird, das
politische Koordinatensystem in Deutschland zu verschieben.

Da ist die AfD willens, sich selbst in ein bürgerliches Lager
hineinzuzaubern; schwadronieren von bürgerlichen Mehrheiten mit CDU
und FDP. Wir wollen die nicht. Und wir sehen die AfD nicht als Teil
eines wie auch immer gearteten bürgerlichen Lagers. Auf der anderen
Seite sagt Herr Klingbeil [Anm. d. Red.: Ursprünglich wurde hier
versehentlich Herr Heil genannt] heute, die FDP sei keine Partei der
politischen Mitte. Die Mitte, das sei nur noch Rot und Grün. Auch das
ist eine Verschiebung des politischen Koordinatensystems. Und auch
Herr Ramelow ist in unseren Augen kein bürgerlicher Politiker, zu dem
er gemacht wird, kein Politiker der Mitte. Sondern er ist ein
Vertreter der Linkspartei, die in Deutschland die Wirtschafts- und
Gesellschaftsordnung in Richtung auf den Sozialismus verändern will.
Hier gibt es eine versuchte Verschiebung des politischen
Koordinatensystems in Deutschland, die uns betroffen macht, die uns
allerdings nicht zur Tatenlosigkeit verurteilt.

Sondern wir werden in der nächsten Zeit ganz offensiv unsere
politische Position der Mitte reklamieren und auch die
Auseinandersetzung mit denen suchen, die versuchen, jetzt aus dem
Fehler von Erfurt eine grundlegende Veränderung unserer politischen
Landschaft herbeizuführen. Ein Teil oder ein Aspekt dieser offensiven
Reklamierung der politischen Mitte ist unser bereits begonnener
Überarbeitungsprozess unserer politischen Grundlagen, unseres
Leitbildes. Wir haben uns nach Dreikönig bereits vorgenommen, neu auf
unseren politischen Kompass zu schauen und fünf Jahre nach dem
Beschluss dieses Leitbildes zu fragen: Wo haben sich
gesellschaftliche Verhältnisse verändert? Wo haben wir uns verändert?
Wie und wo müssen wir deshalb auch bei unseren politischen
Grundlagen, bei der Beschreibung unserer Werte, uns aktualisieren?

Zwischenzeitlich haben wir einen breiten
Mitgliederbeteiligungsprozess begonnen. Die erste Phase ist bereits
abgeschlossen. 18.900 Mitglieder haben sich an einer Umfrage
beteiligt im ersten Schritt. Eine sehr umfangreiche Befragung war das
hin zu politischen Themen, Prioritäten, Profilen und Werten unserer
Partei. Dieser Prozess wird jetzt fortgesetzt mit dem Ziel, ein
Update unseres politischen Leitbildes auf dem Bundesparteitag zu
debattieren. Ich halte das in der gegenwärtigen Situation der FDP für
notwendig, dass wir uns mit unserem Leitbild, unserem politischen
Kompass beschäftigen. In so einer Phase tut eine Selbstvergewisserung
uns sehr gut.

Und es ist vielleicht auch für die Menschen, die uns von außen nun
beobachten und fragen, 'Wohin geht diese Partei?', eine wichtige
Wegmarke, die wir nehmen müssen hin auf nächste Wahltermine. Wir sind
der Auffassung - das zeigt jetzt die erste Durchsicht -, dass wir
nicht grundlegend die Positionierung der FDP verändern müssen. Wir
werden jetzt nicht plötzlich auch eine Partei, die zuerst an den
Staat glaubt und dann erst den Menschen etwas zutraut. Aber es gibt
doch Justierungen bei den Themen, die auch von unseren Mitgliedern,
die jeden Tag über politische Fragen im Alltag sprechen, von unseren
Mitgliedern angezeigt werden. Sie dürfen gespannt sein auf das Ende
dieses Prozesses."

 * 
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INNEN/4850: Bürgerschaftswahl - Wir danken denen, die uns die Treue gehalten haben


FDP-Pressemitteilung vom 23. Februar 2020

LINDNER-Statement: Wir danken denen, die uns die Treue gehalten
haben 



Zum Ausgang der Bürgerschaftswahl in Hamburg gab der
FDP-Bundesvorsitzende Christian Lindner folgendes Statement ab:

"Meine Damen und Herren, liebe Parteifreundinnen, liebe

Parteifreunde,

in Hamburg haben wir heute verloren. Das ist für die Freien
Demokraten eine Niederlage, ein solches Wahlergebnis wie in Hamburg
zu erzielen. Wir haben uns dort mehr erhofft. Jetzt wird das für uns
ein Wahlabend sein, bei dem wir wieder starke Nerven brauchen, weil
nicht sicher ist, ob wir der nächsten Bürgerschaft angehören werden
oder nicht. Aber wir sind optimistisch, dass dieser Abend für uns
noch einen erfreulichen Ausgang nehmen wird.

Der Hamburger SPD und dem Bürgermeister Tschentscher muss man
gratulieren. Die Sozialdemokraten haben einen enorm erfolgreichen
Wahlkampf geführt. Wir haben das schon in den letzten Wochen und
Monaten bemerkt, dass das Kopf an Kopf Rennen zwischen Rot und Grün
auch viele Wähler der bürgerlichen Mitte, die für uns erreichbar
sind, elektrisiert hat. Wir haben wenig Gehör für unsere Positionen,
unsere Themen gehabt.

Und dann kam das Fiasko von Thüringen, das natürlich viele Menschen
bewegt und irritiert hat, bis in unsere eigene Partei hinein. Wir
haben schnell Klarheit geschaffen. Die Freien Demokraten kooperieren
nicht mit der AfD, in keiner Weise. Wir streben auch nicht danach,
von der AfD unterstützt zu werden, selbst wenn es nicht verabredet
ist. Diese Klarheit haben wir geschaffen. Aber natürlich muss bei
manchen dann erst wieder Vertrauen wachsen nach einer solchen
Situation.

Für uns im Wahlkampf war das eine ganz schwierige Lage, sehr viel
erklären zu müssen, bis hin dazu, dass es zerstörte Plakate und
andere Übergriffe gegeben hatte. Ich war selbst im Hamburger
Straßenwahlkampf und bei Veranstaltungen und habe unsere
Wahlkämpferinnen und Wahlkämpfer dort erlebt. An der Spitze Anna von
Treuenfels, die bei ihrer ersten Spitzenkandidatur eine solch
schwierige Lage bewältigen musste.

Und ich kann nur sagen: Das Engagement, die Charakterstärke, die
Überzeugungsstärke unserer Freundinnen und Freunde in Hamburg ist
beeindruckend gewesen und dafür will ich mich ganz herzlich in unser
aller Namen bedanken. Und natürlich danken wir heute auch den
Menschen, die uns in Hamburg die Treue gehalten haben. Ich weiß
nicht, unter welchen noch schwierigeren Bedingungen man Wahlkampf
machen soll und wo es noch schwieriger ist, Menschen für uns zu
überzeugen, zu erreichen. Da kam wirklich alles zusammen. Und
deshalb: Die Menschen, die jetzt am heutigen Tag die Freien
Demokraten in Hamburg gewählt haben, denen danken wir. Die haben ein
Zeichen gesetzt, nämlich für ihr eigenes unabhängiges Urteilsvermögen
und der Verantwortung, dem Vertrauen gerecht zu werden, dem stellen
wir uns. Vielen Dank."

 * 
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HAMBURG/5062: Ein gutes Ergebnis für eine starke linke Opposition (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 23. Februar 2020

Ein gutes Ergebnis für eine starke linke Opposition



Zu den Ergebnissen laut den Hochrechnungen um 21:00 erklären die
Landesprecher*innen der Hamburger LINKEN, Olga Fritzsche und David
Stoop, sowie die Spitzenkandidatin Cansu Özdemir:

"Zunächst einmal möchten wir uns bei allen Wählerinnen und Wählern
aber auch bei den Mitgliedern bedanken, die im feucht-kalten Hamburger
Winterwahlkampf auf den Straßen und Plätzen engagiert für eine
grundsätzlich andere Politik geworben haben.

Auch wenn wegen des Hamburger Wahlrechts zu diesem Zeitpunkt noch die
eine oder andere Unsicherheit in den Hochrechnungen liegt, lassen sich
zwei Punkte festhalten: DIE LINKE ist sowohl in absoluten Zahlen als
auch von den Prozentzahlen gestärkt worden. Unsere gute Arbeit in den
letzten Jahren ist honoriert worden, unser Thema "bezahlbares Wohnen
für alle Menschen" hat den Nerv getroffen. Das freut uns und gibt uns
Schwung für die nächsten Jahre. Wir machen weiter Druck, darauf können
sich alle Hamburgerinnen und Hamburger verlassen.

Es ist zu erwarten, dass die unsoziale Kürzungspolitik, halbherzige
Klimapolitik und das Klein-Klein in der Verkehrspolitik weitergehen
werden. Umso wichtiger ist es, dass wir weiterhin eine selbstbewusste,
kämpferische und konstruktive Oppositionsarbeit machen. Wir kämpfen
für einen Mietendeckel, wirksame Klimapolitik, kostenfreien Nahverkehr
und einen Landesmindestlohn in Höhe von 14,-- Euro.

Durch die deutlichen Verluste der AFD geht von Hamburg das Signal in
die Republik aus: Hamburg ist antifaschistisch, antirassistisch und
weltoffen. Wir werden uns dafür einsetzen, dass dies so bleibt. Das
Abschneiden von CDU und FDP ist auch vor diesem Hintergrund nach den
Thüringer Ereignissen der letzten Wochen zu erklären: Die
Hamburgerinnen bestrafen die Zusammenarbeit mit der AFD. Auch dies ist
eine gute Botschaft."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 23. Februar 2020
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LATEINAMERIKA/1956: Mexiko - Einstweilige Verfügung gegen den Maya-Zug (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Einstweilige Verfügung gegen den Maya-Zug

Von Luis Hernández Navarro



Gemeinden aus dem mexikanischen Bundesstaat Campeche haben eine
einstweilige Verfügung gegen den Maya-Zug erstritten. Das hat die
Alarmglocken der Investor*innen schrillen lassen.

(Mexiko-Stadt, 11. Februar 2020, la jornada) - Das Quietschen der
Notbremse des Maya-Zuges hat die Alarmglocken der Investor*innen
schrillen lassen. Gemeinden aus dem mexikanischen Bundesstaat Campeche
haben auf den juristischen Knopf gedrückt, um die Regierungslokomotive
[1] zu stoppen. Die Bundesgerichtsbarkeit hat die einstweilige
Aussetzung der Projektumsetzung verfügt. Der Antrag auf die
einstweilige Verfügung wurde am 6. Januar gestellt. Die in Xpujil, dem
Hauptort des Landkreises Calakmul, ansässige Maya- und
Ch'ol-Bevölkerung belegt darin "die simulierte und betrügerische von
der Regierung angeordnete indigene Befragung, die zum Schaden der
indigenen Bevölkerung in Campeche, Yucatán, Quintana Roo, Tabasco und
Chiapas durchgeführt wurde".

Die einstweilige Verfügung, so die Kläger*innen, beruht darauf, dass
der Konsultationsprozess die internationalen Normen der ILO-Konvention
169 nicht erfüllt hat. Zudem habe er gegen Entscheidungen des
Interamerikanischen Menschenrechtsgerichtshofes verstoßen. Die von der
Bundesregierung organisierte Befragung [2] habe weder das Merkmal
"informiert" noch das Merkmal "frei" erfüllt. Denn "wir haben weder
mit ausreichender Zeit vorherige detaillierte Informationen erhalten,
noch wurde unser Recht auf Partizipation respektiert. Die Struktur der
Foren der angeblichen Informationsphase wurde einseitig ausgearbeitet
und angewendet. Art und Vorgehensweise liefen den Formen der
Beratschlagung und Entscheidungsfindung der Gemeinden zuwider." Statt
die Meinung der gesamten Bevölkerung aufzunehmen, konzentrierten sich
der Nationale Fonds zur Tourismusförderung (Fonatur) und die Nationale
Behörde der Indigenen Völker (INPI) darauf, die Gemeinde- und
Ejidoautoritäten zu konsultieren. Die Befragung wurde weder in Treu
und Glauben noch kulturell angemessen durchgeführt.



Kirchliche Basisgemeinden gegen regierungsnahe Ejido-Beauftragte

Den Antrag auf einstweilige Verfügung stellte der Regionale Indigene
und Populäre Rat von Xpujil (Cripx) [3]. Der Rat gründete sich 1995
mit mehr als 3000 Oberhäuptern indigener und mestizischer Familien.
Seine Mitglieder sahen sich umgehend mit dem Monopol konfrontiert, das
die Ejido-Beauftragten in Agrar- und Sozialfragen hatten. So wie viele
andere soziale Bewegungen auf dem mexikanischen Land konstituierten
sie sich als Verein, um sich auf eine rechtliche Figur stützen zu
können, über die sie Gelder entgegennehmen und zu einem politischen
Gesprächspartner werden konnten. Sie verdrängten den regierungsnahen
Rat von Zoh Laguna, der jahrelang die Region politisch kontrollierte.

Die Aktivist*innen des Cripx kamen von der Befreiungstheologie und den
kirchlichen Basisgemeinden (CEB). Bei ihrer Schulung kam José Martín
del Campo, Pfarrer aus der Gemeinde Candelaria, eine Schlüsselrolle
zu. Er zog 1983/84 mit einigen Männern nach Xpujil, später zogen deren
Familien nach. Zusammen mit anderen Siedler*innen bauten sie die
Genossenschaft Sa'clajel Ty Maty'el (ungefähre Übersetzung aus dem
chol: Neuer Sonnenaufgang des Landbaus) auf. Sie stießen wichtige
Protestaktionen an. Dazu gehörte die Blockade der Landstraße im April
1995, um Wasser, Gesundheitsversorgung und Bildung für die Bevölkerung
einzufordern. Nach dem Aufstand der EZLN 1994 vervielfachte die Armee
ihre Präsenz im Landkreis. Mitglieder des Cripx wurden immer wieder
beschuldigt, Verbindungen zu den Zapatist*innen zu haben. Aufgrund der
Mobilisierungen wurden einige Führungspersönlichkeiten verhaftet.


Bildung und Spaltung des Landkreises Calakmul

Der Landkreis Calakmul liegt im Süden der Halbinsel Yucatán. Er
entstand 1996 und befindet sich in den Händen der Partei der
Institutionalisierten Revolution PRI. Bis zum Ende der 1960-er Jahre
wies Calakmul eine sehr niedrige Bevölkerungsdichte auf. Aber die von
der Regierung von Luis Echeverría (1970-76) geförderte Besiedlung des
Urwaldes änderte diese Struktur. Es kamen Migrant*innen aus gut zwei
Dutzend anderen Bundesstaaten in die Region. Die Bewohner*innen leben
von der Subsistenzwirtschaft und vom Handel, teilweise vom Tourismus -
jährlich kommen etwa 40.000 Tourist*innen in die Zone. Fast 40 Prozent
der Bevölkerung befinden sich in einer Situation der Ernährungsarmut.
Die Macht, die Entscheidungsgewalt sowie die finanziellen Ressourcen
im Landkreis konzentrierten sich früher auf die Ejidatarios. Die
Mehrheit der Bevölkerung blieb außen vor: Frauen, junge Leute, später
Zugezogene. Die Gemeinden spalteten sich. 1989 verkomplizierte das
Dekret über die Einrichtung der Biosphäre Calakmul die Lage weiter.

Als einer unter vielen Migrant*innen kam 1989 Romel González nach
Calakmul. Geprägt von der Befreiungstheologie nahm er an der urbanen
Volksbewegung in San Agustín teil, gehörte zur Führung der Nationalen
Koordination Plan de Ayala auf der Halbinsel Yucatán und begleitete
die Gründung des Cripx. Heute ist er einer der Sprecher der
Organisation. Die Genossenschaft Neuer Sonnenaufgang brach
auseinander, als einige der Gründer*innen und Berater*innen sich ganz
in die Parteipolitik stürzten, mehrere im Gefolge der Politikerin
Layda Sansores [4]. Andere verweigerten sich diesem Weg. Sie sind
heute Teil des Cripx und haben weiterhin den Aufbau einer populären
Bewegung verfolgt. So brachten sie alternative und modellhafte
Entwicklungsprojekte, Gemeindeschulen, kommunitären Tourismus und
Projekte zur Kontrolle von Waldbränden auf den Weg.

Ihre alten Weggefährt*innen und heutigen Gegner*innen arbeiten in der
Landkreisregierung und treiben, ohne die Gemeinden zu fragen, den
Maya-Zug voran. Sie haben, wie im Fall der Siedlung Nuevo San José,
Druck auf diejenigen ausgeübt, die den Antrag auf einstweilige
Verfügung mittragen. Sie sollen ihre Unterschrift zurückziehen und
erklären, dass sie zu dieser gezwungen wurden. Dafür wird ihnen
angeboten, einen Landkonflikt der Siedlung ohne für sie entstehende
Kosten zu lösen. Der vom Cripx eingebrachte Antrag bringt die Stimmung
eines großen Bevölkerungssektors von Calakmul zum Ausdruck, der weder
vom Ejido noch in der Landkreisregierung vertreten wird und dessen
Meinung bei der Befragung nicht berücksichtigt wurde. Es handelt sich
um eine legitime Manifestation der Unzufriedenheit über eine
Befragung, die (auch) laut des UNO-Menschenrechtshochkommissariats die
entsprechenden internationalen Menschenrechtsstandards nicht erfüllte.


Übersetzung: Gerold Schmidt


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/der-maya-zug-und-neokolonialismus/

[2] https://www.npla.de/thema/tagespolitik/befragung-befuerwortet-tren-maya/

[3] https://de-de.facebook.com/people/Cripx-Calakmul/100011761973278

[4] https://es.wikipedia.org/wiki/Layda_Sansores_San_Rom%C3%A1n
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INTERNATIONAL/095: Paraguay - Schulen erhielten Mathematikhefte voller Rechtschreibfehler (poonal)
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Paraguay 

Schulen erhielten Mathematikhefte voller Rechtschreibfehler



Die paraguayischen Schulen haben 525.000 neue Mathematikhefte
erhalten, die vor Rechtschreibfehlern nur so wimmeln. Der
Bildungsminister gibt der EU die Schuld.

(Berlin, 21. Februar 2020, poonal) - Die Lehrer*innen Paraguays
trauten ihren Augen nicht, als sie die neuen Hefte lasen, die im
Rahmen des Programms Matemáticas para Paraguay (Mapara) erstellt
wurden: Das Bildungsministerium hat den Schulen 525.000 neue
Mathematikhefte bereit gestellt, die vor Rechtschreib- und anderen
Fehlern nur so wimmeln. Gegenüber der Presse gaben sie haarsträubende
Beispiele für Rechtschreibfehler [1], die die Verantwortlichen wohl
als Druckfehler darstellen dürften. So fanden sich die Wörter "clace"
(statt "clase"), "calacular" (statt "calcular") und "problamas" (statt
"problemas"). Darüber hinaus passten Subjekte und Verben nicht
zusammen, Aufzählung unvollständig. Für den Druck der Textbücher für
Schüler*innen im Alter von sechs bis 14 Jahren wurden Gelder der EU
verwendet. Die Kosten für die Bücher betrugen über zwei Milliarden
Guaraní, umgerechnet gut 300.000 Euro, getragen von der EU.


Bildungsminister macht sich zum Gespött

Paraguays Bildungsminister Eduardo Petta gab die Schuld zuerst seinen
Untergebenen, dann den Druckereien, um am Ende das Problem vor den
Kameras herunterzuspielen: Mit misslungener Ironie erklärte er, die
Schüler*innen würden die Fehler schon finden, wie die spanische
Tageszeitung "El País" [2] schreibt. Schließlich bekam auch noch die
EU als Geldgeberin ihr Fett weg, sie trage auch einen Teil der
Verantwortung für das Malheur. Einige Stunden nach diesen Erklärungen,
längst hatte sich im Netz Spott breit gemacht, gab die Botschaft der
EU in Paraguay ein Kommuniqué [3] heraus, in dem bedauert wird, dass
mit dem von der EU zur Verfügung gestellten Geld Schulbücher gedruckt
worden seien, die nicht die erforderlichen Qualitätsstandards
erfüllten. Die zuständigen Stellen in Paraguay sollten daher die
Kontrollen verschärfen. Die Finanzierung künftiger Programme stehe auf
dem Spiel, heißt es in dem Kommuniqué.

Minister Petta gab daraufhin per Twitter erneut der EU die Schuld,
sein Ministerium sei nicht verantwortlich. Er löschte [4] den Tweet
zwar kurz darauf, entschuldigte sich aber nicht. Die Peinlichkeiten
gingen weiter, als Petta in einem paraguayischen Radiosender die
Beschuldigung an die Adresse der EU wiederholte. Als Lehrer*innen und
Schüler*innen schließlich vor dem Bildungsministerium demonstrierten
und Pettas Entlassung forderten, setzte dieser zwei leitende Beamte
seines Ministeriums ab.


Mathematikprogramm nach japanischem Vorbild

In das Programm Matemáticas para Paraguay (Mapara), das aus Japan
inspiriert ist, wurden große Hoffnungen auf eine Verbesserung des
Bildungssystems [5] gesetzt. Das Konzept sieht einen partizipativen
und kritischen Mathematikunterricht in Abkehr von dem traditionellen
Frontalunterricht vor, der in Paraguay noch heute die Regel ist. Die
Entwicklung des Programms, auch unter Beteiligung der Eltern, nahm ein
Jahrzehnt in Anspruch. Nachdem Mapara in 5 der 17 Departamentos, in
die Paraguay gegliedert ist, Erfolge erzielte, wurde es auf das ganze
Land ausgedehnt. Hierfür sorgte auch der Druck aus dem Bildungssektor.
Zudem ist das Programm nicht teuer.

Vize-Bildungsminister Robert Cano zufolge sind die Leistungen der
Schüler*innen öffentlicher Schulen, die nach dem Programm
unterrichten, deutlich besser als jene von Schüler*innen, die teure
Privatschulen besuchen. Mapara gilt als vielversprechendes Programm in
einem Land mit großer Ungleichheit. Zudem zählt der
Mathematikunterricht in Paraguay laut PISA-Studie zu den schlechtesten
in Lateinamerika. Paraguays Bildungssystem vertiefe sogar noch die
bestehenden Ungleichheiten, es werde zu wenig in Bildung investiert.
Das Erbe der Stroessner-Diktatur (1954 -1989) macht sich noch heute
bemerkbar.


Kritik am autoritären Bildungssystem

David Riveros García, Leiter der NGO ReAcción [6] Paraguay, spricht
mit Blick auf die fehlerhaften Mathematikhefte von einer Verschwendung
von Ressourcen der internationalen Zusammenarbeit. Paraguays
Bildungsministerium habe das Problem nicht gelöst, sondern nur noch
verschlimmert. Die NGO überwacht die Verwendung öffentlicher Gelder
für die Bildung. ReAcción Paraguay hat in den vergangenen Jahren
zahlreiche Missstände ans Licht gebracht. David Riveros García
prangert Paraguays autoritäres Bildungssystem an, das kritisches
Denken nicht fördere. Die Ideologie der Diktatur sei noch präsent. Das
Sagen im Bildungssystem hätten Leute, die in jener Zeit ausgebildet
worden seien.

Die Fehler in den Mathematikheften, die eine Grundsatzdebatte
ausgelöst haben, werden nun korrigiert. Der Bildungsminister gab sich
zehn Tage nach Beginn der Krise zerknirscht und entschuldigte sich für
sein Verhalten. "Es ging mir gesundheitlich nicht gut und ich habe
nicht die angemessene Antwort gegeben."


Anmerkungen:

[1] https://www.abc.com.py/nacionales/2020/02/07/estos-son-los-principales-errores-hallados-en-libros-del-mec/

[2] https://elpais.com/sociedad/2020/02/18/actualidad/1582051508_110010.html

[3] https://eeas.europa.eu/delegations/paraguay/74446/comunicado-de-prensa-referente-al-uso-de-fondos-de-la-uni%C3%B3n-europea-en-libros-del-mec_es?fbclid=IwAR0IWX23ofxjDU5weEQEOiqwVdsTN2vDps_uh-iWGWUpR3_jIvYWDnF1NAQ

[4] https://www.ultimahora.com/errores-libros-petta-borra-tuit-contra-la-ue-pero-insiste-responsabilidad-n2869539.html

[5] https://www.abc.com.py/nacionales/2020/02/12/docentes-de-cordillera-defienden-uso-de-libros-con-errores/

[6] https://www.reaccion.org.py/
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VERBAND/2396: Bauernpräsident zur Einleitung des Bundesratsverfahrens zur Düngeverordnung (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 21. Februar 2020

Bauernpräsident zur Einleitung des Bundesratsverfahrens zur
Düngeverordnung

Rukwied: Spirale der Verschärfungen des Düngerechts muss beendet
werden



Zur Einleitung des Bundesratsverfahrens zur Novelle der
Düngeverordnung fordert der Präsident des Deutschen Bauernverbandes
(DBV), Joachim Rukwied, die Spirale der stetigen Verschärfung zu
beenden: "Wir brauchen zügig Rechtssicherheit und Klarheit bei der
Gebietsabgrenzung und eine enge und differenzierte Abgrenzung der
Roten Gebiete." Die vom DBV bereits seit Jahren geforderte
verpflichtende enge Gebietsabgrenzung sei von der Bundesregierung im
Verordnungsentwurf endlich verankert worden, nachdem dies auch von der
EU-Kommission angemahnt wurde. "Bund und Länder sind gefordert,
schnell und fachlich fundiert die Kriterien für die Gebietsabgrenzung
festzulegen. Es muss verhindert werden, dass die Landwirte
ungerechtfertigt immense Auflagen erfüllen müssten, weil Bund und
Länder nicht rechtzeitig die Verwaltungsvorschrift zur Festlegung der
Roten Gebiete aufgestellt und die Abgrenzung nicht fristgemäß
umgesetzt haben. Das wäre der Supergau."

Auf Ablehnung stoßen nach wie vor die in den sogenannten Roten
Gebieten geplante Deckelung der Düngung bei 80 Prozent des
Nährstoffbedarfs und das Verbot der Düngung von Zwischenfrüchten im
Spätsommer. Diese Regelungen seien fachlich nicht nachvollziehbar und
das Verbot der Düngung von Zwischenfrüchten sogar kontraproduktiv für
den Gewässerschutz. Die Regelungen hätten jedoch enorme Auswirkungen
auf die landwirtschaftlichen Betriebe. "Im Bundesratsverfahren müssen
zudem Erleichterungen in der Düngeverordnung für die Betriebe
geschaffen werden, die nachweislich gewässerschonend wirtschaften oder
Agrarumweltprogramme umsetzen und sich an Kooperationen mit der
Wasserwirtschaft beteiligen", betont Bauernpräsident Rukwied.

 * 
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HERRSCHAFT/1867: AfD - der Flügel flattert, der Vogel fliegt ... (SB)




Wer Rechtsextremen in einer Partei Deckung gibt, trägt
Mitverantwortung dafür, wenn deren Ideologien Gehör finden.

Heinrich Bedford-Strohm (Ratsvorsitzender der Evangelischen Kirche Deutschland) [1]

Ist das ein herber Dämpfer, eine Trendwende, womöglich sogar der
Anfang vom Ende der AfD? Es war ein historischer Tag, als die AfD im
Februar 2015 in Hamburg zum ersten Mal in ein westdeutsches
Landesparlament einzog. Ihr Spitzenkandidat Jörn Kruse jubelte, und
der damalige Parteichef Bernd Lucke verkündete: "Die AfD ist da, die
AfD wird gebraucht." Seither sind fünf Jahre vergangen, und nun wäre
die Partei in Hamburg um ein Haar aus der Bürgerschaft geflogen, womit
das erste von sechzehn Landesparlamenten keinen AfD-Vertreter mehr
enthalten hätte. Bei der Wahl 2015 hatte die AfD in der Hansestadt 6,1
Prozent erreicht, zwischenzeitlich lag sie in Umfragen auch schon
höher. Nach den Ereignissen in Thüringen, bei der die Höcke-Fraktion
den FDP-Politiker Thomas Kemmerich zum Ministerpräsidenten mitgewählt
hatte, rutschte die Hamburger AfD auf sechs Prozent und in Folge des
Anschlags in Hanau schien ein Absturz nicht ausgeschlossen.

"Es gibt nichts, was wir vom Osten lernen könnten", hatte der
Hamburger Spitzenkandidat Dirk Nockemann zuletzt immer wieder betont
und auf Wahlkampfhilfe der AfD-Bundesprominenz und aus anderen
Bundesländern weitgehend verzichtet. Für eine Veranstaltung zum
Wahlkampfabschluß mit Parteichef Jörg Meuthen fand man in Hamburg
keinen Raum. Dabei sind Nockemann und Alexander Wolf, der auf Platz
zwei der Landesliste steht, keineswegs so gemäßigt, wie sie sich gern
geben. Nockemann, bislang Fraktionschef in der Bürgerschaft, war
früher Mitglied der Schill-Partei und als solches kurzzeitig
Innensenator. Wolf, der inzwischen auch im Bundesvorstand der Partei
sitzt, ist "Alter Herr" der rechtsextremen Burschenschaft Danubia in
München. Im Haus der Burschenschaft hatte er einst den
Republikanischen Hochschulverband mitgegründet, eine Unterorganisation
der Partei "Die Republikaner". Selbst der frühere Landes- und
Fraktionschef der Hamburger AfD, der Wirtschaftsprofessor Jörn Kruse,
hatte im Herbst 2018 seiner Partei einen Rechtsruck bescheinigt und
die Partei wegen ihrer "Rechten und Rechtsradikalen" verlassen. Wie
der parteilose Politiker am Wahlabend erklärte, dürfe sich die
Hamburger AfD über ihre Verluste nicht wundern, da sie zu feige
gewesen sei, sich von den Ost-Rechten öffentlich zu distanzieren. [2]

Um Schadensbegrenzung bemüht, hatten sich die Bundessprecher Tino
Chrupalla und Jörg Meuthen noch vor Schließung der Wahllokale in einem
offenen Brief unter anderem auf Facebook an die Mitglieder ihrer
Partei gewandt. Die AfD-Chefs verwahren sich darin gegen die Kritik,
die nach dem Anschlag in Hanau an ihrer Partei geübt wurde.
Gleichzeitig hinterfragen sie, warum die AfD mit dem Verbrechen in
Verbindung gebracht werde. In dem Schreiben heißt es: "Um es ganz
deutlich zu sagen: Die Tat von Hanau ist ein rassistisches Verbrechen.
Ihr Motiv war Ausländerhass." Alle demokratischen Kräfte müßten "gegen
jede Form von Extremismus zusammenstehen". Die AfD werde dabei nicht
zulassen, "dass der politische Gegner und Teile der Medien uns in
diesem Kampf für Freiheit, Demokratie und den Rechtsstaat ausgrenzen
und in die Nähe des Rechtsextremismus rücken wollen". Die AfD müsse
sich allerdings fragen, "warum es unseren politischen Gegnern gelingt,
uns überhaupt mit solch einem Verbrechen in Verbindung zu bringen.
Dieser Frage müssen wir uns stellen, auch wenn es schwerfällt", mahnen
Chrupalla und Meuthen. [3]

Chrupalla, der sich hier moderat und als aufrechter Demokrat gibt,
hatte im vergangenen Sommer die Nähe zum völkisch-nationalistischen
"Flügel" gesucht, ohne dessen Mitglied zu sein. Sein Besuch auf einem
Kyffhäuser-Treffen, auf dem Höcke die Politik des damaligen
Bundesvorstands kritisierte, wurde auch im Zusammenhang mit seiner
nahenden Kandidatur für den Bundesvorsitz gesehen. Seine Wahl
vergangenen Herbst in Braunschweig gewann er gegen den Herausforderer
Gottfried Curio, einen Scharfmacher in Sachen Anti-Islam, erst im
zweiten Wahlgang und auch nur mit Hilfe des "Flügels". Daher steht zu
vermuten, daß Chrupalla keineswegs die Opposition gegen den "Flügel"
anführt, sondern lediglich taktiert, um eine offene innerparteiliche
Diskussion zu simulieren und die nun vielfach geforderte Beobachtung
durch den Verfassungsschutz abzuwenden.

Der Berliner AfD-Fraktionschef Georg Pazderski, ein erklärter Gegner
Höckes, schrieb in der Wahlnacht, die Partei müsse ihr
"bürgerlich-konservatives Image schärfen" und "eine noch klarere
Grenze nach Rechtsaußen ziehen". Hier seien insbesondere der
Bundesvorstand, die Landesvorstände, aber auch der "Flügel" gefordert.
Allerdings hatte Pazderski nach dem Anschlag von Hanau selbst
getwittert: "Ist das wirklich noch das 2017 von der Merkel-CDU
beschworene 'Deutschland, in dem wir gut und gerne leben'?" - und
damit den Eindruck einer Verbindung zwischen Tat und CDU-Politik
erweckt. [4]

Angesichts der Frage, welchen Kurs die AfD künftig einschlagen wird,
hält es der Politikwissenschaftler Karl-Rudolf Korte für möglich, daß
diejenigen lauter werden, die eine Radikalisierung der Partei
ablehnen. Aber auch eine Spaltung der Partei sei denkbar: Vorstellbar
sei eine Ost-AfD, die sich ideologisch, völkisch und rassistisch zeigt
und um den Thüringer AfD-Vorsitzenden Björn Höcke sammelt. Daneben
könnte eine westliche AfD versuchen, stärker Protest zu artikulieren.
"Auf jeden Fall wird das Ergebnis in Hamburg Auswirkungen haben auf
die Partei, die sich ja selbst noch weiter häutet, weil sie noch eine
junge Partei ist." In Thüringen habe die AfD einen Kandidaten
aufgestellt, ihn aber überhaupt nicht gewählt. "Das führt vor, welches
institutionelle Vertrauen von so einer Partei ausgehen kann - nämlich
keins." Und er ergänzt: "Wie die AfD mit Vielfalt umgeht - auch nach
Hanau - lässt Wähler dazu votieren, die Mitte zu stärken. Wenn die
Mitte sich wehrt, selbst laut wird, dann wird der Rand viel kleiner",
so Korte. Er warnt jedoch zugleich, daß von der klaren Linie eines
Abwärtstrends keine Rede sein könne. Eher schon habe man es mit
"wählerischen Wählern" zu tun. [5]

Von einem noch ausgeprägteren Wankelmut, tagespolitisch
vorherrschenden Losungen zu entsprechen, dürften Meinungsumfragen
geprägt sein. Wie es heißt, seien 60 Prozent der Deutschen überzeugt,
daß die AfD eine Mitverantwortung für rechtsextremistische Gewalttaten
wie die in Hanau trägt. Das ergab eine Umfrage des Instituts Kantar
für Bild am Sonntag, also zum Hamburger Wahltag. Demnach glauben 49
Prozent der Befragten außerdem, daß vom Rechtsextremismus die größte
Terrorgefahr in Deutschland ausgeht. Lediglich 27 Prozent halten
islamistische Fundamentalisten für die größte Bedrohung, sechs Prozent
sehen sie im Linksextremismus. Auch sind 46 Prozent der Befragten der
Ansicht, daß die deutschen Sicherheitsbehörden zu wenig auf die
Gefahren achten, die vom Rechtsextremismus ausgehen, während 41
Prozent diese Meinung nicht teilen. Für die Umfrage wurden am 20.
Februar 2020 lediglich 502 Personen befragt, was ungeachtet aller
demoskopischen Konstrukte angeblicher Relevanz denn doch äußerst
dürftig anmutet. Doch selbst wenn diese Ergebnisse insofern
aussagekräftig sein sollten, als sie die gegenwärtige Mehrheitsmeinung
tatsächlich abbilden, könnten sie morgen oder übermorgen schon wieder
ganz anders ausfallen.

Die parteipolitische Front gegen die AfD nach Hanau ist mit Vorsicht
zu genießen, sofern es sich nicht um Akteure handelt, die für solche
Positionen seit langem glaubwürdig einstehen. Dem eingangs zitierten
EKD-Ratsvorsitzenden mag man die Ernsthaftigkeit seiner Aussage
abnehmen, ist er doch beispielsweise persönlich nach Süditalien
gereist, um Schiffsbesatzungen den Rücken zu stärken, die geflohene
Menschen aus dem Mittelmeer bargen, was dem Kirchenmann teils heftige
Anwürfe eingebracht hat. Aber was ist vom hessischen
Ministerpräsidenten Volker Bouffier zu halten, der zum gemeinsamen
Vorgehen gegen das "Klima von Hetze und Gewalt" aufrief, dem die
Gesellschaft "nicht nur heute hier in Hanau, sondern überall"
entgegentreten müsse? Nahm er es mit der von ihm beschworenen
"immerwährenden Aufgabe", alle Menschen zu schützen, so genau, als er
seine schützende Hand über den Verfassungsschutz hielt und die
restlose Aufklärung des NSU-Mordes von Kassel samt der Rolle des
V-Mann-Führers Andreas Temme verhinderte? Oder Bundesinnenminister
Horst Seehofer, der es als sehr besorgniserregend bezeichnet, was sich
im Bereich des Rechtsextremismus zuletzt entwickelt habe, als sei ihm
das früher nie aufgefallen? Zu Glücksgefühlen, weil scheinbar alle
dazugelernt haben und sich in der vielzitierten Mitte der Gesellschaft
zusammenschließen, besteht eher kein Anlaß, zumal unerwähnt bleibt,
wohin dieses angebliche Gravitationszentrum inzwischen gewandert ist.

Auch was die Fähigkeit der AfD zur Selbstkritik und Mäßigung angeht,
ist Hoffnung ein schlechter Ratgeber. Der Fraktionsvorsitzende
Alexander Gauland hatte nach dem Anschlag in Hanau zunächst alle
Vorwürfe zurückgewiesen und erklärt, er halte es "für schäbig, in der
Phase so etwas zu instrumentalisieren". Es handele sich um einen
offensichtlich geistig verwirrten Täter. "Von Links und Rechts wollen
wir hier gar nicht reden. Das ist ein Verbrechen." Nach der Hamburger
Wahl räumte Gauland zwar ein, daß sich auch seine Partei "manchmal in
der Wortwahl vergriffen" habe. Alle müßten verbal abrüsten, so auch
die Vertreter anderer Parteien, legte er jedoch sofort nach. Und
Parteichef Tino Chrupalla kritisierte, daß "Rechtspopulist" 2017 noch
das gängige "Schimpfwort" für AfD-Politiker gewesen sei, die heute
bereits als "Faschisten oder Nazis" verunglimpft würden, was falsch
sei. Sich als Opfer einer politisch korrekten Meinungsführerschaft zu
inszenieren, gehört zum ideologischen Kerngeschäft der Rechten.

Stephan Brandner, der im vergangenen Jahr vom Vorsitz des
Rechtsausschusses im Bundestag abgewählt wurde und dem Thüringer
Landesverband Höckes angehört, relativierte die Bedeutung des
Hamburger Wahlergebnisses aus seiner Sicht: "Was sind schon so 'n paar
Hamburger gegen viele Millionen Thüringer, Sachsen und Brandenburger."
Die Erfolge der AfD bei den drei Landtagswahlen im letzten Herbst
wurden von Führungsfiguren des "Flügels" errungen, der sich in der AfD
längst durchgesetzt hat. An Björn Höcke, Jörg Urban oder Andreas
Kalbitz kommt innerparteilich niemand mehr vorbei, da der "Flügel" am
aggressivsten zu Werke geht und zugleich die größten Erfolge in den
östlichen Bundesländern einfährt. Wohin sollte sich die AfD auch
öffnen, wenn nicht nach rechtsaußen? Vollzöge sie einen Kurswechsel
ins bürgerlich konservative Lager, triebe sie ihre Wählerschaft zurück
in die Arme der CDU.


Fußnoten:

[1] www.tagesspiegel.de/politik/nach-anschlag-in-hanau-klingbeil-fordert-beobachtung-der-afd-durch-verfassungsschutz/25569154.html

[2] taz.de/Hamburger-Buergerschaftswahlen/!5664910/

[3] www.welt.de/politik/live206002937/AfD-zu-Hanau-Muessen-uns-fragen-warum-wir-in-Verbindung-gebracht-werden.html

[4] www.spiegel.de/politik/deutschland/afd-in-hamburg-rechtsaussen-oder-rechtsdraussen-a-b1c6bbf1-d316-4429-91b8-6a0840d2f339

[5] www.zdf.de/nachrichten/politik/wahl-hamburg-reaktionen-afd-100.html
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AFRIKA/2203: Waldraub - Begriffshopping sagt alles ... (SB)




Wären all die Verpflichtungen, Zusagen, Absichtserklärungen,
Einsichten und Verträge zum Stopp der Entwaldung verwirklicht, gäbe
es weltweit kein Problem damit. [1] Dann würde die globale Waldfläche
nicht ab-, sondern zunehmen, und nicht nur in Form von Plantagen und
Monokulturen, sondern als naturbelassene, von der lokalen Bevölkerung
verwaltete Waldhabitate. Diese würden zwar genutzt, wie schon seit
Jahrhunderten, aber nicht übernutzt.

Indes steht anscheinend die große Menge an internationalen
Vereinbarungen zum Schutz der Wälder im umgekehrten Verhältnis zu
ihrer Umsetzung. Nach wie vor roden staatliche und nichtstaatliche
Akteure tropischen Regenwald, werden Dorfgemeinschaften vertrieben
oder verdrängt und Umweltschützerinnen und -schützer, die sich dem
entgegenstellen, getötet. Oder aber Dorfgemeinschaften werden auf
weniger blutige, aber dennoch nachdrückliche Weise um ihren Wald
gebracht.

Es gibt mehrere hundert Definitionen für "Wald", insofern verwundert
es nicht, daß auch für "Entwaldung" keine einheitliche Definition
vorliegt. Das bleibt nicht ohne Konsequenzen. So veröffentlichten
kürzlich die internationale Nichtregierungsorganisation (NGO) World
Rainforest Movement (WRM) und die nationale NGO Muyissi Environnement
aus Gabun einen Report über Plantagen zur Palmölgewinnung der Firma
OLAM. Obgleich sich das in Singapur ansässige Unternehmen zu "null
Entwaldung" verpflichtet habe, nutze es eine Reihe von Schlupflöchern
aus, beispielsweise indem es nur "netto null Entwaldung" einhalte.
Der Unterschied sei gravierend, heißt es in dem Bericht "ZERO
DEFORESTATION PLEDGES: THE CASE OF OLAM IN GABON" (z. Dt.:
Null-Entwaldung-Zusagen: Der Fall OLAM in Gabun). [2]

Zwischen dem 25. April und 25. Mai 2019 hatten die beiden NGOs
Recherchen in 18 Dörfern in der gabunesischen Provinz Ngounie
durchgeführt. Zu den Kernvorwürfen gegen OLAM gehört, daß das
Unternehmen durch die Erweiterung seiner Plantagen die
Lebensgewohnheiten der Menschen vor Ort zunehmend beeinträchtigt.

Die Vorwürfe wurden nicht zum ersten Mal erhoben, und so hatte sich
auch OLAM bereits im September vergangenen Jahres gegen die seiner
Ansicht nach "falschen Vorwürfe" in einer Petition der World
Rainforest Movement verwahrt und unter anderem erklärt, daß seine
Plantagen nicht in Primärwald angelegt werden und daß es die Hälfte
des gepachteten Landes gar nicht nutze, sondern als naturbelassene
Kompensationsfläche unterhalte, sogar aufwerte. [3]

Die Bezeichnung "null Entwaldung" (engl.: zero deforestation) wurde
2007 in Brasilien aufgebracht, um dort binnen acht Jahren die rapide
Abholzung des tropischen Regenwalds zu stoppen. Internationale NGOs
wie WWF, Conservation International (CI) und The Nature Conservancy
(TNC) hatten die Initiative angestoßen, und große
Lebensmittelkonzerne wie Unilever, Nestle und Mars sowie Teile der
Finanzwelt verlangten daraufhin von den Palmöllieferanten in
Südamerika, Asien und Afrika, daß sie keinen Wald mehr abholzen.

Anfangs versuchten die Palmölproduzenten noch, den gegen sie
gerichteten Trend aufzuhalten, aber schwenkten dann um und machen
sich Kriterien für nachhaltigen Anbau zu eigen. Allerdings in mancher
Hinsicht nur formal. Beispielsweise besteht ein erheblicher
Unterschied hinsichtlich der Auswirkungen auf die lokale Bevölkerung,
ob sich ein Unternehmen zu "null Entwaldung" oder zu "netto null
Entwaldung" bekennt. Letzteres bedeutet, daß zwar Wald abgeholzt,
aber an anderer Stelle eine gleichwertige Fläche aufgeforstet wird.
Es entspricht keiner lokalen, sondern ausschließlich einer globalen,
von außen eingebrachten Sichtweise, von "netto null Entwaldung" zu
sprechen - zum Nutzen der dahinter stehenden übergreifenden, in
diesem Fall übergriffigen Verfügungsinteressen.

Genau das kann auf eine Beeinträchtigung bis hin zur Zerstörung
traditioneller Nutzungsformen von Wäldern durch die lokale
Bevölkerung hinauslaufen. Denn die meisten Wälder werden zum Sammeln
von Feuerholz, Pilzen, Beeren oder Honig, zur Jagd, als Gebiet für
Wanderfeldbau, Brandrodung oder als Weidefläche für Vieh genutzt. Das
alles kann den örtlichen Lebensgemeinschaften genommen werden.
Womöglich werden Dörfer vom Umland abgeschnitten, so daß die Menschen
lange Umwege gehen müssen, weil niemand die Plantagen betreten darf,
oder aber ganze Dörfer werden aufgrund von Winddrift mit toxischen
Pestiziden aus dem Plantagenanbau besprüht. Typisches Beispiel dafür
sind die Dörfer und Siedlungen am Rande des Sojaanbaus in
Argentinien. Darüber hinaus sorgen biodiverse Wälder im Unterschied
zu Plantagen für eine natürliche Regulation des Wasserhaushalts.

2009 hatte die Regierung Gabuns den "Strategic Plan Emergent Gabon"
(PSGE) verabschiedet, um die starke Ausrichtung des Landes auf den
Export von Erdöl und Tropenholz zu beenden. Im Rahmen dessen sollte
das Land zum größten afrikanischen Produzenten für Palmöl aufsteigen,
und der Konzern OLAM, der in 70 Ländern tätig ist, galt als das
wichtigste Unternehmen, das dort ab dem Jahr 2010 angefangen hat,
Plantagen zur Palmölgewinnung anzulegen.

Wie verhält es sich nun mit den von den NGOs untersuchten Dörfern in
und um die vier Lizenzgebiete von OLAM in der gabunesischen Provinz
herum? Diese liegt im zentralen bis südlichen Gabun, einem
Land am Äquator, das zu rund 89 Prozent von tropischem Regenwald
bedeckt ist.

OLAM, hinter dem die Temasek Holdings der singapurischen Regierung
und die japanische Mitsubishi Corporation stecken, hat mit der
gabunesischen Regierung zwei Joint-Ventures gegründet. An OLAM Palm
Gabon ist Gabun zu 40 Prozent und OLAM zu 60 Prozent beteiligt. Bis
zu 300.000 Hektar soll das Joint Venture nach und nach zugesprochen
bekommen. Gegenwärtig nimmt die in drei Gebiete aufgeteilte
Lizenzfläche OLAMs eine Größe von 143.412 Hektar ein. Davon befinden
sich nach Angaben der beiden NGOs auf 59.275 Hektar Plantagen mit
Ölpalmen.

Für das Joint Venture SOTRADER, an dem OLAM zu 49 Prozent und Gabun
zu 51 Prozent beteiligt sind, hat die Regierung eine Fläche von
200.000 Hektar vorgesehen. SOTRADER wiederum hat das Projekt GRAINE
gegründet, das die Produktion von Nahrungsmitteln und Palmöl durch
Kleinbäuerinnen und -bauern fördern soll. Im Rahmen dessen werden in
der Provinz Ngounie zur Zeit auf 7.953 Hektar ausschließlich Ölpalmen
angepflanzt.

OLAM erklärt, daß es besonders schützenswerte Flächen, die von hohem
Wert für den Naturschutz (High Conservation Value - HCV) und Teil des
lizenzierten Gebiets sind, von der Abholzung ausgenommen hat. Das
wird auch von der World Rainforest Movement und Muyissi Environnement
anerkannt. Kritisiert wird jedoch, daß außerhalb der
HCV-ausgewiesenen Flächen auf Tausenden Hektar Ölpalmen gepflanzt
wurden. Erst nachdem diese Entwicklung von der NGO Mighty Earth
anhand von Satellitenbildern nachgewiesen worden war, habe OLAM im
Februar 2017 mit dieser in Washington ansässigen Organisation
vereinbart, sich zukünftig an "null Entwaldung" zu halten.

Doch in seinem 2018 veröffentlichen Papier "OLAM living landscapes
policy" [4] werde bereits gleich zu Beginn von "Netto-positiv-
Prinzipien" gesprochen, die zu einem "netto positiv Einfluß" führen
sollten, monieren die beiden NGOs. OLAM dagegen sagt von sich, daß es
Teil einer "lebendigen Landschaft" sein wolle, in der die Stimme der
einheimischen Bevölkerung "sehr wichtig" ist und in der die
Interessen der wirtschaftlichen Nutzung, des ökologischen Erhalts und
der Steigerung des Lebensstandards "koexistieren" können. Unter
"netto positiv" versteht das Unternehmen, das es sogar dazu beiträgt,
zuvor degradierte Landschaften aufzuwerten. Dazu schreiben die NGOs
in ihrer Kritik:

"Im Kern sind solche Konzepte pervers. Jeder Ort ist einzigartig, hat
seine eigene Vielfalt und ist auf besondere Weise in Zeit und Raum
verwurzelt; er kann nicht mit anderen Gebieten verglichen oder durch
sie ersetzt werden. Solche lebendigen Räume werden häufig von lokalen
Gemeinschaften genutzt und bewahren deren Lebensweise. Sie sollten
niemals zerstört werden!"

In einer Presseerklärung vom Oktober 2019 schreibe OLAM, daß seine
Plantagen nur in Gebieten stehen, die als Grasland, Sekundärwald oder
abgeholzte Flächen ausgewiesen sind. Das sehen die die lokalen
Gemeinschaften anders, heißt es in der Kritik. Was OLAM als
Bekräftigung seiner guten Absichten versteht, offenbart sich in der
Schilderung der NGOs als Schlupfloch von der Verpflichtung zu "null
Entwaldung". OLAM selber habe die Flächen abgeholzt, die hinterher
als "degradierte, abgeholzte Flächen" identifiziert worden seien,
heißt es. Und wenn OLAM argumentiert, daß es Plantagen nur auf
Flächen mit Sekundärwald oder Savanne anlege, ignoriere es, daß
beides von den lokalen Gemeinschaften intensiv genutzt werde.

Die beiden NGOs räumen in ihrer Kritik an OLAM durchaus ein, daß sich
das Unternehmen 2012, als es erstmals in die Provinz Ngounie kam, an
das Prinzip der "freien, vorherigen und informierten Zustimmung"
gehalten und öffentliche Anhörungen zu seinen Plänen durchgeführt
hat. Allerdings hatte der Staat zu dem Zeitpunkt bereits Landflächen
ausgesucht, für die Lizenzen vergeben werden sollten, und OLAM als
Partner der Regierung brachte einiges an Gewicht in die Gespräche mit
den Dorfgemeinschaften ein, um sie für seine Vorstellungen zu
gewinnen. Zwei Gemeinden hatten laut den Vor-Ort-Erkundigungen der
NGOs das Plantagenprojekt in ihrer Nachbarschaft abgelehnt. In einem
Fall habe OLAM tatsächlich keine Palmen angepflanzt, im anderen
dennoch. Nach der Rodung habe sich OLAM entschuldigt, das
Vorgehen als Versehen ausgewiesen und eine Entschädigung angeboten.

Am problematischsten sei jedoch, daß OLAM und die Regierung Gabuns
die Definition, was ein Wald ist, ändern wollen. Nach Angaben der
Nationalen Parkbehörde (ANPN) soll Wald als Ökosystem gelten, wenn er
eine Fläche von mindestens vier Hektar endemischer Bäume aufweist, wobei
pro Hektar mindestens fünf Bäume einen Stammdurchmesser in Brusthöhe
von 70 cm und/oder eine Biomasse von 118 Tonnen Kohlenstoff haben
müssen. Würde diese Definition angenommen, wäre das ein gefährliches
Vorbild, denn dadurch würden Sekundärwälder oder Wälder, die sich
regenerieren, nicht mehr als "Wald" gelten und wären damit zur
Nutzung freigegeben, lautet die Kritik.

Die von der World Rainforest Movement monierte Taktik von OLAM, Gebiete
von hohem Erhaltungswert einzurichten, läuft darauf hinaus, alle
anderen Gebiete für die Plantagenwirtschaft zur Verfügung zu haben.
Und die Vorstellung OLAMs davon, was ein nachhaltiger,
konservierender Umgang mit der Landschaft ist, deckt sich nicht
unbedingt mit der des Kleinbauerntums, bei dem schon mal Waldflächen
gerodet werden. Das wäre zukünftig auf den Flächen des Unternehmens
nicht mehr möglich.

Wenn heute von "Entwaldung" gesprochen und den lokalen Gemeinschaften
eine Mitverantwortung dafür zugesprochen wird, wird übersehen, daß
diese seit Jahrhunderten im und vom Wald gelebt haben, ohne ihn zu
zerstören. Wäre es anders, dürfte es in jenen Regionen heute keinen
Wald mehr geben. Es waren jedoch Imperien wie das der Römer oder
später der Briten und es ist in der heutigen Zeit der großflächige
industrielle Plantagenanbau, die Entwaldung betreiben oder betrieben
haben.

Nach konventionellen Kriterien würde man sagen, daß das Unternehmen
im allgemeinen vieles richtig gemacht hat. Schaut man sich hingegen
die Details an, erweist es sich und sein staatlicher Partner als
Verbündete in dem Bemühen, den Wald, seine Ressourcen und die
Arbeitskraft der Menschen verfügbar zu machen und das Ganze als
"Entwicklung" zu preisen. Das mutmaßliche Entgegenkommen der
Plantagenbesitzer dient eben diesem Zweck sowie dazu, den sozialen
Frieden zu wahren. Nicht um dessen selbst willen, sondern wiederum,
um ungestört die Verfügungsgewalt ausüben zu können.

Läßt man einmal sämtliches echte oder nur auf dem Papier
existierende Entgegenkommen, alle Entschädigungen und Entgelte
beiseite, so bleibt als Resümee, daß den Menschen vor Ort die
Verfügungsgewalt über ihren Lebensraum genommen wird. Der Vorgang
wird nicht dadurch harmlos, daß in anderen Weltregionen Menschen mit
Knüppeln, Macheten und Gewehren aus ihren angestammten Lebensräumen
vertrieben werden. In den reichen Ländern des Globalen Nordens wollen
die Konsumentinnen und Konsumenten kein schlechtes Gewissen haben,
wenn sie beispielsweise einen mit Hilfe von Palmöl hergestellten
Schokoriegel essen. Aber ganz genau wissen, unter welchen Bedingungen
die Zutaten produziert wurden, wollen sie ebenfalls nicht.


Fußnoten:

[1] Hier eine kleine Auswahl an Abmachungen, in denen sich zu "null Entwaldung"
bekannt wird:

- 2009: Gründung des Consumer Goods Forum, dem die CEOs von rund 400
Unternehmen u.a. aus der Lebensmittelbranche angehören. Beschlossen
wurde das Ende der Abholzung bis 2020.

- 2014: In der New York Declaration on Forests wurde null
Entwaldung bis 2030 vereinbart.

- 2015: Verabschiedung der UN-Nachhaltigkeitsziele. Entwaldungsstopp
bis 2020 beschlossen.

- 2015: Im Klimaschutzübereinkommen von Paris steht, daß im Kampf gegen die
globale Erwärmung Wälder geschützt werden müssen, da sie Kohlenstoff
binden.

- 2018: Der Roundtable on Sustainable Palm Oil (RSPO) bekennt sich zum
High Carbon Stock Approach: Alle Wälder, auch Sekundärwälder und sich
regenerierende Wälder, sollen bewahrt werden, also "null Entwaldung".

[2] https://wrm.org.uy/wp-content/uploads/2020/02/Communities-facing-Zero-Deforestation-pledges-case-Olam-Gabon.pdf

[3] https://www.olamgroup.com/news/all-news/news-bites/false-allegations-about-olams-palm-plantations-in-gabon.html

[4] https://www.olamgroup.com/content/dam/olamgroup/pdffiles/Olam-Living-Landscapes-Policy_English.pdf
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INFOPOOL / POLITIK / REPORT





INTERVIEW/475: Iran - über die Grenzen ...    Vria Arenan im Gespräch (SB)


Vria Arenan ist bei Komala organisiert, einer kurdischen Befreiungsbewegung im
Iran, die sich Anfang der 1980er Jahre zusammen mit anderen linken Gruppen zur
Kommunistischen Partei Iran (KPI) zusammengeschlossen hat. Die unter den 8
Millionen KurdInnen im Iran einflußreiche Komala setzt sich für Menschenrechte,
Geschlechtergerechtigkeit, Sozialismus und den Sturz der Zentralregierung in
Teheran als Voraussetzung für eine kurdische Teilautonomie innerhalb des Landes
ein. Auf Einladung der Interventionistischen Linken (IL) Hamburg berichtete Vria
Arenan am 13. Februar im Centro Sociale über die Aufstände im Irak und im Iran
[1]. Anschließend beantwortete er dem Schattenblick einige Fragen.




[image: Im Gespräch im Centro Sociale - Foto: © 2020 by Schattenblick]

Vria Arenan

Foto: © 2020 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Vria, könntest du etwas zur Geschichte von Komala und
der KPI sagen? 

Vria Arenan (VA): Die Kommunistische Partei Iran ist 5 Jahre nach der Revolution
1979 aus verschiedenen Organisationen wie Komala entstanden. Da Komala sehr
berühmt war und sehr viel Einfluß im kurdischen Landesteil hatte, änderten wir
den Namen nicht. Wir sagten, die Kommunistische Partei ist dazugekommen, und
Komala bleibt Komala, weil die Leute das so kennen. In der Partei sammelten sich
damals viele enttäuschte und über das ganze Land verstreute Linke, deren
Organisationen durch die islamische Regierung vernichtet worden waren. Die
Partei war ein Hoffnungsschimmer für viele Linke im Iran, da wir über freie
Gebiete verfügten, über Städte im kurdischen Teil des Landes, die das iranische
Militär noch nicht erobert hatte. Viele flüchteten sich in diese Orte in
Kurdistan und schlossen sich dort der KPI an.

SB: Mußten sie vor den islamischen Machthabern in Teheran fliehen?

VR: Ja. So gab es eine berühmte linke Organisationen namens Paykar, die von der
neuen Regierung angegriffen und richtiggehend vernichtet wurde. Viele ihrer
Mitglieder kamen dann zu uns und haben intensiv an der Entwicklung der Partei
mitgewirkt. Nach dem Iran-Irak-Krieg, in der Zeit um 1990/91, war alles sehr
schwierig für die Partei geworden, auch aufgrund des Zusammenbruchs des
Ostblocks. Obwohl wir politisch nie am Ostblock ausgerichtet waren, verloren viele
die Orientierung. In jener Zeit hatten wir auch viel Einfluß in der irakischen
Linken.

Im Jahr 2000 erlitt Komala eine große Abspaltung und verlor viele Kader, weshalb
wir quasi noch einmal anfangen mußten. Später sind neue Generationen an jungen
Menschen dazugekommen. Heute ist unsere Partei voll von jungen Menschen, während
der abgespaltene Teil immer dieselbe Generation geblieben ist und keinen
Nachwuchs hat.

SB: Inwiefern können die Parteimitglieder im Iran aktiv sein?

VR: Als Parteimitglieder nicht, aber man kann als Arbeiter Aktivist sein, man
kann sich in der Frauenbewegung, in der Studentenbewegung oder in der
Umweltbewegung engagieren. Letztes Jahr kam ein Umweltaktivist ums Leben,
woraufhin die Partei in ganz Kurdistan zum Generalstreik gegen das Regime
aufgerufen hat. Er war in seiner Funktion als Umweltaktivist zu Tode gekommen,
aber in Wirklichkeit gehörte er zur Bewegung. 

Im kurdischen Teil des Landes können wir uns nicht verstecken. Zum Beispiel
wurden meine Familienmitglieder hingerichtet, weil sie der Partei angehörten,
mein Vater war sieben Jahre aus demselben Grund im Gefängnis. Wer heute noch da
und aktiv ist, ist eben Komala (lacht). Man kann ja nicht alle vernichten. Weil
Komala sich so verbreitet hat, über eine große Anhängerschaft verfügt und zu
einer breiten gesellschaftlichen Bewegung geworden ist, lud das Regime die
AktivistInnen vor und teilte ihnen mit, daß es ganz genau weiß, daß sie zu
Komala gehören. Es droht ihnen an, sie umzubringen, wenn sie etwas gegen das
Regime unternehmen, und läßt sie ein Dokument unterschreiben, in dem sie
erklären, nichts dergleichen zu tun. So verfahren sie aber auch mit den rechten
Parteien in Kurdistan. Der Widerstand gegen das iranische Regime in Kurdistan
ist eine Massenbewegung, das hat mit einzelnen Menschen nichts zu tun, es ist
einfach die Masse, die das Regime nicht akzeptiert.

SB: Wie geht ihr als Kaderpartei mit marxistisch-leninistischer Doktrin mit
sozialen Bewegungen um, die eher selbstorganisiert sind und spontan entstehen?

VR: Wir haben gelernt, daß es am wichtigsten ist, wenn die großen sozialen
Bewegungen im Iran eine gute Richtung einschlagen und dabei von uns voll
unterstützt werden. Wir bestehen nicht darauf, daß die Leute "Es lebe der
Sozialismus" rufen, das tun wir vielleicht, aber die meisten Menschen wollen
einfach nicht unterdrückt werden. Wenn zum Beispiel Frauen Unterdrückung
erleben, dann gehen sie dagegen vor. Wir klären als SozialistInnen über die
Entstehungsgründe dieser Unterdrückung auf, aber wir bestehen nicht darauf, daß
"Es lebe der Sozialismus" gerufen wird. Das hat für mich keine Bedeutung. Es
geht um das Problem der Unterdrückung, und so ist alles, was in einer solchen
Bewegung geschieht, in unserem Sinne. Es sei denn, es geht auf Kosten anderer,
da sind wir sehr dagegen. Wenn zum Beispiel Nationalitäten und Konfessionen
gegeneinander aufgehetzt werden, wenn sich einer für besser als der andere
hält, beziehen wir dagegen Position. Wenn Frauen, Männer, ArbeiterInnen,
KurdInnen, AraberInnen, TürkInnen und andere, die benachteiligt sind, gegen
diese Benachteiligung kämpfen, erhalten sie unsere volle Unterstützung.

SB: Hat Komala im Irak-Iran-Krieg auf der Seite des Iraks gekämpft?

VR: Nein, der Irak hat viele von uns getötet, durch Chemiewaffen und
Sprengbomben. Alles, was die irakischen Kampfflugzeuge nicht über dem Iran
abwarfen, luden sie auf dem Rückweg über Kurdistan ab. Im Iran wie im Irak gab
es kurdische Gebiete, die von keinem der beide Staaten kontrolliert oder
militärisch besetzt waren, diese Gebiete hatten wir für uns. Durch ihre
Kriegshandlungen an anderen Fronten waren sie lange miteinander beschäftigt,
erst später kam der Krieg auch zu uns. Wir haben heute noch bewaffnete Einheiten
in der Region Kandil, die sich über den Iran und den Irak erstreckt. Es ist ein
sehr großes Gebiet und da gibt es heute noch keine Regierung.

SB: Wie ist euer Verhältnis zu kurdischen Organisationen in Syrien und der Türkei?

VR: Wir sind sehr solidarisch mit dem Kampf und der Bewegung in der Türkei, aber
auch in Syrien, und wir unterhalten sehr viele Kontakte nach Rojava, unsere
eigenen Leute sind dort aktiv. Ich persönlich habe viel dazu beigetragen, daß
die Verwendung von Phosphorbomben durch die Türkei in Nordsyrien bekannt
gemacht und letzte Woche in Brüssel, aber auch in Genf bestätigt worden ist.
Noch ist das Thema nicht von den Medien aufgegriffen worden, aber das wird mit
Sicherheit kommen.

SB: Ich habe den Irak-Iran-Krieg immer so verstanden, daß es aus Sicht der USA
darum ging, zwei relativ starke Akteure in der Region aneinander ausbluten zu
lassen. Entspricht das eurer Sichtweise?

VR: Die USA haben eine ganz große Rolle gespielt, das stimmt, sie haben ihre
Waffen an alle Kriegsparteien verkauft und sogar für Gleichgewicht unter den
verfeindeten Seiten gesorgt. Meiner Ansicht nach standen die USA nicht nur
hinter dem Irak. Wenn der Irak im Laufe des Krieges ein bißchen stärker wurde,
bekam plötzlich der Iran so viele Waffen, bis es wieder militärischen Gleichstand
gab. In acht Jahren Krieg haben sich die Grenzgebiete kaum verschoben. Da wurde
wirklich für Gleichgewicht gesorgt.

SB: Angeblich haben die Konfessionen der Schiiten und Sunniten zu Zeiten Saddam
Husseins im Irak keine große Rolle gespielt. Ist diese Idee, sich konfessionell
zu identifizieren, heute wirklich so dominant, oder wird das immer nur in
bestimmten Interessenskonstellationen gefördert?

VR: Saddam Hussein gab vor, einen islamischen Sozialismus schaffen zu wollen. In
Wirklichkeit erhielt er den Islam vom Westen und den Sozialismus vom Osten. Aus
meiner Sicht wurde nach dem Zweiten Weltkrieg, das, was für diese Region machbar
war, von den beiden Machtblöcken in Ost und West akzeptiert. Saddam Hussein war
ein Diktator und nicht religiös orientiert. Nachdem die USA Saddam Hussein
inhaftiert hatten, wurde bestimmt, daß Schiiten, Sunniten und Kurden jeweils
eigene Vertreter haben sollten. Von da an hatte man es nicht mehr mit
menschlichen Individuen zu tun, sondern mit Interessen. Zudem ernannten sie
besonders fanatische Personen zu ihren Repräsentanten, weil sie vermuteten, daß
sich diese besser durchsetzen könnten. Daher hatten wir es von Anfang an mit
Rückständigkeit zu tun und auf keine Weise mit Demokratie.

SB: Gibt es im Iran irgendwelche Möglichkeiten, mit deren Hilfe sich Frauen
innerhalb des Systems emanzipieren können, oder müssen sie immer gegen das
System kämpfen?

VR: Ich denke nicht, daß Frauen innerhalb des Systems nur Nachteile haben, es
gibt auch ein paar Dinge, die sie in Anspruch nehmen können. Das Hauptproblem
ist, daß die Frau gesetzlich als Mensch zweiter Klasse gilt. Viele Frauen sind
auch im Gefängnis. Wiederum gibt es Frauen, die wichtige Funktionen in dieser
Regierung ausüben bis hin zu Ministerämtern. Viele Frauen haben damals zu den
Waffen gegriffen und für das islamische Regime gekämpft. Es gibt sogar Frauen,
die andere Frauen gefoltert haben. Heute noch sprechen Frauen andere Frauen auf
der Straße an und sagen: Du mußt dich verschleiern, sonst kriegst du Ärger.

Es ist nicht so, daß alle Frauen gegen das Regime sind und das Regime nur Männer
begünstigt. Das Problem ist, daß sie die Menschen davon überzeugen wollen, daß alles
so sein soll, wie es ist. Die Islamisten haben viele Theorien dafür, warum
Frauen angeblich schwächer sind. Diese Theorien werden in den Schulen
unterrichtet. Sie sagen nicht, daß Frauen Menschen zweiter Klasse sind,
sondern erklären es so, daß sie geschützt werden sollen. Wir klären darüber auf,
daß Frauen auf diese Weise entrechtet werden. Ansonsten erlebe ich, daß viele
Frauen in diesem Regime mitmachen und auch gute Chancen haben, Millionärinnen
zu werden oder in der Regierung hohe Positionen zu bekleiden.

So sind viele Frauen an der Universität, aber das hat weniger mit dem Geschlecht
zu tun, sondern eher damit, ob Familien oder Leute sich gegenüber dem Regime
neutral verhalten und zumindest nicht gegen das Regime opponieren. Dann nehmen
die Chancen auf gesellschaftlichen Aufstieg zu. Wer - ob Mann oder Frau - in
irgendeiner Weise gegen das Regime ist, wird benachteiligt. Das hat mit dem
jeweiligen Geschlecht nichts zu tun.

SB: Nach der Ermordung Soleimanis wurde allgemein befürchtet, daß es zwischen
den USA und dem Iran zum offenen Krieg kommt. Zu solchen Situationen ist es in
den letzten 20 Jahren mehrmals gekommen. Zu mehreren Anlässen wurde vermutet,
daß die USA den Iran angreifen, doch es ist bis heute nicht dazu gekommen.
Welchen Schluß ziehst du daraus?

VR: Wem nützt es, wer profitiert davon, wenn die Menschen jahrelang darüber
spekulieren, ob es zu einem Krieg zwischen den USA und dem Iran kommt? Mit
dieser Form der Berichterstattung und Rhetorik schaffen sie es, die Menschen
davon zu überzeugen, daß beide Akteure miteinander verfeindet sind. Damit ist
die ganze Welt beschäftigt, während die USA und auch der Iran meiner Meinung
nach mit ganz anderen Dingen beschäftigt sind. Die USA können nicht mehr so
eigenmächtig wie früher agieren. Sie sind froh, wenn die Türkei nicht mehr so
eine imperialistische Haltung entwickelt, wenn der Iran sich nicht mehr so sehr
in der Region einmischt - oder wenn doch, dann in Absprache und unter
Respektierung US-amerikanischer Interessen. Deswegen existiert aus meiner Sicht
keine reale Kriegsgefahr.

So ein Krieg braucht eine ganz andere Vorbereitung. Es ist nicht so, daß Trump
mit einer SMS einen Krieg befiehlt, das geht nicht. Allein für den Irakkrieg
hat sich die halbe Welt zusammengetan, um Saddam Hussein zu entmachten. Der Iran
hat mehr als doppelt so viele Einwohner wie der Irak und ein fast viermal so
großes Staatsgebiet. Daher ist ein solcher Krieg für mich keine Frage, mit der
ich mich beschäftigen muß.

SB: Vria, vielen Dank für das Gespräch.


Fußnote:


[1] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0360.html
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





ARBEIT/3016: Öffentlicher Dienst - Beschäftigte fühlen sich stärker belastet (idw)


Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin - 21.02.2020

Öffentlicher Dienst: Beschäftigte fühlen sich stärker belastet



Beschäftigte im öffentlichen Dienst sind partiell häufiger von einer
hohen Arbeitsintensität betroffen als Beschäftigte in anderen
Wirtschaftsbereichen. Das zeigt ein neues Faktenblatt der Bundeanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA). Während 67 Prozent der
Beschäftigten im öffentlichen Dienst davon berichten, häufig verschiedene
Arbeiten gleichzeitig betreuen zu müssen, sagen dies in der Industrie nur
58 Prozent und im Handwerk nur 50 Prozent der Beschäftigten.

Ebenso berichten Beschäftigte im öffentlichen Dienst häufiger als
Beschäftigte in anderen Wirtschaftsbereichen davon, dass sie bei ihrer
Arbeit häufig unterbrochen werden oder dass sie häufig an der Grenze ihrer
Leistungsfähigkeit arbeiten. Die Zahlen basieren auf einer Auswertung der
BIBB/BAuA-Erwerbstätigenbefragung 2018 anhand der Angaben von 17.000
abhängig Beschäftigten in Deutschland.

Die Zahlen zeigen darüber hinaus, dass sich Beschäftigte im öffentlichen
Dienst durch psychische Anforderungen häufiger belastet fühlen als
Beschäftigte in anderen Wirtschaftsbereichen. Für 83 Prozent der
Beschäftigten im öffentlichen Dienst ist es demnach belastend, ständig an
der Grenze der eigenen Leistungsfähigkeit zu arbeiten. Zwar sind die
Beschäftigten im öffentlichen Dienst seltener von Termin- und
Leistungsdruck betroffen, empfinden diese Anforderung aber zu 75 Prozent
als Belastung - acht Prozent mehr als der Durchschnitt aller
Beschäftigten. 65 Prozent der Beschäftigten im öffentlichen Dienst sind
durch häufige Störungen und Unterbrechungen bei der Arbeit belastet - im
Dienstleistungsbereich und im Handwerk sind es jeweils nur 57 Prozent.

In der BIBB/BAuA-Erwerbstätigenbefragung 2018 wurden zudem verschiedene
gesundheitliche Probleme abgefragt. Beschäftigte im öffentlichen Dienst
berichteten hierbei häufiger von allgemeiner Müdigkeit, Mattigkeit oder
Erschöpfung (52 Prozent), von nächtlichen Schlafstörungen (34 Prozent)
oder Kopfschmerzen (39 Prozent).

Die Auswertung macht deutlich, dass hohe Arbeitsintensität einen großen
Teil der Beschäftigten im öffentlichen Dienst betrifft. Die Beschäftigten
sind dabei partiell häufiger betroffen als die Beschäftigten in anderen
Wirtschaftsbereichen. Da eine andauernd hohe Arbeitsintensität
gesundheitliche Folgen haben kann, ist sie ein wichtiges Thema für den
Arbeits- und Gesundheitsschutz der Beschäftigten.


baua: Fakten "Öffentlicher Dienst: hohe Arbeitsintensität, starke
Belastung" gibt es als PDF im Internetangebot der BAuA unter

www.baua.de/dok/8833852.

Forschung für Arbeit und Gesundheit

Die BAuA ist eine Ressortforschungseinrichtung im Geschäftsbereich des
BMAS. Sie betreibt Forschung, berät die Politik und fördert den
Wissenstransfer im Themenfeld Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit.
Zudem erfüllt die Einrichtung hoheitliche Aufgaben im Chemikalienrecht und
bei der Produktsicherheit. An den Standorten Dortmund, Berlin und Dresden
sowie in der Außenstelle Chemnitz arbeiten über 700 Beschäftigte.

www.baua.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1087

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, 21.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Februar 2020 
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07191: Lügnerischer Lampengeist (SB)


Wochenlang hatte sich Schachfreund Iqbal Ahmad aus Pakistan durch die
einschlägige Literatur der Najdorf-Variante gewühlt; wie ein Maulwurf
kam er sich hinterher vor. Dutzenden Gängen war er nachgegangen,
Hunderte von Zugfolgen hatte er analysiert, und schließlich fand er
tatsächlich einen Zug, der von der Theorie gänzlich unbeachtet
geblieben war. Solche Züge sind unter Fernschachspielern kostbar wie
Diamanten, denn der Kontrahent kann nirgends nachschlagen und ist
darauf angewiesen, seinen eigenen Kopf zu benutzen. Jeder weiß aus
leidvoller Erfahrung, wieviel Kummer einem das bereiten kann. Nun
hatte Schachfreund Ahmad am falschen Zipfel von Aladins Wunderlampe
gescheuert, denn der Geist, der nun aus der Versenkung auftauchte,
erwies sich als ein rechter Betrüger, der die Mär von den drei
Wünschen nur dazu mißbrauchte, ehrbare Schachspieler hinters Licht zu
führen. Kurzum: Ahmads neuer Zug aus den Regionen der Schatten war
bewußt nicht in die Schachliteratur eingegangen, er war nämlich grob
fehlerhaft. Schließlich fand sich Ahmad im heutigen Rätsel der Sphinx
in der folgenden Stellung wieder. Seine schwarzen Figuren leisteten
ihm schlechte Dienste, und was der Geist aus der Lampe nicht verraten
hatte, verriet ihm nun Weiß, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07191: Lügnerischer Lampengeist (SB)]



Honfi - Ahmad

Fernpartie 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Mac Cutcheons Variante erlitt für dieses Mal eine herbe Niederlage,
ihre Anhänger werden sich wohl dennoch nicht entmutigen lassen: 1.Sg3-
f5+! e6xf5 2.Dc2xf5 und Schwarz überzeugte sich davon, daß er nach
2...Dh8-g7 3.Tf6xa6 keine Gegenwehr mehr besaß. Auch wenn Schwarz das
Springeropfer abgelehnt hätte, wäre er an der Kapitulation nicht
vorbeigekommen, zum Beispiel 1...Ke7-f8 2.Sf5-h6 Sc4-d6 3.Dc2-g6 Tb8-
b7 4.Dg6-g8+ bzw. 1...Ke7-e8 2.Dc2xa4+ Ke8-f8 3.Tf6xf7+! Kf8xf7 4.Da4-
d7+ Kf7-g6 5.Dd7xe6+ Kg6xh7 6.De6-f7+ nebst Matt.



Erstveröffentlichung am 4. Februar 2007
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





FESTIVAL/171: Mainz - tanzmainz festival UPDATE #3, 13. - 21.3.2020


Staatstheater Mainz

tanzmainz festival UPDATE #3

13. - 21.3.2020



Vom 13. bis zum 21. März 2020 lädt das Staatstheater Mainz zur dritten
Ausgabe des tanzmainz festival UPDATE ein. Alle zwei Jahre präsentiert
diese 'kleine Schwester' des großen tanzmainz festival Künstlerinnen
und Künstler, die man als Grenzgänger*innen des Tanzes bezeichnen kann
- denn sie loten lustvoll und mit viel Kreativität die Möglichkeiten
des Genres aus. Hauptspielort des Festivals im Staatstheater ist die
Studiobühne U17, die eine große Nähe zum Publikum ermöglicht und darum
für dieses Format ideale Bedingungen bietet.

Im tanzmainz festival UPDATE 2020 liegt der Schwerpunkt auf
Produktionen aus europäischen Ländern, die im internationalen
Tanzgeschehen noch zu selten vertreten sind. So kann sich das Publikum
auf Gäste aus Polen, der Tschechischen Republik, Lettland, Estland und
Griechenland freuen. Dort haben die Macher*innen mit manchen
Schwierigkeiten umzugehen, etwa was die finanzielle Ausstattung oder
Spielmöglichkeiten betrifft. Ihre Beharrlichkeit und die Innovation
ihrer Projekte sind daher umso beeindruckender. Ergänzt wird das
Programm um besonders bemerkenswerte Produktionen aus Italien und
Deutschland.

13 Choreografien in 9 Tagen - dieses dicht besetzte Programm wäre
nicht möglich ohne die große Unterstützung durch Förderer und
Sponsoren, die den tanzmainz festivals schon seit Jahren die Treue
halten: der Kulturfond Peter E. Eckes, die Mainzer Volksbank, Lotto
Rheinland-Pfalz sowie die Stiftung Mainzer Theaterkultur, die
Theaterfreunde Mainz und der Förderverein tanzmainz.

Das gedruckte Programm liegt ab sofort im Staatstheater aus und ist
auf der Homepage www.staatstheater-mainz.com zu finden.


Programm

Fr 13., 19.30-21.20

Paweł Sakowicz (PL) JUMPCORE*/** /

Tereza Hradilková, Filip Míšek and coll. (CZ)

SWISH*/**

U17 (Einlass über Orchestersaal)

Sa 14., 19.30-21.00

Annamaria Ajmone (IT) TRIGGER /

Danae & Dionysios (GR) ATMA

U17 (Einlass über Orchestersaal)

So 15., 16.30-17.20 & 18.00-18.50, 19.30-20.30

Krisjnis Sants & Ieva Gaurilcikait (LV)

LABRYS

Bühne Großes Haus (Einlass über Bühneneingang)

Karine Ponties (BE/CZ)

SAME SAME**

U17 (Einlass über Orchestersaal)

Mo 16., 19.30-20.30

Reut Shemesh (DE)

ATARA - for you, who has not yet found the one*/**

U17

Di 17., 19.30-21.10

Ginevra Panzetti, Enrico Ticconi (DE/IT)

HARLEKING** / Luna Cenere (IT) KOKORO**

U17 (Einlass über Orchestersaal)

Mi 18., 19.30-20.25

Renata Piotrowska-Auffret (PL)

THE PURE GOLD IS SEEPING OUT OF ME*/**

U17

Do 19., 19.30-20.45

LaMacana + Samir Akika (DE/ES)

PINK UNICORNS*

U17

Fr 20., 19.30-20.50

Samir Akika / Theater Bremen (DE)

BRAVEHEARTS*

U17

Sa 21., 19.30-20.20

W A U H A U S (FI/EE)

FLUIDS

U17

* Vorstellungen mit englischer Sprache

** im Anschluss Publikumsgespräch

Preise

Normalpreis: 18 €

Preis für Abonnent*innen: 16 €

Ermäßigt*: 9 €

Paket 4 für 3 €

Besuchen Sie vier Vorstellungen im tanzmainz festival UPDATE und
erhalten Sie eine Karte umsonst!

* Gilt für Schüler*innen, Studierende, Freiwilligendienstleistende,
Auszubildende bis zum vollendeten 30. Lebensjahr,
Sozialhilfeempfänger*innen, Erwerbslose und Schwerbehinderte ab 50%
GdB stets mit amtlichem Ausweis.

Die Studierendenflatrate gilt nicht für die Festivalvorstellungen.

 * 

Quelle:

Staatstheater Mainz GmbH

Gutenbergplatz 7, 55116 Mainz

Tel: 06131 2851-240

kommunikation@staatstheater-mainz.de

Theaterkasse: Mo bis Fr 10 bis 19 Uhr, Sa 10 bis 15 Uhr

Tel. 06131 2851 222, Fax 06131 2851 229

kasse@staatstheater-mainz.de

Internet: www.staatstheater-mainz.com
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SPIELPLAN/893: Hamburg - Kampnagel Veranstaltungen März 2020


Kampnagel Termine März 2020

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste



Mit der Uraufführung ihrer Tanz-Rap-Oper THE NOSE bespielt die aus
Südafrika stammende Hamburger Choreografin Jessica Nupen vom 18. bis
zum 21.3. die große Kampnagel Bühne. Sie verlegt Nikolai Gogols
Erzählung über Gier, Hierarchie und Tyrannei in zeitgenössische
globale Kontexte und kommt mit großem internationalen Ensemble aus
Tänzer*innen, Sänger*innen und Musiker*innen. Die Original-Musik für
diese Produktion hat der kanadische Musiker und Rapper Josh »Socalled«
Dolgin geschrieben. Die musikalische Leitung hat der Südafrikaner
Thuthuka Sibisi, der neben international tourenden eigenen Arbeiten
auch verschiedene Projekte mit William Kentridge realisiert hat.

Eine ungewöhnliche Bühne entwickeln die in Hamburg lebenden syrischen
Künstler Anas Aboura und Rabea Al-Sayed für ihr viertägiges Projekt
REVOLUTIONARY SOUK vom 12. bis zum 15.3. Die syrische Revolution
begann im März 2011 im Souk al-Hamidiya, einem berühmten historischen
Basar von Damaskus. Diesen Ort und die Erinnerung an die politischen
Ereignisse macht eine Gruppe syrischer Künstler*innen im Exil für das
Publikum erlebbar. Die Dramaturgie der verschiedenen Abende orientiert
sich an den realen Ereignissen, die die Situation auf dem Basar von
Tag zu Tag veränderten von ersten Demonstrationen und Verhaftungen bis
zu Check-Points und Polizeigewalt. Mit Marktständen, theatralen
Interaktionen, einer Galerie, einem Film- und Diskussionsraum, mit
Konzerten und Partys zeigen die eingeladenen Künstler*innen und
Aktivist*innen ihre Version dieser gescheiterten Revolution.

Auf der digitalen Kampnagel-Bühne ist am 25. März Serien-Start für die
multilinguale diasporische Serie RAMADRAM - eine experimentelle
Selfmade-Soap-Opera, deren Storylines irgendwie aus dem Leben
gegriffen und absolut Serien-tauglich sind - echte Gefühle, falsche
Freunde, große Hoffnungen, kleine Erfolge und die Frage, "Wo ist Mekka
nochmal genau?" Damit führt die Gruppe New Media Socialism nach der
erfolgreichen Serie HELLO DEUTSCHLAND - DIE EINWANDERER (komplette
erste Staffel hier auf youtube) den selbsternannten Auftrag fort, die
mediale Präsentation von Migrant*innen und Geflüchteten in Deutschland
zu verbessern. Gedreht wurde ausschließlich im Migrantpolitan auf
Kampnagel von und mit Community-Mitgliedern. Bevor die Serie pünktlich
zu Ramadan ebenfalls ins Internet geht, gibt es ab 25.3. wöchentliche
Live-Screenings im Migrantpolitan - in Anwesenheit der
Darsteller*innen.

Um Sichtbarkeit geht es auch in den Arbeiten der Regisseurin Anta
Helena Recke, die mit ihrer aktuellen Produktion Die Kränkungen der
Menschheit (5.-7.03.) kürzlich zum zweiten Mal zum Berliner
Theatertreffen eingeladen wurde. Recke bezieht sich auf Sigmund Freuds
drei große »Kränkungen der Menschheit«, dass die Erde nicht
Mittelpunkt des Weltalls sei, der Mensch vom Affen abstamme und nicht
Herr über sich selbst sei und ergänzt als weitere Kränkung die
Annahme, es sei eine Illusion von lediglich einer Menschheit
auszugehen.

Wahrnehmung und Sichtbarkeit gehören auch zu den Themen, die das
inklusive Hamburger Ensemble Meine Damen und Herren beschäftigen. DIE
STADT BIN ICH - Ein Miniatur(en) Festival ist eine Werkschau von
kleinen Stücken, mit denen die Ensemble-Mitglieder die radikale
Teilhabe an allen künstlerischen Entscheidungen demonstrieren - von
der Stückentwicklung über Bühne, Kostüme bis zu Regie und Performance.
(11.-14.3.)

Am 20. und 21. März setzt der ivorische Tänzer und Regisseur Franck
Edmond Yao (vor allem bekannt aus der Zusammenarbeit mit Monika
Gintersdorfer) seine Serie DAS SANDWICH SYNDROM fort, einem
tänzerischen Diskursformat über das Leben zwischen zwei Kontinenten,
Afrika und Europa. Er lädt Gäste mit Alltagsexpertise dazu ein,
diskutiert mit ihnen über persönliche Erfahrungen und politische
Zustände und leitet die Debatte im Laufe des Abends auf die Körper um,
um Tanz auch als politischen Ausdruck zu nutzen.

Den Blick auf Afrika, auf das von Christoph Schlingensief vor zehn
Jahren gegründete Operndorf in der Nähe von Burkina Fasos Hauptstadt
Ouagadougou, werfen am 20.3. Aino Laberenz, die nach dessen Tod die
Geschäftsführung des Operndorfes Afrika übernommen hat, und Amelie
Deuflhard im Gespräch über den aktuellen Stand und die Zukunft des
Projekts.

Am 30.3. laden wir zum 6. Teil der Reihe Institutioneller Rassismus
ein und haben die Fachärztin für Psychiatrie und Psychotherapie, Dr.
Amma Yeboah, eingeladen, über Diskriminierungen, die von Vorurteilen
bis hin zu folgenreichen Fehlbehandlungen reichen, in der Medizin zu
berichten.


Die Konzerte im März:

Am 5.3. präsentiert die Mülheimer Band Bohren & der Club of Gore ihr
achtes Studioalbum "Patchouli Blue", FKP Skorpio haben Debbie Harry
und Chris Stein für ein Gespräch nach Hamburg geholt (7.3.) und es
gibt Fortsetzungen der Reihen Salon Queertronique (6.3.), One Mother
(7.3.), Oriental Karaoke (12.3.), Dub-ke (14.3.) und Afropride
(21.3.).


Überblick

Anta Helena Recke

DIE KRÄNKUNGEN DER MENSCHHEIT

Do. 05.03. bis Sa. 07.03.

Performance

Meine Damen und Herren

DIE STADT BIN ICH

Mi. 11.03. bis Sa. 14.03.

Ein Miniatur(en)-Festival

Rabea Al-Sayed / Anas Aboura

REVOLUTIONARY SOUK

Do. 12.03. bis So. 15.03.

Ein immersiver Basar

New Media Socialism

RAMADRAM

Mi. 25.03.

Diasporische Soap-Opera

Jessica Nupen

THE NOSE

Mi. 18.03. bis Sa. 21.03.

Tanz / Uraufführung

Franck Edmond Yao

DAS SANDWHICH SYNDROM

Fr. 20.03. und Sa. 21.03.

Performance

Aino Laberenz / Amelie Deuflhard

10 JAHRE OPERNDORF AFRIKA

Fr. 20.03.

Gespräch

Fundus Theater

AUF ZUCKER

Sa. 21.03. bis So. 29.03.

Kindertheater

Institutioneller Rassismus Teil 6

MEDIZIN mit Dr. Amma Yeboah

Mo. 30.03.

Vortrag und Diskussion

Kampnagel Führung

So. 08.03.

Abschlussarbeiten der Theaterakademie

Woody Mues: MACHT'S GUT

Sa. 28.03. bis Mo. 30.03.

Theater

MUSIKPROGRAMM MÄRZ 2020

Bohren & der Club of Gore

Do. 5.03.

Konzert

Salon Queertronique

Fr. 06.03.

Party

Debbie Harry / Chris Stein

Sa. 07.03.

In Kooperation mit FKP Skorpio

One Mother

GLOBAL FEMINIST BAD(B)ASS

Sa. 07.03.

Konzert / Party

Oriental Karaoke

Do. 12.03.

Konzert / Party

DUB-KE

ADVENTURES IN ARAB TECHNO

Sa. 14.03.

Konzert / Party

DJ Waxs

AFROPRIDE

Sa. 21.03.

Party


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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TANZ - PERFORMANCE/267: Mainz - "Jumpcore" und "Swish", 13.3.2020


Staatstheater Mainz

Paweł Sakowicz (PL) JUMPCORE*/** / Tereza Hradilková, Filip
Míšek and coll. (CZ) SWISH*/**

Freitag, 13.3.2020, 19.30-21.20 Uhr

U17 (Einlass über Orchestersaal)

* Vorstellungen mit englischer Sprache

** im Anschluss Publikumsgespräch



PAWEŁ SAKOWICZ

Jumpcore (40')

Deutsche Erstaufführung

Springen, das könnte die Überschrift über die ersten beiden
Produktionen des diesjährigen tanzmainz festivals UPDATE sein. Aber so
verwandt Paweł Sakowicz Jumpcore und Tereza Hadilkovás
Swish auf den ersten Blick auch zu sein scheinen, so
grundverschieden sind sie doch. Paweł Sakowicz, Absolvent der
London Contemporary Dance School, ist eines der bekanntesten Gesichter
der jungen polnischen Tanzwelt. Vage angelehnt an die mysteriösen
Todesumstände des 1964 verstorbenen New Yorker Tänzers und Andy-Warhol-
Schauspielers Fred Herko (der der Überlieferung nach vor Partygästen
tanzte und dann angeblich im Übermut aus dem Fenster sprang) erforscht
Paweł die oft unterschätzte Technik des Springens. Gekleidet in
Sneakers, Shorts und einen Umhang scheint er sich wie ein Boxer auf
die nächste Runde vorzubereiten. Indem er scheinbar sorglos über die
Bühne fegt, dekonstruiert er zugleich zahlreiche Tanztraditionen wie
Ballett, Rave oder Volkstanz. Dabei spielt er mit den Erwartungen des
Publikums und schwankt zwischen Scherz und Virtuosität. "Mit feiner
Ironie zollt er dem ständigen Springen zunehmend Tribut. Ob nun vom
Beat begleitet oder in Stille gehüllt, erinnert uns Sakowicz an die
Freude, die wir empfinden, wenn wir die Schwerkraft überwinden.
Während seine Erschöpfung immer offensichtlicher wird, wird uns klar,
dass dieser Springer niemals aufgeben wird". (Tereza Fazan, Springback
Magazine)


TEREZA HRADILKOVÁ, FILIP MÍSEK AND COLL.

SWISH (40')

Ein Kinderspiel. Oder doch nicht? Als Tereza Hradilková an ihrem
Tanzfilm Beating arbeitete, war sie fasziniert von der
Leichtigkeit der Boxer beim Seilspringen und entwickelte aus dieser
Inspiration eine Tanzperformance von höchstem körperlichen Anspruch,
in der sie an ihre eigenen Grenzen als Tänzerin geht. Während sie
scheinbar federleicht, virtuos und lange ohne erkennbare Anstrengung
seilspringt, übersetzt sich die Metapher: Wie weit geht diese Frau,
der wir da zusehen, in ihrer Selbstoptimierung? Was treibt sie,
welcher Leistungszwang lässt sie das Seil immer schneller schlagen -
einem Hamsterrad gleich, aus dem es kein Entrinnen gibt?

Swish kommt uns nahe. Denn diesem beeindruckenden, scheinbar so
simplen Tanzstück gelingt das Kunststück, zugleich die Schönheit der
Bewegung zu feiern und auf sehr persönliche Weise von der
Gratwanderung zwischen Ambitionen und Überforderung zu erzählen, die
wir in unserer Hochleistungsgesellschaft alle kennen.

Tereza Hradilková ist eines der Aushängeschilder der starken,
experimentierfreudigen Tanzszene in der Tschechischen Republik. Sie
studierte zeitgenössischen Tanz am Duncan Centre Konservatorium in
Prag und an der Theaterhochschule Amsterdam. Bereits mit ihrem ersten
Duett wurde sie zum bedeutendsten europäischen Nachwuchsfestival
Aerowaves Spring Forward eingeladen. Mit anderen Künstler*innen
gründete sie das Projekthaus Truhlárna, in dem auch Swish
entstand, das bereits zahlreiche Einladungen aus dem In- und Ausland
erhielt.

Jumpcore

Choreografie und Performance: Paweł Sakowicz

Dramaturgie: Mateusz Szymanówka

Musik: Indecorum

Kostüme: Doom 3k

Produktion: MAAT Festival, Scena Taca

Studio, Zachta - National Gallery of Art

Swish

Konzept, Choreografie und Performer: Tereza Hradilková

Dramaturgie und Kollaboration: Biljana Golubović

Live-Musik: Filip Míšek

Lichtdesign: Pavel Kotlík

Sound: Michal Sýkora

Kostüme: Marjetka Kürner Kalous

Beratung: Lukáš Jiřička

Produzent: Jakub Hradilek

Produktion: Veronika Hladká

Koproduktion: Tanec Praha / PONEC - dance venue, Studio
Truhlárna

Unterstützt von: Ministry of Culture of the Czech Republic, NADACE
ŽIVOT UMĚLCE

 * 

Quelle:

Staatstheater Mainz GmbH

Gutenbergplatz 7, 55116 Mainz

Tel: 06131 2851-240

kommunikation@staatstheater-mainz.de

Theaterkasse: Mo bis Fr 10 bis 19 Uhr, Sa 10 bis 15 Uhr

Tel. 06131 2851 222, Fax 06131 2851 229

kasse@staatstheater-mainz.de

Internet: www.staatstheater-mainz.com
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ATOM/1320: Gorleben muss raus! Die Endlagersuche geht in eine vorentscheidende Phase (Gorleben Rundschau)


Gorleben Rundschau I-II/2020 - 43. Jahrgang, Ausgabe 1073

Wir sind die Wenden: Energie · Klima · Mobilität · Gesellschaft

Serie Endlagersuche - Geologie

Gorleben muss raus!

Die Endlagersuche geht in eine vorentscheidende Phase

von Wolfgang Ehmke



Gorleben

Wenn die Bundesgesellschaft für Endlagerung gegen Ende des Jahres
den so genannten Zwischenbericht vorlegt, könnte für Gorleben nach
über vierzigjähriger Geschichte das Aus als Standort für ein
Atommüll-Endlager kommen. Wolfgang Ehmke erläutert, warum das sogar so
kommen muss.


Im Herbst wird die Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE)[1]
einen vorentscheidenden Bericht auf den Tisch legen. In diesem
"Zwischenbericht" werden Gebiete aussortiert, die für die Endlagerung
nicht in Frage kommen. Oder andersherum gesagt: Es werden Teilgebiete
benannt, die näher untersucht werden sollen.

Grundlagen für den Zwischenbericht

Dafür wertet die BGE zurzeit geologische Daten aus, die sie von den
geologischen Landesämtern erhalten hat. Die Fülle - über eine Million
Daten - täuscht über das Kernproblem hinweg: das sogenannte
"Tiefendefizit". Denn Bohrungen beispielsweise, die tiefer als 300
Meter reichten, gibt es gar nicht in Hülle und Fülle - die sind aber
für die Endlagersucher/-innen von großer Bedeutung, weil laut dem
Standortauswahlgesetz (StandAG) ein tiefengeologisches Lager in Salz,
Kristallin oder Ton die hochradioaktiven Abfälle aufnehmen soll.

Gesucht wird - im Politsprech - ein "bestmöglicher" Standort. Im
Gesetzestext wird das etwas anders benannt, dort wird eine
Klassifizierung von "günstig" über "bedingt günstig" bis "weniger
günstig" vorgenommen. Bleibt zu hoffen, dass mit "günstig" ein
"bestmöglicher" Standort gemeint ist.

Dabei sind von der BGE verschiedene Kriterien anzuwenden, die im
Standortauswahlgesetz vorgegeben werden. Das sind zum einen die
Ausschlusskriterien (zum Beispiel Vulkanismus, Erdbebengefahr,
Störungszonen oder die Schädigung durch den Bergbau und Bohrungen)
sowie die Mindestanforderungen an das Wirtsgestein
(Mächtigkeit, Tiefe etc.). Darüber hinaus müssen in diesem ersten
Verfahrensschritt aber auch die sogenannten geowissenschaftlichen
Abwägungskriterien zur Anwendung gebracht werden. Ob über
Salzgestein eine durchgängig wasserabschirmende Tonschicht vorhanden
ist, fällt unter die Abwägungskriterien. Fehlt diese, fiele dieser
Standort unter die Rubrik "weniger günstig".

Ausweisung von Teilgebieten

Während der "Tage der Standortauswahl" der BGE im Dezember 2019,
dieser bundeseigenen Firma, die mit der Endlagersuche betraut ist,
wurde klar, dass die Teilgebiete, die im Anschluss näher unter die
Lupe genommen werden sollen, zunächst weit gefasst werden.
Kritiker/-innen befürchten, dass die Größe der Gebiete so gewählt
werden soll, dass an möglichen Standorten nicht sofort Alarm
geschlagen wird. Im nächsten Schritt werden die analogen Daten
herangezogen, um die obertägig zu erkundenden Standorte zu benennen.

In der Zwischenzeit wird die "Fachkonferenz Teilgebiete" tagen, die
sechs Monate Zeit hat, um auf drei Sitzungen eine Stellungnahme zum
Zwischenbericht abzugeben. Vieles ist noch ungeklärt. Die Zahl der
Teilgebiete, deren Zuschnitt. Und die Verfahrensfragen sind ohnehin
noch ungeklärt. Wie sollen kommunale Vertreter/-innen, Menschen aus
Umweltverbänden und Bürgerinitiativen auf Augenhöhe mit
Behördenvertretern und Wissenschaftler/-innen den Diskurs führen, ohne
untergebuttert zu werden?

Gorleben im Gesetzestext

Der Salzstock Gorleben-Rambow blieb nur im Suchverfahren, so wurde
immer wieder beteuert, weil sonst das Standortauswahlgesetz mit der
breiten Zustimmung durch die Unionsparteien, die SPD und Bündnis
90/Die Grünen nicht zustande gekommen wäre. Diese Kröte hat die
Anti-Atom-Bewegung schlucken müssen. In Ergänzung zum sogenannten
"iterativen" Verfahren, das die möglichen obertägig und untertägig zu
erkundenden Standorte Schritt für Schritt "einkreist", wird im
Paragraf 36 StandAG der besondere Status des bisherigen
Endlagerstandorts Gorleben beschrieben. Er kann demnach in jeder Stufe
des Auswahlverfahrens herausfallen, also auch schon in dieser ersten
Stufe des Verfahrens. Die BGE nennt übrigens jenen Tag, an dem sie den
Zwischenbericht vorlegt, den "Tag X".

Was gegen Gorleben spricht

Gegen die Eignung des Salzstocks Gorleben-Rambow spricht zum einen
eine "aktive Störungszone". Dazu gehört auch ein Einbruchsee in
Rambow. Geologisch gesehen handelt es sich dabei um eine "holozäne
Subrosionssenke". Diese liegt zentral in einer durch Störungen
begrenzten tektonischen Grabenzone, die nicht nur den See flankiert,
sondern die sich mit Nordost-Südwest-Verlauf weiter Richtung Elbe
erstreckt.

Und schließlich gab es eine Vielzahl von "Bohrungen", die nichts mit
der Endlagersuche zu tun haben: aus der Zeit des "Kalifiebers" vor 100
Jahren, aus der Suche nach Gas und Öl und als Folge hydrogeologischer
Untersuchungen. Bohrungen eröffnen Wasserwege, über die radioaktive
Partikel in die Biosphäre gelangen können. Es gibt also
"Ausschlusskriterien", die gegen Gorleben sprechen. Und es gibt ein
"Abwägungskriterium", das ist das fehlende Deckgebirge über dem Salz.

Gorleben muss raus!

Die BGE hat angekündigt, dass sie in ihrem Zwischenbericht zum
bisherigen Standort Gorleben Stellung nehmen wird. Das war bereits
eine wichtige Weichenstellung. In dieser und den folgenden Ausgaben
der Gorleben Rundschau liefern wir Argumente für das Ausscheiden des
Salzstocks Gorleben-Rambow aus dem Suchverfahren - ohne den Blick für
das gesamte Verfahren aus den Augen zu verlieren. Dazu bieten wir eine
Veranstaltungsreihe an.

Den Anfang macht der Geologe Ulrich Kleemann mit seinem Beitrag zu den
"aktiven Störungszonen". Dieter Schaarschmidt und Wolfgang Ehmke von
der Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg (BI) geben einen Überblick zum
Thema "Bohrungen".

"Fällt Gorleben in dieser Stufe des vergleichenden Verfahrens heraus,
würde das Suchverfahren enorm an Glaubwürdigkeit gewinnen", verlautet
die BI. "Ob es soweit kommt, hängt auch von uns und unserem Engagement
ab. 'Verbalargumentativ' und 'demonstrativ' mischen wir uns ein."

Fachkonferenz Teilgebiete

Doch selbst wenn Gorleben im dritten Quartal 2020 aufgegeben wird,
bliebe das Wendland unmittelbar betroffen. So könnten Salzstöcke in
unmittelbaren Nachbarschaft in den Fokus der Endlagersuche geraten wie
im Raum Gülze-Sumte und Waddekath.

Im Anschluss an den Zwischenbericht tritt die "Fachkonferenz
Teilgebiete" lediglich dreimal innerhalb von sechs Monaten zusammen
und soll eine Stellungnahme dazu erarbeiten.

Das erscheint der BI Lüchow-Dannenberg viel zu wenig und viel zu kurz.
Sie fordert darum angemessene Fristen für die Arbeit der
"Fachkonferenz Teilgebiete" und Arbeitsmöglichkeiten für die Kommunen,
Umweltinitiativen und die Zivilgesellschaft auf Augenhöhe und keine
weitere Hinhaltetaktik. "Unter den gegebenen gesetzlichen
Voraussetzungen erwarten wir, dass zum Salzstock Gorleben-Rambow im
dritten Quartal 2020 klar Stellung genommen wird und dass der Standort
bei der Benennung der Teilgebiete herausfällt."


Anmerkung

[1] BGE - Die Bundesgesellschaft für Endlagerung ist
designierter Vorhabenträger und Betreiber von Endlagern für
radioaktive Abfälle. Sie gehört zum Geschäftsbereich des
Bundesumweltministeriums. Genehmigungs- und Aufsichtsbehörde ist das
Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE).

 * 

Quelle:

Gorleben Rundschau - I-II/2020 - Januar, Februar 2020, Seite 20 - 21

Lizenz: CC BY NC SA

Die Gorleben Rundschau ist ein kostenloses Informationsblatt der

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V.

Rosenstr. 20, 29439 Lüchow

E-Mail: redaktion@gorleben-rundschau.de

Internet: www.gorleben-rundschau.de
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AKTION/713: Wir können auch ohne... 40 Tage ohne Plastik - BUND ruft zum #plastikfasten auf (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 21. Februar 2020

Wir können auch
ohne: 40 Tage ohne Plastik - BUND ruft zum #plastikfasten auf



Berlin. Obst und Gemüse in Plastiktüten, Plastikflaschen, Trinkhalme,
Einweg-Kaffeebecher, Plastikgeschirr - Plastikartikel sind
allgegenwärtig und bescheren uns im Alltag eine wahre Plastikflut. Der
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) sagt: Wir können
auch ohne. Zum vierten Mal ruft der Umweltverband zum Plastikfasten
auf und damit während der Fastenzeit soweit es geht auf Plastik zu
verzichten. "Erst wenn wir darauf achten, wie viel Plastik uns im
Alltag umgibt, erkennen wir das Ausmaß der Plastikkrise, in der wir
uns befinden", erklärt BUND-Abfallexperte Rolf Buschmann. "Doch durch
bewussten Konsum kann jede und jeder von uns etwas tun, um Plastik im
Alltag zu vermeiden."

Von Aschermittwoch bis Ostersonntag möchte der BUND in den sozialen
Netzwerken Verbraucherinnen und Verbraucher für die Problematik rund
um Wegwerfprodukte und Einwegverpackungen sensibilisieren. Ziel ist es
zu zeigen, dass viele Plastikprodukte überflüssig sind oder leicht
durch nachhaltigere Alternativen ersetzt werden können. "Wir laden die
Menschen ein, genau hinzugucken und zu entscheiden: Brauche ich das
Produkt wirklich und wenn ja, gibt es das auch ohne Plastik oder kann
ich das Produkt anders als in Plastikverpackungen transportieren?",
sagt Buschmann und rät: "Ob im Bad, beim Einkauf, der Kleidung oder
unterwegs: Am einfachsten ist es, sich einzelne Bereiche des täglichen
Lebens vorzunehmen und hier Verbesserungen anzustreben." Der BUND ruft
die an der Aktion Teilnehmenden dazu auf, unter dem
Hashtag #plastikfasten auf Instagram, Twitter, Facebook und YouTube
über ihre Erfahrungen zu berichten und Tipps zum Plastiksparen
untereinander auszutauschen.

"Wenn Verbraucherinnen und Verbraucher ihren Einkauf bewusst planen,
eine plastikfreie Einkaufliste schreiben und wiederverwendbare Beutel
und Transportboxen einpacken, verursachen wir bei jedem Einkauf
weniger Plastikmüll in Form von Einwegtüten. Kaufen Konsumenten dann
noch Produkte ohne Plastikverpackung und stattdessen in
Mehrweggefäßen, Produkte in Verpackungen aus Papier und Pappe oder gar
unverpackt, reduzieren wir die Mengen an unnötigem Plastik deutlich",
so Buschmann. "In vielen Städten gibt es inzwischen Unverpacktläden.
Den Vorrat an Nudeln oder Putzmittel einfach mal dort kaufen, in
vorhandene Behälter füllen und so nachhaltig einkaufen." Um den
Teilnehmenden des Plastikfastens eine Hilfestellung zum plastikfreien
Einkaufen an die Hand zu geben, hat der BUND eine Online-Karte
entwickelt: Auf www.bund.net/plastikfrei-einkaufen sind Läden, Märkte
und Milchtankstellen vermerkt, die plastikfreie oder unverpackte
Produkte anbieten.

Wenn es beim Einkauf im Supermarkt nicht möglich ist, auf
Plastikverpackungen zu verzichten, rät der BUND den Verbraucherinnen
und Verbrauchern, den Plastikmüll im Einkaufsladen zu lassen. "Auf
diesem Weg setzen Endverbraucher ein deutliches Zeichen dafür, dass
die Vermeidung von Plastikmüll nicht nur ihre Aufgabe ist, sondern vor
allem in der Verantwortung von Handel und Herstellern liegt", sagt der
BUND-Abfallexperte.

Einen Tipp für Berufstätige hat Rolf Buschmann noch: "Wer im Büro
Mehrweg-Dosen vorrätig hat, braucht in der Mittagspause nicht aus zum
Teil gesundheitlich bedenklichen Wegwerfschachteln zu essen, sondern
kann das Mittagessen mit gutem Gewissen aus wiederverwendbaren
Essens-Behältern verspeisen."

Aus Sicht des BUND gibt es viele gute Gründe, das Plastikfasten das
gesamte Jahr über zu betreiben. "Ein möglichst plastikfreies Leben von
möglichst vielen Menschen ist unser langfristiges Ziel. Die
siebenwöchige Aktion kann dafür ein guter Einstieg sein", so Buschmann
abschließend. "Dauerhaftes Plastikfasten ist letztendlich gut für
unsere Gesundheit sowie für die Intaktheit unserer Natur und Umwelt."

Mehr Informationen zum #plastikfasten:
Der BUND ruft die an der Aktion Teilnehmenden dazu auf, unter dem
Hashtag #plastikfasten über Instagram, Twitter, Facebook und YouTube
über ihre Erfahrungen zu berichten und Tipps dazu untereinander
auszutauschen: www.bund.net/plastikfasten

Online-Karte des BUND für den plastikfreien Einkauf:

www.bund.net/plastikfrei-einkaufen

Hintergrund zu Plastikmüll:

Recycling von Plastikmüll: Kein Land in Europa verarbeitet mehr
Kunststoffe als Deutschland: über 14 Millionen Tonnen Plastik pro
Jahr, Tendenz steigend. Vom in Deutschland verarbeiteten Plastik sind
leider nur 12 Prozent tatsächlich recyceltes Material, 88 Prozent sind
neu produzierter Kunststoff. Das entspricht rund fünf Prozent des
weltweiten Plastikverbrauchs - gleichzeitig leben in Deutschland aber
nur 1,1 Prozent der Weltbevölkerung.

Ein großer Teil der jährlich produzierten Plastikmenge landet mehr
oder weniger sofort im Müll, nämlich rund sechs Millionen Tonnen
jährlich. 1994 belief sich der Kunststoffabfall noch auf knapp drei
Millionen Tonnen. Damit liegt unser Land neben Estland, Luxemburg und
Irland europaweit auch an der Spitze derjenigen, die am meisten
Plastikmüll produzieren.

Jährlich landen weltweit rund zehn Millionen Tonnen Müll in den
Weltmeeren, davon bestehen mehr als 75 Prozent aus Kunststoff. Weniger
als die Hälfte (39 Prozent) des anfallenden Plastikmülls findet seinen
Weg zurück in den Rohstoffkreislauf, der Rest wird in
Müllverbrennungsanlagen verbrannt. Das verschlechtert die Klimabilanz:
Wenn ein Kilogramm Kunststoff verbrannt wird, entweicht die doppelte
Menge CO2 in die Atmosphäre. Besonders problematisch ist auch, dass 35
Prozent des verwertbaren Plastikmülls ins Ausland exportiert und dort
häufig unter deutlich schlechteren Bedingungen verarbeitet wird.
Plastiktüten: 2018 wurden in Deutschland immer noch ca. 2,5 Milliarden
Plastiktüten (29 Tüten pro Kopf) verwendet. Die einzelne Tüte wird im
Schnitt nur 25 Minuten benutzt und landet dann im Müll.

Weitere
Hintergründe zur Plastikproblematik liefert der "Plastikatlas": 

www.bund.net/plastikatlas

Der BUND engagiert sich in einer breiten "Allianz zur Lösung der
Plastikproblematik": 

www.exit-plastik.de

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 21.02.2020

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net
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VERBRAUCHER/129: Ökobilanz für ein weißes Baumwoll-T-Shirt (idw)


Technische Universität Berlin - 12.02.2020

TU Berlin: Ökobilanz für ein weißes Baumwoll-T-Shirt

Der Lebensweg eines T-Shirts und seine Auswirkungen auf die Umwelt

Im Auftrag des Industrieverbandes Körperpflege- und Waschmittel e.V.
(IKW) erstellten TU-Wissenschaftler*innen eine Ökobilanz für ein
weißes Baumwoll-T-Shirt



Das 44-malige Waschen und Trocknen eines weißen Baumwoll-T-Shirts
trägt genauso viel zum Treibhauspotenzial und zur potenziellen
Wasserverknappung bei wie dessen Herstellung, Vertrieb und Entsorgung.
Das ist eines der Ergebnisse der Studie "Der Lebensweg eines T-Shirts -
 eine Ökobilanz", die am TU-Fachgebiet Sustainable Engineering im
Auftrag des Industrieverbandes Körperpflege- und Waschmittel e. V.
(IKW) durchgeführt wurde. Das Fachgebiet wird von Prof. Dr. Matthias
Finkbeiner geleitet.

In der Studie untersuchten Dr.-Ing. Annekatrin Lehmann und Dr. Martin
Roffeis die Umweltauswirkungen eines handelsüblichen weißen, 150-Gramm
schweren Baumwolle T-Shirts, das nicht in Europa hergestellt, aber in
Deutschland gekauft und nach 44-maligem Waschen und Trocknen entsorgt
wird. Die ökobilanzielle Bewertung des T-Shirts erfolgte auf der
Grundlage eines eigens erstellten Lebenswegmodells. Dieses bildet den
gesamten Lebensweg eines in Deutschland genutzten weißen aus Baumwolle
hergestellten T-Shirts ab: von der Nutzung stofflicher und
energetischer Ressourcen für die T-Shirt-Herstellung entlang globaler
Produktionsrouten bis hin zur Pflege durch Waschen und Trocknen und
der Verwertung und Entsorgung des T-Shirts in Deutschland an dessen
Lebenswegende.

Bei der Abschätzung der spezifischen Umweltauswirkungen des T-Shirts
wurden verschiedene Wirkungskategorien berücksichtigt. Dr.-Ing.
Annekatrin Lehmann und Dr. Martin Roffeis fokussierten sich dabei
insbesondere auf die Wirkungskategorien Treibhauspotenzial,
elementarer Ressourcenverbrauch, Versauerungspotenzial, terrestrisches
Eutrophierungspotenzial, Ökotoxpotenzial Frischwasser, also die
toxische Wirkung, die freigesetzte Stoffe auf im Süßwasser lebende
Organsimen entfalten können, Landnutzung sowie das
Wasserverknappungspotenzial, also der potenzielle Beitrag zum
Verbrauch natürlicher Süßwasserressourcen.

Die Studienergebnisse zeigen, dass vor allem die Prozesse der
Herstellung eines handelsüblichen weißen Baumwoll-T-Shirts -
insbesondere die der Herstellung der Baumwolle - und die Wäschepflege
Auswirkungen auf die Umwelt haben. So ist etwa gut die Hälfte des
Treibhaus- und Wasserverknappungspotenzials auf das 44-malige Waschen
und Trocknen des T-Shirts während der durchschnittlichen Lebens- bzw.
Tragedauer zurückzuführen. "Die Wäschepflege trägt somit genauso viel
zum ermittelten Treibhauspotenzial und potenziellen Wasserverknappung
des T-Shirts bei wie dessen Herstellung, Vertrieb und Entsorgung",
sagt Dr. Martin Roffeis. Deutlich geringer ist der Beitrag der
Wäschepflege in den Wirkungskategorien Landnutzung und Ökotoxpotenzial
Frischwasser. Hier macht das 44-malige Waschen und Trocknen weniger
als fünf Prozent der lebenswegbezogenen Umweltauswirkungen des 
T-Shirts aus. Der Beitrag in den Wirkungskategorien elementarer
Ressourcenverbrauch, Versauerungspotenzial, terrestrisches
Eutrophierungspotenzial liegt indes bei immerhin noch 15 bis 24
Prozent.

Interessant ist, dass der relativ hohe Beitrag der Wäschepflege zum
ermittelten Treibhaus- und Wasserverknappungspotenzials des T-Shirts
maßgeblich auf den Energieverbrauch der Waschmaschine und des
Wäschetrockners zurückzuführen ist. Ursache hierfür sind die
Energiebereitstellungsprozesse, insbesondere die energetische Nutzung
fossiler Brennstoffe wie Braunkohle und Steinkohle, der in der
deutschen Bruttostromerzeugung eine wichtige Rolle zukommt. Bei der
Verstromung von Kohle werden, neben dem Ausstoß klimaschädlicher
Treibhausgase, auch erhebliche Mengen Wasser beansprucht, zum Beispiel
für den Betrieb von Turbinen und zur Kühlung von Kraftwerken. Die
Waschmittelherstellung trägt zu knapp acht Prozent zum gesamten
elementaren Ressourcenverbrauch bei.

In der Studie wurde davon ausgegangen, dass Verbraucher*innen die
Waschmaschine nicht voll, sondern nur mit 3,5 Kilogramm Wäsche
befüllen, 55 Milliliter flüssiges Waschmittel pro Waschgang dosieren
und nur jede zehnte Waschladung im Wäschetrockner trocknen, den Rest
an der frischen Luft. Laut Studie lassen sich jedoch durch Veränderung
der Wasch- und Trocknungsgewohnheiten die Auswirkungen auf die Umwelt
erheblich beeinflussen. Wer mit 30 Grad Celsius wäscht anstatt mit 60
Grad Celsius verringert das Treibhauspotenzial um etwa 37 Prozent. Und
bei voller Beladung mit sieben Kilogramm Wäsche anstatt nur mit halber
Beladung, also 3,5 Kilogramm, kann das Treibhauspotenzial um 45
Prozent reduziert werden.

"Die Ergebnisse unserer Studie machen deutlich, dass der Verbraucher
bereits durch die Wäschepflege einen großen Einfluss auf die
Umweltauswirkungen seiner Kleidung nehmen kann. "Um beim Waschen und
Trocknen im Haushalt die Umweltauswirkungen maßgeblich zu verringern,
gilt: Waschen bei niedrigen Temperaturen, genaue Dosierung des
Waschmittels, volle Beladung der Waschmaschine und - Wäschetrocknen im
Freien", resümiert Dr. Martin Roffeis.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news731441

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52
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RECHT/022: Mexiko - Klagen von Minengegner*innen im Bundesstaat Oaxaca erfolgreich (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Oaxaca: Klagen von Minengegner*innen erfolgreich






[image: Foto: © Knut Hildebrandt]

Vertreter*innen aus Capulálpam de Méndez auf der Pressekonferenz in
Oaxaca-Stadt

Foto: © Knut Hildebrandt



Die südmexikanische Gemeinde Capulálpam de Méndez hat
erfolgreich gegen die Erteilung mehrerer Bergbaukonzessionen auf ihrem
Territorium geklagt.

(Oaxaca-Stadt, 18. Februar 2020, npla) - Anfang Februar lud die
Gemeinde Capulálpam de Méndez [1] zu einer Pressekonferenz in die
Fußgängerzone der Hauptstadt des südmexikanischen Bundesstaates Oaxaca
ein. Auf dieser teilten Vertreter*innen der Gemeinde mit, dass einer
im Jahr 2015 eingereichten Klage gegen die Erteilung mehrerer
Bergbaukonzessionen auf ihrem historischen angestammten Territorium
statt gegeben wurde.


Gericht erkennt historisches Territorium an

In seinem Urteil erkennt das Gericht explizit an, dass sich
Capulálpams Besitzrechte auf das Territorium vor der Kolonialisierung
erstrecken und somit auch auf Gebiete, die heute nicht mehr zur
Gemeinde gehören. Das Wirtschaftsministerium, dessen Bergbauabteilung
die Konzessionen erteilt hatte, legte Berufung gegen das Urteil ein.

Auch die von der Mine in San José Progreso betroffenen Gemeinden
vermeldeten Anfang Februar einen wichtigen Sieg. Nach mehreren Klagen
wegen der von der Mine verursachten Umweltschäden, versagte das
Umweltministerium der kanadischen Firma Fortuna Silver Mines [2] die
Erneuerung der Umweltverträglichkeitsbescheinigung. Das Ministerium
legte der Bergbaufirma allerdings nahe, einen überarbeiteten Antrag
einzureichen.


Klage gegen US-amerikanische Bergbaufirma ebenfalls erfolgreich

Auch die Gemeinde San Pedro Quiatoni [3] hatte mit ihrer Klage gegen
die US-amerikanische Firma Don David Gold Erfolg. Ein Gericht
untersagte dieser und zwei mexikanischen Bergbaufirmen die Fortführung
ihrer Aktivitäten auf dem Territorium der indigenen Gemeinde.

Begründet wurde dies damit, dass das Wirtschaftsministerium mit der
Vergabe der Bergbaukonzessionen das Recht der Gemeinde auf freie
Bestimmung über ihr Territorium und eine saubere Umwelt verletzt habe.
Darüber hinaus hätte in San Pedro Quiantoni als indigener Gemeinde vor
Erteilung der Konzessionen eine Konsultation entsprechend Konvention
169 der internationalen Arbeitsorganisation ILO abgehalten werden
müssen.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/capulalpam-de-mendez-oekotourismus-und-nachhaltige-lokale-wirtschaft-statt-bergbau/

[2] https://en.wikipedia.org/wiki/Fortuna_Silver_Mines

[3] https://tiempodigital.mx/2020/02/13/san-pedro-quiatoni-se-ampara-contra-empresa-minera-don-david-gold/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/oaxaca-klagen-von-minengegnerinnen-erfolgreich/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / KLIMA





FORSCHUNG/810: Der Antarktis-Faktor - Modellvergleich offenbart zukünftiges Meeresspiegelrisiko (idw)


Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 14.02.2020

Der Antarktis-Faktor: Modellvergleich offenbart zukünftiges
Meeresspiegelrisiko



Der Anstieg des Meeresspiegels durch den Verlust von Eismassen der
Antarktis könnte schon in naher Zukunft zu einem erheblichen Risiko
für den Küstenschutz werden, zeigt eine neue Studie eines
Wissenschaftlerteams aus Deutschland, Frankreich, Belgien, Dänemark,
der Schweiz, den Niederlanden, Japan, Australien, Neuseeland,
Großbritannien und den USA. Allein durch den Beitrag der Antarktis
könnte der globale Meeresspiegel in diesem Jahrhundert dreimal so
stark ansteigen wie im letzten Jahrhundert, so das Ergebnis ihres
umfassenden Vergleichs der aktuellsten Computermodelle aus aller Welt.

"Der 'Antarktis-Faktor' erweist sich als die größte Unbekannte, aber
dadurch auch als das größte Risiko für den Meeresspiegel weltweit",
sagt Leitautor Anders Levermann vom Potsdam-Institut für
Klimafolgenforschung (PIK) und dem Lamont-Doherty Erdobservatorium der
Columbia University in New York. "Während wir in den vergangenen 100
Jahren einen Anstieg des Meeresspiegels um etwa 19 Zentimeter erlebt
haben, könnte der Anstieg durch den Eisverlust allein der Antarktis
innerhalb dieses Jahrhunderts bis zu 58 Zentimeter betragen. Mit
dieser Risikoabschätzung liefert die Studie wichtige Informationen für
den Küstenschutz: Der Beitrag der Antarktis zum Meeresspiegel wird mit
großer Wahrscheinlichkeit nicht mehr als 58 Zentimeter betragen."

Bislang sind die thermische Ausdehnung des sich erwärmenden
Meerwassers und die schmelzenden Gebirgsgletscher die wichtigsten
Faktoren für den Anstieg des Meeresspiegels. Der jetzt in der
Zeitschrift Earth System Dynamics der Europäischen
Geowissenschaftlichen Union (EGU) veröffentlichten Studie zufolge wird
der Anteil der Antarktis jedoch wohl absehbar zum wichtigsten Faktor
werden. Alle Faktoren zusammen ergeben dann das Gesamtrisiko des
Meeresspiegelanstiegs.

Durch die große Ergebnisspanne ist die Schätzung sehr robust

Die Bandbreite der Schätzungen zum zu erwartenden Meeresspiegelanstieg
durch den Faktor Antarktis ist recht groß. Geht man davon aus, dass
der Ausstoß von Treibhausgasen sich wie bislang fortsetzt, liegt die
von den Wissenschaftlern als "sehr wahrscheinlich" bezeichnete Spanne
für dieses Jahrhundert zwischen 6 und 58 Zentimetern
Meeresspiegelanstieg. Geht man dagegen von einer schnellen
Emissionsreduktion aus, liegt sie zwischen 4 und 37 Zentimetern.
Wichtig ist, dass der Unterschied zwischen einem Szenario mit
unverändertem Treibhausgasausstoß und einem Szenario mit
Emissionsreduktionen auf längeren Zeitskalen, also weiter in der
Zukunft, wesentlich größer wird.

Die Forscher berücksichtigten in ihren Berechnungen eine ganze Reihe
physikalischer Einflussfaktoren, von der Klimasensitivität auf die
Treibhausgasemissionen über den Wärmetransport im südlichen Ozean bis
hin zur Meeresströmung unter den Antarktischen Eisschelfen. Insgesamt
waren 16 Eisschildmodellierungsgruppen mit 36 Forschenden aus 27
Instituten an dieser vom PIK koordinierten Studie beteiligt. Eine
ähnliche Studie sechs Jahre zuvor musste sich noch auf die Ergebnisse
von nur fünf Eisschildmodellen stützen. Diese Entwicklung spiegelt den
Fortschritt und die zunehmende Bedeutung der Forschung zum
antarktischen Eisschild wider.

 "Risiken für Küstenmetropolen von New York bis Mumbai, von
Hamburg bis Shanghai" 

"Je mehr Computersimulationsmodelle wir verwenden, die alle leicht
unterschiedliche dynamische Repräsentationen des antarktischen
Eisschildes sind, desto größer ist die Bandbreite der Ergebnisse, die
wir bekommen -aber desto robuster sind auch die Schätzungen, die wir
der Gesellschaft liefern können", sagt Sophie Nowicki, Ko-Autorin der
Studie vom NASA Goddard Space Flight Center und eine Leitautorin des
kommenden Berichts des Weltklimarats IPCC, die das übergreifende
Eisschildmodell-Vergleichsprojekt ISMIP6 leitete. "Es gibt immer noch
große Unsicherheiten, aber wir können unser Verständnis des größten
Eisschildes der Erde beständig verbessern. Der Vergleich von
Modellergebnisse ist ein wirkungsvolles Instrument, um der
Gesellschaft die notwendigen Informationen für rationale
Entscheidungen zu liefern."

Auf langen Zeitskalen - also in Jahrhunderten bis Jahrtausenden - hat
der antarktische Eisschild das Potenzial, den Meeresspiegel um mehrere
zehn Meter anzuheben. "Was wir mit Sicherheit wissen ist, dass das
Verbrennen von Kohle, Öl und Gas die Risiken für die Küstenmetropolen
von New York bis nach Mumbai, Hamburg oder Shanghai weiter in die Höhe
treibt", erklärt Levermann.




Originalpublikation:

https://doi.org/10.5194/esd-11-35-2020.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.earth-syst-dynam.net/11/35/2020/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:
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FORSCHUNG/809: Globale Erwärmung und Aussterberisiko (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 10.02.2020

Globale Erwärmung und Aussterberisiko



Wie können Fossilien dabei helfen, Vorhersagen über Folgen des
Klimawandels zu treffen? Ein Forschungsteam der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU), des Museums
für Naturkunde Berlin und des Alfred-Wegener-Instituts hat Daten von
fossilen und heute lebenden Meeresorganismen verglichen, um
vorherzusagen, welche Tiergruppen am stärksten vom Klimawandel bedroht
sind.

Um dies zu beurteilen, gehen die Biologie und die Paläontologie
verschiedene Wege. Biologinnen und Biologen extrapolieren aus
experimentellen Studien und sagen besonders den Arten eine düstere
Zukunft voraus, die im Labor besonders empfindlich auf Erwärmung oder
Sauerstoffentzug reagieren. Paläontologinnen und Paläontologen
hingegen interpolieren aus Fossildaten. Die Tiergruppen, die bei
früheren, "natürlichen" Erwärmungsphasen besonders stark betroffen
waren, sollten auch in Zukunft empfindlicher reagieren.

Nun hat ein Forschungsteam unter Leitung von Dr. Carl Reddin, Museum
für Naturkunde Berlin, und Prof. Dr. Wolfgang Kießling vom Lehrstuhl
für Paläoumwelt der FAU, erstmals beide Ansätze kombiniert. Die
Ergebnisse stimmen in Anbetracht der gigantischen Unterschiede der
betrachteten Raum-Zeit-Skalen erstaunlich gut überein. Zum Beispiel
zeigen die Experimente, dass die Kombination von Erwärmung und
Sauerstoffentzug besonders tödlich wirkt.

Die Ergebnisse sind im Rahmen der Forschungsgruppe TERSANE entstanden,
in der untersucht wird, unter welchen Bedingungen natürliche
Treibhausgasemissionen katastrophale Ausmaße erreichen können und wie
diese mit Biodiversitätskrisen in Zusammenhang stehen:

http://tersane.palaeobiology.de/

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1038/s41558-020-0690-7

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fau.de/2020/02/news/wissenschaft/globale-erwaermung-und-aussterberisiko

http://tersane.palaeobiology.de/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news731293 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 10.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INITIATIVE/203: Extinction Rebellion UK mit neuer Strategie für 2020 - "Die Alternative schaffen" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Extinction Rebellion UK mit neuer Strategie: "2019 forderten wir
Veränderungen. 2020 beginnen wir, die Alternative zu schaffen"

Von Extinction Rebellion, 21. Februar 2020



Am 12. Februar verkündete Extinction Rebellion UK seine neue Strategie
für 2020 [1]: "Dies wird das Jahr, in dem die Rebellion jenseits der
Straße in die Matrix von allem eingeht, was wir tun."

Obwohl kaum ein Jahr alt, wird Extinction Rebellion schon jetzt als
wichtigster globaler Akteur in Sachen Klimabewusstsein wahrgenommen.

Das Hauptziel ist es, eine Million Briten als aktive Unterstützer zu
gewinnen und zu erreichen, dass 50% der Bevölkerung die klimatische
und ökologische Notsituation als oberste Priorität begreifen. Dazu
kommt, neue partizipatorische Initiativen auf den Gebieten der
Demokratie, Medien und Wirtschaft sowie Erkenntnisse über andere
Protestbewegungen und die Vernetzung mit diesen voranzubringen.

Die Politik der Staaten und internationale Klimavereinbarungen sind in
den vergangenen 30 Jahren gescheitert. Uns ist bewusst, dass die Augen
der Welt auf die Weltklimakonferenz 2026 gerichtet sein werden und wir
werden das in unsere Pläne mit einbeziehen. Dennoch wird sich
Extinction Rebellion nicht auf diese Konferenz verlassen.


Kommende wichtige Termine sind:

22. Februar, London: Genug ist Genug - Wir demonstrieren (Enough is
Enough: We March - London) [2]

26. - 28. Februar, Durham: Wir sind die toten Versuchskaninchen (We
are the Dead Canaries - Durham) [3]

7. März, Birmingham: Konferenz zur Massenmobilisierung (Mass
Mobilisation Conference) [4]

28.-29. März: Bewegung der Bewegungen Konferenz (Movement of
Movements) [5]

Ende Februar-Mai: eine Reihe von Aktionen mit religiösem Hintergrund
im Zusammenhang mit Lent #40acts [6] (gemeinsame Aktion mit der
Christian Climate Action CCA zur Fastenzeit) und dem Ramadan [7];

Sowie #Regenerate2020 [8] (Erneuerung 2020), eine kommende neue
Kampagne im späten Frühjahr

Und schließlich ab 23. Mai Together in Rolling Rebellion [9] - In
aufeinanderfolgenden Aktionen wird Extinction Rebellion auf die
Ursachen der klimatischen und ökologischen Notlage zielen - Regierung,
Medien und Finanzwelt - und dabei unser aller Wohlergehen im Auge
behalten und Wege für eine Vielzahl verschiedener Gruppierungen
finden, sich sinnvoll einzubringen.

Extinction Rebellion UK veröffentlicht die neue Strategie für 2020.
Sie lädt die Menschen dazu ein, sich in diesem wichtigen Jahr zusammen
zu tun, um sich mit Klimawandel und ökologischer Notlage
auseinanderzusetzen. Lasst uns Teil der großartigsten jemals
dagewesenen Generation werden, lasst uns neue Wege gehen: "2019
forderten wir Veränderung. 2020 beginnen wir, die Alternative zu
schaffen."

Die Strategie soll ein Leitfaden für Neueinsteiger und bereits Aktive
sein, Extinction Rebellion zu ihrer Aufgabe zu machen und ihr Wissen,
ihre Kreativität und Leidenschaft zu nutzen, um eine vielfältige,
regenerative und dezentrale Rebellion voranzubringen. In diesem Jahr
geht die Rebellion jenseits der Straße in die Matrix von allem ein,
was wir tun.

"Es ist für uns an der Zeit, die neue Geschichte zu erkennen, die aus
diesen dunklen Zeiten entsteht", so Gail Bradbrook, der Mitbegründer
von Extinction Rebellion. "Wir alle teilen unsere Angst um die
Zukunft, um unsere Familien, Freunde und Mitmenschen. Um unsere
Nachbarn, um die, die bereits betroffen sind und um das Leben auf der
Erde."

"2020 ist das Jahr, in dem wir uns gemeinsam unseren Ängsten stellen.
Mit dieser Strategie lädt Extinction Rebellion alle dazu ein, sich in
Mut zu vereinen, so dass wir in unseren Gemeinschaften Resilienz
entwickeln und die erstrebten Veränderungen bewirken können - anstatt
auf diejenigen zu warten, die die Macht haben, es für uns zu tun."


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Silvia Sander
vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Anmerkungen:

[1] https://rebellion.earth/wp/wp-content/uploads/2020/02/XRUK-Strategy-Document-2020.pdf

[2] https://www.facebook.com/events/1130035164009395/

[3] https://www.facebook.com/events/s/xr-action-we-are-the-dead-cana/1512073822291869/

[4] https://www.facebook.com/events/2576721792610111/

[5] https://www.facebook.com/events/182955066307240/

[6] https://www.facebook.com/events/136440977531212/

[7] https://www.facebook.com/events/205041114225384/

[8] https://actionnetwork.org/forms/spring-resurgence-get-ready-for-regenerate2020

[9] https://www.facebook.com/events/s/next-uk-rebellion-begins-may-2/3088534677844438/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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STELLUNGNAHME/600: Höllentalbrücken sind unvereinbar mit Naturschutz (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 21. Februar 2020

Höllentalbrücken sind unvereinbar mit Naturschutz

Natur wird zur Kulisse degradiert - Schönheit und Ursprünglichkeit der
Landschaft werden zu Fotomotiven für Massentourismus



Eichenstein/Hilpoltstein, 21.02.2020 - Derzeit liegen die
Bebauungspläne für die geplante "Frankenwaldbrücke" durch das
Höllental in der oberfränkischen Gemeinde Issigau und der Stadt
Lichtenberg aus. Das nahmen die beiden Landesvorsitzenden der großen
Bayerischen Naturschutzverbände Richard Mergner, Bund Naturschutz in
Bayern, und Dr. Norbert Schäffer, LBV, zum Anlass, um sich gemeinsam
vor Ort ein Bild über das geplante Bauvorhaben durch das Höllental zu
verschaffen. Mit ihrem Besuch wollen beide ein Zeichen für die Natur
setzen, da der geplante Eingriff einen massiven Schaden in dem
Naturschutz- und FFH-Gebiet verursachen würde und somit für LBV und BN
unvereinbar mit dem Naturschutz ist.

Bereits vor der Begehung haben sich beide Verbände im Rahmen der
Vorplanungen zum Standort Höllental als Naturschutzgebiet für den Bau
der längsten Hängebrücke der Welt geäußert. BN und LBV lehnen den Bau
einer Hängebrücke und einer Aufwertung des Tourismus im Naturpark
Frankenwald nicht grundsätzlich ab, allerdings gibt es dafür
geeignetere Standorte. Die Verbände sind sich einige, dass der jetzt
gewählte Ort, das Naturschutzgebiet Höllental, der ungeeignetste von
allen ist. Für Mergner und Schäffer ist das geplante Vorhaben mit
einem ernstgemeinten Naturschutz unvereinbar. "Da spricht die
Bayerische Staatsregierung von sanftem Tourismus und gleichzeitig wird
vor Ort durch lokale Mandatsträger ein nicht mehr in die Zeit
passendes Projekt für den Eventtourismus mit Millionen an
Steuergeldern unterstützt!", so Richard Mergner.

Die Schönheit der Natur soll die Kulisse für die längste Hängebrücke
der Welt bieten. Die Auswirkungen auf die Natur werden dabei bewusst
kleingeredet. Dabei stellt das Naturschutzgebiet Höllental fast die
Hälfte der unter Naturschutz stehenden Gebiete des Landkreises Hof
dar. "Wir dürfen nicht zulassen, dass die Natur nur eine spektakuläre
Kulisse bildet und ihr Erhalt bei Planungen stets zurückstehen muss.
Wenn es darauf ankommt, gilt der Naturschutz nach wie vor oft nur als
Hindernis und Kostentreiber. Ein ernstgemeinter Umgang mit dem Erbe
unserer Kinder sieht anders aus", sagt Dr. Norbert Schäffer.

Die vorgeschlagenen Ausgleichsmaßnahmen sind ebenfalls fragwürdig.
Beide Verbände halten die vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen für
ungeeignet, da es im nahen Umfeld weder einen vergleichbaren
Lebensraum noch ein entsprechendes Schutzgebiet gibt. Gemeinsam
betonen die beiden Vorsitzenden, dass sie als Vertreter der
Naturschutzverbände das geplante Brückenprojekt ablehnen. Sie fordern
die Initiatoren des Brückenprojektes auf, sich ernsthafte Gedanken für
ein zukunftsweisendes und mit der Natur vereinbares Konzept für
sanften Tourismus in der Region zu machen.

Beide Vorsitzenden werben dafür, die Möglichkeit einer persönlichen
Einwendung im Rahmen des bis zum 3.3.2020 laufenden Bauleitverfahrens
zu nutzen. Auf diesem Wege können Naturfreunde der Betroffenheit über
den unsensiblen Umgang mit unserer schützenswerten Natur gegenüber den
Brückeninitiatoren Ausdruck verleihen. Auf den Internetseiten des LBV
und des BN kann eine Mustereinwendung heruntergeladen und mit den
persönlichen Gründen gegen den Bau der Frankenwaldbrücke am Standort
Höllental ergänzt werden.

Weitere Infos und eine Anleitung für die Einwendung gegen den Bau
einer Hängebrücke im Höllental unter 

www.hof.lbv.de/naturschutz/das-höllental.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 21.02.2020

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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STELLUNGNAHME/599: Wölfe dürfen vorerst nicht geschossen werden (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 21. Februar 2020

Wölfe dürfen vorerst nicht geschossen werden

NABU und BUND freuen sich über die lösungsorientierte Entscheidung des
Verwaltungsgerichts Gera



Jena - Das Eilverfahren mit der Klage des NABU Thüringen und des BUND
Thüringen gegen den Abschuss von Wölfen am Standortübungsplatz
"Gotha-Ohrdruf" erzielt einen ersten Erfolg. Nach Auffassung des
Verwaltungsgerichts Gera sind demnach alle zumutbaren Maßnahmen durch
den Freistaat zu unternehmen, die ein Nebeneinander von
Weidetierhaltung und Wölfen möglich machen. Hierzu gehören nicht nur
höhere Zäune und Nachtpferche, sondern ausdrücklich auch der Einsatz
von Herdenschutzhunden.

"Bis zum Abschluss des ausstehenden Hauptsacheverfahrens darf die
Ohrdrufer Wölfin nicht abgeschossen werden. Damit ist auch der in der
Region vorkommende Wolfsrüde vor einem möglichen Fehlabschuss sicher.
Der Beschluss des Verwaltungsgerichts ist ein deutliches Signal an die
verantwortlichen Stellen in Verwaltung und Politik, die
Weidetierhalter mit ausreichend Beratungsangeboten und finanziellen
Mitteln beim Ausbau des Herdenschutzes und insbesondere beim Einsatz
und dem Unterhalt von Herdenschutzhunden zu unterstützen", sagt Martin
Schmidt, der Landesvorsitzende des NABU Thüringen. "Wir fordern vom
Freistaat schon lange die finanzielle Unterstützung für die
Unterhaltungskosten von Herdenschutzhunden in der Umgebung von
Ohrdruf. In einem gemeinsamen Schreiben betonen der Agrar- und der
Umweltkommissar der EU, dass diese Unterstützung auch durch
Fördermittel der Europäischen Union zustande kommen kann. Thüringen
muss jetzt die richtigen Weichen stellen und die betreffenden
Nutztierhalter noch stärker unterstützen. Durch diese Maßnahmen kann
letztlich erreicht werden, dass es zu einem vom Gesetz- und
Verordnungsgeber erwünschten Nebeneinander von Wolf und
Weidetierhaltung kommt."

Nach Auffassung des Gerichts gehört die Wölfin zu einer generell in
Deutschland streng geschützten Tierart, die im Besonderen wesentlicher
Bestandteil des europäischen Schutzgebietes "TÜP Ohrdruf-Jonastal" ist
und als solche durch die Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes
über den Gebietsschutz auch gerade deshalb besonderen Schutz
beanspruchen kann. "Der besondere Schutz, den die Wölfe in dem
dortigen FFH-Gebiet genießen, muss deshalb auch unter dem Einsatz
aller Zumutbarkeiten im Herdenschutz gewährleistet werden", erklärt
Dr. Burkhard Vogel, Landesgeschäftsführer des BUND Thüringen. "Hierfür
müssen vom Land besondere Anstrengungen unternommen werden, die über
die artenschutzrechtlichen Schutzmaßnahmen hinausgehen. Das Gericht
zielt nicht umsonst in seiner Begründung deutlich auf den
konstruktiven Ausgleich zwischen finanziellen Möglichkeiten des Landes
und die Notwendigkeit eines, an das Nebeneinander von Wölfen und
Schafen, angepassten und wirksamen Herdenschutzes."

Der NABU sieht gute Chance, dass es mit der zu erwartenden Verpaarung
zwischen Ohrdrufer Wölfin und ihrem neuen Wolfspartner erstmals zu
Wolfsnachwuchs in Thüringen kommen wird. Es wäre ein großer Erfolg für
Thüringen, wenn dann ein Zusammenleben zwischen Wölfen und Weidetieren
durch konsequente Herdenschutzmaßnahmen möglich gemacht wird.

Grundlage für eine langfristige Sicherung der Schafbeweidung ist und
bleibt jedoch eine bessere finanzielle Unterstützung der
Weidetierhaltung durch die EU-Agrarpolitik. Dies muss bei der aktuell
laufenden Verhandlung für die neue EU-Förderperiode Eingang finden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 21.02.2020

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de
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AKTIONSTAGE/1061: Naturschutz zum Anpacken im Hamburger Süden - Moor-Aktionstag am 29.2. in Neugraben (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 17. Februar 2020

Naturschutz zum Anpacken im Hamburger Süden

Mitmachen beim Moor-Aktionstag: NABU sucht freiwillige Helfer*innen
für Samstag, 29.02. ab 10 Uhr im Nincoper Moor im Naturschutzgebiet
Moorgürtel (Neugraben)



Am Samstag, 29. Februar 2020 veranstaltet der NABU Hamburg in
Kooperation mit der Behörde für Umwelt und Energie ab 10 Uhr einen
Moor-Aktionstag im Naturschutzgebiet Moorgürtel. In einem noch
erhaltenen Hochmoorkern, dem Nincoper Moor, wurden großflächig
aufgewachsene Birken gefällt. Um wieder offene Moorflächen schaffen zu
können, müssen diese nun in Handarbeit aus dem Moor gezogen werden.
Interessierte Bürger*innen sind herzlich eingeladen, bei diesem
Einsatz mitzuhelfen. Neben der körperlichen Betätigung an der frischen
Luft, bietet sich ein seltener Einblick in das sonst kaum zugängliche
Naturschutzgebiet. Die NABU-Stadtteilgruppe Süd wird nebenbei über
ihre Arbeit im Süden Hamburgs und über das wertvolle Nincoper Moor im
Naturschutzgebiet Moorgürtel berichten.

"Moore bieten wichtige Rückzugsräume für seltene Tier- und
Pflanzenarten", erklärt Anne-Lone Ostwald, Referentin für Moorschutz
beim NABU Hamburg den Hintergrund der Aktion. "Aber auch für uns
leisten intakte Moore wichtige Dienste, für den Klimaschutz, als
Wasserspeicher und für die Naherholung." Moore wurden durch Torfabbau
und Entwässerungen in der Vergangenheit stark geschädigt. Viele
Naturschutzmaßnahmen und viel Geduld sind erforderlich, um diese
wertvollen Ökosysteme wieder in einen natürlichen Zustand zu bringen.
Bäume entziehen dem Moor Wasser und verhindern damit die natürliche
Torfbildung, deshalb ist eine regelmäßige Entfernung aufwachsender
Gehölze für den Schutz dieser faszinierenden Landschaften notwendig.

"Der Moorgürtel ist Hamburgs größter Speicher von organischem
Kohlenstoff. Hier sind über 1 Million Tonnen des Treibhausgases CO2 in
den Moorböden gespeichert. Aber nur ein intaktes Moor erhält diese
wichtige Speicherfunktion und bietet Lebensraum für seltene Tiere und
Pflanzen!", bestätigt Bernd Hönig, Teil des Leitungsteams der
NABU-Gruppe Süd, die sich ehrenamtlich für den Schutz des Nincoper
Moors einsetzt. "Wir freuen uns auf alle, die uns dabei tatkräftig
unterstützen wollen!"

Der Aktionstag findet am 29.02. von 10 bis etwa 15 Uhr statt.
Material, Werkzeug sowie einen Mittagsimbiss stellt der NABU Hamburg
für alle Helfer*innen bereit. Vorkenntnisse sind nicht erforderlich.
Lediglich stabile Arbeitskleidung, wenn möglich Gummistiefel und
Regenschutz sollten mitgebracht werden. Wer mitmachen möchte, meldet
sich bitte bis zum 27.02. für den Aktionstag an. Bei der Anmeldung
wird dann der genaue Treffpunkt bekannt gegeben. Kontakt: Anne-Lone
Ostwald, NABU Hamburg, Tel.: 040/697089-0, Aktionstage@NABU-Hamburg.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 19.02.2020

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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AUSSTELLUNG/506: Wuppertal Institut erneut Aussteller bei der "Woche der Umwelt", 8.+9.6. (idw)


Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie gGmbH - 07.02.2020

Wuppertal Institut erneut Aussteller bei der "Woche der
Umwelt"

Umwelt-Schau des Bundespräsidenten und der DBU am 9. und 10. Juni 2020
im Park von Schloss Bellevue



Rund 190 Aussteller präsentieren und diskutieren bei der "Woche der
Umwelt" am 9. und 10. Juni 2020 im Park von Schloss Bellevue
innovative Ideen und Projekte rund um die Themen Umweltschutz und
Nachhaltigkeit. Sie rücken die damit verbundenen wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Chancen in den Fokus der Öffentlichkeit. Zum
sechsten Mal seit 2002 findet die Umweltmesse des Bundespräsidenten in
Zusammenarbeit mit der Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU) statt.
Die Expertenjury wählte das Wuppertal Institut erneut als Aussteller
aus, das zwei Projekte zum Thema Kreislaufwirtschaft vorstellen wird.
Auch die Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft, bei dem das Wuppertal
Institut Mitglied ist, präsentiert sich mit Projekten auf einem Stand.

Wuppertal/Berlin, 7. Februar 2020: Bundespräsident Frank-Walter
Steinmeier lädt zusammen mit der Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU)
zur sechsten "Woche der Umwelt" in den Park von Schloss Bellevue ein.
Bei der diesjährigen Umweltmesse, bekommen Besucherinnen und Besucher
einen Einblick in die Vielfalt neuer, umweltfreundlicher Technologien,
Produkte, Dienstleistungen und Konzepte für eine verantwortungsvolle
Gestaltung der Zukunft. Inhaltlich stehen der Klimaschutz, der Erhalt
der biologischen Vielfalt und die Digitalisierung im Fokus der
Umweltmesse. Nun wählte eine vom Bundespräsidenten ausgewählte
Expertenjury von insgesamt 440 eingereichten Bewerbungen 190
Aussteller für die diesjährige Umwelt-Schau aus. Dabei achtete die
Jury besonders auf die Qualität, das Innovationspotenzial und die
Modellhaftigkeit der Projekte. Auch das Wuppertal Institut ist in
diesem Jahr wieder als Aussteller im Schlosspark vor Ort.

Wuppertal Institut stellt zwei Projekte vor

Die Abteilung Kreislaufwirtschaft des Wuppertal Instituts stellt zwei
Projekte zu den Themen Recycling, Abfallvermeidung und Digitalisierung
vor. Wie beherrschend das Thema Kreislaufwirtschaft ist, zeigt sich am
Abfall, der zu den großen Lasten der Konsumgesellschaft gehört. Vor
allem Kunststoff findet sich überall. Statt den Kunststoffkreislauf zu
schließen, landet immer mehr Plastik in Meeren, Flüssen, Wäldern und
auf Straßen. Die Kreislaufwirtschaft will dieses Problem lösen, denn
Kunststoff ist ein wertvoller Rohstoff, aus dem wieder neue Produkte
entstehen können. Das Wuppertal Institut stellt daher die Projekte 
"Di-Plast" und "PuR" vor:

• Beim vom Interreg NWE Programm geförderten Projekt "Di-Plast -
Digital Circular Economy for the Plastics Industry" sorgen digitale
Technologien dafür, die Aufnahme von recycelten Kunststoffen in den
Produktionsprozess zu verbessern. Der Hintergrund: Die Quote
wiedereingesetzter Rezyklate - also aufbereiteter Kunststoffe - ist
noch sehr gering. Digitale Tools helfen Unternehmen, Produkte aus
Recyclingmaterial herzustellen und Kunststoffmüll aufzubereiten. Unter
der Leitung des Wuppertal Instituts arbeiten SKZ - Das 
Kunststoff-Zentrum, Umwelttechnik BW GmbH, Université de Luxembourg, 
Oost NL, Polymer Science Park sowie Jheronimus Academy of Data Science 
am Projekt mit.

• Das Projekt "PuR - Mit PreCycling zu mehr Ressourceneffizienz:
Systemische Lösungen der Verpackungsvermeidung" zielt darauf ab, den
täglichen Umgang mit Verpackungen zu verändern. Mit ganzheitlicher
Sichtweise - vom Design, über den Gebrauch und die Entsorgung bis hin
zu ihren gesellschaftlichen Dimensionen - entwickeln, testen und
evaluieren die Forschenden innovative Lösungen, wie sich
Verpackungsabfall am besten vermeiden lässt. Die PuR-Nachwuchsgruppe
ist ein Kooperationsprojekt des Wuppertal Instituts und der
Technischen Universität Berlin. Gefördert wird sie durch das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) innerhalb des
Rahmenprogramms "Forschung für Nachhaltige Entwicklungen" (FONA).

Woche der Umwelt mit über 90 Fachforen und rund 300 Expertinnen und
Experten

Im Park von Schloss Bellevue präsentieren sich 190 Aussteller auf fast
4.000 Quadratmetern zu den Fachthemen innovative Umwelttechnik,
Energieeffizienz und Ressourcenschutz, Klimaschutz, Energiewende,
Bildung, Naturschutz, Digitalisierung, Gewässerschutz, Bodenschutz,
Flächenverbrauch, Biodiversität, Mobilität und Verkehr sowie Bauen und
Wohnen.

In den einzelnen Pavillons finden Projektpräsentationen statt. Auf der
Hauptbühne diskutieren Spitzenvertreter aus Politik, Wirtschaft,
Wissenschaft und Gesellschaft zu einer ökologisch-sozialen
Gesellschaft, zum lokalen und globalen Schutz der Artenvielfalt, zu
Umweltkommunikation zwischen Qualität und Populismus sowie zu Visionen
für ein gutes und generationengerechtes Leben in der Zukunft.
Ergänzend und für die noch detailliertere Diskussion sollen im
weiteren Bühnenprogramm und in über 90 Fachforen die wichtigen und
aktuellen Entwicklungen in der Klima-, Umwelt-und
Naturschutzdiskussion aufgegriffen und mit rund 300 Expertinnen und
Experten diskutiert werden.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.woche-der-umwelt.de (Woche der Umwelt)

https://www.woche-der-umwelt.de/ausstellerKonkret/1525
(Ausstellerseite des Wuppertal Instituts)

https://wupperinst.org/p/wi/p/s/pd/829/
(Projekt PuR - Mit PreCycling zu mehr Ressourceneffizienz:
Systemische Lösungen der Verpackungsvermeidung)

https://wupperinst.org/p/wi/p/s/pd/799/
(Projekt Di-Plast - Digital Circular Economy for the Plastics
Industry)

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news731184

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution735

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie gGmbH - 07.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/3439: Vogelzug und Vogelwelt am Wattenmeer, 21.3. - Bestimmungsseminare am 20.+30.3., 5.+6.5. (bnur)


Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes
Schleswig-Holstein

Veranstaltungstipps ...



Vogelzug und Vogelwelt am Wattenmeer

Veranstaltung Nr. 2020-81 2

Samstag, 21. März 2020

Nationalpark-Zentrum Multimar Wattforum,

Tönning und Eidermündung

Der Vogelzug gehört zu den beeindruckendsten Phänomenen am
Wattenmeer. Im Rahmen dieser Veranstaltung klären wir in einem
einführenden Teil im Multimar Wattforum die Grundlagen dieser
Wanderbewegungen und geben einen Überblick über die unterschiedlichen
Zugvogelarten. Diesen Indoor-Teil ergänzen wir durch
eine Outdoor-Vogelbeobachtung im Bereich der Eidermündung
und in angrenzenden Gebieten.

Fernglas und wetterfeste Kleidung sind erforderlich!

Schwerpunkte

- Nationalpark Wattenmeer

- Vogelzug

- Küstenlandschaft

Teilnahmekreis

Lehrkräfte und Gruppenbetreuer*innen in der Umweltbildung,
Interessierte

Datum und Ort

Samstag, 21. März 2020, Nationalpark-Zentrum Multimar Wattforum,
Dithmarscher Str. 6a, 25832Tönning und Eidermündung

Leitung

Claus von Hoerschelmann, Landesbetrieb für Küstenschutz,
Nationalpark und Meeresschutz Schleswig-Holstein, Tönning

Organisatorische Hinweise

Anfahrt zum Tagungsort

Nationalpark-Zentrum

Multimar Wattforum

Dithmarscher Straße 6a

25832 Tönning

T 04861 96200

Mit der Bahn und zu Fuß

Der Bahnhof von Tönning ist ca. 15 Minuten Fußweg entfernt, der
Weg zum Multimar Wattforum ist ausgeschildert. Züge von und
nach Husum und Sankt Peter-Ording fahren stündlich.

Mit dem Auto oder Fahrrad

Kostenlose Besucherparkplätze befinden sich an der Dithmarscher
Straße in Tönning (= Navi-Adresse), der Weg dorthin ist
ausgeschildert. Vom Parkplatz sind es noch ca. 200 Meter Fußweg
zum Haupteingang.

Fahrräder können vor dem Haupteingang am Deich abgestellt
werden.

Direkt am Gebäude finden Sie zwei barrierefreie Parkplätze.
Die Anfahrt dorthin erfolgt über den historischen Hafen
(Navi-Adresse: Am Robbenberg). Bitte nutzen Sie die Klingel am
Hintereingang, um in die Ausstellung zu gelangen.

Hilfreich bei der Suche nach geeignetem Nahverkehr kann die
folgende Internetseite sein: www.nah.sh

Teilnahmebeitrag: 60 Euro

Anmeldung


Ihre Anmeldung richten Sie bitte schriftlich unter

Angabe der Veranstaltung Nr. 2020-81(2) an das

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume

des Landes Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25 | 24220 Flintbek

Fax: 04347 704-790

E-Mail: anmeldung@bnur.landsh.de

Online: www.schleswig-holstein.de/bnur

Das Anmeldeformular und die Teilnahmebedingungen finden

Sie hier:

 Anmeldung: https://bit.ly/2tqPlaB

 Teilnahmebedingungen: https://bit.ly/2KbPQbZ

Mit Ihrer Anmeldung erkennen Sie unsere allgemeinen

Geschäftsbedingungen an. Sie erhalten kurz vor der

Veranstaltung die Seminarbestätigung und die Rechnung.

Anmeldeschluss

Bitte melden Sie sich möglichst bis Donnerstag, 12. März 2020 an.

Ermäßigung

Bei Ganztagsveranstaltungen wird eine Ermäßigung von 60% auf
den Teilnahmebeitrag folgendem Personenkreis gewährt: Ehrenamtlich
Tätigen, Schüler*innen, Studierenden, Auszubildenden
sowie Personen, die ein Berufsfindungsjahr oder ein freiwilliges
soziales, ökologisches oder kulturelles Jahr leisten, im Europäischen
Freiwilligendienst Tätigen, Erwerbslosen sowie Empfänger*innen
von Arbeitslosengeld I und II.

Legen Sie Ihrer Anmeldung bitte direkt eine Kopie der
entsprechenden Bescheinigung bei.

Hinweis für Menschen mit Handicap

Um Ihnen die Teilnahme an unseren Veranstaltungen zu ermöglichen,
bieten wir Assistenztätigkeit an. Bitte setzen Sie sich bei Bedarf
telefonisch oder per E-Mail mit uns in Verbindung.

Programmänderungen

Änderungen des Programms und die Möglichkeit der Absage von
Veranstaltungen bleiben den Veranstaltern vorbehalten.


Programm

Samstag, 21. März 2020

10:00 Uhr Begrüßung

Dörte Paustian, Bildungszentrum für Natur,

Umwelt und ländliche Räume des Landes

Schleswig-Holstein, Flintbek

10:10 Uhr Begrüßung | Vorstellung

Claus von Hoerschelmann, Nationalparkverwaltung

Im März in den Salzwiesen: Vogelzug im Frühjahr

Dirk Marquardt, Birdwatching-Guide,

Nationalparkverwaltung

Kaffeepause

Wie reagieren Zugvögel auf das sich ändernde Klima?

Claus von Hoerschelmann

12:30 Uhr Mittagspause

13:15 Uhr Exkursion zu den Salzwiesen um das Katinger

Watt - Vogelbeobachtung der aktuell dort rastenden

Zugvögel

Transport mit Kleinbussen, ggf. Pkw der Teilnehmenden

Claus von Hoerschelmann

Dirk Marquardt

16:00 Uhr Abschluss | Bewertung

16:15 Uhr Ende der Veranstaltung


 * 


Veranstaltungsreihe Nr. 2020-81 1, 3, 5 + 6

1 Bestimmung heimischer Kleinsäuger

- Präparation von Gewöllen

- Bestimmung der Schädel

Freitag, 20. März 2020, Bildungszentrum für Natur,

Umwelt und ländliche Räume, Flintbek

60 Euro

In Zusammenarbeit mit Dr. Peter Borkenhagen

3 Bestimmung holzbewohnender Käfer

- Bestimmung von Arten und deren Ökologie

Montag, 30. März 2020, Bildungszentrum für Natur, 

Umwelt und ländliche Räume, Flintbek

60 Euro

In Zusammenarbeit mit der Christian-Albrechts-Universität


zu Kiel, Institut für Ökosystemforschung

5 Invasive Krebsarten

Dienstag, 5. Mai 2020, Bildungszentrum für Natur,
Umwelt und ländliche Räume, Flintbek
20 Euro
In Zusammenarbeit mit dem Landesamt für Landwirtschaft,
Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein

6 Schleswig-holsteinische Landschnecken.

Grundkurs

- Heimische Landschnecken

- Vergleich von Fundmaterial

- Praktische Bestimmungsübungen

Mittwoch, 6. Mai 2020, Haus der Natur - Cismar

60 Euro

In Zusammenarbeit mit dem Haus der Natur - Cismar

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis, 23.01.202ß

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes

Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25, 24220 Flintbek

Telefon: 04347/704-785, Fax: 04347/704-790

Internet: www.bnur.schleswig-holstein.de
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KINO/5750: Wertheim - Familienwahnsinn für Fortgeschrittene, Seniorenkino zeigt "Enkel für Anfänger", 27.02.20


Wertheim

Familienwahnsinn für Fortgeschrittene

Seniorenkino zeigt "Enkel für Anfänger"



Wertheim. Das Wertheimer Seniorenkino zeigt am Donnerstag, 27.
Februar, "Enkel für Anfänger". Beginn ist um 15 Uhr. In der deutschen
Komödie finden drei Rentner als "Leihoma" und "Leihopa" ihre neue
Bestimmung und starten damit unverhofft in die turbulenteste und
erfüllteste Zeit ihres Lebens.

Auf Nordic Walking und Senioren-Kurse an der Uni haben die Rentner
Karin (Maren Kroymann), Gerhard (Heiner Lauterbach) und Philippa
(Barbara Sukowa) keine Lust. Und mit Kindern und Enkeln hatten Karin
und Gerhard bislang auch so gar nichts am Hut. Deshalb verhilft
Philippa, die als Paten-Oma von Leonie das Leben voll auskostet, den
beiden zur unverhofften Großelternschaft. Im Handumdrehen haben sie
zwei "lebhafte" Paten-Enkel zu versorgen, eine riesige Hüpfburg im
Garten stehen und Lego-Steine an den Füßen kleben.

So treffen drei nicht mehr ganz blutjunge Anfänger auf
Familienwahnsinn für Fortgeschrittene: hyperaktive
Patchwork-Geschwister, stirnrunzelnde Helikoptereltern und
alleinerziehende Mütter ...

Die Veranstaltungsreihe Seniorenkino ist eine gemeinsame Initiative
von Volkshochschule, Seniorenbeirat und Roxy-Kino. Das Seniorenkino
findet in der Regel am letzten Donnerstag im Monat um 15 Uhr statt.
Der Eintritt beträgt 6,50 Euro. Über das Filmprogramm informiert das
Roxy-Kino auf seiner Internetseite unter www.roxy-wertheim.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 21.02.20

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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